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Nöerslcht Äeu ^>ii> Entwicklung.
Oberbürgermeister Dr. Tohmeger.

>S^ls der Deutsche Ritterorden im §lahre t2zo mit der Gründung Son Thorn das 

unvergängliche A^eisterwerk deutscher Kolonisation im Osten begann und aus seinem 
Auge öle Weichsel stromabwärts schließlich im Hahre s255 die Ordensburg Königsberg 
errichtete, entstanden hier unter seinem Schutze drei Ansiedlungen, Son denen die 
älteste unter dem Namen Altstadt im Aahre 1286, Döbenicht im Aahre tzoo und 

Kneiphos im Dahre sZ2/ mit Stadtvechten begabt wurden. 400 Aahve 
diese drei Städte Königsberg nebeneinander bestanden, bis sie durch die KabinettSordev 

König Friedrich Wilhelms I., des bedeutendsten Organisators aus dem preußischen 
Königsthron, am tz. Juni 1/24 endlich zu einer einheitlichen Stadt Königsberg Sev- 
schmolZen wurden. Am die drei Städte gegeneinander auSspielen Zu können, waS ihm 

auch oft gelungen ist, hatte der Deutsche Ritterorden Son Sornherein die Trennung 
begünstigt. And doch hat sich schließlich diese Politik an ihm gerächt, indem sich die drei 
Städte letzten Endes, wie die anderen OvdenSstädte gegen ihn stellten. Noch mehr 
aber als zu Angunsten ihres Dandesherrn deS Deutschen Ritterordens, hat diese 
Politik die nachbarliche Eifersucht zu schären nachteilig aus die Entwicklung der Stadt 
Königsberg selbst gewirkt. Anstatt daß sich seit dem iz. Jahrhundert einheitliche 
Stadt Königsberg bildete, die eine kvastSolle Handelspolitik in den Jahrhunderten der 

deutschen Hansa hätte entwickeln können, waren die Städte Altstadt und Kneiphos wenig 
einflußreiche Mitglieder dieses Bundes. Neid und Mißgunst wuchs unter ihnen und 
legte den Grund zu einer Kirchturmpolitik, die nicht so sehr daS gemeinsame Beste 

förderte, sondern nur dem Eigennutz der einzelnen Stadt dienen konnte. DaS An- 
glück wäre noch größer geworden, wenn Preußens erster König Friedrich I. den Plan 
durchgesührt hätte, anläßlich seiner Krönung noch eine öierte, die Friedrichstadt, zu 
schassen. So war es eine Tat Son entscheidender Bedeutung, daß endlich Sor 200 fahren



die drei Städte, zu denen sich inzwischen eine große Fahl hon Vorstädten, die sogen. 
Freiheiten, mit eigenen Rechten ausgestattet, gesellt hatten, zu einer Stadt bereinigt 
wurden. Mit ihren mehr als 40000 Einwohnern war sie nun mit einem Schlage die 
zweitgrößte Stadt des hier kurz vorher gegründeten Königreichs Preußen geworden. 
Wie so ost im Ließen die einzelnen Menschen, mußten hiev die Städte zu ihrem Glück 
gezwungen werden. Auf sede Weise versuchten die damaligen Machthaber ihre An- 
abhängigkeit zu wahren, scheiterten aber an dem energischen zielbewußten Willen des 

Königs, der durch ein Machtwort die Vereinigung auSsprach. In der Tat wurde 
damit einer Mißwirtschaft ein Ende gemacht, die eine Reihe Son Geschlechtern, die am 
Regiment saßen, vielfach zu eigenem Nutzen führten. Vor allem war nun endlich die 
Notwendigkeit gegeben, allmählich die Dinge unter einem größeren Gesichtspunkte als 
bisher zu sehen. Die Schäden, die die Nebeneinandevschaltung dreier Gemeinwesen 
anstelle eines einzelnen mit sich gebracht hat, prägen sich nicht nur heute noch im Stadt­
bild an einzelnen Stellen auS, wo die Mauern und Amwehvungen der Städte zu- 

sammenstießen, sondern vor allem auch ganz plastisch dadurch, daß Königsberg noch heute 
kein RathauS besitzt, das die EinheitSgemeinde symbolisiert, und daß noch heute die 
Verwaltung Son dem natürlich immer unzulänglicher gewordenen Kneiphöflschen Rat­
haus aus geleitet wird. Wie eingewurzelt die Trennung in der Bürgerschaft auch nach 
der Vereinigung blieb, geht nicht nur daraus hevSor, daß auch nach der Vereinheit­

lichung noch eine Zeitlang Ambüvgevungen aus einer Stadt in die andere Sorgenommen 
wurden, sondern Sov allem daraus, daß säst noch hundert Hahre die Künste und die 
kaufmännischen Gilden und Börsen der drei Städte getrennt bestanden. Erst 
tösz wurden die drei Gilden durch die »Korporation der Königsbergev Kauf- 
mannschast" abgelöst. In den „Kämpfen" der Schulkinder ist dieser Gedanke sogar noch 
bis auf die heutige Feit wachgeblieben, und erst durch die infolge der Not der Feit im 

Jahre 15)22 erfolgte Fusammenlegung der beiden städtischen Gymnasien Altstadt und 
Kneiphof - die Töbenichtsche Ratsschule ist Realgymnasium - zu einem einheitlichen



Staktgstmnasium Altstakt-Kneiphof ist auch hiev symbolisch ker Ring kev Einheit 
geschlossen.

Die bereinigte Stakt erhielt von Friedrich Wilhelm I. eine köstliche Morgengabe 
kakurch, kaß kie erheblichen aus kie Mißwirtschaft kev Lerschiekenen Magistrate Zu- 
rüökzufühvenken Schulken getilgt wurken unk kie neue Stakt Königsberg Son vorn­
herein auf gesunker Basis ansangen konnte. Daß trotzkem kie Verwaltung kev 
Stakt kalk wiekev in einen gewissen Schlenkvian heveinkam, beruhte Karauf kaß zwar 
eine erhebliche Vereinfachung kev Verwaltung Platz gegriffen hatte, sie aber auch in 
eine Dienerin kev Staatsgewalt umgewankelt wurke, kie bav sekev eigenen Initiative 
gehalten wav, kaS auSzuführen, waS kie Weisheit übergeorkneter Instanzen für 
richtig hielt. Diese feste Staatsgewalt wav zwar kev natürliche Rückschlag auf kie 
oben erwähnte Mißwirtschaft kev stäktischen Verwaltung, ihre Kraftquelle wav abev 
koch bei ken kamaligen VevkehvSöerhältnissen viel zu weit entfernt. Dazu kam kie 

gänzliche Interesselosigkeit Fviekvichs keS Großen an Königsberg unk kie Tat- 
lache, kaß kie Stakt währenk KeS siebenjährigen KriegeS eine ganze Reihe Son fahren 
unter kev Russenherrschaft stank unk nicht Zuletzt - namentlich in kev ersten Hälfte 
KeS i3. AahrhunkertS - an kev Anentschloffenheit unk Trägheit kev leitenken Persön­
lichkeiten krankte. Wenn sich trotzkem in ker zweiten Hälfte KeS l8. AahvhunkertS 
Königsberg eines guten Rufs erfreute, so lag KaS - neben kev geistigen Potenz von 
Immanuel Kant -, soweit kie stäktische Verwaltung in 'Frage kam, an kev Persönlich­
keit seines FreunkeS unk Ttschgenossen, KeS auch noch heute litevarisch fovtlebenken Ober­
bürgermeisters unk Staktpräsikenten von Hippel. Hatte auch kie bet kev Vereinigung 
kev krei Stäkte beseitigte Schulkenwivtschaft im Taufe kev Jahre wiekev um sich 
gegriffen, so stank Königsberg koch um kie Wenke KeS tp. AahvhunkertS mit einem 
ansehnlichen Vermögen auSgestattet ka. Außerhalb seines WeichbilkeS hatte eS einen 
Gvunkbesitz, bestehenk auS Gütern, Forsten unk Wiesen Son über toooo kis, ker 
allevkingS offenbar infolge unzureichenker Verwaltung unk bei ker kamals für ken



Verpachten herrschenden Rechtslage ungewöhnlich geringe Einkünfte abwarf. Näher 
hierauf unk auf bie städtische Verwaltung im 18. Jahrhundert wirb in zwei Festschriften 
eingegangen, bie bie Stabt Zu ihrem Jubiläum herauSgibt.

Jäh unterbrochen würbe bie Entwicklung bev Stabt, als Napoleon mit seinen 
Scharen über Ostpreußen hevgebraust kam. Nn ber Nähe öon Königsberg auf ben 
Schlachtfelbevn öon Pr. Eglau unb Frieblanb entschieb sich baS Schicksal Preußens. 
Der Tilsitev Färben trennte bie Hälfte beS SanbeS ab. Die Basten, bie bem Nest- 
staat aufevlegt würben, gingen insAngeheuere. Ganz besonberS zu leiben hatte Königs­
berg bei ben Tvuppenburchzügen Napoleons nach Nußlanb im Nähre 1812. Damals 
mußte bie Stabt KviegSkontributionen leisten, bie weit über ihre Kräfte hinauSgingen unb 
an benen sie - trotz bev französischen Kviegsentschäbigung Son - bis Sor so Aahren 
zu tilgen gehabt hat. Wie in senen Heften Königsberg bev Mittelpunkt beS preußischen 
Staates war, wie Son hiev aus bev Wieberaufbau unseres Vatevlanbes Sor sich gegangen 
ist, wie hier insbesonbere burch bie Stäbteorbnung bie (Arunblage für bas Aufblühen 
bev beutfchen Stäbte gelegt worben ist, bas ist zu bekannt, als baß eS hieraus eines 
näheren Eingehens bebarf. Besreit Son einer immer kleinlicher geworbenen Vovmunb- 
schast bev Negierung sollte sich nunmehr bie stäbtische Entwicklung Königsbergs aus 
ben Krästen bev Bürgerschaft heraus entfalten. Ein glücklicher Stern hat allerbings 
über bissen ersten Jahrzehnten städtischer Freiheit in Königsberg nicht geschwebt. Noch 
bis heute haben bie Kinberkvankheiten ber stäbtischen Freiheit ihre Narben hinterlassen. 
Schon bie Wahl bes ersten Oberbürgermeisters auf Gvunb bev Stäbteorbnung scheint 
keine glückliche gewesen Zu sein. Sie siel, wie bas bei einer Hanbelsstabt Sevstänblich 
war, auf einen Kaufmann, bev sich aber ben Geschästen alsbalb nicht gewachsen zeigte 
unb freiwillig ausschieb. Nun übernahm bev sunge unb tatkräftige, als Mitbegvünber 
ber preußischen Banbwehv in ber Geschichte unserer Freiheitskriege fortlebenbe Ober­
bürgermeister Heibemann seine leibev nur kurze Amtstätigkeit. Ein säher Tob infolge 
Verarbeitung riß ihn fort, noch ehe er imstanbe gewesen war, gvünbliche Nefovmen



in der Stadtverwaltung duvchzuführen. Seine nächsten Nachfolger scheinen eS nicht 
verstanden zu haben, mit der Stadtverordnetenversammlung Hand in Hand zu arbeiten. 
Nach Ablauf ihrer Wahlperiode wurden sie nicht wiedergewählt und schieden aus ihrem 
Amte aus. Die Stadtverordnetenversammlung aber hatte offenbar auch nicht daS 
richtige Verständnis für die neu erworbene Freiheit, deren Abermaß, über das Ver­
mögen der Stadt ohne jede Einwirkung der Aufsichtsbehörde frei verfügen zu können, 
sie nicht gewachsen war. Sie drängte auf Veräußerung des großen Grundbesitzes, 

und so war, als der preußische Staat nach einigen Jahrzehnten bei der Revision der 
Städteovdnung daran ging, die Freiheiten wieder zu beschneiden, der gesamte Grund­
besitz der Stadt verkauft, ohne daß er einschneidende Verbesserungen der Bage der 
Stadt Königsberg herbeigeführt hatte. Bediglich Verpflichtungen aus Patronats- 

vechten erinnern noch in der heutigen Alt verschwundenen Glanz großen Besitzes. 
In diesen schweren Heiten rächte sich auch Wohl der Amstand, daß Königsbergs 
Bürgerschaft zu lange Heit einer Kirchturmpolitik gehuldigt hatte, die den Blick für das 
Große trübte und dem Spießer und Bierbankpolitikev Raum ließ. Für die großen 
liberalen Forderungen nach Umwandlung Preußens in einen konstitutionellen Staat 

war das Interesse und die Begeisterung - namentlich in den 40 er fahren - in 
Königsberg groß, und starke Impulse nach dieser Richtung gingen auch diesmal Son 
Königsberg auS. Den Gedanken, sür das Nächstliegende zu sorgen, für eine öevnünstige 
und Zweckmäßige Verwaltung seines eigenen Gemeinwesens, ließ man aber dabei zu 

kurz kommen. Der nach der Revolution Son <848 einsetzenden Reaktion setzte man 
Männerstolz Sov Königsthronen entgegen und ließ in dem Streit um die Bestätigung 
deS gewählten Oberbürgermeisters dessen Posten in Serbijfener Opposition Siele Aahre 
lang unbesetzt. Auch in der Folgezeit wehrte man sich gegen moderne Bestrebungen 
in der städtischen Verwaltung und trieb mehr Inzucht in der Besetzung der leitenden 
Stellen als eS gut war. Fehlten der Stadt auch manche natürlichen Kraftquellen, 
die den Städten deS Westens in ihren Bodenschätzen für ihre gewaltige Entwickelung



zur Verfügung stanken, so hat sich koch Königsberg im -Dause kes AahrhunkertS 
auch nicht ohne eigene Schulk Son Kern zweiten Platz unter ken preußischen Stakten 
immer mehr abkvängen lassen zu einer Stakt minkevev Bekeutung unk seine Ein­
wohnerzahl Son vunk 6oooo Einwohnern zu Beginn kes r?. Aahvhunkevts bis zu 
Beginn unseres DahrhunkertS nur Sevkreifacht. Immer kvückenker lastete aus ker 
Entwicklung ker Stakt kie Tatsache, kaß es Son Festungswallen unk Gräben eng 
unrschnürt war, kie noch um kie Mitte kes vorigen AahrhunkevtS säst Sersallen 
waren unk eine Erholungsstätte sür alt unk fung bilketen, kie aber balk kanach 
entsprechenk kem kamaligen Stanke ker Kviegstechnik neu ausgebaut wovken waren. 
Das nötigte kazu, kaß sich aus kem öorhankenen engen Vaum kie stetig an- 
wachsenke Bevölkerung immer mehr Zusammenkrängen mußte, unk so öerschwank 
ein Garten in ker Stakt nach kem ankeren. Eng unk winklig wuvke kaS Straßen­

netz, -Duft unk Dicht fehlte überall. Es entstanken Wohnungszustänke, wie sie eben 
nur in Festungsstäkten kiesev Art möglich sink. Der enge Festungsgürtel unterbank 

auch feke wirtschaftliche Entwicklung ker Stakt. Wekev war Raum Sorhanken 
Hafen- unk Hankelsanlagen ker fortschveitenken Entwickelung entsprechenk zu schassen, 
noch konnten sich kie Eisenbahnöerkehrswege, gehemmt kuvch kie FestungSwälle, cnt- 
sprechenk ausgestalten. In immer steigenkem Maße entstanken ringsherum um kie 

Wälle unk kas Weichbilk ker Stakt Ansieklungen in Vororten, kie sich alles von ker 
Stakt Geschaffene zunutze machten, aber nicht zu ken ker Bürgerschaft obliegenken 

Deistungen beitrugen.
Dazu kam, kaß kaS geistige Deben ker Stakt, nicht eingekenk ker großen 

Überlieferung ker Vergangenheit, stagnierte, kie Aniöevsität Som Staate immer 
geringere Fovkevung erfuhr unk man sich im Veich karan gewöhnte, auf ken in 
ker Kultur zurückgebliebenen Osten unk seinen Vorort Königsberg, ker noch vor 
einem Menschenaltev ker Kanalisation entbehrte, mit Geringschätzung herabzusehen. 
Da war es kie große Tat kes um Königsbergs Entwicklung zur mokevnen Sroßstakt



hochverdienten Oberbürgermeisters Dr. Körte, baß er fußenb auf ben Vorarbeiten 
feines Vorgängers, beS Oberbürgermeisters Dr. Hoffmann, bieStabt auS ber Enge 
hevauSführte, bie große Eingemeindung ber umliegenben Vororte im Aahve durchsetzte
unb nach mühseligen Verhanblungen im Aahre enblich bem EntfestigungsSevtrag 
Zunr Abschluß berhalf burch ben Königsberg baS gesamte FestungSgelänbe öom FlskuS 
für einen Kaufpreis erwarb, ber allerbings nach ben bamaligen Wertverhältnifsen nicht 
gerabe niebrig bemessen war. Freubig hatten bie stäbtischen Körperschaften - bieStabtöer- 

orbnetenversammlung unter Führung von Kvohne - zugestimmt. Nun war ber Weg 
für eine großzügige Entwi^lung ber Stabt frei, unb mit Feuereifer ging man bavan 
nachzuholen, was in ben vergangenen Jahrzehnten versäumt war.

Auch ber preußische Staat besann sich zögernd barauf, was er seiner alten zweiten 
Hauptstabt schulbete. Au lange hatten Preußens Könige an ber Auffassung Friebvichs 
beS Großen über ihre KrönungSstabt festgehalten, unb was ben anberen Stäbten in 

gleicher Dage, Stettin unb vor allem Danzig, freigiebig gewährt war, würbe nur 
zu oft Königsberg versagt. Altpreußische Einfachheit unb Sparsamkeit, wie sie vor 
Mo fahren von Königsberg ausgegangen war, prägte sich noch bis kurz vor bem Kriege 
in ber Gestaltung aller öffentlichen Gebäube aus, unb noch heute sinb burchaus nicht alle 
öffentlichen Dienstgebäube von Staats- unb Veichsbehörben benen in anbeven 
Stäbten gleichwertig.

3n eifrigem Bemühen würbe ein Bebauungsplan für baS neue Groß-KönigSbevg 
aufgestellt. 8n rascher Arbeit ging man baran, bie Wälle nieberzulegen, bie Stabt- 
gräben zuzuschütten unb bie Slacisbäume zu fällen, um nunmehr auf bem so gewonnenen 

Gelänbe Straßen anzulegen unb sie mit allen mobevnen Leitungen zu versehen. Ver­
einzelt wuchsen auch schon hiev unb ba auf bem neuen FestungSgelänbe Häuser empor, 
einige öffentliche Dienstgebäube entstauben - leibev ohne ben evforberlichen künstlerischen 
Zusammenhang -, bie Pläne für bie längst notwenbige Erneuerung ber VevkehvS- 
anlagen unseres Hauptbahnhofs würben entworfen, ber heiß ersehnte Ausbau unseres



Hafens schien Gestalt annehmen zu wollen - da brach der Weltkrieg aus und ließ wie 
ein scharfer Nachtfrost alle Blütenträume dahinschwinden. Königsberg, auch trotz des 
Fortfalls der inneren Entsestigung - noch heute - FestungSstadt mit einem starken 
Fortgürtel umgeben, war der Hauptwasfenplatz sür den Krieg mit Rußland. Aebev- 
raschend schnell wälzten sich die russischen Heeresmaffen aus Königsberg Sor. Eine Be­
lagerung der Stadt durch die Russen schien unabwendbar. Das Gespenst der russischen 
Besetzung wie im siebenjährigen Kriege tauchte auf. Da machte die Schlacht bei Tannen- 
berg dieser Sorge ein Ende, die Ernennung deS BesreierS Ostpreußens, deS Feld- 
mavschalls Son Hindenburg und seines Seneralstabschess Budendovsf zu Ehrenbürgern 
war der Dank der Stadt. Allmählich kam auch daS wirtschaftliche Beben wieder etwas 
in Gang. Mit Hilft Son Kriegsgefangenen wurden die Arbeiten am neuen Hasen 
ausgenommen und gefördert, bis plötzlich die Militärverwaltung - den Aivilbehörden 
unerklärlich - mit rauher Hand eingrijf, die zum Baggern erforderlichen Kohlenöorräte 

beschlagnahmte und die Arbeiten versacken ließ.
Die Demobilisierung deS HeereS wars starke Arbeitermasfen zurück. Die Arbeits­

losigkeit wurde gewaltig groß. Die Bandwirtschaft konnte die zurückslutenden Massen, 
- im Winter schon gar nicht, ausnehmen. Die gering entwickelte Industrie bot gleich­
falls wenig Beschäftigung. Die finanzielle Bage der Stadt war durch die langen 
KriegSjahre aufs äußerste geschwächt. Notstandsarbeiten konnten zwar bei der Fort­
führung der EntfestigungSarbeiten angesetzt werden,- für den Hafenbau dagegen fehlte 
eS auch noch 1P1P an den erforderlichen Baggerkohlen.

So war die Bage in Königsberg, als der Diktatfrieden von Versailles über unS 
kam, bitter ernst. Vom deutschen Mutterlands sollte Ostpreußen durch den polnischen 
Korridor abgetvennt werden. Die beiden Nachbavhäsen Danzig und Memel wurden 
auS dem Reichsverbande auSgeschieden und dazu bestimmt, den Handel Son Polen 
nach Danzig und den Son Bitauen nach Memel abzulenken. Rußland, wohin sich die 
hauptsächlichsten Handelsbeziehungen Königsbergs erstreckten, lag Sollständig darnieder,



Son Ostpreußen durch neue Staaten getrennt. Es war eine Situation, die zum Ver­

zweifeln angetan war. Ader daS ist nicht Ostpveußenart. Mit zusammengebiffenen 
Zähnen gingen wir daran, unS auf die öeränderten Verhältnisse umzustellen und neue 

Bebensbedingungen zu schaffen. Der glänzende Abstimmungssieg in Masuren be­
wirkte, daß außer dem Soldauer Bezirk nicht noch weiteres Band Son Ostpreußen 

abgetrennt wurde. Die an die Weichsel angrenzenden, unS erhalten gebliebenen Teile 

von Westpreußen, zu einem Regierungsbezirk Westpreußen vereinigt, wurden der 
Provinz Ostpreußen ungegliedert. Wie war jetzt die Bage für Königsberg? Inmitten 
einer Agrarprovinz nimmt die Proöinzialhauptstadt Königsbevg eine Sonderstellung ein. 
Sie ist der einzige Seehafen, neben Elbing derHauptplaß für die in Ostpreußen bei dem 
Fehlen Son Bodenschätzen gering entwickelte Industrie. An Einwohnerzahl größer als 
alle übrigen mittleren Städte Ostpreußens zusammen, ist eS Son der nächsten deutschen 
Großstadt, d. h. jetzt nach dem Verlust Son Danzig und Posen, Berlin, eine Tagereise 
entfernt und nur durch jetzt fremder Staatshoheit unterstehendes Band oder über See 
erreichbar. So ergab sich schon mit Rücksicht aus die Sielen VerkehrSschwierigkeiten, 
die Polen im Korridor in der ersten Ait machte, die Notwendigkeit, Königsberg über 
Pillau mit Swinemünde durch eine regelmäßige DampfevSevbindung und über Pillau 
nach Beba durch daS Ostpreußenkabel mit dem Mutterlande unabhängig Som 
polnischen Korridor zu verknüpfen. Aber Königsberg ist in erster Reihe Handelsstadt, 
und ein Aufblühen ist nur möglich, wenn eS gelingt, die alten Handelsbeziehungen 
wieder anzuknüpfen und neue zu schaffen. Da war eS die Ausgabe der Stadt­
verwaltung, alle Kräfte daranzusetzen, um die Grundlagen, die von der öffentlichen 
Hand geschaffen werden müssen, herzustellen, auf denen die neuen Handelsbeziehungen 

aufgebaut werden können. So schritten wir mit frischem Wagemut daran, die 
Eisenbahnöerwaltung zur Fortführung ihrer VevkehrSpläne und für die Neugestaltung 
des Personen- und Güterbahnhofs zu gewinnen und selbst den Ausbau desHandels- 
und Industriehafens wieder fortzuführen. Wie daS im einzelnen vor sich gegangen



ist, wird in einer besonderen Abhandlung davgelegt werden. Vor allein aber mußte 
der neu geschaffenen politischen Tandkarte Rechnung getragen werden, die Ostpreußen 
als deutsche Insel im Slavenmeer aus die Ausgabe hinwieS, die Brücke zwischen 
Deutschland und Osteuropa zu werden. Aus dieser Erkenntnis heraus entstand die 
Deutsche Ostmesfe, die berufen ist, den Mittler zwischen dem Reich und Osteuropa zu 
stellen. Denselben Fwecken dient die Errichtung deS Flughafens, die dem modernsten 
Verkehrsmittel, dem Flugzeug, eine Stätte für den Schnellverkehr Som Westen zum 

Osten bereitet.
Die Durchführung dieser Pläne hatte aber vor allem auch die andere wohltätige 

Folge, daß eS aus diese Weise gelang, der furchtbaren Arbeitslosigkeit Herr zu werden. 
Die Herrichtung des EntfestigungSgeländeS machte weitere Fortschritte, und so herrschte 
überall in der Stadt in den letzten fahren regste Tätigkeit. Am allerwichtigsten aber war, 
daß sich Königsberg bewußt blieb, welche Ausgaben seiner als dem vorgeschobensten öst­
lichsten Posten deutscher Kultur harrten. Angeachtet aller Nöte haben wir uns bemüht, 
nicht nur unser gesamtes BildungSwesen ausrechtzuerhalten, sondern auch nach Mög­
lichkeit zu mehren. Königsberg ist stolz daraus, daß eS fetzt der bisher stark vernach­
lässigten Mädchenschulbildung ausgeholsen, eine Volkshochschule und eine Beamten­
hochschule neu geschaffen hat, daß es seine Handelshochschule nicht nur erhalten konnte, 

sondern im Begriff steht, sie weiter auszubauen.
Alle kulturellen und wirtschaftlichen Pläne können aber nur dann verwirklicht werden, 

wenn es gelingt, die städtische Verwaltung den drängenden Erfordernissen der Neuzeit 
entsprechend umzustellen und alle Kräste zusammenzuballen, um schlagfertig alle Hinder­

nisse zur Erreichung des Sorgesteckten Fieles zu überwinden. Wie daS im einzelnen inner­
halb der städtischenVerwaltung durchgeführt worden ist, soll in den nachstehendenBeiträgen 
aus der Feder derer, die mit mir zusammen die Dinge gestaltet haben, geschildert werden. 
Daß sür die Fukunst noch genug zu tun bleibt, darüber sind wir uns alle klar. Aber 
nur dann kann sich Königsberg weiter entfalten, wenn der Gedanke der Selbstverwal-







tung nicht, wie es in ken ZuvüMegenken fahren geschehen ist, immer mehr unterkrückt, 
sonkern wenn ihm im Gegenteil immer weiteres BetätigungSselk gewährt wirk. Noch 
ist aus kem Wege zu ker so kringenk notwenkigen VevwaltungSvefovm KeS preußischen 
StaateS nichts geschehen. Noch immer kranken wir trotz kev Not ker Ait einer 
Überfülle Son Behörken unk an einer Lokalisierung g^nz geringfügigen
Dingen. Vielfach steht aber auch noch kev Büvgev abseits kev stäktischen Verwaltung 

nur geneigt, sie in Gvunk unk Bokcn zu kritisieren, Sevantwortliche Mitarbeit aber zu 
verweigern. Möge nach bciken Richtungen hin balkigst ein Wankel eintretcn unk ein 
glücklicher Stern über kev Entwicklung KeS einheitlichen KönigSbevgS in seinem kritten 
Aahrhunkert stehen!



Organisation ^>er Verwaltung.
Bürgermeister Nr. Goerdeler.

^)ie Verwaltung der Stadt Königsberg und ihre Organisation Sor dem Kriege 

Weisen kaum nennenswerte Besonderheiten aus. Die technischen Verwaltungen er­
scheinen im Verhältnis zur Größe der Stadt Königsberg ausfallend stark gegliedert 
und dezentralisiert, indem den Serschiedenen Betrieben je zwei Hoch- und Tiesbauämter, 
die Baupolizei, ein VevmessungSamt und ein Maschinenamt sich selbständig anreihen. 
Im übrigen aber entsprach die Verwaltung Königsbergs derjenigen der meisten deut­
schen Großstädte mit MagistvatsSerfassung. Wie alle diese Städte unterschied sie 
sich Son den Städten mit BürgermeistevSersassung dadurch, daß die Stadt sehr 
Siel mehr im GemeindeSovstand befindliche Dezernenten (Stadträte) besaß, als 
Städte mit Bürgermeisteröevfassung leitende Verwaltungsbeamte haben. Diese Tat­
sache macht sich Sor allem darin nachteilig bemerkbar, daß die Arbeitsgebiete der ein­
zelnen Dezernenten zu klein bemessen, ja, daß geradezu um der vorhandenen Hahl 
von Dezernenten willen Dezernate geschaffen werden. Der Versaffer, der selbst in 

einer rheinischen Stadtverwaltung tätig gewesen ist, hat Gelegenheit gehabt, auf eigenen 
Erfahrungen beruhende Vergleiche anzustellen. Auch sonst fällt der Vergleich durchaus 
zu Gunsten der Bürgermeistereiverfasfung auS. Die stärkere Stellung deS Gemeinde- 
vorstandes gegenüber der Stadtverordnetenversammlung, wie sie in der Magistvats- 
Sersaffung verankert ist, hat in politisch bewegten Seiten Vorteile, wenn der Magistrat 
wie der hiesige nur nach rein sachlichen Gesichtspunkten handelt und in wichtigen Fragen 
seine Meinung durchhält, aber abgesehen davon, daß es sich um Auönahmezeiten 
handelt, wird dieser Vorteil ausgewogen durch die Sielen natürlichen NeibungSflächen, 
die sich in jedem Kollegium ergeben müssen, durch die Neigung zu Bangsamkeit und » 

Schwerfälligkeit und durch die großen Schwierigkeiten, Son der leitenden Stelle auS 
bis an die äußersten Pole deS VerwaltungSbetviebeS schnell und schlagkräftig Sor-



zukvingen. Der straffe Zusammenhalt ker rheinischen Verwaltung fehlt. So wirk ker 
unbefangene sachverstänkige Kritiker auch in ker KönigSberger VerwaltungS- 
organisation ker Vorkriegszeit eine gewisse Neigung zur Gliederung sinken, in 
ken kamaligen 47 selbstänkigen BüroS eine sehr weitgehenke Verselbstankigung auch 
kleinster Arbeitsgebiete festzustellen haben. Beispielsweise bilketenAnstalten wie Siechen- 
hauS, Armenhaus unk Waisenhaus, klein ihremWirkungSgebietsichauSZugleichen haben, 
sachlich alle ker Wohlfahrt Kienen unk kaher organisch Zusammengehören, völlig selb- 
ftankige Dienststellen, kie in einem gewissen förmlichen Verkehr untercinanker unk 
mit kem Magistrat stanken sowie von se einer Deputation verwaltet wurken. Dieses 
Beispiel für mehrere. Vielleicht haben wir hiev erst kurch kie Überspannung keS Or- 

ganisationSgekankenS im Kriege unk in ken ersten NachkriegSsahren gelernt, als Ael 
schlagkräftiger Verwaltung nicht nur kie Gliekerung in ArbeitSteile, sonkern auch keren 
Zusammenfassung zu reibungsloser, Kräfte unk Heit fparenker, einheitlichem Willen 

unterworfener Wirkung zu betrachten. DaS bekeutet für kie stäktische Verwaltung 
kie Notwenkigkeit, auS allen von einanker abhängigen Arbeitsgebieten große Dezer­

nate zu schassen unk sie mit ankeren zusammenhängenken wiekev völlig okev kurch 
Kokezernate zu Serbinken. DaS aber bekeutet auch, kaß alle Organisation Stückwerk 
unk tote Planwirtschaft ist, wenn sie nicht kurch kie Auswahl geeigneter Persönlich­
keiten, kie zu umfassenker leitenker Arbeit befähigt sink, Beben unk Wesen erhält.

Bei kem Aberblick über kie Verwaltung KönigSbergS vor kem Kriege ergibt sich 
ferner als bekeutsame Tatsache, kaß kie Stakt in eigener Regie ein Gaswerk, ein 
Wasser- unk KanalisationSwevk betrieb. GlektrizitätSwerk unk Straßenbahn waren 
an kie Ä. E. G. verpachtet, eine Maßnahme, auf kie im nächsten Aufsatz näher ein­
gegangen Werken wirk.

An sonstigen wirtschaftlichen Anternehmungen besaß kie Stakt nur ken Schlacht- 
unk Viehhof, kessen Betrieb aber weniger als wirtschaftlicher kenn als gesunkheitS- 
polizeilicher angesehen unk kaher auf ken gesetzlich Sorgeschriebenen Amfang (keine



EiSerzeugung) beschränkt würbe, bazu noch baS Fuhramt, baS ReinigungSamt unb 
bie Park-- unb Gartenöevwaltung. Schon bie Bezeichnung biesev brei Einrichtungen 
beweist, baß auch ihnen, beven Hweckbestimmung zur Bewältigung reiner Stabt- 
Serwaltungsausgaben sich buvchauS begrünben läßt, wirtschastliche Gestaltungskraft fremb 
war. Das Fuhramt öevbankte allevbings einem bebeutungsvollen wirtschaftlichen Ein­

fluß feine Entstehung, nämlich unleiblichev Pveisbilbung bes Ringes bev privaten 
Fuhrhaltev, also rein wirtschaftlichen Erwägungen,- sein Geschäftsbetrieb aber war ein 
rein bürokratischer, burch ben Etat geregelter. Es hatte alle Fuhrbebürfnisse sämtlicher 

stäbtischen Dienststellen zu besriebigen, ohne baß eine Verrechnung seiner Beistungen 

mit biesen zur Sollen Prüfung seiner Wirtschaftlichkeit notwenbig erschien.

Nn solchem Stanbe (Tafel I) befanben sich Verwaltung unb wirtschaftliche Be­

triebe ber Stabt Königsberg als ber Krieg auSbrach. Es erschien nach bem Gesagten 
natürlich, sa notwenbig, baß zur Bewältigung ber immer zahlreicher austvetenben 

KriegSausgaben neue Dienststellen geschaffen würben. Die öovhanbene starke Dezen­

tralisation, bie in bem Bestreben bev Vevselbstänbigung bev einzelnen Dienststellen 
soweit ging, baß biese burch Vermittelung eines besonbeven Hentralbüros mit bem 

Magistrat wie mit einem Dritten, außerhalb bev Verwaltung Stehenben, Verkehrten, 

hatte zur Folge, baß nicht bev Versuch gemacht würbe, bis neuen Ausgaben burch 

Sorhanbene Dienststellen unter entsprechender Erweiterung bewältigen zu lassen ober 
in etwa ein Kriegsbüro zusammenzusassen, vielmehr würbe sür sebeS neu hinzutvetenbe 
Arbeitsgebiet eine selbstänbige Dienststelle eingerichtet. So begegnen wir nebeneinanber 

solgenben Büros:

Unterstützung ber Eltern öon Kriegsteilnehmern", „KriegSsamilienunterstützungen", 

„Verrechnung bev Kriegsunterstützungen ausArmengelb", „Rentensachen", „Wochen- 

hilfe", „KriegShilfskafte", „Rechtsschutzstelle für Kriegsteilnehmer", „Fürsorgestelle, 

unb Arbeitsnachweis für Kriegsbefchäbigte", „RequisitionSsachen", „Abrechnung mit



auswärtigen Bieserungsöevbänden", „Ermittelungen bei der Heeresverwaltung", 
„A^ilitärische Kriegsleistungen", „Allgemeine Militävangelegenheiten".

Dazu treten die bekannten Ämter zur Bewältigung der AwangSwirtschast aus 
ihren verschiedenen Gebieten, das Brennstossamt, süns BebenSmittelämtev usw.
In der letzten Feit des Krieges und der Nachkriegszeit hat sich diese Entwickelung 

zu einer organisatorischen Vielgestaltigkeit mit ihren unvermeidlichen Überschneidungen 
noch verstärkt. Damals setzte die durch Bequemlichkeitshang und mangelnde Staats-' 
erfahrung genährte Neigung ein, neue Vorschriften als Schöpfung, Neuorganisation 
als Tat an sich anzusehen und die Selbstverwaltung mit den verstiegensten Forde­

rungen aus Einrichtungen und Beistungen zu überschütten. Darüber hinaus aber 
wurde die Königsbergev Verwaltung im Verhältnis zu der anderer Großstädte noch 
besonders stark dadurch beansprucht, daß Königsberg säst ein Aahv lang im KriegSgebiet 

sich befand, Festung und während deS ganzen KviegeS Hauptwasfen- und Nachschubs­
platz war. Allein die Fürsorge sür die ostpjjeußischen Flüchtlinge in den ersten KviegS- 

monaten, die meist starke Belegung der Stadt mit Truppen und ArmievungSarbeitern 
legten ihr im Verkehr mit den zuständigen militärischen Dienststellen eine besonders 
starke VevwaltungSarbeit aus. Die Stadt ist ihr durchaus gerecht geworden, ein Er­
gebnis, das mit umso größerer Anerkennung Son uns sestgestellt, mit umso stärkerem 
Stolz Son den damals verantwortlichen Männern ausgenommen werden kann, als die 
Stadt gleichzeitig in ihrer wirtschaftlichen Entwickelung besonders hart betroffen wurde. 

Die längst zum Lebensbedürfnis gewordene Beseitigung deS alten Festungsgürtels, 
der notwendige Ausbau deS neuen HafenS und die geradezu nach Durchführung 
schreienden Pläne zur Neugestaltung der Bahnhossanlagen wurden sür Hahre um so 
rücksichtsloser unterbrochen, als Königsberg Sitz des sür die Kriegswirtschaft in Ost­
preußen verantwortlichen stellvertretenden Generalkommandos war. Dazu kam eine 
besondere Schädigung der Wirtschaftlichkeit der Gasanstalt durch deren Versorgung 

mit oberschlesischer Kohle, obwohl die Gasanstalt ausschließlich aus Vergasung eng-



lischer oder westfälischer Kohle eingerichtet war. So stand Königsberg, als Krieg und 
Revolution Sorübergebraust waren, wirtschaftlich auf daS schwerste geschädigt, Sev- 
waltungStechnisch mit einer für seine Verhältnisse übermäßig schweren Rüstung be­

lastet da. (Tasel II.)
Hiev die Grundlage für eine wirtschaftliche Konsolidierung, die Richtlinien zu 

einem tragbaren und tragfähigen Ambau der VevwaltungSorganisation zu finden, war 
schwierig. Die Arbeit wurde, wie überall, erschwert durch den unglücklichen AuSgang 
deS KriegeS, die Erschütterung der öffentlichen Autorität und de§ gesamten Vev- 
waltungSapparats als naturgemäße Folge der Revolution und durch die im Gefolge 

dieser Ereignisse heveinbrechende immer weiter fortschreitende Ferrüttung unserer 
Währung. Gewiß teilte Königsberg diese gewaltigen Schwierigkeiten mit allen öffent­
lichen Verwaltungen. WaS ihm aber im Verein mit den übrigen ostpreußischen Selbst- 

ScrwaltungSkörpern als besondere Tast beschieden war, daS waren die Folgen deS 
Diktats Son Versailles gerade für die östliche Grenzmark. Sie werden an anderer 
Stelle dieser Schrift beleuchtet. Hier fei nur darauf hingewiesen, daß die klare Er­

kenntnis dieser Folgen und der Wille, sich aus deutschem Boden als Pionier deutscher 
Art zu behaupten, die Richtung sür die Verwaltung der Stadt wiesen. Gleichzeitig 
mußte der Magistrat Zu der Gewißheit gelangen, diesem Fiel nur dienen zu können, 

wenn er sich eine in Am fang und Kosten bescheidenste, nach wirtschaftlichen Gesichts­
punkten organisierte, technisch vollkommene, in allen Teilen schlagkräftige, durch eine 
ebenso starke wie geschickte Hand zu einheitlichem Handeln zusammengesaßte Ver­

waltung schuf
Schon Beobachtungen über die Wirkungen der Revolution und der Erschütterung 

der Währung aus die Verwaltung, die im letzten Kviegsfahve in den neu besetzten 
Teilen Rußlands gemacht waren, drängten Zu der Erkenntnis, daß diesen Wirkungen 
nur begegnet werden könnte, wenn eine Son starkem Willen getragene, die Verhält­
nisse in ihrem Fusammenhang überschauende Fentvalgewalt in die Tage Sersetzt würde,



wirtschaftliche Erkenntnis unb SerwaltungSpolitische Einsicht schnell zu einheitlicher Aus­
wirkung in ben einzelnen VevwaltungSzweigen zu bringen. Nur auf biesem Wege 
erschien eS möglich, Orbnung, Vertrauen unb bannt bie seber Verwaltung unentbehr­
liche Autorität allmählich wieber herzustellen. Die im Gegensatz zu ber Vorkriegszeit 
unerläßliche Aentralisierung ber stäbtischen Verwaltung ist in Königsberg nicht ohne 
Schwierigkeiten unb Reibungen vor sich gegangen. Sie waren SovauSsehbar, mußten 
aber um so eher in Kauf genommen werben, als bie praktischen Folgerungen solcher 
Erkenntnis für bie Organisation ber Verwaltung Königsbergs sich verhältnismäßig 
einfach ergaben.

Zunächst burfte natürlich an ber bereits erwähnten Tatsache nicht öorübergegangen 
werben, baß Träger seber Organisation bie Menschen sinb, unb baß eS also galt, sich 
über bie Aiele ber Personalpolitik klar zu werben. 3hre Bebeutung war um so klarer, 
als bie Vermehrung ber Dienststellen mit ihren sich überschneibenben Austänbigkeiten 
eine noch stärkere Vermehrung beS Personals, als an sich geboten, mit sich gebracht 
hatte. So sahen wir unS zu Beginn beS AahreS 64 stäbtischen Dienststellen 
mit 2872 Beamten unb Angestellten sowie 4ns Arbeitern gegenüber, währenb im 

Jahre ^14 an 47 Dienststellen <480 Beamte unb Angestellte unb 2680 Arbeiter 
tätig gewesen waren. Ähnlich lagen sa bie Verhältnisse in allen öffentlichen Verwal­
tungen. Der Vergleich zu bem Stanbe ber Vorkriegszeit war ebenso evschreckenb wie 
richtunggebenb. Es war gar nicht baran zu benken, baß ein Volk nach einem verlorenen 
Kriege, burch baS Fviebensbiktat halb erbrofselt unb mit ungeheurer Kontribution be­

lastet, in ber Tage sein sollte, eine um 70 °/a verstärkte VerwaltungSrüstung zu tragen. 
Die bcutschen Stäbte können für sich in Anspruch nehmen, bieS frühzeitig erkannt 
unb entsprechenb gehanbelt zu haben. 8n Königsberg würbe schon <020 begonnen, 
mit allen Mitteln ben schleunigen Abbau beS VerwaltungSkörperS herbeizu- 
fühven. Bei ber Erwägung, wie öorgegangen werben sollte, brängte sich bie Tatsache 
in ben Vovbergvunb, baß in ben letzten fahren bie Einstellung beS Personals eilig



unk ohne Auslese hatte vor sich gehen müssen. Die erste Abstoßung ungeeigneter 
Kräfte konnte in Angriff genommen Werken, ohne gleichzeitig sachliche Ankevungen in 
ker Organisation kurchzuführen,- kenn kaS stank fest, kaß ein Teil kes Personals nicht 
Soll auSgenuht war. AuS bestimmten Stichproben wav ersichtlich, kaß kie Dienstzeit 
nicht ausschließlich zur Erlekigung kienstlicher Angelegenheiten benutzt wurke, kaß kie 
Abevfüllung an Personal gerakezu eine gegenseitige Behinkerung unk Vevhinkevung 
intensiSev Arbeitsleistung zur Folge hatte. Für kie Auswahl kev zu Entlaffenken 
wurke Son öovnherein unk kauernk seke parteipolitische Binkung außer allem Betracht 
gelassen. Entscheikenk für kienstliche Beurteilung unk für Verbleiben in kev staktischen 
Verwaltung kursten nur TeistungSfähigkeit unk Eignung sein.

Die Vovanstellung keS GrunksatzeS kev Teilungen bei Auswahl keS neu zu 
bilkenken PersonalkövpevS ker staktischen Verwaltung ist vielfach in kev Öffentlichkeit 
angegriffen. Mehrfach wurke verlangt, kaß in erster Time persönliche Verhältnisse 
berücksichtigt Werken sollten. Dieses Verlangen wav nuv insofern berechtigt, als bei 
gleichen Teistungen soziale Momente entscheikenken Ausschlag geben müssen. In 
kiesem Ginne wav auch bei Entlassungen stets Verfahren. Im übrigen mußte aber bei 
kev gvaklinigen Durchführung kev TeistungSauSwahl selbst unter Hinnahme unver- 
meiklichev Härten verblieben Werken,- kenn kie jeweils für kie öffentliche Ver­
waltung verantwortlichen Personen haben nicht KaS Recht, auf Kosten 
einer bereits mit schweren Tasten ringenken Bürgerschaft kie Grunksätze 

kev Sachlichkeit unk keS gemeinen Bestens zu Gunsten bequemerer Ge° 
fühlSpolitik zu verlassen. Härten wurken kurch AbfinkungSgelker nach Möglich­

keit gemilkert.
Dieser im Frühjahr ipso begonnene Abbau überflüssiger Kräfte erstreckte sich 

naturgemäß zunächst auf kie in ken letzten fahren ohne kie Möglichkeit sorgfältiger Aus­
lese eingestellten Hilsskräste. Sie waren in ankeren Berufen ausgewachsen, zum Teil 
ohne jeke zusammenhängenke ÄuSbilkung unk mußten kahev kenen weichen, von kenen



bei erstem flüchtigem Überblick mehr Eignung zu erwarten war. Ae weiter der Abbau 
fortfchritt - die Aalst der Beamten und Angestellten war bereits am t. April tpst auf 
2428 herabgedrückt - desto mehr mußte Bedacht genommen werden, tüchtige Hilfskräfte 
zu halten, zumal die damals einsetzende Scheinkonjunktuv des Wirtschaftslebens weg- 
lockend wirkte. 3m Aahve t^>2t wurde daher unter Ausnutzung deS GesetzeS Som 
S. Juli tpso durch Gemeindebeschluß die Gruppe der Dauerangestellten ge­

schaffen,- in sie wurden alle diejenigen für längere Aeit noch nicht entbehrlichen Ange­
stellten ausgenommen, die nach sorgfältig ausgewogenem Arteil ihrer DienststellenSov- 
steher und Dezernenten als ausgezeichnete Arbeitskräfte angesprochen werden konnten- 

Den Dauerangestellten wurden eine längere und nur durch Magistratsbeschluß in 
Gang zu setzende Kündigungsfrist, ein RuhegehaltSanspruch und die Weiterzahlung 
des GehaltS in Krankheitsfällen zuerkannt,- gleichzeitig wurde ihnen die Möglichkeit 

eröffnet, sich zu den Beamtenschulen und Beamtenpvüfungen nach Ablaus einer Be­
währungsfrist zu melden.

Der Abbau der außerhalb dieser Gruppe verbliebenen Hilsskräfte vollzog sich nun 
mit erhöhter Beschleunigung, so daß wir heute an solchen Angestellten nur noch un­
entbehrliche Stenotypistinnen, Spezialisten der Arbeitsvermittlung, wissenschaftlich 
besonders Sorgebildete Hilsskräfte und die rechts- und ehrenhalber in ihren Stellen zu 
belassenden Schwerkriegsbeschädigten haben.

An die Verminderung der Beamtenzahl konnte zunächst nicht gegangen werden. 
Rechtliche Gründe standen dein entgegen, und der Magistrat teilte mit Söller Aber- 
zeugung den Standpunkt, daß die Erhaltung eines mit den städtischen Interessen 

dauernd und innig verknüpften, Wohl ausgebildeten, arbeitssveudigen und pflichtbewußten 
BerufsbeamtentumS auch in Aukunft das Rückgrat der Verwaltung bleiben müsse. 
Amso planmäßiger wurden schon seit dem Jahre 1020 zahlreiche Gelegenheiten wahr­
genommen, ungeeigneteBeamtenkräfte auSzuscheiden, vor allen Dingen wurde in sämt­
lichen Gruppen des Personals mit vollkommener Strenge der Grundsatz duvchgesührt,



daß Verschlungen gegen die Grundpflichten eines anständigen, tüchtigen und fleißigen 

Beamten, Angestellten und AvbeiterS der Gemeinde Anlaß geben, sich Son solchen un­
geeigneten Kräften zu befreien. War damals auch noch nicht an einen planmäßigen Abbau 

überalterter Kräfte und solcher Beamten zu denken, die sich schließlich trotz mehr oder 
minder guten Willens unter den schwierigen Verhältnissen als nicht geeignet 
erwiesen hatten ihre Stellen Soll auSzusüllen, so war doch aus der anderen Seite klar, 

daß an den Nachwuchs deS BeamtenkörpevS bei dem starken Andrang Zu allen öffent­
lichen Dienststellen Sevschärste Anforderungen gelegt werden konnten und mußten. Es 

muß immer das Fiel feder öffentlichen Verwaltung bleiben, bei der ersten Auslese der 

Beamtenanwärter einen so sorgfältig nach rein sachlichen Gesichtspunkten ausgesuchten, 

gewissenhaft gehandhabten Maßstab anzulegen, daß ungeeignete Kräfte möglichst früh­

zeitig und Sov der Anstellung beseitigt und auch spätere Mißerfolge nach Möglichkeit 

ausgeschaltet werden. Je klarer und unbeivrtev dieser Grundsatz durchgesühvt wird, umso 

größer ist der Nutzen sür die Stadt, umso geringer aber auch die Härte für den einzelnen 

Son dem schwarzen ToS Betroffenen und umso Sorteilhaftev für das Gesamtintevesse 

der Beamtenschaft. Der Kenner der preußischen Staatsbeamtengeschichte wird fest- 

stellen müssen, daß in den Feiten, in denen Son einer klugen und unbeirrt handelnden 

Verwaltung rücksichtslos scharfe Anforderungen gestellt wurden, und in denen die 

Beamten nach ihrem Können ge- und Sevwevtet wurden, Ansehen und Teistungen 

der Beamtenschaft am höchsten standen. In der Hinsicht waren bereits seit Ende dös 

vorigen Jahrhunderts hiev und da, besonders im Staate, altbewährte Grundsätze ver­

lassen, Äußerlichkeiten und Schematismus im Vordringen. Der Vorteil einer richtig 

ausgewählten, gut erzogenen und zu gewissenhafter Pflichterfüllung angehaltenen Be­

amtenschaft macht sich aber auch für sie selbst noch dahin bemerkbar, daß er die Fuvück- 

fühvung deS BeamtenapparatS auf einen möglichst geringen Amsang und damit die 

angemessene Besoldung der Beamtenschaft ermöglicht. Eine kleine Fahl tüchtiger, gut



bezahlter Kräfte wird stch in jeder Beziehung als vorteilhafter und billiger erweisen 

als ein Heer sorglos ausgelesener und schlecht bezahlter Personen.
Bei der Durchführung dieser Grundsätze in der Verwaltung der Stadt Königs­

berg ist der Magistrat Son dem Beamtenausschuß stets auf daS nachdrücklichste unter­
stützt worden. Es war ja stets ein besonderer Stolz gerade der Kommunalbeamten- 
schast, daß in ihr der Grundsatz der TüchtigkeitSauSlese klar Sersolgt wurde. Im Aahre 
1022 wurden neue Bestimmungen sür die Annahme, Ausbildung und Besövdevung 
der Beamten der Stadt Königsberg erlassen und die Prüfungsordnungen neu fest­
gelegt. Aber den Wert der Prüfungen an sich werden Fachmänner stets durchaus 
geteilter Meinung sein. DaS Eine aber steht sest, daß sie sür eine große Verwaltung 

unentbehrlich sind, um einmal die erste Auslese auS einer Fülle zur Versügung stehender 
Kräfte richtig zu gewährleisten und sodann in dem so auSgelesenen Beamtenkörper 

mit Gerechtigkeit die Befähigung für einen weiteren Aufstieg festzustellen. Daher hat 
sich auch der Magistrat in Königsberg entschlossen, sür seine technischen und Vevwal- 
tungsbeamten an dem Grundsatz der Prüfungen festzuhalten.

Die Anforderungen an die Prüfungen in den neuen Prüfungsordnungen wurden 
verschärft. Auf der anderen Seite wurde den Beamtenanwärtern durch Einrichtung 
einer Beamtenschule von fünfmonatlicher Dauer unter Befreiung öom Dienste die 
Möglichkeit einer gediegenen Ausbildung gegeben. Diese Beamtenschule ist in steigen­
dem Maße auch Son auswärtigen Verwaltungen zur Ausbildung ihrer Anwärter 

auSgenutzt. Aur zweiten Prüfung wird nur zugelassen, wer die erste Prüfung bestanden 
und in dreijährigem Beamtendienst sich bewährt hat. Auch die Vorbereitung zu dieser 
Zweiten Prüfung ist durch Neueinrichtung Son AuSbildungSkursen erleichtert, die unter 

teilweise« Besreiung Som Dienste in Form Son Nachmittagsunterricht je drei Monate 
hindurch stattsinden. Bei der Beurteilung der Prüfungen der Beamten selbst wurde 

ein strenger Maßstab angelegt. Die Wirkung Zeigte sich in dem Verhältnis der be­
standenen Pvüsungen zu der Gesamtzahl der Prüslinge. Sie betrug im Aahre 1^1Z:



I. Prüfung 8o°/o, II. Prüfung Mo °/v, soso: I. Prüfung oo °/a, II. Prüfung Mo °/h
I. Prüfung 8o°/v, II. Prüfung 8ä°/o- coss: I. Prüfung 8l °/o, II. Prüfung 8o°/o,- 

spLZ: I. Prüfung 09 °/n, II. Prüfung 50°/«.
Nnsbesonbere aber würbe bei ber Beförberung ber Beamten ganz folgerichtig 

bev Grunbfaß bev „Ochsentour" verworfen. Am auf ber anberen Seite zu Vevmeiben, 
baß burch ungleiche Beurteilungen Serschiebenev Vorgesetzten unvergleichbare Ergebnisse 
unb bamit Angerechtigkeiten gezeitigt würben, bürste in Hweifelsfällen bie Entscheibung 
erst bann getroffen werben, wenn mehrere Dienststellenvorsteher zu bem gleichen Anteil 

gelangt waren. Äußevbem würbe in ben einzelnen Gruppen insofern Berücksichtigung 
beS DienstaltcrS sichevgestellt, als ber bienstälteve öon einem bienstsüngeren Beamten 
nur übersprungen werben burfte, wenn bessen größere Eignung süv bie Befövbevungs-- 
stellc Zweifellos feststanb. Auf biefe Weise ist im Saufe bev letzten Aahve in gehobene 
Stellen eine Reihe tatkräftiger jüngerer Beamten gerückt, welche bie in sie gesetzten 
Erwartungen bisher Soll erfüllt haben.

Das letzte Mittel, um bie Beistungen ber Beamtenschaft zu erhöhen, war enblich 
bie Hebung bev Gelbstänbigkeit unb Vevantwovtlichkeit in allen Gruppen, gevabe aber 
auch bei ben mittleren Beamten. Der Gvunbsatz, baß keine Arbeit Son einer höher 
bezahlten Kraft gemacht werben soll, für bie eine Kraft mit geringerer Besolbung 
ausveicht, ist einfach unb klar unb sollte überall gelten. Aber auch nach außen hin soll 
sebev Beamte, ber eine Arbeit ober ein Werk schasst, als ihr verantwortlicher Schöpfer 
erscheinen. Er soll seinen Namen barunter setzen unb man soll baher allen Beamten, 
benen eine solche Selbstänbigkeit unb ber richtige Gebrauch beS ihnen übertragenen 
EntscheibungSrechtS nach Vorbilbung, Beistung unb Charakter anöevtraut werben 

kann, bieses Recht geben. Selbstöerstänblich muß gewissen Entscheibungen öon grunb- 
sätzlichev ober besonberer finanzieller Bebeutung für bie Stabt eine Abevprüfung burch 
eine besonberS qualifizierte Kraft Vorbehalten bleiben, unb ebenso selbstöerstänblich nruß 
ber einzelne ben stäbtischen Körperschaften verantwortliche Dezernent bie Möglichkeit



haben, jederzeit ordnend in kie Ausübung der HandlungSsveiheit der ihm unterstellten 
Beamten einZugreifen. In kiesen Grenzen ist hier in Königsberg kie Regelung im 
Aahrc 1^)20 getroffen unk hat sich bisher zweifellos vollkommen bewährt. Am kie Be- 
keutung ker Verleihung keS HeichnungSrechtS zu unterstreichen, erfolgt sie kurch einen 
besonkeren Akt, unterschrieben vom Sach- unk Personaldezernenten, kie kamit auch kie 
Verantwortung für kie Verleihung übernehmen.

Mit einer solchen Personalpolitik kurfte eine gesunke Grunklage für kie Durchfüh­
rung keS eigentlichen BeamtenabbauS gesichert erscheinen, als kie Ankerung kev Reichs- 
unk OtaatSgesetzgebung einen solchen Beamtenabbau ermöglichte. Schon vor Inkraft­
treten kiefeS GesetzeS waren in ker Verwaltung ker Stakt Königsberg auf ker erwähnten 
Grunklage kiefenigen Beamten ermittelt, von keren weiterer Tätigkeit ein erheblicher 
Nutzen für kie Stakt nicht mehr zu erwarten war. Damit soll nicht gesagt sein, kaß etwa 

sämtliche in ken letzten fahren auSgeschiekenen Beamten auS solchen Gvünken ken 
stäktischen Dienst verlassen haben. Selbstverständlich führten auch persönliche Verhält­

nisse und Wünsche zu Böfungen deS BeamtenverhältnisseS. Beweis aber für die Rich­
tigkeit deS eingefchlagenen WegeS war, kaß innerhalb kev gesamten Beamtenschaft sich 

eine sehr gleichmäßige Auffassung über kie an einen Beamten zu stellenken Anforde­
rungen duvchgesetzt hatte und daß sich der Abbau von etwa 220 Beamten ohne Anwen­
dung der Personalabbauöerordnung vollzogen hat. Nur in einem einzigen Falle hat 

bisher die Stadt Königsberg von den Bestimmungen dieser Verordnung Beamten 
gegenüber Gebrauch machen müssen. Es ist zu hoffen, daß sich kie gesamte langwierige 

unk mühevolle Neuorknung bewähren wirk, kaß ungeignete Beamtenanwärter in kie 
stäktische Verwaltung nicht hineingelangt, daß sunge und ältere Beamte sowie Angestellte 
zu einem harmonischen, wohlgeglicderten und leistungsfähigen Körper Zufammengeschweißt 
sink. Ein abschließenkeS Avteil Werken erst spätere Aahre fällen kürfen, kie längere 
Tätigkeit unk Dauerleistungen kieseS Körpers überblicken können. Sein Pflichtbewußt­
sein unk seine Gpfevwilligkeit stanken unk stehen außer allem Zweifel. Der Reichs- und



Staatsbeamtenschaft öoraneilenb, leistet bie stäbtifche Beamtenschaft acht Monate im 
Aahve in geteilter Arbeitszeit einen Tagesbienst von minbestens neun Stunben, vier 
Sommermonate ungeteilt einen solchen von achteinhalb Stunben.

Mit ben geschilbevten Maßnahmen war in persönlicher Beziehung bie Gvunb- 
lage geschaffen, auf ber bas oben bezeichnete Aiel ber Vereinfachung ber Verwaltung in 
Angriff genommen werben konnte. Wir waren uns aber von vornherein bavüber klar, 
baß als zweite gleichwichtige Voraussetzung bie sachliche Amorganisation ber Verwaltung 
in ihren Srunbzügen festzustellen unb minbestens gleichzeitig mit ben Maßnahmen ber 
Personalpolitik in Angriff zu nehmen sei. Für biese Sachorganisation war vichtunggebenb 
ber Entschluß, bie wirtschaftlichen Anternehmungen unb Betriebe ber Stabt nicht mehr 
in öffentlich-rechtlicher an ben Haushaltsplan gebunbener Verwaltungssorm zu betreiben, 
sonbern nach kaufmännischen Gesichtspunkten in ber Form einer Gesellschaft beS 
privaten Rechts. Hierüber gibt bie nachfolgenbe Abhanblung beS Oberbürgermeisters 
näheren Aufschluß.

3n ben Kreis biesev Anternehmungen gehört auch bie im Aahre errichtete 
Stabtbank. Ihre Bebeutung wirb in einer besonberen Abhanblung bieser Schrift ge- 
wüvbigt. Es barf aber in biesem Ausammenhange nicht Übergängen werben, baß bie 
Existenz ber Stabtbank für bie Organisation beS RechnungS- unb KaffenwesenS ber 
Stabt grunblegenb würbe. Die Stabthauptkajfe als solche ist von ber Stabtbank auf­
gesogen, baS gesamte Kaffenwesen ber Stabt wirb von ber Stabtbank besorgt. Aus Seiten 
ber öffentlich-rechtlichen Verwaltung sinb für bie Finanzkontrolle, bie Rechnungsprüfung, 
bie Kapital- unb Schulbenverwaltung unb bie Verwaltung ber Stiftungen bie 
Gtabtkämmerei, für bie kamevalistische Buchführung lediglich bie Stabthauptbuchhalterei 
unb für bie Steuereinziehung bie Stabtsteuerkaffe verblieben.

Mit bieser gvunblegenben unb Zweifellos in Königsberg Zuerst eingeleiteten unb 
am folgerichtigsten burchgeführten Entwickelung war bie Grunblage für bie sachliche 
Organisation ber Verwaltung gegeben. Aus ber Reihe ber haushaltsplanmäßig



kontrollierten, bürokratisch Zu evsassenken Dienststellen unk Betriebe schieben 

allmählich alle in ken Sorstehenken Ausführungen genannten wirtschaftlichen Ante» 

nehmungen auS.

Für kie VerwaltungSovganisation wurke, wie für kie Betriebsorganisation, maß- 
gebenk ker Grunksatz, kaß auch trotz ker Schwierigkeiten ker MagistratSSersassung unk 

keS großen DeZernentenbestankeS eine allmähliche dusammenfasfung großer Arbeits­
gebiete in ker Hank einzelner Dezernenten in kie Wege geleitet unk allmählich kurch- 

geführt wurke. Nicht nur personelle Schwierigkeiten stanken ker schnellen Erreichung 
kieseS IwleS entgegen, sonkevn auch räumlich befank unk befinket sich kie Verwaltung 

Königsbergs in einer überaus ungünstigen -Tage. DaS eigentliche RathauS faßt nur 

ken kleinsten Teil ker Verwaltung. Die übrigen Dienststellen waren im Aahre 

in z8 Serschiekenen über KaS ganze innere Staktgebiet verstreuten Gebäuken unter- 
gebracht. Schon kie Iahl läßt auf kas Maß ker räumlichen Anzulänglichkeiten ker 

Gebäuke schließen unk man kann karauS kie Schwierigkeiten ermessen, kie sich einer 

planmäßigen Husammenziehung kev zevstreuten Verwaltung in übersichtliche große 

Dienststellen entgegenstellten. Sie sink aber heute bis auf etwa krei Ausnahmen über- 
wunken, so kaß kie stäktische Verwaltung nur noch 25 Gebäuke, kie zum größten Teil 

auch im Zusammenhang liegen, mit kem gleichen Flächeninhalt wie ^4, beansprucht. 
Daß kieser sachliche Ambau neben kem Personalumbau stückweise vor sich ging unk 

häusige Amzüge erforkevlich machte, hat zu kev Scherzantwort auf kie Frage nach ker 

Tätigkeit keS Magistrats geführt: „Der Magistrat zieht um." Noch etwa krei oker 

vier Amzüge unk kaS öorgcsteckte Aiel ist erreicht, soweit eS sich beim Fohlen 

eines einheitlichen VerwaltungSgebäukeS überhaupt kurchsühven läßt, unk Zwar 

erreicht, obgleich sich neu entwiökelnke WivtschastSbetriebe wie kie Staktbank 
bereits in kie angegebene d^hl eingerechnet sink unk zum Teil einen steigenken 
Raumbekarf haben.



Richtunggebend für die Bildung großer Dezernate war selbstverständlich die Mög­
lichkeit der Vereinigung zusammenhängender Arbeitsgebiete, Aweck, dem Dezernenten 
einen möglichst umfassenden Aberblick über zusammenhängende Arbeitsgebiete zu gewäh­
ren. Nur ein solcher Ab erblick, der das richtige Verständnis sür die Ausammenhänge 
und die Rückwirkungen der Vorgänge und Maßnahmen in dem einen Gebiete aus 
das andere ermöglicht, gibt eine Gewähr sür eine weitblickende, schnell und sachlich richtig 
arbeitende Verwaltung. Was für den Dezernenten gilt, kann für den B-eiter deS 
inneren Dienstbetriebes, den Bürovorsteher, nicht geleugnet werden. Es mußte z. B. 
der Schnelligkeit und Aielstvebigkeit der Verwaltung abträglich sein, wenn innerhalb 
des Schuldezernats drei verschiedene Büros für höhere, Volks- und Berufsschulen 
tätig waren. Es konnte nicht als Vorteil anerkannt werden, daß das Wohlfahrtsamt 
Son dem mit ihm auf das innigste zusammenhängenden Gesundheitsamt getrennt 
war, und es mußte zu einem Beerlauf Son Kräften führen, wenn Baupolizei und 
Wohnungsfürsorge in getrennten BüroS und sogar getrennten Dezernaten behandelt 
wurden. Daß das auf die Statistik angewiesene Wirtschastsamt zwar räumlich aber 
nicht organisatorisch mit dem Statistischer: Amt vereinigt war, zeitigte ebenfalls An- 
sicherheit für das erstere, Anöollkommenheit und tote Arbeit für das letztere, und daß 
die starke Gliederung der Organisation in den technischen Vevwaltungsgebieten zum 
mindesten der gesunkenen Beistungsfähigkeit der Stadt, gerade aus diesem Gebiete sich 
zu betätigen, nicht entsprach, machte sich bald und steigend fühlbar. An Kops- oder 
Generalbüros besaß die Verwaltung nach dem Austand, in den sie durch Kriegs- und 
NachkviegsSevhältnisse geraten war, schließlich mehrere,- denn nicht nur das Aentralbüro, 

sondern auch das Personalbüro und die Nachrichtenstelle bedurften in ihrer Arbeit des 
ständigen Ausammenwirkens mit allen städtischen Dienststellen. So ergaben sich, wie 
diese Auszählungen erkennen lassen, die Gesetze sür die Vereinsachung der Organisation 

fast zwangsläufig. Schwierigkeiten entstanden zunächst nur da, wo die Reichsgesetzgebung 
einer gewissen Aersplitterung das Wort redete. Das war insbesondere der Fall aus







dem Gebiete des Wohlfahrtswesens, wo fede KriegSsolge, ob es sich um die Kriegs­

beschädigten- und -Hinterbliebenenfürsovge, die Klein- oder Sozialrentensürsorge, oder 
um die allgemeine ArmenSevwaltung handelte, einem besonderen Aufbau unterworsen 
war. Die Verwaltung der Stadt ist, der durch daS Ermächtigungsgesetz einsetzenden 
Vereinfachung der Organisation SorauSeilend, schon im Hahre 15)22 dazu übergegangen, 
die Fusammenlegung aller dieser Arbeitsgebiete in das Wohlfahrtsamt, ungeachtet des 
reichsgefetzlich verschieden arbeitenden Behördenausbaus, Sorzunehmen. Schwierigkeiten 
ergaben sich auch ferner da, wo verwandte Arbeitsgebiete zu groß waren, um noch in ein 
Dezernat oder gar in eine Dienststelle zusammengesaßt zu werden und wo ein einzel­

nes Arbeitsgebiet Zwar in jeder beteiligten Dienststelle hätte mit dem gleichen Ersolge 
bearbeitet werden können, aber die Mitwirkung mehrerer Dezernenten im Interesse der 
Einheitlichkeit der Verwaltung geboten erschien. Als Beispiel sei genannt die innige 
Gemeinschaft, die zwischen der GrundstücksSevwaltung und den verschiedenen Abteilungen 
deS StadtbauamtS, insbesondere dem StadtevweiterungSwesen und der Gtraßenbau- 
abteilung besteht. In solchen Fallen ist Rat geschahen durch Einrichtungen Son Ko- 
dezernaten, so daß die beiden sachlich interessierten Dezernenten darauf angewiesen sind, 
rechtzeitig miteinander Fühlung zu nehmen und süv den Erfolg gemeinsame Verant­

wortung tragen. Aus diesem Wege ist eS gelungen, die Fahl der städtischen Dienststellen 
bis zum Jahre 15)24 auf 24 ZU öermindern, wobei diejenigen städtischen Anternehmungen, 
die früher in bürokratischer, jetzt in pviöatwirtschaftlicher Form betrieben werden, und die 

neu errichtete Stadtbank bereits mit eingerechnet sind. Anter Vermeidung des un­
glücklichen Wortes „Büro" ist die städtische Verwaltung nunmehr in 15 Stadtämter 
eingekeilt, die aus der Tafel III ersichtlich sind. Daß die Stadtämter III und XI eine 
Anterteilung in /X und 6 gesunden haben, hat darin seinen Grund, daß der Sollen 
Vereinigung der beiden Stadtsteuerämtev einerseits, des Arbeitsamts und deS Ver- 
sicherungSamtS andererseits zu je einer Dienststelle bisher räumliche Schwierigkeiten 

entgegenstanden, Son denen jedoch ZU hoffen ist, daß sie sich noch im Taufe dieses



IahreS überwinden lassen. Erwähnenswert ist, daß im Gegensatz zu den, früheren Orga- 
nisationSstande die ganze BauLerwaltung nunmehr in einem Stadtbauamt bereinigt 
ist, daß in seiner Zentrale sämtliche städtebaulichen und VerkehrSsragen aller Art zu- 

sammenfaßt und sür die einzelnen Arbeitsgebiete sich eine VermessungSabteilung, eine 
Straßenbauabteilung, eine Hafenbauabteilung und eine Hochbauabteilung «»gegliedert 

hat. Damit ist auch die frühere Teilung deS Stadtgebiets in zwei Tiefbauämtev (für 
Straßenbau) mit ihren vielfachen Überschneidungen beseitigt, Aberschneidungen, die sich 

in AAen der Materialknappheit auch darin ausdrückten, daß keine einheitliche Be- 

schassungS- und Bagerwirtschast möglich war, und geradezu gegeneinander gearbeitet 
wurde. Damit ist in einsachster Weise die setzt auch in Stuttgart erstrebte Vereinigung 
der technischen Dienststellen und ihre rationelle Ausnutzung erreicht.

Mit dieser Asammenziehung und Vereinigung der Dezernate und Dienststellen 

gingen Hand in Hand gleiche Maßnahmen im Deputationswesen. Die 4? Deputa­
tionen, Kommissionen und Ausschüsse wurden Ansang s^>22 auf zwanzig vermindert. 

On der Magistratsvorlage öom ö. Dezember 192s, der die Stadtverordnetenversamm­

lung mit unwesentlichen Änderungen zustimmte, heißt es:

„Die Neuorganisation der städtischen Verwaltung, die als Folge der durch Krieg 

und KriegSberlust eingetvetenen Amstände notwendig war und auf möglichst wirtschaft­

lich arbeitende Betriebsformen sowie auf eine möglichst sparsame VerwaltungStechnik 

hinzielte, ist so weit vorgeschritten, daß sich die Arbeitsgebiete der Deputationen mit 
genügender Sicherheit abgrenzen lassen. Der naheliegende Einwand, mit der Neu­

regelung deS DeputationswesenS zu warten bis eine neue Städteordnung die zu­

künftige Städteöerfassung festfetzt, ist Son vornherein als nicht stichhaltig abzulehnen, 

da eS sich nicht übevsehcn läßt, wann eine neue Städteordnung m Kraft treten wird. 

Jedenfalls haben sich alle in dieser Richtung bisher aufgestellten Kombinationen als 

irrig erwiesen.



Der Borschlag, ben wir ber Stadtverordnetenversammlung unterbreiten, beruht, 
bev neuen Organisation bev stäbtischen Berwaltung entsprechend, aus bem Gvunb- 
gebanken möglichster Vereinfachung deS Geschäftsbetriebes unb einer planmäßigen Hu- 
sammenlegung verwandter Arbeitsgebiete in bie Hustänbigkeit ein unb berselben De­
putation. Die Arbeitsgebiete ber bisherigen Deputationen haben sich vielfach über- 
schnitten, anbrevseits haben einzelne Deputationen unb Ausschüsse im wesentlichen 

nur ein papierenes Dasein sühren können. Wirtschaftlichkeit unb Hweckmäßigkeit ge­
bieten, nur lebenssähige Deputationen Zu bilden unb biesen Deputationen geschlossene 
große Arbeitsgebiete Zu überweisen, bamit ihre Mitglieder einen umfassenben Aberblick 
über bie einzelnen Hweige bev städtischen Verwaltung unb bereu Nneinanbergveifen 
unb bamit bie Möglichkeit zu einer Beschlußfassung erhalten, bie bem EinzelbebüvsniS 

in vollem Husammenhange mit ber Gesamtlage bev stäbtischen Angelegenheiten ge­
recht wirb."

Die neue Glieberung (Tafel IV) hat bisher zu irgenbwelchen Beanstanbungen 
keinen Anlaß gegeben. Das große Gebiet ber Wohlfahrtspflege ist Son ber Depu­

tation auf 4 AnterauSschüsse (Ausschuß für Wirtschaftliche Fürsorge, Ausschuß für 
Änstaltsbewirtfchaftung, Ausschuß für Gesundheitspflege, Ausschuß für Augenbwohl­
fahrt) aufgcteilt. Die Deputation für Hafen- unb Hanbelsanstalten hat ihre Obliegen­
heiten an bie inzwischen errichtete HafenbetriebSgesellschaft abgegeben. Die Entlastung 

Son überflüssigem SitzungSbienst ist allseits begrüßt. Es ist anzunehmen, baß bie Er­
wartungen ber stäbtischen Körperschaften erfüllt sinb. Diese Vereinfachung war umso 
Zweckmäßiger, als bie soeben eingetretene Verringerung ber Hahl bev Stadtverordneten 
die Besetzung dev früheren Deputationen unb Ausschüsse kaum gestattet hätte.

Der wirtschaftliche Hug, bev für bie Verwaltung ber Stabt Königsberg in ber 
Nachkriegszeit kennzeichnenb ist, hat sich nicht in bev Befreiung ihrer wirtschaftlichen 
Betriebe unb Anternehmungen auS bürokratischen Formen erschöpft, sonbevn ist auch 

in die dem Haushaltsplan weiter unterworfenen VerwaltungSzweige hineingebracht.



Dazu nötigten bie wirtschaftlichen Verhältnisse, bie neben äußerster Sparsamkeit auch 
Erfassung bes Augenblicks, also spekulative Ausnutzung ber Konjunktur, geradezu 
aufbrängten. Daß sie nicht sebem Dienststellenleiter überlassen werben konnte, lag auf 
ber Hand, vielmehr mußten bie wirtschaftlichen Dispositionen, soweit sie bie gleichen 
Awecke für alle ober mehrere VerwaltungSzweige betrafen, in einer geschulten Hand 
vereinigt werben. Neben ber großzügig betriebenen Einkaufspolitik, wie sie auch in ben 
Konzernen ber Privatindustrie betrieben wirb, würbe eine sehr seine Kontrollierung 
beS Sachöerbrauchs notwenbig, ba bie in ben Haushaltsplan eingesetzten Geldbeträge 
gewissermaßen unter ben Hänben fortliefen. Eine lebiglich auf Geldzahlen burchgefühvte 
Kontrolle über ben Verbrauch ber einzelnen Dienststellen an Büromaterial unb ber 
einzelnen Schulen an Lehrmitteln mußte z. B. versagen. Die Möglichkeit, alle biese 
wirtschaftlichen Funktionen auch für bie nach bem Haushaltsplan verwalteten Arbeits­
gebiete burch einen ber wirtschaftlichen Betriebe ber Stabt mit wahrnehmen zu lassen, 

ist geprüft, aber als zu umstänblich abgelehnt worben.
Bereits Enbe würbe baher bei ber Allgemeinen Verwaltung eine Be- 

schassungsstelle eingerichtet, bie alle Schreibmaterialien unb Bürobebüvfnisse sowie im 

kleinen Amfange auch ReinigungSmaterialien für sämtliche stäbtischen Dienststellen zu 
beschaffen unb zu verwalten hatte. Die Belieferung ber Dienststellen würbe nach 
Konten auSeinanber gehalten unb von ihnen Vierteljahreszahlung für bie von ihnen 
entnommenen Waren verlangt. Mit fortfchreitenber Geldentwertung vollzog sich ein 
weiterer Ausbau. ix>Li würbe biese Stelle einem VerwaltungSbirektov übertragen unb 
ihm neben ber Beschaffung von Schreibmaterialien auch bie ber Brennstoffe, ber 
Büromöbel, von Geräten, Wäsche, Bekleibung unb DebenSmitteln sowie bie Be­

arbeitung ber Fernsprechangelegenheiten aller stäbtischen Dienststellen, Anstalten unb 
Schulen überantwortet. Daraus ergab sich ganz natürlich bie Auftändigkeit bieser 

Stelle auch zur Prüfung ber für bie Dieferungen eingehenben Rechnungen unb zur 
Kontrolle über ben Verbrauch einschl. beS Wasser-, GaS- unb ElektrizitätSverbrauchs.



Diese Stelle hatte also nicht nur die Möglichkeit, durch zentralen Einkauf an den je­
weils günstigsten Stellen Ersparnisse zu erzielen, sondern sollte auch den Verbrauch 
der einzelnen Dienststellen mit einander dergleichen, aus diese Weise Ersparnisse an­
regen und durchsetzen. Ermöglicht wurde diese Ausgabe durch die gleichzeitig erfolgte 
Ordnung deS Haushaltsplans nach Sachkonten, die eine bessere Abersicht über den 
Verbrauch aller persönlichen und sachlichen Ausgaben durch die ganze Verwaltung 
durchgevechnet ergab. Mit dieser neuen Einrichtung mußten alle Dienststellen Wirt- 
schastskontrollen sühven, aus Grund deren, wie bei den Buchungen der Stadthaupt­
buchhalterei, die den Dienststellen zur Verfügung gestellten Geldmittel Sov Ankauf 

neuer Gegenstände nachgepvüft und gegebenenfalls Anträge auf Vermehrung gestellt 
wurden. Neben dieser Wirtschastskontrolle, die als „Geldkontrolle" ihren Wert mit 

fortschreitender Inflation Sevlor, wurden ferner bei den einzelnen Dienststellen Ver­
brauchsstatistiken „Verbvauchskontrollen" eingerichtet, die eine Erfassung des Menge- 

Serbrauchs sicherstellten. Durch die Führung der erwähnten Kontrollen in der Dienst­

stelle deS Verwaltungsdirektors und durch die Son ihm angestellten Vergleiche konnte 
nunmehr festgestellt werden, welche Dienststelle am sparsamsten wirtschaftete und auf 
welchen nachahmenswerten Arsachen solche Wirtschaft beruhte. Einkauf, Verwaltung 

und Buchführung erfolgten in der Abteilung deS Verwaltungsdirektors nach kauf­

männischen Grundsätzen. Vorübergehend war auch ein Kausmann auS der städtischen 
BebenSmittel°G. m. b. H. tätig. Die Abteilung hat durch rechtzeitige Eindeckung deS 

BedarsS die Preise sür ihre Waren niedrig zu halten Serstanden. Der zentrale Ein- 
kaus hat sich in der damaligen Feit ohne Aweisel bewährt und der städtischen Ver­
waltung große Vorteile gebracht. Aum großen Teil konnten Waren an städtische 
Dienststellen und Schulen zu erstaunlich billigen Preisen abgegeben werden, obgleich 
damals schon alle Dienststellen, besonders aber die Schulen, ständig bemüht waren, 
billigere Bezugsquellen nachzuweisen. Wo ihnen dies doch gelang, wurde Son der 
billigen Ouelle gekauft. Die EinkaufSabteilung erledigte auch besondere Aufträge deS



Wohlfahrtsamts für Einkauf Son Bekleidungsstücken, Wäsche unk Wolle zur Ab­

gabe an kie ärmere Bevölkerung zu billigen Preisen.
Der Ausbau ker stäktischen Tebensmittel-G. m. b. H., kie Grünkung einer 

BürobekarfSgesellschaft, an ker kie Stakt beteiligt war, ermöglichten es, ken Vev- 
waltungskirektor von einem großen Teil kev Vovratsbeschajfung zu entlasten unk ihn 
anzuweisen, ken Bekarf künftig vorzugsweise bei ken Gesellschaften kev Stakt ein- 
zukccken, kabei aber stets ankerweite billigere Angebote unter allen Amstänken öor- 
zuziehen. Damit wurke kem VerwaltungSkirektov kie Entwickelung an einer wichtigen 
Aufgabe zuteil, nämlich einer Entwickelung ker stäktischen Gesellschaften zu einer an sich nicht 
begrünkcten Monopolstellung Sorzubeugen unk sie vollkommen einzuspannen in ken 
Wettbewerb ker Privatwirtschaft mit kem Hiele, ker Stakt möglichst gute Ware zu 

möglichst billigen Preisen zu verschaffen.
Diese seine Einstellung wurke auch benutzt, um kas gleiche Ergebnis in kem Ver­

hältnis zwischen ken stäktischen Dienststellen unk Betrieben unk kev stäktychen Reini- 
gungS- unk Fuhr-G. m. b H. zu erzielen. Das Ael mußte natürlich auch hier sein, 
kie Arbeitskräfte unk Gespanne ker Gesellschaft möglichst für Kie stäktischen Zwecke 
Soll auszunutzen. Auf ker ankeren Seite sollte im Gegensatz zu kem früheren Hustanke 
üermieken Werken, kaß kiese Gesellschaft Son ker Stakt ohne Rücksicht auf kie Höhe 
ihrer Preise beschäftigt wurke. Am kas sicherzustellen, mußten sämtliche Anforkerungen 
auf Fuhvleistungen bei kem Verwaltungsdirektor angemelket Werken. Er wurke Ser- 
pflichtet, auch private Fuhrunternehmer zum Preisangebot aufzuforkern unk kaS jeweils 

billigste unk preiswürkigste Angebot zur Durchführung zu bringen. Der stäktischen R eini- 
gungs- unk Fuhr°G. m. b. H. wurke Kuvch Kieses Verfahren ker Einwank genommen, 
kaß besonkere Son altevs her spielenke Beziehungen kiese okev jene stäktische Dienst­

stelle veranlaßten, ihren Bekarf ankerwärts einzukecken.
Aufgabe kes Verwaltungskivektors wav es auch, Kie TiefevungSöerträge über 

Tebensmittel (mit Bäckern unk Fleischern) abzuschließen. Es sink ihm auf kiesem Ge-



biete große Erfolge beschießen gewesen. Auch die städtische Park- und Garten- 
öerwaltung, die sich durch Auweisung Son Band auf den größeren Anbau Son Gemüse 
und Kartoffeln einstellen konnte, wurde für die Belieferung der städtischen Anstalten 
durch den Verwaltungsdirektor hevangezogen.

Ihre Hauptwirkung erreichte diese Dienststelle naturgemäß Sor dem Höhepunkt der 
Inflation. Im Frühjahr ipsz wurde durch rechtzeitige Beschaffung der gegen Ver­
derben gesicherten BebenSmittel und der für die ganze Heizperiode f^sz/24 er­
forderlichen Brennmaterialien für sämtliche städtischen Dienststellen und Schulen eine 
überaus vorteilhafte Wirtschaft ermöglicht. Daß durch die gleiche wirtschaftliche Voraus­
sicht die Einführung der geteilten Dienstzeit wesentlich erleichtert wurde, indem der 

Verwaltungsdirektor rechtzeitig den Bedarf an BeleuchtungSgegenständen, Glühlampen 
usw. sichevstellte, sei nebenbei erwähnt. Auch auf kulturellem Gebiet konnte er Segens­
reiches leisten. Für unbemittelte Kinder der Volksschulen wurde ein größerer Einkauf 

von Schreibheften getätigt, so daß in den schlimmsten Aeiten, im Sommer und im 
Herbst tp2Z, Schulheste zu einem außerordentlich niedrigen Preise geliefert werden konnten.

Endlich war es Sache des Verwaltungsdirektors, die Magistratsdruckerei mit zu 
bewirtschaften. Antev Ausnutzung günstiger Konjunktur ist die Ausstellung zweier 
Tiegeldruckpressen, einer Buchdruckfchnellprejfe und der entsprechenden Schneide- und 
Heftmaschinen ermöglicht, so daß heute sämtliche Druckausträge deS Magistrats in der 
eigenen Druckerei, einschließlich deS Drucks deS StadtanzeigerS, bewerkstelligt werden 
können. Auch deren wirtschaftliche Arbeit wird durch monatliche Abschlüsse kontrolliert, 
um festzustellen, daß die Stadt unter keinen Amständen ungünstiger fährt als bei Ver­

gebung der Aufträge an private Druckereien. Ein städtischer Betrieb, der bei pein­

lichsten Anforderungen an seine Wirtschaftlichkeit nicht nachweislich günstiger arbeitet 
als der Privatbetrieb, ist nicht daseinsbevechtigt.

Anvermeidliche Nachteile dieses Systems waren, daß darunter bisweilen die in­

dividuellen Wünsche einer Verwaltung zu kurz kamen und daß die VevantwortungS-



freudigkeil: durch eine zu weit gehende Fentralisierung leiden mußte. Deswegen ist Son 
dem Augenblick an, in dem wieder mit wertbeständigen Fahlen in unserem Wirtschafts­
leben gerechnet werden kann, diesen Mängeln zu Teibe gegangen. Den in der Stadt 
weit zerstreut liegenden Schulen ist wieder größere Bewegungsfreiheit in der Be­
schaffung ihrer Anterrichtsmittel eingeräumt, allerdings mit der für alle Feiten not­
wendigen, unter allen Amständen aufrecht zu erhaltenden Maßnahme, daß nicht nur 
der Haushaltsplan eingehalten, sondern auch die preiswerteste Beschaffung durch daS 

Schulamt in Verbindung mit dem Verwaltungsdirektor bei der Rechnungsprüfung 
überwacht wird. Im übrigen soll der Geschäftsbereich deS Verwaltungsdirektors bis aus 
weiteres unöerändert bleiben,- da auch die heutige Wirtschaftslage noch der Möglichkeit 

erheblicher Schwankungen unterworfen erscheint.
Nicht unerwähnt bleiben darf, daß in zwei Fallen der Magistrat zu einem ganz 

eigenartigen System der Bewirtschaftung übergegangen ist. Dieses System liegt etwa 
aus der Mitte zwischen der Sollkommenen Vevselbständigung deS Betriebes, wie 

er den wirtschaftlichen Anternehmungen zuteil geworden ist, und der bürokratisch 
kameralistischen VerwaltungSsovm. Funächst wurde dieses System bei dem Eemeinde- 

sriedhos angewandt. Dem Oberinspektor deS GemeindefviedhosS, einem städtischen Be­
amten, wurde austragSweise die selbständige Bewirtschaftung des Friedhofs nebst Ver- 
brennungSanlage übertragen. BeiBeginn desAuftragsöevhältnisseS wurde ein bestimmter 
AahreSzuschuß der Stadt sestgestellt. Der Oberinspektor wurde selbständiger Betriebs- 
Unternehmer, der sich nach eigenem Gutdünken die Arbeitskräfte annehmen konnte, sie 
aber nach städtischen Tarifen entlohnen mußte. Für die Erhaltung der Substanz 
wurden bestimmte Sicherungen vereinbart. Größere Aufwendungen wurden der Stadt 
auf Anregung deS Oberinspektors Vorbehalten, die lausenden Instandsetzungen waren 

seine Sache. Aeder wirtschaftliche Erfolg, d. h. jedes Weniger an Fuschuß seitens der 
Stadt, ging zu Gunsten beider Vertragstelle. Dieses Sgstem hat sich in zweijährigem 
Bestehen so bewährt, daß heute der Gememdesriedhof ohne jeden Fuschuß arbeitet.



Den veränderten Bedingungen entsprechend wurde dieses System im Jahre spLZ 

auf die städtische Krankenanstalt übertragen. Auch hier ist dem Verwaltungsdirektor 
des Krankenhauses auftragsweise und jederzeit widerruflich eine selbständige Anterneh- 
merstellung eingeräumt, die ihm freiere Verfügung über Personal, Einkauf und ähn­
liche Angelegenheiten der laufenden Verwaltung ermöglicht, die Stadt vor Substanz- 
verlusten sicherstellt und ihr das Recht gibt, jederzeit im Interesse der Erhaltung der 
Anstalt einzugreifen. Die Pflegekosten sind in diesem Jahre auf einen bestimmten, 
allerdings bei Änderung der Wirtschaftslage beweglich gehaltenen Satz festgelegt. Er­
sparnisse kommen auch hiev beiden Teilen zugute. Ob sich auS diesen Awischenfovmen 
dauernde Verwaltungs- und Betviebsfovmen ergeben werden, läßt sich heute noch nicht 
sagen. Fest steht nur, daß der Erfolg vollkommen abhängt von der Persönlichkeit des 
betreffenden, in die Antevnehm erstellung versetzten BeitevS.

Eine wesentliche Vereinfachung de§ Verwaltungsbetriebes ist auch durch die im 
Jahre ipLl durchgesührte Abschaffung der Tagebücher in den einzelnen Dienststellen 
erfolgt. Der Verfasser hatte mit der Abschaffung schon in einer anderen städtischen 
Verwaltung gute Erfahrungen gemacht. Sie haben sich auch hier durchaus bestätigt. 

Durch eine übersichtliche Aktenhaltung, durch Terminkalender und die durch jeden Dritten, 
der mit der Verwaltung zu tun hat, erfolgende Kontrolle, ist genügende Gewähr dafür 
geboten, daß Verstöße gegen eine schleunige und ordnungsmäßige Geschäftsführung sehr 
bald zur Kenntnis deS Magistrats gelangen. Darüber hinaus sind E^peditions- 
(Sachbearbeitung) und Registratur- (Aktenöerwaltung) Dienst in einer Hand vereinigt 
auS der Erwägung heraus, daß eS eine Kraftvergeudung ist, wenn Zwei Personen den 
gleichen Eingang durchlesen und bis zu einem gewissen Grade verarbeiten müssen. Der 

Sachbearbeiter muß eS auf jeden Fall tun, und ihm kann daher auch die an und für 
sich untergeordnete Aktenverwaltung anvertraut werden. Wenn dagegen eingewandt 
wird, daß auf diese Weise eine hochwertigere Kraft mit Arbeiten von untergeordneter 
Bedeutung beschäftigt wird, so ist dem entgegenzuhalten, daß eine dauernde geistige



Vollanspannung doch ausgeschlossen ist unb baß eine kurze Beschäftigung mit leichteren 
Verrichtungen eine bei angestrengtem Dienst erwünschte geistige Ausspannung gewährt. 
Aebensalls sinb auch bie Erfahrungen, bie bei bev Vereinigung biefev beiben Avbeits- 

Servichtungen hier gemacht sinb, burchauS günstige. Nur in wenigen Dienststellen, in 
benen e§ sich um bie Verwaltung umfangreicher Kartothekwecke hanbelt, ist biese öon 
bev eigentlichen Nachbearbeitung getrennt geblieben. Die Äktenhaltung ist baburch Sev- 
einsacht, baß nach Möglichkeit nur noch Schnellhefter öerwenbet werben, baß bie Akten 
Son allem überflüssigen Schreibwerk entlastet sinb unb baß, wo immer angängig, anstelle 
bev Akten Kartenblättev treten. DaS ist in besonbevS großem Amfange bev Fall in 
allen Dienststellen, bie mit einem gleichbleibenben großen Pevsonenkreise zu tun haben, 
bei bem gewisse Merkmale bauernb unter Kontrolle zu halten unb für bie Bearbeitung 
entscheibenb sinb (Wohlfahrtsamt, Steueramt, Wahlbüro).

Am bie Hwcckmäßigkeit unb Vollstänbigkeit aller biefev Maßnahmen zu übeepvüfen, 

entsanbte bev Magistrat im Aahve s^)Lt einen besonbevS Sorgebilbeten Verwaltungs- 
beamten in mehrere große stäbtische Verwaltungen be§ westlichen unb mittleren Deutsch- 
lanbs unb in bie als Sorbilblich bekannteren Nnblistrie- unb kaufmännischen Antev- 
nehnmngen. AuS bem Bericht bieseS Beamten ergab sich, baß im wesentlichen bie 
Mobernisievung unserer Verwaltung als abgeschlossen gelten konnte.

Die Hahl ber Beamten unb Angestellten in sämtlichen stäbtischen Dienststellen, 
einschließlich bev früher öffentlich-rechtlich, fetzt pviSatwirtschaftlich betriebenen, ist bis Enbe 
April ^24 auf 167z gefunken. Nn ben Dienststellen, bie bereits im Auli ^4 Sor- 
hanben waren unb beren AufgabenkreiS unSevänbert geblieben ist, ist eine Verminberung 
bes Personals um rb. so °/o eingetveten. Wenn trotzbem in bev stäbtischen Verwaltung 
an Beamten unb Angestellten heute noch iz"/» mehr beschäftigt werben als 1^4, so er­
klärt sich bieS baraus, baß in ber Mehrzahl bev Dienststellen noch ein erheblich Sevmehrter 
AusgabenkreiS zu bewältigen ist. Trotzbem ist zu erwarten, baß auch biese iz °/o bis zum 

Herbst bieses Jahres Serschwunben sein werben. Noch wesentlich günstiger sinb bie



Aahlen, die sich auS der Amorgamsation der städtischen Verwaltung bei der Arbeiter­
schaft ergeben haben. Heute haben wir noch 271p ständige Arbeitskräfte, d. h. rd.
mehr als im Jahre ^^4. Die Arbeiterschaft ist zur Vorkriegsleistung zurückgekehrt, 
d. h. zum Aehnstundentag, der ausnahmsweise in denjenigen Betrieben nicht erreicht 
ist, die bereits vor dem Kriege eine geringere Arbeitszeit im Hinblick auf die Schwere 
der Beschäftigung hatten. Als sehr erfreuliche Tatsache ist zu buchen, daß die wirt­
schaftlichen und tariflichen Angelegenheiten der im ArbeiterSerhältnis befindlichen 
Personen abjeitS jeder Parteipolitik bearbeitet und erledigt werden konnten. Es ist dies 
daS Verdienst des BezirksarbeitgeberverbandeS ostpveußischer Gemeinden und Kommu- 
nalöerbände, eines Verbandes, zu den: sich die Mehrzahl der ostpveußischen Städte 

ix>2o Zusammengefunden hat und der mit den übrigen daS ganze Reich nunmehr lücken­
los umfassenden Bezivksovganisationen zum ReichSarbeitgeberöerband deutscher Ge­
meinden und KommunalSerbände Zusammengeschlossen ist. Die lediglich nach sachlichen 
Gesichtspunkten eingestellte Arbeit dieses Verbandes, seine Arbeitsgemeinschaft mit 
den Organisationen der Arbeitnehmer haben Zu der erwähnten erfreulichen Verstärkung 
der Arbeitsleistung und zu einer Regelung deS Tarifwesens geführt, die den Not­
wendigkeiten einer armen, aber strebenden Aeit, der Notlage und dem finanziellen 
Anvermögen der Städte in steigendem Maße Rechnung trägt. Die Arbeit deS Ver­
bandes wurde dadurch noch besonders fruchtbar, daß seine Geschäftsführung mit der deS 
Ostpveußischen StädtetageS vereinigt und von der Stadt Königsberg versehen wurde.

DieS Ergebnis der Amorgamsation auf sachlichem und persönlichem Gebiet ist 
neben den bereits gemilderten organisatorischen Maßnahmen der Festigkeit zu verdanken, 
mit der Som Magistrat auch bei dieseni Dezernat an dem vorher erwähnten Grund­
satz der Ausammenfassung festgehalten ist. Alle persönlichen und sachlichen organisato­
rischen Verwaltungsausgaben wurden im Personaldezevnat vereinigt. Folgerichtig ist 
eS auch, daß die maßgebenden Grundlinien der Persvnalpolitik für alle VerwaltungS- 
und Wirtschaftsbetriebe (ausgenommen Stadtbank und Messe) gelten, und daß alle



Pevsonalfragen der Mitwirkung des PersonaldezernatS bedürfen. Dadurch ist Sov allem 
sichevgestellt, daß für PersonalauSgleich der gesamte städtische VerwaltungS- und Inter- 

effenkveis zur Verfügung steht. Nicht ein einziger Arbeiter darf unter Amgehung 
des PersonaldezernatS eingestellt werden. Auch hier ist bis aus weiteres die Aentrali- 
fierung nicht zu umgehen und bei manchen Nachteilen der allein sichere und zuSerlässige 
Weg, Sparsamkeit und gerechte Ordnung zu erreichen.

Das Erreichte drückt sich sinanziell in dem unter Berücksichtigung der Ruhe­
gehälter, ersparten Besoldungen, Bohnen und Büromaterialien, in den nicht mehr 
auszuwendenden Kosten für Anterbringung, Heizung und Beleuchtung auS. Nach 
dem Stande Som i. Mai 1^24 handelt e§ sich um eine Ersparnis Son rund z,^ Mil­
lionen Goldmark. Diele Summe übersteigt das Gesamtauskommen an Gewerbesteuer 
um 22°/<> und erreicht säst das Auskommen aus der Grundsteuer. Dies ist der nüch­
terne SegenwavtSwert. Für die letzte Vergangenheit muß genügen, daß eS der Stadt 
möglich war, eine geordnete Verwaltung ausvechtzuerhalten, der veränderten Bage 
Rechnung zu tragen, die Autorität ihrer Organe wiederherzustellen und an neue 
lebenswichtige Ausgaben heranzugehen. DaS war um so gründlicher möglich, als sich die 
Stadtverordnetenversammlung trotz mancher scharfen Kritik in Einzelheiten den wesent­

lichen Gesichtspunkten, zu denen sich der Magistrat bekannte, nicht entgegen- 
gesetztund Sov allem in steigendem Vertrauen dem Magistrat die in den letzten Wechselsollen 
Jahren unentbehrliche Bewegungsfreiheit letzten Endes immer wieder gewährt hat.

Der Aukunftswevt des Geleisteten - und ev ist der wichtigste - muß Son einer 
späteren Feit beurteilt werden. Sie wird Fehler entdecken, wie wir sie bereits gesunden 
und wieder beseitigt haben. Aber sie wird hoffentlich feststellen können, daß hiev die 

freien und befreienden Kräfte der SelbstSevwaltung an einem Werke tätig waren, daS 
außerordentlichen Besonderheiten und Vorkommnissen gewachsen bleiben wird, genü­
gende Beweglichkeit besitzt und ebenso in dem ehrlichen Wollen einer pslichtersüllten 
Beamtenschaft wie in dem verständigen Sinn der Bürgerschaft verankert ist.
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42. Stabtausschuß

4z. Arbeitsnachweis

44. Wohnungsamt

45. Stabtbibliothek

46. Maschinenamt

47. Waisenhaus



Büroeinteilung Tafel II.

Aentralbüro
2. Büro I - Personalbüro
Z. „ Ila - GrunbstückSLerwaltung
4- » IIH> - Requisitionssachen

ilc - Haftpflicht- pp.-sachen
6. „ Ilc B - Anterstützung der Eltern

Lon Kriegsteilnehmern
7- „ Ilc l^ - KriegSfamilienunterstützung
8. „ llc 1^ - Ermittelungen bei ber

Heeresberwaltung
p. „ Ilc /X. 5. - Verrechnung ber KriegS- 

unterstützungen auf Armengelb
:c>. „ Ilc ? - Abrechnung mit auswärtigen

BieferungSSerbänben
11. „ Ilc l^ - Rentensachcn
12. „ ilc - Wochenhtlfe
1Z. llc K.ftl. - KriegShilfskasfe
>4- „ Ilc sVl - Allgem. Militärangelegenh.
i.s. Ilc /Vl.X. - Militärische KriegS-

leistungen
io. „ RechtSschutzstellc für Kriegsteilnehmer
17. III - ArmenSerwaltung
1S. , lV - beSgl.
1P. „ V - höhere Schulen
20. „ VI - Volksschulen
21. „ VII - Berufsschulen
22. „ VIII - TiefbauSerwaltung
2Z. „ IX - Verjicher.-u. Gewerbewesen
24. „ X - Steuerbüro
25. „ XI - beögl.
26. Hauptkanzlei
27. Botenmeisterei
28. RechnungSamt
2p. Stabthauptkasse
zo. Statistisches Amt

Z1. StanbeSamt
Z2. Betriebskrankenkasfe
zz. Sparkasse
Z4- Teihamt
Z5- Hochbauamt I
Zo- » II
Z7- Tiefbauamt I
Z6. , II
zp. Kanalisationswcrke
40. Gasanstalt
41. Wasseramt
42. Elertrizitätswerk
4Z. Schlacht- unb Viehhof
44. Baupolizei
45- Fuhramt
46. ReinigungSamt
47. VermessungSamt
48. Park- unb Gartenverwaltung
4p. Feuerwehr
50. Werfthalle
51. Krankenanstalt
52. Armenhaus
5Z. Siechenhaus
54. Waisenhaus
55. Stabtarchiö
56. StabtauSschuß
57. Arbeitsnachweis
58. Wohnungsamt
5p. Stabtbibliothek
60. Maschinenamt
61. Berufsamt
62. Fursorgestelle unb Arbeitsnachweis für 

KviegSbeschäbigte
6z. MietcinigungSamt
64. TebenSmittelämter I-V



GeschästSplan 1024. Tafel III.

/X. Behördliche Verwaltung.

1. Stadtamt I - HauptSerwaltungSamt

L. „ II Stadtkämmerci

Z- „ III X. - Stadtsteueramt
4. „ III 6 - Stadtsteueramt 6

5. „ IV - Stadthauptbuchhalterei und Stadtstcucrkchse

ä. „ V - Grundstücksamt

7. „ VI - Stadtbauamt

8. ' „ VII - Baupolizei und Wohnungsamt

5>. „ VIII - Amt für Wirtschaft und Statistik

10. „ IX - Stadtschulamt

11. „ X - Wohlfahrtsamt

is. „ XI/X - Arbeitsamt

1Z. „ XI 6 - VersicherungSamt

14. „ XII - Betriebskrankenkasse

15. ,, XIII - Feuerwehramt

16. „ XIV - Standesamt

17. „ XV - Gartenamt

6. Verwaltung der Betriebe.

1. Schlacht- und Viehhof
s. Stadtbank (Abteilungen Sparkasse und Teihamt)

z. KönigSberger Werke und Straßenbahn, G. m. b. H.

4. Hafenbetriebs-G. m. b. H.

z-, Reinigungs- und Fuhr-G. m. b. H.

6. Ostdeutsche WirtschaftS-G. m. b. H.

7. Vrennstoff-VcrtriebSgcsellschaft m. b. H.



Nachweisung

der städtischen Deputationen und Kommissionen.

Tafel IV.

Lfd.
Nr.

Name 
ker Deputationen usw.

Mitgliekcr ü. K. St. D. V. zu wählen
Bemerkungenkes

Magistrats
aus ihrer 

Mitte
aus kor 

Bürgerschaft

1 L 3 4 5 6

I. Deputationen, Kommissionen und Ausschüsse

1 Deputation für Statistik unk Wirtschaft ä 8 L

L ' Staktschulkeputation nach Gesetz

3 Kuratorium für Mittelschulen L L

4 VerwaltungSrat für höhere Schulen ä 4 6

ä VcrwaltungSrat für kas städtische Berufs­
schulwesen

L 4 4

6 Deputation für Kulturpflege ä 8 L

7 Wohlfahrtsdeputation 10 LO

8 Park- und Friedhofsdeputation ä 7 3

2 Feuerwehrdeputation ä 10

10 Deputation für Hafen-, Handelsanstalten unk 
Ä^arkthaiien

ä 4
6

11 Deputation für Hochbau- und SiedlungS- ä 10

1L Tiefbau-Deputation 3 6 3

1Z Deputation für die Verwaltung deS Schlacht- 
und Viehhofs

3 1 ö

'4 VerwaltungSrat der Stadtbank und Kura­
torium der Sparkasse

3 3 3

'ä Kämmercideputation 5 10 L

Ausammenfaffung 
Sorbehalten

kurch besondere Be­
stimmung geregelt

II. Ausschüsse und ähnliche Organe, deren Errichtung auf Gesetz beruht

i GesundheitSkommiffion

e DerwaltungSauSschuß keS öffentlichen Arbeits­
nachweises



Die städtischen Betriebe.
l Oberbürgermeister Dr. Bohmeger.

L^)ie Gestaltung ber stäbtischen Betriebe war eine Frage, bie gerabe in ben letzten 

Aahren Sor bem Kriege besonbers in Fluß kam unb Kommunalpolitiker unb Stäbte- 
cage eingehenb beschäftigte. Die gewaltige Entwickelung bev Erzeugung unb Verwertung 

elektrischer Energie, bas Streben bev Gruben, bas bei ber Kokserzeugung gewonnene 

Gas als Nebenprobukt zu verwerten unb Siele Meilen weit fortzuleiten, brächte bie 

stäbtische Wirtschaft auf biesem ihr seit Aahrzehnten vertrauten Tätigkeitsgebiete in leb­

hafte Beziehungen zur Privatwirtschaft. NnSbesonbere brach sich ber Sebanke der so­

genannten gemischtwirtschaftlichen Betriebe Bahn unb eroberte sich neben ben bisherigen 

Betriebsfovmen ber stäbtischen Regie unb bes mit einen: Privatunternehmer abge­

schlossenen Konzessionsvertrages seinen Platz. Auch hier in Königsberg suchte man 

nach neuen Formen, weil insbesonbeve bie Verstabtlichung bev ursprünglich Son priöatee 

Seite erbauten Straßenbahn nicht bie erhofften Erfolge erzielt hatte. Mein AmtS- 
Vorgänger, Oberbürgermeister Dr. Körte, sührte im Aahve mit bev Allgemeinen 

ElektvizitätSgesellschaft in Berlin ben Abschluß eines Vertrages herbei, wonach bas 

Elektrizitätswerk unb bie Straßenbahn an sie mit ber Maßgabe verpachtet würben, 
baß hier eine neue Gesellschaft „Elektrizitätswerk unb Straßenbahn Königsberg Aktien­
gesellschaft" mit einen: Aktienkapital von 5 Adillionen Mark errichtet würbe, bie baS bis­

herige Personal übernahm, gegen Hahlung einer AahreSpacht Son :15000c) M. bie 

beiben Anternehmungen zu betreiben unb nach Äblaus bev aus zo Aahve sestgesetzten 
Pachtzeit baS Anternehmen mit allem Huwachs wiebev bev Stabt gegen gewisse Ent- 
schäbigung für bie Mehrwerte zuvüokzugeben hatte. Diese Politik bev Stabt in der 
Verwaltung ihrer wirtschaftlichen Betriebe bildete damals nicht nur in Königsberg ben 
Gegenstanb lebhaftesten Meinungsstreits, sonbern erregte bavüber hinaus auch starkes



Interesse in kommunalen Fachkreisen. In ihr prägte sich die Überzeugung der damals 
verantwortlichen Männer aus, daS Privatkapital sei fähiger als die Städte, wirt­
schaftliche Antevnehmungen zu betreiben und vertrauenswürdig genug, um ihm, gestützt 
aus einen die Rechte der Stadt wahrenden Vertrag, wichtige öffentliche wirtschaftliche 
Interessen der Stadt anzuöertvauen. Der Vertrag hatte in den nächsten Aahren den 
erwünschten Erfolg, daß die Stadtverwaltung an Stelle der bisher schwankenden im End­
ergebnis unsicheren Überschüsse dieser Anternehmungen nunmehr eine feste, nicht ge­
ring bemessene Rente bezog und von der Fürsorge für einen erheblichen Teil ihrer 
Beamten, Angestellten und Arbeiter entlastet war. Ersteres wurde um so angenehmer 
empfunden, als daS Gaswerk in den bisherigen Formen städtischer Regie weiter be­
trieben wurde, vor dieser Feit eine Verlegung und damit einen vollständigen Neubau 

seiner ganzen Anlagen erfordert hatte und schon au§ diesem Grunde nicht in der Tage 
war, sichere und ähnlich hohe Erträgnisse wie die verpachteten Anternehmungen abzu- 
fühven. Da brach der Krieg auS, und wenn auch zunächst mit Rücksicht auf die 
Schwierigkeiten in der Beschaffung von Bvenn- und Leuchtstoffen eine starke Ver­
mehrung der Saskonsumenten erfolgte, fo veränderten doch die auch bald für die Gas­
anstalt einsetzenden Schwierigkeiten in der Beschaffung von Kohle die ganze Situation 
noch ungünstiger. Gegen Ende des Krieges spitzten sich aber auch für die verpachteten 
Werke die Verhältnisse infolge der stärker einsetzenden Geldentwertung immer mehr 

zu, und eS ergaben sich auch hier wie allerorten, wo derartige Betriebe in den Händen 
von Privatunternehmern waren, Streitigkeiten aus dem KonZessionSöevtrage. Die 
darin festgesetzten Tarife genügten den Bedürfnissen der Werke nicht. Schiedsgerichte 
wurden eingesetzt, die auf Grund der Som Bundesrat erlassenen Verordnungen die 
Tarife entgegen den bisherigen Vertragsabreden nach billigem Ermessen anderweit 
festsetzten und damit die Grundlage derartiger Verträge oft von Grund aus ver­
änderten. Als ich im Sommer die verantwortliche Teilung der Geschäfte in 
Königsberg übernahm, brächte ich als Ergebnis langjähriger Erfahrungen aus meiner



früheren Tätigkeit in Berlin-Schöncberg, wo sämtliche stäktischen Betriebe in privater 
Hank waren, kie Aberzeugung mit, Kaß kerartige Tarifstveitigkeiten, auch wenn sie 

Zunächst scheinbar ker Bevölkerung geringere Tarife bescherten, kas Werk schäkigen, 
kaS nicht soviel vereinnahmt, als eS zum Anterhalt Ke6 Werkes braucht, unk kaß 
letzten Enkes bei ker Vernachlässigung ker Einrichtungen infolge mangelhafter Ab­
schreibungen koch kie Bürgerschaft kie Heche zahlen muß. AnkrevseitS stank bei mir 

fest, kaß schon nicht in normalen Arten geschweige kenn in solchen außergewöhnlichen 
Seiten, wie kie, kenen wir kamals entgegengingen, wirtschaftliche Anternehmungen 
in kev auf sie gar nicht Zugeschnittenen bürokratischen Form gekeihen können, sonkern 

eine freiere beweglichere Gestaltung unbekingt fovkevn. AuS kiesen Erwägungen heraus 
wav ich bemüht, ken heftigen Schieksstreit Zwischen kev E. S. K. A. unk kev Stakt 
Königsberg kakurch auS ker Welt zu schaffen, kaß kie Stakt kie Aktien ker Gesellschaft 

erwarb. Die Ä. E. G. erklärte sich auf Gvunk kev schlechten Erfahrungen, kie sie mit 
ken künstlich niekvig gehaltenen Tarifen gemacht hatte, bereit zu einem erträglichen 
Preise kie Aktien kev Stakt zu überlasten. Ank so beschlossen noch im Dezember 
kie stäktischen Körperschaften fast einmütig ken Erwerb ker Aktien ker E. S. K. A. 
kurch kie Stakt. Gleichzeitig hiermit faßten aber kie stäktischen Körperschaften auch 
noch, ebenso einmütig, einen Beschluß Son weittragenkev Bekeutung, nämlich kie 
Abersührung KeS Gaswerks in kie Betriebsform einer stäktischen Gesellschaft. Damit 
war Wohl zum erstenmal in Deutschlank ein ganz neuartiger Weg beschritten. Die 
Tösung ker Frage, wie man kie Vorzüge ker PriSatwirtschast öffentlichen Betrieben 

nutzbar machen könne, wav kamit in einer bisher noch nicht verwirklichten Weise in 
Angriff genommen. Die öffentlich-rechtliche an ken Haushalt gebunkene Verwaltungs- 
form wurke hiermit für kie Gasanstalt beseitigt. An ihre Stelle trat kie nach rein 
kaufmännischen Gesichtspunkten arbeitenke Gesellschaftsform. Mitbestimmenk kafür, 
kaß kie stäktischen Körperschaften ker Amwanklung keS Betriebes in Gesellschaftssorm 

zustimmten, wav kie Tatsache, kaß kas GaSwevk mit seiner Tarifpolitik zu langsam



vorankam. In den Kriegsfahren waren hier Abschlüsse Sorgekommen, bei denen nicht 
nur die als Aeberschuß deS Werkes in den Etat eingestellte Stvaßenmiete nicht auf­
gebracht werden konnte, sondern darüber hinaus waren Fehlbeträge entstanden. Die 
schleppende Beschlußfassung durch Deputation, Magistrat und Stadtverordneten- 
Versammlung mit ihrem Zuständigen Ausschuß ermöglichte nicht ein so rasches Arbeiten 
wie eS die Aeiten beginnender Inflation erforderten. Die Beschlüsse waren, wenn sie 
nach Monaten Zustande kamen, Son den Tatsachen bereits überholt. Vor allem fehlte 
es an einer klaren Aebersicht, wie eigentlich das Werk arbeitete. Die Buchhaltung 
war bisher rein kamevalistisch gewesen. Am hiev kein Mißverständnis auskommen zu 
lassen, muß folgendes gesagt werden: Die kameralistische Buchführung ist ebensowenig 
schlechter als die kaufmännische, wie der bürokratische Betrieb schlechter ist als der kauf- 
männische. Beide BuchhaltungSsMeme und beide Betriebssovmen können se nach ihrer 
Anwendung aus den Einzelsall sehr gut und sehr schlecht sein. Sie sind eben völlig ver­
schieden, und so wenig die kaufmännische Buchführung und Betriebshaltung für Hoheits- 
Sevwaltungen paßt, so wenig paßt die bürokratische VerwaltungSform und mit ihr die 
kameralistische Buchführung für WivtschaftSbetriebe. Es wäre aber verkehrt, wollte 
man ganz allgemein der einen Form Sov der anderen den Vorzug geben. Die 
kameralistische Buchführung hat den Aweck, ein Ist mit einem Soll zu vergleichen und 
eine Kontrolle zu ermöglichen, wie weit daS Ist hinter dem Soll zuvückbleibt oder eS 

übevsteigt. DaS ist für eine Hoheitsverwaltung nötig, paßt aber niemals für einen 
wirtschaftlichen Betrieb. Bei diefem ist nicht die absolute Höhe der Ankosten oder der 
Einnahmen von Belang, sondern lediglich der wirtschaftliche Erfolg, der sich auS dem 

Vergleich von Einnahmen und Ausgaben in der Gewinn- und Verlustrechnung und 
der Bilanz auSdvückt. Eine solche Ersolgs-Abevsicht ist durch die kameralistische Buch­
führung niemals ohne erzwungene Äufpfropfung wesensfremder Bestandteile zu er­

reichen, und so ergab denn auch die kameralistische Buchführung beim Gaswerk niemals 
ein wirklich genaues Bild über den wirtschaftlichen Stand deS Anternehmens. Daß



der Etat des Gaswerks namentlich bei der schwankenden Entwickelung der GeldSerhält- 
nisse nur eine leere Form war, Versteht sich hiernach von selbst, da Amsatz und Erfolg 
maßgebend sind und nicht ein Etatssoll.

In Frage kam also lediglich, in welcher Weise das Fiel einer Betriebsführung 

nach Art der Privatwirtschaft erreicht werden könnte.

Es wäre denkbar gewesen, die beiden städtischen Körperschaften zu veranlassen, 
ihre Rechte aus eine gemischte Deputation zu delegieren. Ob daS mit der geltenden 
Städteovdnung vereinbar ist, mag hiev dahingestellt bleiben, jedenfalls wäre daS eine halbe 
Maßregel gewesen, wenn damit die Verbindung mit dem städtischen Etat und mit der 
kameralistischen Buchführung nicht gelöst worden wäre. Ferner wäre die Einrichtung 

eines gemischtwirtschaftlichen BetviebeS in Betracht gekommen. AuS welchen Gründen 
sie nicht gewählt wurde, sondern die vorliegende Gesellschaftsform, geht auS meinem 

Artikel „Kommunalisievung und Entkommunalisievung" in der Feitschvift „Wasser und 
Gas", 12. jahrgang Nr. 14 Som 6. januar 15122, hervor. Kurz gesagt, waren die 
Gründe folgende:

Die Versorgung mit GaS bildet eine wesentliche Ausgabe der Gemeinden. Es 
handelt sich um einen Monopolbetrieb. Deshalb soll er ausschließlich in der öffentlichen 
Hand bleiben. Dazu kommt, daß erfahrungsgemäß fremde Firmen nur dann für eine 
solche Betriebsführung zu gewinnen sind, wenn der Vertrag mit ihnen auf mehrere 
jahvzehnte geschloffen wird. Anter den Feitverhältnißen, die man schon damals als 

schweren Krisen zusteuernd erkannte, erschien eine solche langfristige Bindung als un­
möglich. Schließlich bestand auch in Königsberg nicht daS sür die Wahl dieser Betriebs- 
form meistens ausschlaggebende Motiv: die Krcditnot dev Gemeinde, die außerstande 
ist, die nötigen Betriebsmittel sür daS Werk zu beschaffen. Es blieb also, wenn man 
Son Experimenten abfehen wollte, nur die Form einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts. 
Sie Seveinigt alle gewünschten Vorteile in sich. Durch die Gründung mit einem oder



mehreren Strohmännern, die ihre Anteile sofort nach der Gründung an die Stadt 
wieder abtraten, war auch die Möglichkeit gegeben, die Gesellschaft vollständig in öffent­
licher Hand Zu behalten. Die Frage war nur: Aktiengesellschaft oder G. m. b. H.? 
Für die G. m. b. H. sprach folgender Vorteil: Sie konnte mit einem sehr niedrigen 
Stammkapital gegründet werden. Dadurch wurden Gerichts- und Stempelkosten bei 
der Errichtung gespart. Bei der lausenden Verwaltung war diese Form gleichfalls 
aus den bekannten handelsrechtlichen Gründen billiger als jene.

Die zweite Zu lösende Frage war die: Betriebs- oder Besitzgesellschaft? d. h. 
sollte die Stadt Eigentümerin des Werkes bleiben oder dieses aus die Gesellschaft 

übertragen? Wir entschieden uns für die Betviebsgesellschast,- denn diese evsordevte 
nicht die hohen Besitzwechselabgaben und Gevichtskosten. Es erschien auch in steuerlicher 
Hinsicht zweckmäßiger, das Eigentum in städtischer Hand zu behalten. Auch glaubten 
wir damit die Kreditfähigkeit der Gemeinde am besten hochzuhalten.

Schließlich blieb noch die Frage zu lösen, wie das Verhältnis zwischen der Stadt 
als Eigentümerin und der Gesellschaft als Betviebsführevin des Werkes rechtlich aus- 

gestaltet werden sollte. Die Form der Miete schien wegen des hohen Stempels als 
falsch. Es wurde daher daS Rechtsverhältnis eines Auftrages gewählt. In diesem 

Auftrag wurde festgelegt, daß daS Werk nach kaufmännischen Grundsätzen ohne An­

schuß zu führen sei, daß eine io°/oige Abgabe von den Bruttoeinnahmen an die Stadt 

geleistet werden sollte und daß die Gesellschaft noch eine Reihe Son Nebenleistungen, 
wie Straßenbeleuchtung usw., zu übernehmen habe. Bei der Abernahme der An­
gestellten und Arbeiter wurden ihnen dieselben Rechte wie den städtischen Arbeitern 
und Angestellten zugestanden. Die Beiter deS AnternehmenS aber schieden, soweit 

sie Beamte waren, aus dem BeamtenSevhältnis aus und wurden aus Privatdienst- 

Vertrag weiter beschäftigt. Sie erhalten neben ihren festen Bezügen vor allem eine 

Tantieme.



Das Ergebnis dieser Erwägungen war, daß am nZ. Februar ^so die „Städtische 
Gasbetriebsgesellschaft m.b.H. Königsberg Pr." mit einem Stammkapital Son soooo M. 
Son der Stadt mit einem Strohmann gegründet wurde. Die Organisation dieser 
Gesellschaft ist derart, daß der Betrieb völlig auS dem Rahmen der städtischen Ver­
waltung auSgesondert ist und nach rein kaufmännischen Grundsätzen geführt wird. 
Insbesondere hat die Geschäftsführung alle laufenden Arbeiten wie bei einem industri­
ellen Großunternehmen selbständig und unter voller Verantwortung zu erledigen. Im 
übrigen aber ist der bei der volkswirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Bedeutung 
der Betriebe notwendige gemeinwivtschastliche Einsluß durch die Stadtverwaltung Soll 
gewahrt. Denn der aus Vorschlag der städtischen Körperschaften gewählte Aussichts­
rat ist besugt und verpflichtet, die Geschäfte der Gesellschaft in allen Zeigen zu über­
wachen und sich über alle Angelegenheiten der Gesellschaft zu unterrichten. Er wird 

jährlich neu gewählt und besteht jetzt au§ 6 Mitgliedern des Magistrats, so Stadt­
verordneten und ö sachverständigen Personen einschl. der BetriebSratsvertreter. Die 
Magistvatsmitglieder werden vorn Oberbürgermeister ernannt, der auS ihrer Reihe 
den Vorsitzenden und seine Stellvertreter bezeichnet. Die Stadtverordneten gehören 
allen Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung an, so daß alle Teile der Bevölke­
rung ihre Interessen in dem ÄussichtSrat geltend machen können. Außerdem ist es 
gelungen, auS den Kreisen der Industrie und deS Handels sachverständige Vertreter 
sür den ÄussichtSrat zu gewinnen, deren Mitarbeit sich, ebenso wie die der Stadt­

verordneten, als äußerst segensreich sür die Entwickelung erwiesen hat. Ein 
Mitglied de§ AussichtSratS auS der Ahl der MagistratSmitglieder fungiert als ge- 
schäftSführendeS Mitglied deS AussichtSratS. Alle Fragen grundsätzlicher Natur, 
z. B. die Anbahnung neuer Seschäftsbeziehungen, der Ausbau der Werke, Kredit- 
fragen, OrganisationSänderungen und Verbandsangelegenheiten, ferner auch Tarif­
verträge und AnstellungSgrundsätze bedürfen seiner Mitwirkung. Gleichzeitig hat er 
dafür zu sorgen, daß die einzelnen Abteilungen der Gesellschaft nach einheitlichen Se-



sichtspunkten und Hand in Hand arbeiten. Die bisweilen ausgesprochene Befürchtung, 
daß politische Gesichtspunkte in den Verhandlungen zum Schaden der Betriebe zu 
stark zutage treten könnten, hat sich nicht als berechtigt erwiesen. Die wichtigste Auf­
gabe deS ÄufsichtSratS ist die auf den Vorschlägen der Geschäftsführung sich ausbauende 
Beschlußfassung über die Tarife. Die enge Husammenarbeit deS Vorstandes mit dem 
Aussichtsrat hat auch in den hinter uns liegenden schwersten Feiten immer dazu geführt, 
daß die berechtigten Nnterejsen des Werkes gewahrt wurden. Als VerwaltungS- 
grundsatz gilt, daß der Betrieb jo zu führen ist, daß die an die Stadt zu zahlenden Ab­
gaben sowie die notwendigen Abschreibungen ohne jeden BetriebsSevlust geleistet 
werden. Darüber hinaus sollen im Interesse der Bevölkerung Gewinne nicht er­
zielt werden.

Der nächste Schritt auf dem Wege der Aufstellung der städtischen Betriebe war 
der, die Verbindung der beiden bisher Söllig getrennten Betriebe, der Gasanstalt und 
deS Elektrizitätswerks mit der Straßenbahn, zunächst durch Personalunion deS für 
beide Betriebe gemeinsam bestellten kaufmännischen DirektorS und durch Identität der 
AufsichtSräte der E. S. K. A. und der städt. GaSbetriebsgesellschaft hevzustellen. 
Sehr bald ergab sich, daß der Vorteil der priöatwirtschastlichen Betriebssovm 
noch wesentlich größer sein würde, wenn man in dieser Gesellschaft alle gleichartigen 
Betriebe zusammenfajsen würde. Die Vorteile dieser Husammenfassung liegen Sor 
allem darin, daß ein gemeinsamer Bezug Son Rohstoffen, insbesondere Son Kohle, da­
durch erleichtert wird, ebenso ein gemeinsames Ablesen der Hähler, gemeinsames Rech­
nungschreiben und gemeinsames Kassieren. Weiter aber wird auf diese Weise eine 
einheitliche Tavifpolitik gewährleistet. Auch ist die Verwertung kaufmännischer und 
technischer Erfahrungen in dem ganzen Betriebe leichter zu erzielen. Dazu kommen 

natürlich noch mancherlei Vorteile kleinerer Art, die Sor allem in der besseren Aus­
nutzung der Betriebseinrichtungen liegen. DaS Schlußevgebnis dieser Folgerungen 
war, daß am i. Juli ipsi auch das Wasserwerk und das Kanalisationswevk der Ge-



sellschaft angeschlossen würben. Enblich würbe im März 7^22 bie völlige Verschmelzung 
mit bev E. S. K. Ä. vollzogen. Der gesamte Betrieb erhielt nunmehr bie Firma 
„KönigSbevgev Werke unb Straßenbahn G. m. b. H." Das ist ber Werbcgang bes 
Systems, baS mittlerweile unter bem Namen bes sogen. „Königsbevgev Systems" 

allgemein bekannt geworben ist.

Nach biesem System haben wir nun im Dause ber Feit eine ganze Reihe anberer 
Betriebe organisiert. Fblgenbe seien hiev erwähnt:

Die „KönigSbevgev Hafenbetriebs-G. m. h. H." eröffnete ihren Betrieb am 
25. September 7P2Z. Er umfaßt bie Bewirtschaftung bes ganzen alten unb neuen 
HafenS, soweit er im Eigentum bev Stabt steht unb bem öffentlichen Amschlag bient, 
unb ber stäbtischen HanbelSanstalten einschl. bev neuen Speichev unb ber jetzt von ber 

Stabt übernommenen Speichev-Ä.-S.

Die „Gstbeutsche WirtschaftS-G. m. b. H." unb bie „BrennstofföevtriebSgesellschaft 
m. b. H." Aebev biese enthält eine Abhanblung Son Stabtvat Dr. Raabe alles 

Nähere.

Die „KönigSbergev ReinigungS- unb Fuhr-G. m. b. H." ist am 27. März 7P27 
gegvünbet worben. Sie umfaßte zunächst bie Straßenreinigung, Müllbeseitigung unb 
ben stäbtischen Fuhrpark. Detzterev würbe am 7. Januar 7^24 als Königsbevgev 
TvanSpovt-G. m. b. H. abgespalten. Die Grünbung jener Gesellschaft erfolgte, um in 
biesem Betriebszweige gleichfalls eine größere Beweglichkeit unb eine bessere Anpassung 
an baS Wirtschaftsleben zu erzielen. Die Abspaltung beS Fuhrbetviebes in eine be- 
sonbere Gesellschaft war notwenbig, weil sich Straßenreinigung unb Müllabfuhr lebig- 
lich au§ steuerähnlichen Beiträgen unterhalten, währenb bev Fuhrpark ein wirtschaftliches 
Anternehmen auf rein priSatvechtlichev Grundlage barstellt. Es sollte eine klare 
Scheibung zwischen ben öffentlich-rechtlichen Beiträgen beS ReinigungS- unb Müll- 
abfuhrbetviebeS unb ben privatwirtschastlichen Einnahmen beS FuhvbetriebeS geschaffen



werden. Bei der Straßenreinigung und Müllabfuhr handelt es sich insofern um eine 
Besonderheit, als für die Straßenreinigung vollständig und für die Müllabfuhr zum 

größten Teil Anschlußzwang der Grundbesitzer besteht. Dementsprechend sind die 
öffentlich-rechtlichen Beiträge von den städtischen Körperschaften festzusetzen, die ihre 
Befugnisse auf die mit dem Aussichtsrat der Gesellschaft identische Deputation delegiert 
haben. Die Stadt bedient sich also der Gesellschaft für die Erfüllung der ihr obliegenden 
Stvaßenreinigung und Müllabfuhr.

Diese bis in die jüngste Aeit noch entstandenen Reugründungen Weisen schon darauf 

hin, daß die Erfahrungen, die wir mit dem »Königsbevgev System" machten, gut waren. 
Trotzdem haben wir dieses System niemals als starres Dogma behandelt, sondern wir 
haben eS den Verhältnissen deS einzelnen Falles entsprechend sehr oft umge- 
wandelt, ja zum Teil geradezu in sein Gegenteil verkehrt, wenn daS erforderlich 

erschien.
In bewußtem Gegensatz hierzu ist nämlich die Stadtbank, die in einem besonderen 

Artikel behandelt ist, nicht als Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, sondern als 
ein eigenes Institut der Stadt ohne eigene Rechtspersönlichkeit gegründet worden. 
Denn hier lag uns gerade daran, die unbeschränkte Haftung der Stadtgemeinde zu 

erreichen, damit das Publikum die größtmögliche Sicherheit bei der Bank hat. Als 
wir uns dann mit dem »Kommunalen Spar- und Giroverband für die Ostmark" zum 
gemeinschaftlichen Betriebe der Stadtbank vereinigten, wurde aus demselben Grunde 

die Form einer offenen Handelsgesellschaft gewählt.
In ähnlicher Weise haben wir eine schon bestehende rechtsfähige Stiftung, die 

»Stiftung für gemeinnützigen Wohnungsbau", dazu benutzt, um unseren gesamten 
Siedlungsbau zu verselbständigen. Dieser Stiftung ist dann später auch die selbständige 

Verwaltung der uns gehörigen Wohngrundstüoke übertragen worden.
Ja, wir haben sogar, wo es unS richtig erschien, die Form des gemischtwirtschaftlichen 

Betriebes gewählt. Das ist z. B. geschehen bei der Gründung der »Meßamt KönigS-



berg i. Pr. G. m. b. H." und der „Handelshos-G. m. b. H.", über die ein besonderer 
Artikel berichtet. Später allerdings sind sämtliche Anteile auf unS übevgegangen. 
Geblieben ist diese Form deS gemischtwirtschaftlichen Betriebes dagegen bei der 
„Pregeltorswerk-A.-G.", die wir zusammen mit der dem StinneSkonzern ungehörigen 
Ostdeutschen Maschinen°G. m. b. H. gegründet haben, um ein bei Königsberg gelegenes 
fiskalisches Torflager auSzubeuten. Hiev haben wir sogar, da wie auch daS Privat- 
Publikum heranzuziehen suchten, die Form einer Aktiengesellschaft gewählt.

Vielfach ist die Frage aufgeworfen worden, ob die Ausdehnung der wirtschaft­
lichen Bethätigung der Stadt in diesem Amfange zweckmäßig ist. Man kann über diese 
Frage verschiedener Ansicht sein. FweifelloS ist zunächst, daß Monopolbetviebe in die 
öffentliche Hand gehören. Damit scheiden die Königsbergev Werke und Straßenbahn, 
die Stvaßenveinigung und Müllabfuhr, die HafenbctriebSgefellschaft und das Meßamt, 
die zweifellos Monopolcharaktev haben, auS. Daß die Monopolbetviebe aber nicht allein 
für die Bewirtschaftung durch die Stadt in Frage kommen, ergibt schon das Beispiel 
der Stadtbank, denn niemand kann bestveiten, daß dieser Betrieb für unsere Stadt 
geradezu eine Tebensnotwendigkeit geworden ist. Darüber hinaus aber wird man kaum 
bestveiten können, daß solche Betriebe, die der Versorgung der Bevölkerung dienen, 
wie die Ostdeutsche Wirtschasts-G. m. b. H. und die Bvennstoffvevtriebs-G. m. b. H., 
Zweckmäßigerweise mindestens noch fo lange aufrecht erhalten werden müssen, bis wir 
wieder geordnete Verhältnisse haben. Die Handelshos-G.m.b.H., die lediglich Eigen­

tümerin eines Büvohauses ist, könnte natürlich ebensogut in privater Hand weiterbestehen. 
Ebenso liegen die Dinge bei der Stiftung für gemeinnützigen Wohnungsbau. Bei 
der Pregeltovfwevk-A.-G. ist die Beteiligung der Stadt unentbehrlich, weil der Fiskus 
nur ihr die Ausbeutung des TovslagevS abgeben wollte. Erfahrungen, die hiev nicht 
näher erörtert werden sollen, haben aber auch gezeigt, daß ein städtischer Fuhrpark nicht 
zu entbehren ist. Damit rechtfertigt sich die Existenz der Königsbergev TranSport- 
G. m. b. H. So bleibt nur sestzustellen, daß bei dem Betrieb jedes WirtschastS-



Zweiges lediglich Aweckmäßigkeitsfvagen Sorliegen, die nach Aeit und Amständen 
verschieden beantwortet werden können. Für sie ist maßgebend die allgemeine Richtung 
der Son der Stadt betriebenen Wirtschaftspolitik, aus die in einem anderen Aussatz 
eingegangen wird. Jedenfalls handelt es sich nicht um Fragen der so heiß umstrittenen 
Sozialisierung oder Kommunalisievung. Die Zukünftigen Erfahrungen werden ergeben, 
ob Sielleicht noch Betriebe hinzukommen oder manche auch Sielleicht als überflüssig auf­
gegeben werden. Wie wir aus der Betriebsform felbst kein Dogma gemacht haben, so 

sind wir auch weit daöon entfernt, aus dem Am fange unserer wirtschaftlichen Betatigung 
ein Dogma zu machen.

Aber die Grundsätze, nach denen alle diese Betriebszweige bewirtschaftet werden, 
ist noch folgendes zu sagen: Die Gesellschaften sollen, wenn statutengemäß nichts anderes 
Sorgesehen ist, ausreichende Gewinne erzielen, die an die Stadt fallen. Vielfach ist 
allerdings, z.B. bei der Messe, durch den EesellschaftsSertrag festgelegt, daß die Gewinne 
der Gesellschaft selbst zu ihrer Erweiterung dienen sollen, oder es ist, wie bei den Königs- 
bevger Werken und der Reinigungs- und Fuhv-S. m. b. H. sestgelegt, daß Gewinne 
überhaupt nicht zu erzielen find, sondern Gewinne oder Verluste dem nächsten Geschäfts­
jahr Sorzutragen sind. Niemals aber hat darüber ein Aweifel bestanden, daß die Gesell­
schaften aus keinerlei Anschliffe, Sov allem nicht aus steuerlichen Mitteln, zu rechnen 
haben, sondern daß sie, soweit daS ihrer Natur nach möglich ist, liquidiert werden, sobald 
sie sich nicht wenigstens selbst tragen.

Wenn eS auch nicht ausgedrückt wurde, so war doch ein Hauptgrund, der zur Bildung 
der Gesellschaften führte, die Betriebe finanziell auf eigene Füße zu stellen. Aunächst 
gelang das überraschend gut. Als sich dann aber die Inflation immer mehr steigerte, 
war es den meisten Gesellschaften unmöglich, ohne Betriebskredite weitevzukommen. 
Das galt besonders Son den KönigSberger Werken und der Reinigungs- und Fuhr- 
G. m. b. H., bei der das Beitragsöerfahven natürlich mit der Inflation nicht Schritt 
halten konnte. Diese Betriebe haben in den schlimmsten Aeiten der Inflation Son der



Stadtbank ebenso gelebt wie die Stadt selbst und haben sür die Bank eine schwere 
Belastung gebildet, die lange Ait mit einem im Verhältnis zur Geldknappheit sehr 
großen Betviebskvedit hat aushelfen müssen. Mit der Inflation ist auch diese un­
erfreuliche Phase überwunden worden. Die Gesellschaften sind heute durchweg 
wieder finanziell selbständig geworden, erfüllen also auch in dieser Beziehung Soll 
ihren Hkoeck.

Die Gesellschaften werden, abgesehen Son der lausenden Überwachung, die durch 
ihren Anschluß an die Stadtbank möglich ist, mindestens jährlich einmal durch eine 
Reöisionsgefellfchaft residiert. Steuerliche Bevorzugung besitzen die Gesellschaften nicht. 
Abgesehen von den Königsbergev Werken führen sie, wie jedes andere wirtschaftliche 
Anternehmen, die städtischen Steuern und etwaige Reichs- und Staatssteuern an den 
FiskuS ab. Bezüglich der beiden letzteren Steuerkategorien ist sogar über das gesetzlich 

Sorgeschriebene Maß hinausgegangen, denn die Gesellschaften müssen auch da, wo sie 
nach reichs- und landesgesetzlichen Bestimmungen als gemeinnützig von Steuern besreit 
sind, sie trotzdem an die Stadt-Stcuevkasfe zahlen.

Die Gesellschaften besitzen serner keine irgendwie günstigere Stellung bezüglich der 
Kreditgewährung durch die Stadtbank oder ein anderes Kreditinstitut. Vielmehr werden 

sie auch hiev wie jeder privatwirtschastliche Betrieb behandelt.
Bezüglich der Bieserungen und Beistungen für die Stadt und für die Gesellschaften 

untereinander besteht daS Prinzip, das auch in allen großen Konzernen durch- 
gesührt ist: es wird niemals eine Monopolstellung eingeräumt, vielmehr werden stets 
Offerten auch von dritter Seite eingefordert. Die städtischen Gesellschaften erhalten 
grundsätzlich den Auftrag nur dann, wenn ihr Angebot das billigste und gün­

stigste ist.
In solchem Geiste geführt wird die neue Betviebsform nicht nur den Betrieben 

selbst, sondern der Bürgerschaft und der städtischen Verwaltung zum Segen ge­

reichen.



Die Mnanzdertvaltung.
Stadtkämmerer Di-. Tehmann.

AD4ls der Weltkrieg arrsbrach, waren die Finanzen der deutschen Städte gesund und 

lebenskräftig. Äls der Krieg mit den Massen endigte - Son einem „Frieden" sprechen 
hieße eines der schönsten Worte unserer Sprache entwürdigen - hatte auch dieser Or­
ganismus tiefe Wunden daSongetragen. Viereinhalb Jahre lang waren die wichtigsten 
Arbeiten infolge des Mangels an Material und Menschen aufgeschoben worden,- die 
Anleihepolitik de§ Reiches hatte die Städte verhindert, ihre Schulden Zu fundieren. 

Die hereinbvechende politische und wirtschaftliche Krise verlangte den Aufwand un­
geahnter Mittel zur Steuerung der ärgsten sozialen Notstände, und schließlich nahm 
das Reich durch die bekannte FinanZvesorm den Gemeinden den wichtigsten Teil ihrer 
Steuern, die Einkommensteuer. So stand Wohl jede kommunale Finanzverwaltung 
vor nicht Siel mehr als einem Nichts, d. h. Sor ungeheuerlich gesteigerten Ausgaben 
und stark verminderten Einnahmen.

Daß Königsberg nicht günstiger dastand, als die anderen deutschen Großstädte, 
versteht sich von selbst. Äls die ärmste Großstadt des Deutschen Reiches vor dem 
Kriege, abgetvennt durch den sogenannten polnischen Korridor Son dem Hauptteil deS 
DeutschenReicheS, war seine finanzielle Bedrängnis womöglich noch größer, als die anderer 
Städte. 8m wesentlichen auf einen Handel nach dem Osten eingestellt, der zunächst 
einmal ööllig lahm lag, waren die innerlichen Ouellen seiner Kraft schwerer geschädigt, 
als anderswo. Die Bedrohung unter dem slawischen Osten konnte das Kapital durch­
aus nicht reizen, nach Königsberg Geld in irgend einer Form zu geben. Auch die 
Wirtschaftskrisen machten sich hier drückender bemerkbar, als in den meisten anderen 
Städten. In Königsberg wohnte, zugezogen aus der ländlichen Beöölkevung der 
ProSinz, eine große Anzahl Son älteren Rentner, die infolge der Geldentwertung 
mehr und mehr zu Kleinrentnern im schlimmsten Sinne des Wortes wurden. Die über-



schlüssigen Arbeitskräfte seiner Bevölkerung, bie Erwerbslosen, konnten hier bei bem 
Mangel an Industrie schwerer, als in den meisten anderen Gegenden Deutschlands 
untergebvacht werden. So ist es zu erklären, daß Königsberg die Wirtschaftskrise 
der Demobilmachung besonders schwer Lras, obwohl die politische Ruhe hier nur ganz 
Vorübergehend gestört wurde.

Was konnte dieser im allgemeinen und im besonderen überaus schwierigen Sage 
eine Finanzöerwaltung entgegenstellen? In erster Sinie natürlich das, was überall 
geschehen ist und geschehen mußte: Sparen! Am aber am richtigen Grt sparen zu 
können, bedars es in erster Sinie Vollkommener Klarheit über den Stand der Verwal­
tung und einer zuSerlässigen und eingehenden Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben.

Am eine Abersicht über die Verwaltung zu erlangen, mußte Zunächst der Etat 
Vollständig modernisiert werden. Königsberg war eine der ersten Städte, die diese 
Modernisierung Vornahmen. Es wurde dabei nach einem Sgstem Verfahren, das 

später in den Seitsatzen der Finanzdezernentenkonferenz seinen Niederschlag und seine 
Anerkennung gefunden hat. Hunächst wurde das Schema des sogenannten Brutto- 
etatS zugrunde gelegt, d. h. jede einzelne Verwaltung wurde im Etat mit denjenigen 
Kosten belastet, die sie tatsächlich Verursacht hatte. So wurden die Kosten deS Schulden- 
dienstes, der Grund- und Gebäudeuntevhaltung, der Büvobedürfnisse und Verkehrs­
mittel jeder einzelnen Verwaltung auferlegt. Auch wurden die Kosten, die einzelne 
Amtev Verursachten, auf diejenige Verwaltung umgelegt, die diese Amtev Vorzugs­
weise in Anspruch nahmen, so die Kosten deS Hochbauamts, des VevmeffungSamts, 
der Betriebskvankenkasfe usw. Erst dadurch wurde eine Abersicht über die bisherigen 
Kosten, die jede einzelne Verwaltung Verursachte, geschaffen. Wenn in der Folgezeit 
dauernd angesteebt wurde, die Einnahmen in ein richtiges Verhältnis zu den Aus­
gaben zu bringen, fo war die geschilderte Maßregel Vorbedingung dazu. Gebühren- 
erhöhung und ähnliche Maßnahmen konnten in ihrer wirtschaftlichen Tragweite nur 
nach dieser Vorarbeit richtig bemessen werden.



Weiter wurde daS sogenannte System der großen Fahlen im Etat durch- 
gesühvt. Der Haushaltsplan süv 1^4 umfaßte 4ZZ Seiten mit rund 7900 Buchungs- 

stellen. Der Haushaltplan für <724 umfaßt Seiten mit 7702 Posten.
Würde man die Ausführlichkeit wie tpt4 auch bei den erheblich erweiterten Auf­

gaben der Gemeinde duvchgeführt haben, fo würde der Etat einen Amfang angenommen 
haben, der ihn selbst für den Spezialistin völlig unübersehbar gemacht hatte. Dieses 
System der großen Fahlen hat aber ferner noch den großen Vorzug, die Buchungen 
wesentlich zu vereinfachen und dem Buchhalter selbst die Abersicht über die von ihm 

bearbeiteten Verwaltungen zu erleichtern.
Durch Hinzufügung von Tabellen und Anmerkungen besonders über Selbstkosten 

und deren Verteilung auf Personal- und Sachkosten ist der Etat bei aller Knappheit 
doch sprechender geworden. Es stehen zwar weniger Einzelheiten aber dafür alles 

Wesentliche klar und übersichtlich darin.
Seit t^>22 hat der Etat noch eine Ouerschnittsgliederung in dem sogenannten 

Haushaltsplan nach Sachkonten erfahren. Es war notweneig, sich einmal darüber 
klar zu werden, wofür die Kommune eigentlich ihr Geld verbraucht. Es sind das in 
großen Posten Zusammengefaßt: Personal, seine Antevbringung samt Mobiliar, die 
Beheizung, Beleuchtung und Reinigung der Raume, die Büvobedürfnisse und Be­
triebskosten, Geldleistungen für soziale Fürsorge und schließlich die Leistungen süv den 
Verkehr (Hafen, Straßen ufw.). Fu diesem Fwecke wurde jedem Haushalt ein strenges 
Schema unter Trennung vor allem der Personal- und Sachkosten zugrunde gelegt.

Dieses Schema hat in großen Fügen etwa folgende Einteilung: I. Personalkosten^ 
II. Sachliche Kosten: t. Bürokosten, 2. Grund- und Gebäudekosten, z. Kosten deS 
Inventars, 4. Betriebskosten,- III. Amlagen,- IV. Anleihe- und Schuldendienst,- 

V. Vereinsbeitväge und Beihilfen^ VI. Sonstiges.
Addiert man nach diesem Schema ohne Rücksicht auf die Verteilung der Posten 

auf die einzelnen Verwaltungen die zusammengehörigen Einnahme- und Ausgabe-







posten quer durch den ganzen Etat zusammen, so erhält man in großen Augen die 
Abersicht über die Ouellen der Einnahmen und die Verwendung der Mittel sür die 
einzelnen Ausgabezwecke, man weiß also z. B. wieöiel die Gemeinde im ganzen aus- 
gibt sür Beamtenbesoldung, für Lebensrnittel, oder sür HeizungS- und FeuerungS- 
material usw. Gerade diese Ab erficht hat in den Aeiten der Inflation, in der man auf 
VovratSbeschaffung für die Sevschiedensten Awecke der Verwaltung im Großen Hin- 
arbeiten mußte, wesentliche Dienste geleistet. Es war Z. B. möglich, Son öornhevetn 
zu bestimmen, welche Mittel sür günstigen Ankaus Son HetZungs- und Feuevungs- 
material sosort verwendet werden konnten. Aber auch über die Aeit der Inflation 
hinaus hat sich dieser Ouerschnittsetat so bewährt, daß wir ihn beizubehalten gedenken.

Die Buchungen erfolgten nunmehr in doppelter Weise, einmal unter Augrunde- 
legung der Gliederung nach den einzelnen Verwaltungen und sevnev gegliedert nach 
den einzelnen Sachkonten. In dieser doppelten Weise wurde ein täglicher Abschluß 

gefertigt, der allerdings nur für den genauesten Kenner der Verwaltung und auch da 
nur in der Bewegung der Aahlen Son Tag zu Tag eine Ab erficht bot, mit dieser Ein­
schränkung aber die genaueste Kontrolle der Verwaltung gewährleistete, die bisher tech­

nisch überhaupt ermöglicht worden ist. Ihr Rückgrat bildete die Buchführung in der 
Stadthauptbuchhalterei. Im Laufe der Aeit wurde diese so durchorganisievt, daß sie die 
geschilderten täglichen doppelten Abschlüsse binnen 46 Stunden der Stadtkämmerei öor- 
legen konnte. Damit war die genaueste Abersicht über daS Ist der Einnahmen und 
Ausgaben gegeben. Die Sollstellung wurde ebensalls zentral durch die Stadtkämmerei 
nach Maßgabe der zur Versügung stehenden Mittel reguliert.

Die ganze Buchhaltung wurde darauf eingestellt, Ausgabebuchungen über daS 
Soll hinaus zu öerhindevn. DaS ist denn auch restlos gelungen. Bei der etatSmäßigen 

Verwaltung war das SerhältniSmätzig einfach. Schwieriger lagen die Dinge bei der 
Vorschußöerwaltung. Hiev hatte sich im Lause dev Aeit ein kaum entwirrbaveS Durch­

einander herauSgebildei. Es gelang erst nach längeren Bemühungen, die Vorschuß-



Verwaltung auf ihren eigentlichen Fweck wieder zurückzuführen. Dieser war ein doppelter: 

Es sollten Zunächst solche Ausgaben geleistet werden, deren Erstattung unbedingt sicher 
war, und ferner solche Ausgaben für unbedingt anleihefähige Fweöke, für die Anleihe- 
mittel beschafft werden konnten. In beiden Beziehungen wav im Dause dev Kriegsjahre 
eine lagere Auffassung eingeviffen. Es waren viele Ausgaben geleistet, deren Erstattung 
nicht sicher war oder die für nicht anleihefähige Fweöke Verwendung gefunden hatten. 
Dazu kam noch die Ansicherheit dev Aufbringung von Anleihemitteln. ÄlleS daS wurde 
beseitigt. Wir haben setzt innerhalb dev Vovschußöerwaltung nur Posten, deren Er­
stattung oder Deckung durch Anleihemittel unbedingt sicher ist. Daneben lief eine 
gründliche Säuberung der Nebenmassen und dev DepositenSevwaltung. Auch hier 
waren über den Rahmen dev zur Verfügung stehenden Mittel Ausgaben geleistet 
worden. Es waren Schulden vorhanden neben Aktivbeständen, obwohl die Aktiv­
bestände wenig oder gar keine Finsen brachten, während die Schulden erhebliche Auf­

wendungen an Firsten verlangten.
Damit Hand in Hand lief eine vollständige Ausstellung dev Rechnungsprüfung. 

Avsprünglich erfolgte sie nur nach Jahresschluß. Daß eine solche Prüfung in dev Feit 
der Inflation zwecklos war, lag auf dev Hand. Die tägliche Aenderung der Preise 
und dev wirtschaftlichen Situation machte eine Kontrolle nach längerer Feit völlig un­
möglich. Denn selbst der gewiegteste Spezialist hätte nach kurzer Feit nicht mehr über­
sehen können, ob die Preise zur Feit dev Ausgabeleistung wirklich angemessen waren 
oder ob man sich damals den Dieferungsbedingungen wirklich unterwerfen mußte, um 
überhaupt die gewünschten Waren und Deistungen zu erhalten. Vom 7. 4. 22 an 
wurde die Rechnungsprüfung an den Schluß jedes MonatS verlegt. Aber auch daS 
erwies sich mit dem immer rascheren Steigen dev Inflation als zwecklos. Infolgedessen 
wurde vom 7. 4. 2Z an die Prüfung vor die Anweisung dev Rechnung gelegt. Es 
wivd dabei davauf gehalten, daß die Prüfung nicht nur an dev Hand der einzelnen An­
weisung erfolgt, sondern daß von Feit zu Feit ganze wirtschaftliche Komplexe noch ein-



mal im Zusammenhang durchgeprüst werden. In dieser Form soll die Prüfung auch setzt, 
nach dem Ende der Inflation, beibehalten werden. Denn es hat sich gezeigt, daß sie 
gegenüber der nachträglichen Prüfung wesentliche Vorteile in sich birgt. Anächst wird 
man für absehbare Alt noch mit so starkem Schwanken der Preise und Konjunkturen 
zu rechnen haben, daß eine Prüfung längere Alt nach dem WirtschastSöovgang selbst 
nicht mit der nötigen Genauigkeit durchgeführt werden kann. Vor allem aber hat sich 
gezeigt, daß daS Verantwortungsgefühl deS PvüfungSbeamten weit scharfer ist, wenn er 
sich bewußt bleibt, daß er durch seinen PrüfungSvermerk die Ausgabe erst ermöglicht. 
Ade nachträgliche Prüsung birgt demgegenüber den Nachteil, daß der Prüfende doch 
immer daS Gefühl hat, schon vor einer vollendeten Tatsache zu stehen und nur in den 
seltensten Fallen noch Nachteile für die Gemeinde verhindern zu können. - Am Jahres­
schluß erfolgt nun nur noch die rechnungsmäßige Feststellung deS GesamtabschlufseS.

DieseKontrollen sind regelmäßige und bilden daher keinen Schutz gegen Desvauda- 
tion. Denn in der größten Mehrzahl der Fälle wird die Geschicklichkeit eines Defraudan- 
ten eS mindestens fertig bekommen, diese regelmäßigen Kontrollen zu täuschen. Des­
halb wurde eine besondere Finanzkontrolle eingerichtet, die an Ort und Stelle vollkommen 
unregelmäßig und ohne jede Benachrichtigung die einzelne Verwaltung revidiert. Selbst­
verständlich ist diese Kontrolle allein von dem Magistratsdirigenten und der Stadtkämmerei 

abhängig. In den Alten der Inflation war sie eigentlich daS einzige Schutzmittel, aber 
auch sie hat sich in zahlreichen Fällen so bewährt, daß sie beibehalten werden soll.

Welche Rolle dieStadthauptbuchhaltereibeidev Einrichtung und Durchführung 
dieser Kontrolle gespielt hat, ist bereits erwähnt. Wie ihr Asammenarbeiten mit der 
Stadtbank organisiert wurde, wird an anderer Stelle dargelegt werden. Hier ist nur noch 
folgendes zu bemerken: Die Hauptaufgabe der Buchhalters! bestand darin, so schnelle 
und glatte Arbeit zu leisten, daß für alle Kontrollen die Älnterlagen sofort und lücken­
los geschahen wurden. In sich ist diese Dienststelle vollkommen neu organisiert worden. 

Vom i. 4. LZ an wurde daS Arbeiten mit festen Büchern ausgegeben. Statt dessen



wurden überall lose Karten eingeführt. Die Ersparnis an Personal und an Sachkosten 
war schon damals eine erhebliche. Dom t. 4. 24 an arbeitet die Buchhalterei mit Siev 
Buchungsmaschinen größten und modernsten TpS. Es ist zu hoffen, daß sich hieraus 
nochmals sehr wesentliche Ersparnisse ergeben werden.

Das Aiel aller dieser Sparmaßnahmen war die schärfste und beweglichste Kontrolle, 
die einen Aeberblick selbst in den Aeiten größter Valutaschwankungen ermöglichen sollte, 
mit einem kleinen aber technisch aufs Sollkommenste ausgestatteten Apparat. Alles daS, 
um innerhalb der Verwaltung die denkbar größte Sparsamkeit zu erreichen. Es braucht 
kaum gesagt zu werden, daß diese auss äußerste zentralisierte Kontrolle nicht ohne Siel 
Reibereien und Klagen wegen BeSovmundung durchzuführen war. Aber nur aus diese 
Weise konnte das Maß der Sparsamkeit erreicht werden, das tatsächlich erreicht worden 
ist. Wir hatten 1^14 eine Gesamtausgabe Son 20 Millionen. Nach dem Stande Som 
1. 7.1P2Z betrug unsere Gesamtausgabe So Milliarden, d. h. das 4ooofache, während 

die Geldentwertung zum selben Aeitpunkt mindestens daS 4oooofache auSmachte. So 
knapp oftmals die Mittel waren, irgend eine Aahlungsstockung, die länger als einige 
Stunden gedauert hatte, ist nie eingetreten. Die Mittel haben stets für alle Awecke ge­

langt, niemals haben wir es nötig gehabt, Bauten auS Mangel an Mitteln stillzulegen. 
Eine wirklich fühlbare Vernachlässigung ist nur bei der Anterhaltung des Straßenpfla- 
sterS eingeteten, und hiev sind wir seit der Mitte des Hahnes 1P2Z dabei, auch diesen Fehler 
zu beseitigen. Vor allem aber ist niemals auf irgend einem Punkte ohne Deckung ge- 
wirtschaftet worden. Kein Hahr hat mit einem irgendwie nennenswerten Fehlbeträge 
abgeschlossen. Wenn fetzt Son Wien rühmend erwähnt worden ist, daß es seit einiger Feit 
seinen Haushalt ausgeglichen hat, so könnnn wie für unS in Anspruch nehmen, daß wir 
anders überhaupt nie gewirtschastet haben.

Daß Sparen kein Allheilmittel ist, liegt fedoch auf der Hand. Denn manches 
Wünschenswerte kann bei strengster Sparsamkeit eben nicht in die Tat umgesetzt werden. 
Darum mußte neben äußerster Sparsamkeit auch die Erhöhung der Einnahmen mit



allem Nachdruck durchgeführt werden. Die Gebühren und festen Steuersätze sind laufend 
der Geldentwertung entsprechend erhöht worden. Daß sie bei dem Wettrennen mit der 
Inflation niemals dieser nachkamen, liegt nicht an einem Fehler der Organisation, sondern 
darin, daß öffentliche Gefälle niemals die Beweglichkeit der kaufmännischen Preisbildung 
erreichen können, und selbst öon dieser Preisbildung ist sa hinlänglich bekannt, daß sie in 

den schlimmsten Feiten täglich hinter der Inflation zurückblieb. Fahlreiche Gebühren 
und Steuern wurden neu eingeführt. An Steuern seien erwähnt die Behevbergungs- 
steuev, die Nachtsteuer, die Personensahr- und Wagensteuev und die Getränkesteuev, 
letztere nicht als Mengensteuer, sondern als Steuer öom Kleinhandelspreis. Die Per- 
sonenfahr- und Wagensteuer mußte nach einiger Feit wieder aufgegeben werden, weil 
ihre Erträge nicht lohnten. Die Biersteuer wurde abgeschabt, weil sie neben der Ge- 
tränkesteuev zwe^loS geworden war. Eine Wiedergabe der festen Sätze der einzelnen 
Steuern ist setzt, nach dem Ende der Inflation, zwecklos, da die Fahlen doch kein 
Bild mehr geben. Auch die Wiedergabe der Prozentsätze bei denjenigen Steuern, 
die in Prozent eines bestimmten Maßstabes erhoben werden, hat keinen allzugroßen 
Wert, weil diese Prozentsätze durch die Inflation doch schließlich belanglos wurden. 
Immerhin bilden sie einen Ausdruck dafür, welches Maß Son Belastung die städti­
schen Körperschaften der Kommune zugemutet haben. Deshalb feien hiev die Belastun­

gen in dev Spitze wiedergegeben. Sie betrugen bei der Grundsteuer 1P1P ---0,55, 
1?2O ---1, 1P21 --1,55, 1^22 --- p, 1P2Z -- 10, 1^24 -- 0,6 Prozent deS Gemeinen Wertes.

Bei dev Gewerbesteuer: 1^ -- 7,Z5, 1^20 -- 10, 1^21 -- 15, 1^22 -- 81,67, 
1?2Z ---140 Prozent deS Ertrages deS Vorjahres, 1^24 -- 15 S. H. des Ertrages des 

laufenden Aahres und 2,25 S. H. des Gewevbekapitals.

Bei dev Wertzuwachssteuev: 1^ -- zo, 1^20 -- zo, 1P21 --50, 1^22--50, 
- 50, 1^24 - 50 Prozent des Wertzuwachses.

Bei dev Behevbevgungssteuev: IP21--20, 1^22--zo, 1P2Z--ZO, l^>24--25 

Prozent deS Entgelts.



An der Deckung des Steuerbedavfs waren die Grundsteuer und die Gewerbe­

steuer ^4 mit 26°/° und 8°/o beteiligt, mit 14°/» und tz°/«. Daraus ergibt 
sich, daß wesentlich schärser die Gewerbesteuer hevangezogen ist. Sie hat recht eigent­
lich das Doch stopfen müssen, das durch die Entziehung des AuschlagSrechtS zur Ein­
kommensteuer gerissen worden ist. Die Grundsteuer, die seit dem u April <707 auf 
Grund einer autonomen Grundsteuerordnung erhoben wurde, ist an der Deckung des 
Fehlbetrages weit weniger beteiligt gewesen. DaS ist hauptsächlich auf die Reichs- 

Mietegesetzgebung zurückzuführen. Die schärfere Heranziehung der Gewerbesteuer ist 
für Königsberg eine durchaus unerfreuliche Notwendigkeit gewesen. Denn nirgends 
zeigt sich die besonders schwierige Tage Königsbergs so deutlich wie hier. Die Ge­
werbesteuer wurde bis aus 140 °/o deS Ertrages des Vorjahres gesteigert. Auch wurde 
statt des FuschlagsSevfahvens zu der staatlich veranlagten Steuer eine selbständige Ge- 
wevbesteuevordnung seit t?2i durchgeführt. Trotzdem aber mußte gerade in dieser 
Beziehung die Erhöhung der Einnahmen auf lebhafte Bedenken stoßen,- denn ein­
gekeilt zwischen den beiden nächsten an das Ausland verlorenen Seehäfen Danzig 
und Memel, hätte der WirtschaftSplatz Königsberg ganz besonderer Schonung bedurft, 
sollte er nicht der Konkurrenz dieser früher deutschen Nachbarn unterliegen.

Im Steuerwesen ist schließlich noch zu erwähnen, daß wir das SteuerbvingMem 
- infolge des Bedürfnisses schnellstens die Steuern hereinzuholen - immer wieder 
hinausgeschoben, am t. Oktober 172z durchgeführt haben. Erzwungen wurde diese Maß­
nahme dadurch, daß auf dem Höhepunkt der Inflation die Ausschreibung und Aus­
gabe von Steuerquittungen infolge der Sielen NachtragSumlagen und der Geldent­
wertung nicht mehr zu bewältigen war. Das steuerzahlende Publikum mußte sowieso 
die erforderlichen Feststellungen erst auf der Steuevkasse machen, und es ergab sich so 
als das natürlichste, daß nran dann auch schon das BringsMem durchführte. In der 
Übergangszeit erfolgte die Abfertigung deS Publikums nach Anfangsbuchstaben deS 
NamenS. Jetzt ist die Abwicklung so glatt, daß eine solche Einteilung nicht mehr nötig



ist. Die Stadthauptbuchhalterei und Steuerkasse wurde, um den Publikumverkehr in 
den Räumen ermöglichen Zu können, vollständig umgebaut und ist so zu einem allen 
Erfordernissen entsprechenden modernen Kafsenlokal geworden. Natürlich ist auch durch 
diese Maßnahme eine wesentliche Ersparnis an Personal ermöglicht.

Die größte Schwierigkeit für die Finanzverwaltung der Gemeinde wurde bekannt­
lich aus dem Gebiet deS SteuevwesenS heröorgerusen durch den Wegsall des Fuschlags- 

rechts zur Einkommensteuer infolge der ErZbergerschen Finanzrefovm. Dieser Am- 
stand hat für die ganze Nachkriegszeit daS Verhältnis der Gemeinden zu Reich, 
Staat und Provinz bestimmt. Aber das Verhältnis zur Provinz ist wenig zu 

sagen. Wir haben in dem ganzen Feitraum etwa '^s der Provinzialabgaben auf­
bringen müssen, obwohl nach der Kopfzahl der Bevölkerung auf Königsberg höchstens 
^8 entfallen wäre. DaS ist überaus drückend empfunden worden, besonders in Feiten, 
in denen eS der Tandbevölkerung wesentlich besser erging als der städtischen. - Im 

übrigen soll hiev auf das Verhältnis Zu Reich und Staat nicht näher eingegangen 
werden. Was Zu sagen wäre, ist sür alle deutschen Kommunen im wesentlichen das­
selbe und gehört deshalb nicht in die Einzeldarstellung einer Kommune, sondern in 
eine allgemeine Geschichte deS deutschen KommunalwesenS der letzten jähre. Fudem 
sind wir Mitlebenden viel zu sehr belastet Son der Not deS Augenblicks, als daß wir 
ein gerechtes Arteil über diese Beziehungen haben könnten. Gerade die Kommunal­
politiker haben zuviel unter den Schwierigkeiten dieser Beziehungen gelitten, als daß 

Son ihnen eine wirklich gerechte Beurteilung Zu erwarten wäre. Vieles wird Späteren 
als Ausfluß bitterster Notwendigkeit erscheinen, was Son uns als unnötiger und will­
kürlicher Druck empsunden ist. Nur soviel wird man auch bei objektivster Einstellung 
sagen können: Die Selbstverwaltung der Gemeinde ist in der Nachkriegszeit schwer 
geschädigt worden. And e§ hat sich nur zu deutlich erwiesen, daß derjenige Teil der 
öffentlichen Verwaltung, der nicht die Klinke der Gesetzgebung in der Hand hält, in 
solchen Kvisenzeiten, wie wir sie hiev darstellen, stets zu kurz kommen muß. Die Be°



dingungen der BesoldungSzuschüsse und daS Spervgeseß, daS DotationSftstem, bei dem 
die Gemeinden trotz rapidester Geldentwertung aus ihren an sich schon schmalen Anteil 
endlos warten mußten, die uferlosen, Zwecklosen Reglementierungen bei denjenigen 
Steuern, die den Gemeinden noch Sevblieben, wie Lustbarkeitssteuer, Gewerbesteuer, 
Grundsteuer, SchankkonzesjionSsteuev, BeherbergungSsteuev und der Getränkesteuer, 
das alles hätte sich sehr Wohl für die Gemeinde erträglicher gestalten lassen, auch ohne 
daß dabei Belange des Reichs und Staats irgendwie benachteiligt worden wären. 

Dazu kommen für Königsberg noch bis in daS Aahv hinein erhebliche Schwie­
rigkeiten seitens der Regierung bei der Genehmigung der Steuern. In letzter Aeit 
hat sich daS sehr erfreulich gebessert, so daß jetzt eine Sollkommen glatte und der Ge­
meinde durchaus wohlwollende Erledigung ersolgt. - Daß Königsberg im Kamps um 
daS Landessteuergesetz alles getan hat, um auch seinerseits die Interessen der deut­
schen Städte zu Sertreten, öersteht sich Son selbst. Wie wir unS mit dem öovläufigen 
Ergebnis der dritten SteuernotSerordnung absurden werden, steht noch dahin. Daß 
diese Regelung große Anhänglichkeiten in sich birgt, ist klar. Wieweit sie not­
wendig waren, das zu beurteilen, muß gleichfalls der historischen Kritik überlassen 
werden.

DaS Ergebnis der NachkriegSjahre in der lausenden Verwaltung ist bereits ge­
jagt worden. Es bliebe noch die Frage Zu beantworten, wie daS Vermögen der 
Stadt Son der Entwicklung dieser Aahre beeinflußt worden ist.

Eine natürliche Folge der Aentvalisievung der ganzen FrnanzSerwaltung bei der 
Stadtkämmevei war auch, daß die gesamten Aktivbestände an Guthaben, Wertpapieren 
usw. in der gleichen Weise Zusammengefaßt wurden. Je mehr die Tendenz in den 
Vordergrund trat, alle verfügbaren Mittel in Anlagewerte zu stecken, desto schärfer 
mußte die Aentralisierung werden. Schließlich waren Effekten- und Devisenbeschaffung 
Sollkommen zusammengefaßt, und zwar in dem Maße, daß auch alle städtischen Ge­
sellschaften Son der Aentralstelle der Stadtkämmevei in diesem Geschäftszweige über-



wacht wurden. Nur auf diese Weise konnten alle verfügbaren Mittel zur Beschaffung 
von Änlagewerten erfaßt werden.

Der letzte Versuch, eine Obligationsanleihe unterzubringen, geschah ipeo. Er 
endigte mit einem völligen Mißerfolg. Von da an gingen wir dazu über, Schuld­
scheindarlehen aufzunehmen. Dabei machte sich die exponierte geographische Tage 
Königsbergs äußerst störend bemerkbar. Bei der allgemeinen Geldknappheit konnten 
sich die Geldgeber die Orte, denen sie Darlehen bewilligen wollten, beliebig aussuchen. 
E§ war daher nicht verwunderlich, daß sehr bald die Tendenz heröortrat, Geld nicht jenseits 
deS polnischen Korridors zu vergeben. Die politischen Störungen im Osten, besonders 
die dauernd unzuverlässige Haltung PolenS, gaben dieser Tendenz immer neue Nah­
rung. Trotzdem gelang eS, erhebliche Mittel zu verschaffen. Wir haben unS dabei 
zum großen Teil allerdings Vermittler bedienen müssen, so unerfreulich das auch Som 
allgemeinen Kommunalstandpunkt sein mochte. Die Geldgeber waren ausschließlich 

Sparkassen und Versicherungsanstalten, niemals irgendeine Privatbank. Der Aufluß 
an Geld war anfangs auS genannten Gründen ziemlich spärlich. Da wir aber streng 
darauf hielten, daß nur für wirklich anleihesähige produktive Anlagen Darlehen gesucht 

wurden, hob sich allmählich daS Vertrauen Zu unserer Fmanzgebarung und damit wurde 
auch der Austrom der Mittel reichlicher. Bis dann schließlich die Flucht vor der Mark 

jedes Bestreben, Mittel auf diesem Wege zu beschaffen, unmöglich machte.
Damit kommen wir zu der zentralen Frage in der Geschichte dieser letzten 

Hahre:
Wie hat Königsberg das Auf und Ab der Inflation übevstanden? Es soll hier 

selbstverständlich keine allgemeine geschichtliche Darstellung der Rolle der Inflation 
innerhalb der Gemeindewivtschaft gegeben werden. Aber trotzdem erscheint es doch 
richtig, einmal Son dem Standpunkt einer einzelnen Gemeinde aus darzustellen, wie 
die Inflation in solchem Einzelsalle wirkt, welche Schäden sie hevbeisührte und wie und 
durch welche Mittel diese Schäden überwunden wurden.



Als Zentrales Problem wurde die Inflation in ihrer ganzen Schwere erst von: 
August i^LL an empfunden. Von da an aber beherrscht sie die ganze Gemeinde­
verwaltung und Gemeindewirtschast. Anächst ging daS mit allem Nachdruck aus­
gestellte Prinzip wieder verloren, daß der Etat nur in Ausnahmefällen überschritten 

werden durste. DaS Jahressoll an Ausgaben betrug sür 1^22 rund Z20 Millionen. 
Diese Summe war aber schon nach drei Vierteljahren am Schluß deS Kalenderjahres 

um rund 700 Millionen überschritten. Daraus ergibt sich zunächst, daß eine 
ordnungsmäßige Erledigung der Etatsübevschveitungen durch die beiden städtischen 
Körperschaften vollkommen unmöglich war. Es blieb nichts übrig, als alle diese Dinge 
von Fall zu Fall, und Zwar im raschesten Tempo lediglich im DezernatSwege abzu- 
sertigen. Gleichzeitig drängte sich in die Verwaltung die Spekulation hinein. Gegen­
über der sür normale Alten richtigen Tendenz, möglichst geringe Vorräte zu halten, 

um nicht Mittel unnötig festzulegen, Verwaltungs- und BewachungSkosten zwecklos 
auSzugeben, und schließlich dabei noch zu sorgloserem Verbrauch anzureizen, mußte 
jetzt im Gegenteil daS Halten von großen Vorräten als daS wirtschaftlich Richtige er­

scheinen. So wurden die Ausgaben immer schon für weite Aiteäume im voraus vorweg 
genommen. Die Einnahmen dagegen blieben immer weiter gegenüber der Geld­
entwertung zurück, fo sehr man sich auch bemühte, daS Tempo deS bürokratischen 
Apparats zu beschleunigen. Wir hatten allerdings in einem Punkt einen wesentlichen 
Vorsprung vor anderen Städten: Anseve Werke waren durch die Amwandlung in 
Gesellschaftsform bereits entbürokvatisiert und konnten daher mit ihren Preisen der 
Geldentwertung solange folgen, bis dann schließlich, wie überall auch hier, jede ver­
nünftige Wirtschaft zum Erliegen kam.

Abgesehen Son dieser günstigen Ausnahme aber erlitten wir durch die Inflation 
da§ allgemeine Schicksal alle« öffentlichen Betriebe. Alle Einnahmequellen Serfagten 
trotz der Serzweifeltsten und kompliziertesten Versuche, sie hochzuhalten. Ade Am- 
vechnungsklausel wurde duvchprobiert und brächte doch keine Hilfe. Denn zwischen Fest-



stellung deS PapiermarkbetrageS und seiner Vereinnahmung war dev Geldbetrag 

schließlich in nichts zerronnen. Daß unter diesen Amständen die Dotation Son Reich 
und Staat fast zu einer lächerlichen Formsache wurde, ist selbstverständlich. Einmal 
erhielten wir eine Abevweisung an Einkommensteuer, die beim Eingang so gering wav, 
daß sie nicht mehr verbucht werden konnte. - Auf dem Höhepunkt dev Inflation ver­
sagte natürlich schließlich auch die best angelegte Kontrolle. Die Fühlungen häuften 
sich in so erschreckendem Tempo, daß man froh war, wenn man sie überhaupt bewältigen 
konnte. Fweimalige -Lohnzahlungen in der Woche wurden zur Regel, und am Ende 
war schon alles auf eine dreimalige Fahlung in dev Woche eingestellt. Obwohl fast 
jede Rechnung mehrmals aufgewertet wurde, hörten die Klagen über verspätete Füh­
lungen und Aberweisungen nie auf. Die Feitdijferenz zwischen dem Eingang der 
Besoldungszuschüsse und dev Fahlung dev Gehälter war schließlich kaum noch nach 
Stunden zu bemessen. And trotzdem dauerte sie vom Standpunkt deS Fahlungs- 
empfängevs noch immer zu lange, um ihn vor Verlusten zu schützen. Es gab schließlich 
nur noch einen einzigen Gegenstand innerhalb der ganzen Verwaltung, auf den sich 
alles Interesse konzentrierte, weil von ihm daS ganze Wohl und Wehe abhing: Der 
Rotgelddruck! Es kam nur noch daraus an, ob pünktlich auf die Minute die -Lohne 
und Gehaltszahlungen geleistet werden konnten, d. h. die dafür erforderlichen Rotgeld­

mengen auS der Presse herauskamen.
Wovon haben wir in der schlimmsten Feit dev Inflation überhaupt gewivtschaftet? 

Reich und Staat haben zunächst Fwischenkredite gegeben. Sie betrugen insgesamt 
etwa über sooo Billionen oder nach dem Tage der Fahlung umgevechnet etwa 
660000 Goldmavk. DaS wav eine sehr wesentliche Hilfe. Wir haben diese Kredite 
jedoch nur solange genommen, als sie ohne AufwertungSklausel gegeben wurden. In­
folgedessen ist uns auch die Rückzahlung nicht schwer gefallen. Dazu kam der Notgeld­

druck, mit dem wir nicht nur unsere eigenen Döhne und Gehälter bestritten, sondern 
zum Teil auch noch uns nahestehenden Betrieben aushalfen. - Die hauptsächlichste Hilft



aber leistete die Stadtbank. Auch hiev war die Sage in dev schlimmsten Feit außer­
ordentlich kritisch. Anseve Tendenz ging begreiflicherweise dahin, die Kräfte der Bank 
bis zum Äußersten anzuspannen, um für die öffentliche wie für die pviöate Wirtschaft 

daS Setzte hevauSzuholen, waS irgend möglich war, ohne doch die Siquidität dev Bank 
zu gefährden. DaS ist unS denn auch gelungen, wenn auch zeitweise die Bestände der 
Bank nahezu ööllig erschöpft waren. Hiev lag monatelang dev gefährlichste Punkt der 
ganzen Verwaltung. Die nahezu So Konten, über die sich der Verkehr dev Stadt und 
ihrer Gesellschaften mit dev Bank bewegte, mußten täglich, zuletzt wochenlang stündlich 
auf daS genaueste kontrolliert werden, um alle Sevfügbaren Mittel hevauszuziehen und 
in Sachwerte umzuwandeln. Mit welchem Erfolge das geschah, soll zum Schluß gesagt 
werden,- soviel steht aber fest, daß nächst dem Notgelddvuck die Stadtbank in dieser 
schlimmsten Feit unsere beste Hilse war.

WaS so an Mitteln Zusammengevafft werden konnte, wurde in erster Sinie zum 
Ankauf Son Vorräten aller Art Serwandt. Dann kam die Beschaffung Son Anlage­
werten aller Art, besonders auch öon Deöisen für die Kohlenbeschaffung dev KönigS- 
bevgev Werke. Hier lag in den Repartitionen die größte Schwierigkeit, die natürlich 
nur teilweise überwunden werden konnte.

Kompliziert wurde die ganze Sage noch dadurch, daß gerade in diese Feit die 
HauptauSgabe für den Hafenbau fiel. Viele Monate hindurch hinkten die Seistungen 
Son Reich und Staat den Fühlungen für den Bau weit nach. Hätten wir lediglich auS 
diesen Seistungen zahlen wollen, so wäre dev Hafenbau schon im Frühjahr i?2Z zum 
Stillstand gekommen. Tatsächlich ist eS gelungen, die erforderlichen Mittel für den 
Hafenbau immer noch rechtzeitig heranzuschaffen und so einen Stillstand des Baues 

zu Serhindevn.
Als dann am so. NoSember 1P2Z die Inflation zum Stillstand kam, hatten wir 

eine für eine öffentliche Wirtschaft ganz unSerhältniSmäßige Summe öon Anlagewevten 
auf uns geladen. Wir sind aus ihnen, im ganzen genommen, ohne jeden Verlust her-



ausgekommen. Auch von unseren Schulden konnten wir einen Teil ohne Schwierigkeit 
zurückzahlen. Ein Mehr verhinderten die unklaren Hoffnungen, die von der dritten 
Steuernotöerordnung genährt worden sind. Dieser verhältnismäßig günstige Schulden- 
stand ist nicht unser Verdienst. Die Schulden wären Wohl höher gewesen, wenn die 
Geldknappheit das nicht verhindert hätte.

Als die Inflation zu Ende war, ergab sich für die Verwaltung zunächst ein neuer 
Melstand, eine dreifache Währung. Neben die Papievmark und die Rentenmark 
trat das ostpreußische wertbeständige Notgeld. Auch diese Schwierigkeit ist fetzt über­
wunden. Verluste haben wir auch hier nicht gehabt. Wir selbst haben wertbeständiges 

Notgeld nicht auSgegeben, was uns vielfach eine abfällige Kritik zugezogen hat. Die 
Schwierigkeiten aber, die bei Einlösung deS ostpveußischen Notgeldes entstanden, 
rechtfertigten Wohl nachträglich unsern ablehnenden Standpunkt. Ansev eigenes nicht 
wertbeständiges Notgeld ist ohne fede Schwierigkeit eingelöst worden.

Die schwierigste Aufgabe der Innenorganisation liegt Wohl darin, das ganze ge­
lockerte Gefüge der Verwaltung wieder zu festigen und an ein Arbeiten unter ver­
nünftigen Bedingungen und nach festen Maßstäben wieder zu gewöhnen. Antev dem 

Dru^ der Inflation mußte vieles preiSgegeben werden, waS als selbstverständliches 
Erfordernis einer geordneten Verwaltung galt. Hiev wieder den Weg zurückzufinden, 

wird nicht leicht sein.

Schwer liegt auch auf unS die allgemeine Kreditnot. Wenn wir unS heute Ver­
trauen zu unserer Verwaltung erworben haben, so nützt unS daS zur Feit in Kredit­
fragen gar nichts. Hypothekarisch gesicherte Kredite wollen wir nicht aufnehmen und andere 
sind nicht zu erhalten. Hilfe von Reich und Staat ist nicht Zu erwarten, auch wegen der 
damit verbundenen Gefahr einer Inflation nicht einmal erwünscht. So hart eS scheint, 
wir werden unS doch daraus einstellen müssen, im wesentlichen auS laufenden Mitteln 

ohne Kredite zu Wirtschaften.



Was ist schließlich das finanzielle Resultat dieser jähre? Wir können zusrieden 
sein, dank der aufopferungsvollen Pflichttreue unseres Personals und der großzügigen 
Selbstbescheidung der städtischen Körperschaften. Nur durch diese beiden Amftände ist ein 
günstiges Resultat möglich geworden. Wären nicht die letzten Kräfte in dieser Feit ein­
gesetzt worden und wären diese durch ein starres Festhalten der SersasfungSmäßigen Rechte 
der städtischen Körperschaften behindert worden, so wäre unsere Verwaltung zweifellos 
zum Erliegen gekommen. - DaS endgültige Endergebnis dieser jähre wird man erst 

übersehen können, wenn eine Goldmarkbilanz der Gemeinde und ihrer Gesellschaften 
vorliegt. Sie ist in Arbeit, und zwar nach den strengsten kaufmännischen Grundsätzen. 
Bis dahin muß folgende kurze Fusammenfassung genügen:
i. Wir haben keine Valutaschulden.
2. Wir haben bis auf Restkausgeldhfjpotheken im Nennwert von rund sechs Millionen, 

die nach der dritten Steuernottzevovdnung mit höchstens 650000 Mark auszuwerten 

wären, keine hypothekarisch gesicherten Schulden.
z. Wir haben nicht getilgte ObligationSschulden in Höhe Son 54,5 Millionen Papier­

mark.
4. Wir haben außerdem 120 Millionen Papiermavk Davlehnsschulden, die einen 

Goldwert Son 4,2 Millionen dargestellt haben.
5. Demgegenüber steht unsere Substanz, die wir nicht nur überall erhalten, sondern 

sehr wesentlich vermehrt haben. Es sei nur erwähnt die Vergrößerung unseres 
Grundbesitzes, die Hasenbauten, der Handelshof, die Messe, der Flughafen, unsere 
Beteiligungen an Gesellschaften, Dinge, die Zum größten Teil unS jetzt mit Null zu 
Buch stehen.

Vor allem aber haben wir in der Verwaltung nirgend einen faulen Posten. Die 
Fukunst wird sich über die Vergangenheit dieser letzten jähre nicht beklagen können. 
Niemals haben wir versucht, für den Augenblick zu leben auf Kosten der später 
Kommenden.



Die Kre^itmstitute ^>er KömgÄerg.
Stadtkämmerer Dr. Lehman».

I. Stadthank.
<L^/ie Vorarbeiten für die Gründung der Stadtbank begannen Mitte 102O. Der 

Gemeindebeschluß über die Gründung erfolgte um die Jahreswende IP20/1P21. Die 
Bank erhielt ein Stammkapital Son 10 Millionen Mark. Diese Summe war jedoch 
lediglich als Betriebsmittel gedacht und nicht als Hastsumme. Denn die Bank wurde 
als eigenes Institut der Stadt Königsberg ohne Rechtspersönlichkeit, also mit unbe­
schrankter Haftung der Gtadtgemeinde, gegründet. Diese Form wurde gewählt, um sür 

daS Publikum eine möglichst große Sicherheit selbst in schwersten Krisenzeiten zu ge­
währleisten. - Für die allgemeine SeschästSausficht über die Bank wurde ein Vevwal- 
tungSvat Son p Personen (z öom Oberbürgermeister bestellte MagistratSmitgliedev und 
6 Son der StadtSerordnetenSersammlung gewählte Bürger) eingesetzt. Nur durch diesen 
VerwaltungSvat hängt die Bank mit den städtischen Körperschaften zusammen. Nur 

durch ihn können sie einen Einsluß auSüben, im übrigen ist die Bank jedem Einfluß, 
namentlich politischer Natur, entzogen. Die spezielle Geschäfts- und Dienstaufsicht 
führt der Dezernent, ein MagistratSmitglied, als Kurator. Dieser Stelle liegt Sor 
allem die Genehmigung aller Kredite ob. Die Notwendigkeit dieser Einrichtung ergibt 
sich auS der unbeschränkten Haftung der Stadt. Denn während bei einer selbständigen 
juristischen Person nicht mehr als das Stammkapital verloren gehen kann, ist hiev die 
Gefahr für die Stadtgemeinde unbeschränkt. Deshalb muß ein an der Bankleitung 
unbeteiligter nur den städtischen Körperschaften verantwortlicher Beamter darüber Wachen, 
daß durch Kreditgewährung oder durch Übernahme bedenklicher Risiken die Stadt nicht 
gefährdet wird. - Die eigentliche Leitung der Bank liegt in den Händen eines Di­

rektors.



Die Bank macht grundsätzlich alle bankmäßigen Geschäfte. Ihr sind lediglich Spe­
kulationsgeschäfte auf eigene Rechnung, namentlich in Devisen, unbedingt untersagt. - 
Hm übrigen arbeitet die Bank unter voller Anabhängigkeit Son der städtischen Ver­
waltung, sowohl in personeller wie in sachlicher Beziehung.

Am i. io. 1021 wurde mit dem Givoöerband für die Ostmark ein Vertrag aus 
10 Hahve geschlossen, der dahin ging, daß auch der GivoSerband noch 10 Millionen Mark 

der Stadtbank als Stammkapital zur Verfügung stellte, dafür aber am Gewinn und 
Verlust mit der Hälfte beteiligt wurde. Die Stadt behielt jedoch nach dem Vertrage 

die Personalhoheit und bleibt Eigentümerin der Räume. Durch diesen Vertrag wurde 
die Stadtbank zur offenen Handelsgesellschaft und ist als solche auch in das Handels­
register eingetragen unter der Firma „Stadtbank Königsberg i. Pr. zugleich Geschäfts­
stelle Königsberg der Girozentrale sür die Ostmark". Der Grund dieses Vertrages 
lag in folgendem: Nach dem Kapitalfluchtgesetz, daS in völlig verfehlter und schemati- 
schev Anwendung auch auf die eigenen Kveditinstitute der Städte und Kreise aus­
gedehnt wurde, konnte die Stadtbank aus diesem Wege am bequemsten das Recht zur 
Annahme von Depositen erlangen,- ferner sicherte sie sich dadurch den Ausammenhang 

mit dem Sironetz der Deutschen Girozentrale. Auch verzichtete die Girozentrale auf 

jedes Bankgeschäft am Platze Königsberg, wodurch eine unerfreuliche Konkurrenz 
zwischen den beiden kommunalen Kveditinstituten vermieden wurde. Die Erwartung, 

auf diese Weise auch einen finanziellen Rückhalt in schwierigen Aeiten an einem größeren 
Institut finden zu können, hat sich leider wegen des DarniederliegenS des Sparkaffen- 
wesens nicht erfüllt.

Mit der Gründung der Stadtbank sollte aber noch ein völlig neues Problem ge­
löst werden: Die Abernahme des gesamten Kassen- und Überweisungsverkehrs der 
Stadthauptkaffe aus die Bank, d. h. die Amwandlung dieses TätigkeitSzweiges aus 
einem kameralistischen Betriebe in einen banktechnischen. Der Grundgedanke war, daß 
die Stadt Kuzide der Bank in zwiefacher Beziehung, als Kontokorrentkunde und als







Depotfunde wurde. Die Bedingungen für dieses Kundenöevhältnis sollten genau die­
selben sein, wie bei jedem Pviöatkunden, ohne jede Bevorzugung weder der Stadt noch 
der Bank. Die Stadt verlor also ihre Kassen- und AbevweisungSstelle und behielt 
nur noch eine Buchhaltevei, aber nicht mehr als eine Kontrolle ihres FahlungSöerkehvs, 
sondern lediglich als eine Kontrolle gegenüber dem etatmäßigen und außeretatmäßigen 
Soll. Die Buchhaltung diente also letzten Endes nur noch sinanztechnischen Fwecken 

dev Verwaltung. Nach manchen Versuchen wird die Buchhaltung über die städtischen 
Konten bei dev Bank jetzt in folgender Form geführt: Ein Hauptkonto umfaßt Vor- 
schußverwaltung und Depositenöevwaltung und die Nebenmassen. Daneben bestehen 
Einzelkonten für Sonderzwecke und Sor allem für die städtischen Gesellschaften. Dev 
Verkehr wickelt sich so ab, daß die Anweisungen über die Ausgaben öon dev zuständigen 
Verwaltungsstelle über die Stadthauptbuchhaltcrei nach Prüfung zur Bank gehen und 
dort bar auSgezahlt oder im AberweisungSöerkehr erledigt werden. Die Einnahmen 
gehen den umgekehrten Weg Son dev Bank mit der Durchschrift deS Kontos zur 
Stadthauptbuchhalterei, die die Verteilung auf die einzelnen Posten deS Etats der Vor- 
schußverwaltung usw. öornimmt. Der Verkehr der städtischen Gesellschaften hat irgend­
welche Besonderheiten gegenüber dem normalen Verkehr eines Privatkunden mit seiner 

Bank nicht.
Fwischen Stadthauptbuchhalterei und Bank ersolgt täglich eine Abstimmung, die 

den ganzen städtischen Verkehr mit Ausnahme der Gesellschaften umsaßt. Diesen bleibt 
eS überlassen, die Abstimmung öorzunehmen, wie eS ihnen zweckmäßig erscheint. Die 
Vorteile dieses Systems, daS hiev zum ersten Mal in Deutschland versucht worden ist, 
bestehen vor allem in dev Evspavung deS Personals für die Kasse und die Aberweisung. 

Dieses Personal wurde früher naturgemäß nur zu den Feiten deS Ouartals- und 
Monatswechsels wirklich Soll auSgenutzt. Im übrigen bestand ein starker Seerlauf. Jetzt 
verschwindet diese Tätigkeit in dem viel umsassenderen Bankbetvieb vollständig und wenn 
man auch nicht sagen kann, daß besonderes Personal bei der Bank hierfür überhaupt



nicht notwendig ist, so würde doch diese Behauptung nahezu richtig sein. - Weiter ge­
währleistet dieses System die restlose Ausnutzung aller Geldmittel der Stadt, nicht nur 
durch die bankmäßige Verzinsung, sondern Siel wesentlicher dadurch, daß alle überflüssigen 
städtischen Gelder sosort im Bankbetriebe der Privatwirtschaft zugesührt werden. Wir 
sehen gerade hierin ein besonders günstiges Moment. In den Feiten, in denen der 
Steuerdru^ so groß ist wie fetzt, wird eS natürlich von der Privatwirtschaft besonders 
drückend empfunden, wenn ihr Geld, daS sie für Steuern zu zahlen hat, und daS sie 
vielleicht im Augenblick bitter schwer entbehrt, nun tagelang nutzlos in öffentlichen Kassen 
brach liegt. DaS ist bei dem geschilderten System vollkommen vermieden. Die Bank 
verwertet selbstverständlich mit Freuden alles überflüssige Geld der Stadtgemeinde für 
ihre Priöatkunden. Durch da§ Gegeneinandevschalten von kameralistischer und bank­
mäßiger Buchhaltung ist doch eine Kontrolle gewährleistet, die menschlichem Ermessen 
nach allen Ansprüchen genügt. - Für die Stadt liegt ferner darin ein großer Vorteil, 
daß ihre finanziellen Transaktionen, Ankäufe von Effekten oder Devisen usw., nicht 

von einem fremden Institut sondern von einem eigenen auSgeführt werden. Daß hiev 
lebhafteres Interesse und größere Diskretion gewährleistet sind, liegt auf der Hand. - '
Da die Stadt auch Depotkunde der Bank ist, so ergibt sich daraus ohne weiteres eine 
einheitliche Depotverwaltung bei der Bank, ohne daß dabei für die Stadt andere Kosten 
als die üblichen Depotgebühren entstehen. - Als sehr wertvoll hat sich dann noch daS 
Nebeneinanderarbeiten der banktechnisch und der bürotechnisch geschulten Kräfte erwiesen. 

Durch die verschiedene Ausbildung wurde der Ehrgeiz wesentlich gewebt und daS Ge­
fühl gestärkt, daß fedev Teil von dem andern noch Siel Zu lernen hätte. - Am meisten 
fedoch hat in den kritischen Feiten die Stadt dadurch aus diesem System Vorteile ge­

zogen, daß die von ihr beschäftigten Anternehmev und vor allem säst ihr ganzes Per­
sonal bei der Bank ihre Konten unterhielten. Wenn daher an den kritischen FahlungS- 
tagen eine große Summe beschafft werden mußte, so ergab sich der nicht hoch genug zu 
bewertende Vorteil, daß oft nur ein ganz kleiner Bruchteil dieser Summe wirklich ge-



zahlt zu Werken brauchte, kev weitaus größere Teil wuvke lekigltch Son ken städtischen 
Konten auf ein Privatkonto übertragen, ohne kaß dadurch kev Bank Mittel entzogen 
wurken.

Geblieben ist neben kev Stakthauptbuchhaltevei mit gänzlich Seränkevtev Tätigkeit 

nur noch kie Steuerkasse auS psychologischen Gvünken. An sich hätten auch kie Steuer- 
einzahlungen ebensogut bei kev Bank evlekigt Werken können, besonkevS in Seiten, in 
kenen kie Steuersummen ohne weiteres seststanken. Maßgebenk für kie Trennung 
war kev Gekanke, kaß kem Publikum seke Furcht benommen Werken sollte, kie Stadt- 
bank könne irgenk etwas mit kem stäktischen SteuerfiskuS zu tun haben. In ker Tat 
besteht kenn auch nicht ker geringste Zusammenhang zwischen Bank unk Steuerver- 
waltung. Abergriffe nach Kiefer Richtung hin sink auch niemals versucht worken, kie 
Bank wahrt kaS Bankgeheimnis ker Stakt gegenüber in genau kemselben Amsange 

> wie gegenüber fekem Dritten.
Am 2. Mai r?2i evössnete kie Bank ihr Geschäst, mit kiesev so geschilkevten Auf­

gabe ohne fekeS Vorbild. Nach einem Monat bereits wickelte sich kev Verkehr voll­
kommen glatt ab. Der Personalbestank betrug am Ansang 27 Köpfe, am Erike keS 
AhreS rx>2r bereits 60 Köpfe. Auch waren 778 Privatkonten Sorhanken. Ein Jahr 
später, Enke r^LL, war kaS Pevosnal auf 150 angewachsen unk kie Privatkonten aus 
272?. Enke r?2Z hatten wir ein Personal von z^o Köpsen unk Z24O Konten. Von 
ka ab setzte, wie in kem gesamten Bankgewerbe, ein scharser Abbau keS Personals 

ein. DaS Geschäst aber ist verhältnismäßig sehr lebhaft geblieben.
Am 2. Mai rp2l bezog kie Bank kie Räume im Erkgeschoß Magistevstv. 67/6^, 

Enke r?2i erhielt sie kie Erkgeschoßräume auch im Nebengebäude Magisterstr. 7o/7r 
unk Kneiphösische Banggaffe 60. Im April rp22 bekam sie enklich auch ken Agang 
von kev Kneiphöfischen Banggajfe. Im Baufe keS AhreS r?2Z wurke Kann in ken 
genannten Gebäuken auch kie zweite, kritte unk vierte Etage für kie Bank hinzuge- 

nommen.



Noch im August 15)21 eröffnete die Bank ihre erste Depositenkasse in dem Gebäude 
der Ostmcsse. 15)22 wurde dann die Sparkassen-Nebenftelle in der Hufenallee zu einer 
Depositenkaffe umgebaut. 1512z siedelte die Sparkassen-Nebenstelle Steindamm aus 
ihrer ungünstigen Tage um aus die andere Seite des Steindamms, an dessen verkehrs­
reichste Stelle, und wurde gleichzeitig ebensalls in eine Depositenkasfe der Bank um- 
gewandelt. Neu eröffnet wurde in demselben jähre eine Depositenkaffe auf dem Schlacht­
hof. Gleichzeitig mußte die Depositenkaffe Ostmesse, weil ihre Räume zu klein geworden 
waren, in den gegenübevgelegenen Handelshof umziehen. Nach diesem Amzuge er­
hielt sie eine Abteilung der Sparkasse, ebenso wie das schon aus dem Schlachthos ge­

schehen war.
Das Ergebnis dieser Entwicklung Son kaum drei jähren ist, daß die Stadtbank 

eine der größten Banken am Platze ist. Ihr Fusammenavbeiten mit der Stadt Soll- 
zieht sich Sollkommen reibungslos. Die Ergebnisse waren stets günstig, sind aber selbst- 
öerständlich fetzt durch die Geldentwertung überholt. Wenn auch eine Goldmarkbilanz 
per 1.1.15)24 noch nicht Sorliegt, so läßt sich doch soSiel sagen, daß die der Bank ursprünglich 

mitgegebene Substanz Son 20 Millionen Papiermark umgerechnet aus Goldmark nach 
dem Tage der Fühlung nicht nur erhalten sondern erheblich vermehrt ist. Doch ist 
dieses Gewinnergebnis selbstverständlich Son weit geringerer Tragweite als die Tat­
sache, daß hauptsächlich durch die Tätigkeit der Bank die SubstanzSermehrung bei der 

Stadt überhaupt erst möglich geworden ist.

II. Sparkasse und ^ei^amt.
Ein Bericht über die Städtische Sparkasse in den jähren 15)15) bis 15)24 müßte 

eigentlich alle Bemühungen auszählen, die gemacht worden sind, um den Sparöevkehv 
aus der alten Höhe zu halten. Es ist bekannt, daß diese Bemühungen überall im 
Deutschen Reich infolge des Sinkens unserer Valuta, der Flucht aus der Mark und 
schließlich der Vernichtung allen Spürsinns ergebnislos geblieben sind. Dieses Schick-



sal hat unsere Sparkasse teilen müssen. Wir wollen daher Son diesen vergeblichen Be­

mühungen nicht weiter sprechen. Ansere Sparkasse hatte im Frieden einen Einlagen- 
bestand Son über 150 Goldmillionen. Anfang 1^24 sahen wir eS schon als einen 

erfreulichen Fortschritt an, als die Einlagen auf über zooooo Mark angewachsen 

waren. Wir haben heute etwa eine Goldmillion erreicht. DaS ist der beredteste Aus­

druck dafür, wieweit die Verelendung unseres Volkes fortgeschritten ist und wieweit der 

solide Wohlstand gerade der mittleren Volksschichten durch den Krieg und mehr noch 

durch die Nachkriegszeit zerstört worden ist. Mit dem Steigen der Inflation öev- 

schwanden die Spareinlagen. Alle Bemühungen, sie zu halten, wie die Errichtung 

der neuen Sparabteilungen neben den Depositenkassen der Bank auf dem Schlacht­

hof und dem Handelshof, die Einrichtung Son Annahmestellen und mancherlei andere 

Werbetätigkeit blieben erfolglos. Eine Feitlang täuschte über diesen Fusammenbvuch 

noch daS Vorhandensein der reinen WivtschastSkonten auS der Aberweisung der Gehälter 

und auS ähnlichen Ouellen hinweg. Aber je rascher die Inflation fortschritt, desto mehr 
war auch jeder bestrebt, diese Wirtschaftskonten möglichst-klein zu halten, um möglichst 

Siel Geld in Sachgütern anzulegen. Als schließlich der Geldumlauf ein immer rasche­

res Tempo annahm, wurde auch der GivoSerkehv unmöglich gemacht. An seine Stelle 

trat die Barzahlung in der primitivsten Form und damit waren den Sparkajsen die 

letzten Mittel entzogen.

Wie auS den oben erwähnten Fahlen hevöorgeht, bessern sich jetzt die Verhält­

nisse, aber doch in erschreckend langsamem Tempo. Die unzulänglichen Gehälter und 

Löhne, die außerdem noch sür ganz kurze Feiträume gezahlt werden, verhindern in 
denjenigen Volksschichten, aus denen die Sparkassen gerade beruhten, die Ansammlung 

Son Spareinlagen. Eine Besserung ist freilich zu hojfen, wenn jetzt die Reichs- und 

Staatsbehörden die Gehälter monatlich zahlen. 9Kehr noch würden vierteljährliche 

Fühlungen helfen. Aber eine wirklich durchgreifende Besserung ist selbstverständlich



erst dann zu erwarten, wenn die völlige Verarmung unseres Volkes und insbesondere 
seiner mittleren Schichten allmählich wieder behoben wird.

Wenigstens sind wir bei der Sparkasse stets ohne einen Verlust hevauSgekommen. 
Auch daS Jahr l?2Z, daS Wohl den Tiesstand bezeichnet, wird, wenn auch mit keinem 
Gewinn, so doch auch mit keinem Verlust abschließen.

Die Stadtbank hat, wie oben geschildert, bereits eine Reihe von Nebenstellen der 

Sparkasse übernommen und zu Depositenkassen mit Sparabteilung umgebaut. Damit 
hat sie auch die Ankosten dieser früheren Nebenstellen auf sich genommen. Ferner hat 
sie neu die Sparabteilungen bei den Depositenkassen Handelshos und Schlachthof ge­
bildet. Auf diesem Wege werden wir fortfahren, um so die Sparkasse möglichst von 
den Ankosten sür die Nebenstellen zu befreien. Es bleibt noch übrig, die Hauptstelle 

selbst in ein günstiger gelegenes und besser auSgestatteteS Vokal zu verlegen. DaS wird 
hoffentlich im Dause dieses HahreS gelingen. Wir sind überzeugt, daß diese Arbeiten 

nicht nutzlos sein werden. Denn gerade in Kvisenzeiten, wie wir sie fetzt durchleben, 
und wie sie auch noch die nächste Ankunft erfüllen werden, wird daS Publikum, daS 
mancherlei Enttäuschungen im Börsenverkehr erlebt hat, sich wieder auf die Sparkassen 
und darauf besinnen, daß die Mündelsicherheit dieser Institute doch ein wesentliches 
Moment ist. Heute, wo die Gerüchte über Illiquidität Son Bankinstituten an der 
Tagesordnung sind, wird die Mündelsicherheit der Sparkasse und die unbeschränkte 
Haftung der Stadt und mit ihr aller Stadt- und Dandkreise der Ostmark sür die 
Stadtbank wieder eine Rolle spielen, zumal wenn man dann noch berücksichtigt, daß 
bei beiden Instituten Spekulationsgeschäfte, besonders in Devisen, durch die Aussicht 
seitens der Stadt unmöglich gemacht werden.

DaS Deihamt ist erst am s. 7. 1^21 der Sparkasse angegliedert worden. Der 
Grund für diese Maßnahme lag darin, daß die Sparkasse ausschließlich daS Deihamt 
finanziert hat, und daß aus diese Weise sich einige Kosten ersparen ließen. In der Tat 
ist eS denn auch gelungen, diesen Geschäftszweig ohne alle Anschüsse duvchzusühren.



Bo^en- un^> Vie^ungspoliti^.
Staötrat Dr. BoeterS.

Grunkkekingungen einer SieklungSpolitik kev Stakt Königskerg sink kuvch 

ihre Sage am schiffbaren Strom unfern ke§ Meeres gegeben/ kort, wo zum letzten 
Male öon beiden Äsern her fester Baugrund an Kerl Fluß herantvitt unk eine Insel 

ken Mergang erleichtert. Sie ist zugleich Hafenstakt unk Bvückenstakt. Ihre plan­

mäßige Entwicklung auf Kiefer Svunklage wurke sekoch im s?. Aahrhunkert unk im 

ersten Jahrzehnt keS so., also gerake in kemfenigen Feitalter neuerer Stäktekaukunst, 

in kem zum ersten Male wiekev eine kurchkachte großzügige Auffassung sich kurch- 
zusetzen beginnt, kurch einen Ämstank gehinkert, kev seiner entscheikenken Bekeutung 

wegen sofort genannt Werken muß: KönigSkerg, noch heute Festung, wav kiS in ken 

- Eingang keS so. AahrhunkertS kurch ein System alter, au§ kev Mitte keS öovigen 
IahrhunkertS stammenker BefcstigungSwerke so fest umschlossen, kaß kie eigentliche 

Staktlage auf kiesen Sorkezeichneten, engen Naum beschränkt kliek unk feke gesunke, 

mokevnen Anschauungen entspvechenke Entwicklung unterkunken wav. Die Befestigung 

gaß nuv an wenigen Punkten einen schon lange nicht mehr zuveichenken Durchlaß frei. 

Vor ken Wällen kehnte sich in einer Breite öon tooo m ker Naizonkezirk, in kem 

nur mit kesonkerer militärischer EvlaukniS unk nuv in Fachwerk gekaut Werken kurfte. 

So wav im Ausgang kes t?. Iahvhunkerts kie öon ken Festungswerken um­
schlossene Stakt längst unerfüllt. Gin engmaschiges, hiev unk ka fast öerwirvenkes Netz 

öon Straßen wav entstanken, lichtlose hohe Häuser, arm an Gärten,- kie ganze Stakt 
litt an einem Mangel an Freiflächen unk, was vielleicht noch schlimmer war, an einem 

Mangel klarer, nach außen weisenker Straßenzüge. Wo Neues entstehen sollte, 

mußte Altes hinweggeräumt Werken unk auf kiesem Wege ging manche stäktekauliche 

Schönheit kev alten Grkens- unk Hansestakt Vevloren.



Immerhin, soweit e§ die geschilderten Beschränkungen zuließen, hatte die Stadt- 
erweiterung über die Schranken der Festungswälle bereits hinauSzugveisen- versucht. 
In zwei Absätzen, und ^07, waren umfassende Eingemeindungen durchgehuhrt 
worden, die daS Gelände, welches für die nächste Ausdehnung der Stadt und zur Er­
weiterung ihrer Einrichtungen erforderlich war, in den Bereich der städtischen Ver­
waltung brachten. Durch die Initiative privater Terrain- und Ballgesellschaften 
waren jenseits deS Ra^onbezirks an verschiedenen Stellen moderne Wohnviertel in 
weiträumiger SiedlungSweise entstanden, vor allem die reich angelegten Villenkolonien 
Amalienau und Maraunenhof sowie die Gartenstadt Rathshof. DaS Straßennetz außer­
halb der Werke war nach dem städtischen Bebauungsplan angelegt, Straßenbahn und 
Versorgungsleitungen waren schon nach diesen Äußengebieten vorgeschoben. Auch die 
ersten Parkanlagen, ein bis dahin entbehrter Besitz der Stadt, waren schon begonnen 
- daS Gelände forderte dazu heraus die Anlagen am Gbevteich, an den FwillingS- 
teichen, an der Füvstenschlucht, der Walter-SimonS-Platz. Aber die Möglichkeit zu einer 
großzügigen Erfassung aller der Aufgaben, welche die Bedürfnisse der Stadt längst schon 
stellten, eröffnete sich doch erst, als endlich im Aahre nach langwierigen Verhand- ' 
lungen die veralteten Festungswerke ausgelassen wurden, und das Befestigungsgelände 
selbst in den Besitz der Stadt kam. Nun war der Feitpunkt zur Entfaltung der lange 
ungesund Zurüökgedämmten Kräfte da. Sie richteten sich vor allem aus den Bau eines 
modernen Handels- und Industriehafens, die Amgestaltung der längst überalterten und 
und unzureichend gewordenen Eisenbahnverkehrsanlagen, auf die Erschließung deS bis­

herigen Festungsgürtels selbst und die Aufstellung eines modernen Grundsätzen ent­
sprechenden Bebauungsplans, wie er nun erst den Bedürfnissen der Stadt angepaßt 
werden konnte.

Die drei Aahre von bis zum Beginn deS Krieges sind Soll des erfolg­
reichsten Schaffens, aber die Feit war zu kurz, der Ausbruch des KriegeS für 
Königsberg doppelt tragisch, da er diese eben erst einsetzende, moderne städte-



bauliche Entwicklung unterbrach. Nun geriet eins nach dem andern inS Stocken. 
Die Bahnbauten kamen kaum über daS Projekt hinaus, der Hafen konnte noch 
einige Aahre gefördert werden, um dann durch Eingrijf öon militärischer Seite still- 
gelegt zu werden. Die Entsestigungsarbeiten wurden noch am längsten mit Kriegs­
gefangenen fortgeführt.

So fand dev Beginn friedlicher Arbeit Königsberg nach den furchtbaren Erschütte­

rungen de§ KriegSauSgangeS öov. Nicht eine Son den dringenden Ausgaben dev FriedenS- 
zeit war gelöst. Sie drängten nach wie Sor und bestenfalls waren Ansätze vorhanden, 

war Stückwerk geschaffen, öon dem sich noch nicht einmal sagen ließ, ob es geeignet war, 
unter den Völlig Veränderten Verhältnißen als Grundlage weiterer Arbeit Zu dienen. 
An den ungesunden und unerfreulichen Fuständen dev Innenstadt wav kaum etwas ge­
ändert. Dev Beveich dev früheren Festungswerke zog sich als eine Föne unfertigen, zum 
Teil wüsten Geländes rings um die Stadt und unterbrach eher peinlich störend den 
Fusammenhang Zwischen Innenstadt und AußenSievteln, als daß er ihn Vermittelte. 
Die Außenöievtel lagen da ohne Äbrundung, unausgeglichen, ohne Fusammenhang 

miteinander und ohne zureichende Verbindungen mit der Innenstadt. Dazu drängten 
sich nun die neuen Probleme, auS den Nöten der Nachkriegszeit geboren, drohend und 
oftmals übermächtig, Vor. In zähem Kampse mußten die Mittel, selbst für die wichtigsten 
städtebaulichen Aufgaben, den anstürmenden Bedürfnissen deS Tages abgerungen 
werden. Die Baukosten, und zwar in gleicher Weise die Kosten für Hochbauten wie sür 
Straßen- und Vevkehrsanlagen, haben Som ersten Augenblick an mit dev Geld­
entwertung Schritt gehalten und, wie die Finanzkvast dev Städte nach dem Kriege ge­
schwächt worden ist, daran braucht an dieser Stelle nur erinnert zu werden. Dev Städte­
bau ist abev ein Kultuvgebiet, das den Boden allgemeinen Wohlstandes und eine leb­
hafte Betätigung aller wirtschaftlichen Kräfte VovauSsetzt. So beobachten wir auch hier 
die Tragik, die so kennzeichnend für die deutsche Kulturarbeit in der Nachkriegszeit ist, 
daß ein Inbegriff hoffnungsvoller Ideen gerade in dem Augenblick sich durchsetzt, die bis-



herigen geistigen Fesseln seiner Entfaltung abwivft, wo seine wirtschaftlichen Vor­
aussetzungen zerstört sind. Dies alles muß man sich gegenwärtig halten, um die 
richtigen Maßstäbe zu gewinnen für daS, waS in der Folgezeit nun geleistet 

worden ist.
Im Vordergrund steht die Forderung des neuen HafenS bis zu einem die Er­

öffnung des BetriebeS ermöglichenden Fustande der Vollendung. Darüber wird in 
einem besonderen Abschnitt dieser Schrift gesprochen. Hier mag an erster Stelle eine 
Errungenschaft behandelt werden, die weniger greifbar in ihren unmittelbaren Wirkungen 
und weniger erkennbar in ihrem Werden für die Öffentlichkeit, gleichwohl für die städte­
bauliche Entwicklung Königsbergs Son der nachhaltigsten Bedeutung sein wird: die 
Vermehrung deS städtischen Grundbesitzes und die auf ihm gegründete städtische 

Bodenpolitik.
Nachdem die Stadtverwaltung bis in das Ende der neunziger jähre Fragen des 

Grundbesitzes reichlich teilnahmlos gegenüber gestanden hatte, setzte etwa mit der Wende 
deS 20. jahrhundertS unter dem Einfluß der auftauchenden neuen großen Projekte 

eine auf Vermehrung deS städtischen Grundeigentums gerichtete Strömung ein. Der 
KriegSansang sah die Stadt bereits im Besitz von mehr als 1700 sisc Grund und 
Boden, und zwar Son 104 PriSathäusern und über 1600 Iia unbebauten TandeS, 
wobei die Gewässer, Grünanlagen und Spielplätze, nicht aber die öffentlichen Straßen 

und Plätze, mitgerechnet sind. Bis zum Kriegsende wuchs die Fahl der Häuser auf 
izp und die Fläche deS FreilandeS auf über 2000 liÄ. Die Häuser waren im 

Fluchtlinieninteresse gekauft, d. h. mit der Absicht, sie später niedevzulegen, um 
Straßendurchbvüche und -Verlegungen in der Innenstadt vornehmen zu können 
und so deren Mängel allmählich zu beheben. DaS unbebaute Gelände bestand in 
der Hauptsache auS den Flächen die sür den neuen Hasen und die neuen Bahn­
anlagen erworben waren, sowie auS dem Südgelände und dem früheren FestungS- 
gelände. Für die Entwicklung der Stadt, für die Stadterweitevung im weitesten



Sinne, war natürlich allein dieser Besitz an unbebautem freien Gelände Son wesent­

licher Bedeutung.

Wenn es in der Nachkriegszeit unter den denkbar schwierigsten finanziellen Ver­

hältnissen gelungen ist, diese auf Vermehrung namentlich deS FreilandeS gerichtete 

Politik in großzügiger und systematischer Weise fortzusetzen, so ist dies der gesunden 
städtischen FmanzSerwaltung und der zielbewußten, schnell zugreisenden Ausnutzung 

der durch die entscheidende Geldentwertung gerade aus dem Grundstücksmarkt entstehenden 

günstigen Bedingungen zuzuschreiben. Es wurde nun nicht mehr lediglich unter dem 

Gesichtspunkt eines bereits Vorliegenden, bestimmten Projektes Band erworben, sondern 

der städtische Grundbesitz allgemein, wo nur eine günstige Gelegenheit sich bot, ihn in 

zweckmäßiger Weise zu erweitern, in der Erkenntnis Vermehrt, daß eine gesunde Ent­

wicklung der Stadt und eine krastöolle städtische Politik nur aus der Grundlage eines 
ausgedehnten BandbesitzeS möglich ist. Nehmen doch auch die Ausgaben städtischer 

Verwaltung, welche nur mit Hilfe Von Bandbefitz erfüllbar sind, ständig zu. In großer 

Einmütigkeit haben gerade hiev alle Parteien der städtischen Körperschaften mitgewivkt. 
Bis zum 1. April ^24 sind seit Kriegsende nahe an tooo fta hinzuerworben, wovon 

aus die Jahre Ip2s-tp24 je rund 200 entfallen. Der Bandevwerb machte an den 
politischen Grenzen der Stadt nicht halt. Von den: 2885 Ira unbebauten Geländes, 

über welche die Stadt teils selbst teils durch die ihr angegliederten Gesellschaften ver­

fügt, liegen etwas über szoo bis, also knapp die Hälfte innerhalb deS Stadtgebiets 
und machen hier mehr als 50 °/° deS überhaupt vorhandenen FveilandeS auS, mehr 

aber liegt außerhalb, die Grenzen der Stadt ringS umgebend und ihre künftige Er­

weiterung vorbereitend. Im ganzen ist der Grundbesitz der Stadt mit 
säst 70 °/° deS gesamten Stadtgebietes gleich. Die Ahl der in 

städtischer Verwaltung stehenden PriSathäusev erreicht heute 200. Dabei ist noch zu 
berücksichtigen, daß durch die näher noch zu schildernde Siedlungspolitik der Stadt nicht



unbeträchtliche Flächen - etwas über izo siL - in der Fwischenzeit wieder veräußert 

worden und so ihrem wirtschaftlichen Fweck zugesühvt worden sind.

Vor allem wurde das Fiel darauf gerichtet, das in privaten Händen befindliche 

Bauland, d. h. die Grundstücke an fertigen oder nahezu fertigen Straßen, zu er­

werben, nachdem erkannt worden war, daß in diesen fertigen, aber noch nicht bebauten 

Straßen die größten städtischen Goldwerte stecken, und daß es ein Gebot der Wirt­

schaftlichkeit sei, diese Werte der Allgemeinheit nutzbar zu machen. Dadurch kam es, 

daß Sov allem die zahlreich vorhandenen Terraingesellschaften, deren Geschäfte infolge 

der geringen Bautätigkeit schlecht gingen, von der Stadt eine nach der andern auf­

gesogen wurden. Dies ist heutigen Tages beinahe restlos gelungen. Die Stadt besitzt 

auf dem Gebiete der Baugvundstücke fast ein Monopol.

Mag auch an äußerlich in Erscheinung tretenden Werken auf städtebaulichem Gebiet 

seit dem Kriege leider noch nicht viel Neues geschaffen sein: mit diesem Landerwerb 
sind erst die Voraussetzungen sür eine planvolle und großzügige Gestaltung 

der Stadtanlage geschaffen, und zwar auf Jahrzehnte hinaus, Sielleicht für dauernd. 
Gestützt auf diesen Landbesitz hat die Stadtverwaltung, bewährten bodenresovmeri- 

schen Grundsätzen solgend, schon in den wenigen fahren seit dem Kriege eine Boden­

politik entfaltet, die sich aufs glücklichste für die Entwicklung der Stadt bemerkbar ge­

macht hat.

Beinahe neu, jedenfalls in seiner Größe und Dringlichkeit Söllig unerwartet trat 
an die Stadtverwaltung mit dem KriegSausgang daS Problem der Wohnungs- 

beschaffung heran. Schon vor dem Kriege hatte ein Mangel an Kleinwohnungen 

geherrscht. Die Stadt hatte sich deshalb an gemeinnützigen Mohnungsbauunterneh- 

mungen beteiligt. Aber in seiner jetzt auftvetenden Gestalt war das Problem ein Söllig 
anderes. Dem ersten Ansturm der Wohnungslosen nach dem Waffenstillstand suchte 

man durch die Erstellung Son Notwohnungen zu begegnen, welche durch den Aus-



bau vorhandener Gebäude, vor allem der zahlreich zur Verfügung stehenden militäri­
schen Bauten, gewonnen wurden, Kasernen, Ställe, Magazine und leider auch 
Baracken. Es muß heute dahingestellt bleiben, ob es sich Som sinanziellen Stand­
punkt rechtfertigen ließ, daß erhebliche Beträge zur Schaffung von Wohnungen aus- 
gewendet wurden, die sich noch innerhalb der Aeit der Wohnungsnot als unzulänglich 
erwiesen und eine dauernde Ouelle von Anzuträglichkeiten wurden. Die Schnelligkeit, 

in welcher Rat geschaffen werden mußte, der Druck der öffentlichen Meinung und die 
derzeitige Beurteilung der zukünftigen Entwicklung der Dinge ließen damals eine 
andere Entscheidung Wohl nicht zu. Mehr als iioo Wohnungen wurden aus diesem 
Wege geschaffen, zu denen in der Folge noch über ?oo Wohnungen kamen, die durch 
Teilung von größeren Wohnungen gewonnen wurden. Gleichzeitig wurde aber an 
den Bau von neuen Wohnhäusern gegangen. In den Hahren ipf? und 
allerdings noch recht zögernd. Erst im Jahre 1^21 setzte sich, wie auch in den meisten 
Städten, die Erkenntnis durch, daß der Wohnungsnot nur durch WohnungSneubau 
nachhaltig zu begegnen sei. Der Bau in eigener Regie der Stadt, mit dem man 
begann, hatte mit Schwierigkeiten zu kämpfen. Nun wurde ein von früher her bestehen­
des gemeinnütziges Bauunternehmcn, die Stiftung für gemeinnützigen Woh­
nungsbau, zum Werkzeug der städtischen Bautätigkeit erkoren, und diese Maßnahme 
bewährte sich außerordentlich. Sie verband die notwendige wirtschaftliche und persönliche 
Beweglichkeit mit der erforderlichen Eingliederung in den städtischen VerwaltungS- 

apparat. Im Wettbewerb mit der Wohnstättengesellschaft m. b. H., welche in der Folge 
den Bau von Beamtenwohnungen im Auftrage der Reichs- und Dandesbehörden 
übernahm, wurde eine beträchtliche Aahl von Kleinwohnungen geschaffen. Die Stadt 
gab hierzu neben den bestimmungSgemäßen Baukostenzuschüssen, die bei den Bauten 
der Stiftung selbstverständlich auch die ständig wachsenden ungedeckten Spitzen mitum­
faßten, Sor allem daS Bauland zu günstigen Bedingungen her, gemeinnützigen Bau­
gesellschaften, namentlich in der letzten Aeit, sogar unentgeltlich, Alsbald zeigte sich,



wie sehr ihr reicher Dankkesitz ihr hier zustatten kam. Sie erleichterte kakurch 
ken Wohnungsbau unk öermochte ihn gleichzeitig korthin zu lenken, wo im Interejfe 
einer planmäßigen Entwicklung kev Stakt kie Errichtung öon Bauten kev jeweils 
in Frage kommenken Art am Platze war. Daneken wurke- unrer wechselnker Stellung­
nahme kev Staktöerorknetensraktionen - auch kev priöate Wohnungsbau, kev Bau 
priöatev Bauherren für ihren eigenen Bekarf - nur in keschränktem Ämsange unk 
mit wenig ermutigenkem Erfolge auch kev Bau kurch Bauunternehmer für Dritte 
- geförkert. Dankhergake unk Huschußgewähvung arbeiteten hier einankev in kie 
Hank, so kaß nur ker Dank kekam, kev auch gewillt unk nach sorgfältiger Prüfung 
auch in kev Sage wav zu Kauen, unk kem keshalk auch kie Huschüsse anöertvaut Werken 

konnten.
Im ganzen sink mit finanziellerAnterstützung ker Stakt 7507 neue Wohnungen 

kis zum Enke kes Jahres t?2Z fevtiggestellt oker kis zu kiesem Zeitpunkt kegonnen 

Werken. Daöon entfallen 570 auf kie Stakt selkst oker kie Son ihr keauftragte Stiftung 

als Bauherrin, 6n auf gemeinnützige Bauuntevnehmungen, 126 auf priöate Bau­

herren.
Soweit im Aufträge kev Stiftung gekaut wurke, wav strengste Wirtschaftlichkeit 

in BaumauSnutzung unk MaterialSerwenkung Grunksatz, wurke auch eine gesunken 
wirtschaftlichen Ikeen folgenke Mietpolitik keokachtet. Anter kem finanziellen Gesichts­
punkte erwies sich sekoch mehr unk mehr kev Bau öon Einfamilienhäusern, kie 
zum Verkauf gekracht wurken, als förkevlicher wie ker Bau öon Miethäusern, ka kaS 
wohnungsuchenke Puklikum eher kereit wav, füv eine eigene Wohnung einen kie 
Kosten Soll keckenken Preis zu zahlen, als füv eine Wohnung im fvemkem Hause auch 
nur kie notwenkigste Miete. Dem Eigenheim mit Garten zulieke gaken Siele Inhaker 
Son Staktwohnungen kiese killigeren Wohnungen zugunsten kev neuen, wenn auch 
teuveven Wohnungen auf unk ermöglichten so kie Fuweisung kev killigeren Wohnungen 
an kie eigentlich wohnungsuchenken Kreise, kie in ker großen Mehrzahl selkstSevstänklich



weniger leistungsfähig sind. Der Flachbau, d. h. dev ein-bis Zweistöckige Bau wurde 
bevorzugt, entsprechend den Richtlinien deS WohlfahrtSministerS und als Gegengewicht 
gegen die ungesunde Bauweise der Innenstadt, aber auch auS dev Erfahrung heraus, 
daß die dadurch ermöglichte Beigabe reichlicheren Gartenlandes verbilligend wirkt, indem 
dev Gavtenbesitz füv den Bewohner die hohen Kosten dev Wohnung in etwas auSgleicht, 
und daß auch die Ausstattung solcher Häuser nach mancher Richtung hin einfacher und 

deshalb billiger auSfallen kann. Im Bereich dev eigenen Bautätigkeit dev Stadt erwies 
sich der Bau öon zweistöckigen Reihenhäusern als die vorteilhafteste Form. Die Sand­
zulage wurde nach Ortslage und Hweck verschieden bemessen, sie wuchs Son 150 qm 

füv die Wohnung bis herauf zu einem halben Morgen an der Peripherie dev Stadt 
in halbländlichen SiedlungSstellen. Dem Bedürfnis entsprechend wurde in verschiedenen 
Gegenden, in Rathshof, Amalienau, vor dem Tragheimer Tov, in Kalthof, Rosenau 
und Ponarth, in zusammenhängenden größeren Gruppen gebaut, am meisten jedoch im 
nördlichen Amalienau, wo auf diese Weise im Saufe öon drei Aahren ein neues Stadt- 
Siertel entstanden ist.

Erwähnt mag in diesem Husammenhange noch sein, daß die Stadt auch durch 
Beteiligung an verschiedenen baustosferzeugenden Industrien auf die 
Verbilligung dev Baustoffe und damit auf die Förderung dev Bautätigkeit 
einzuwirken versucht.

Abev den Bereich deS unter dem Heichen der HwangSwirtschaft und dev öffentlichen 
Huschüjse stehenden Wohnungsbaus hinaus vermochte die Stadt durch ihren Sandbesitz 
auf die Wohnungsbautätigkeit anregend einzuwirken. Da sie säst allein in der Sage 
war, den starken Sandhunger zu stillen, der sich nach dem Kriege entwickelte, sie aber 

Grund und Boden nur mit Bauverpslichtung hergab und die Erfüllung dieser Ver­
pflichtung durch den Vorbehalt eines WiedevkaufSrechtS sicherte, so übte sie einen An­
reiz zum Bauen und einen förderlichen Druck auf die Durchführung Son Bau­

plänen aus.



Die geschilderten Grundsätze der Bodenpolitik wendete die Stadtverwaltung mik 
gleich gutem Erfolge auf allen andern Gebieten an, wo eS sich als möglich erwies, durch 

Tandhergabe Anternehmungen zu fördern, an denen ein öffentliches Interesse bestand. 
Sie vermochte jedem industriellen und Handelsunternehmen, daS sich in 
Königsberg niederlassen oder erweitern wollte, unter Ausschluß privater Konkurrenz 
und spekulativer Einflüsse ein geeignetes Gelände zu Serfchassen, dadurch auch den 
Ort der Niederlassung nach den Gesichtspunkten einer planmäßigen Stadterweiterung 
zu bestimmen und durch den Kaufvertrag einen Einfluß auf die Entwicklung des Anter- 
nehmens zu gewinnen. Mehrfach wurde auf Vorrat Industriegelände durch Gleis­
anlagen erschlossen, da§ dann in kürzester Frist von Interessenten in Änjpruch 
genommen wurde. Aus diese Weise hat die Stadt eine Fülle von Tagevplätzen für 
den Handel geschaffen und eine ansehnliche Fahl zum Teil bedeutender industrieller 
Betriebe kam mit ihrer Hilfe in den letzten fahren hier zur Entstehung.

Aber auch ganz andere Schöpfungen sind aus diese Weise ins Teben gerufen 
worden, z. B. eine Anzahl sportlicher Anlagen, Spielplätze und dergleichen, und auch 
für AniversitätSinstitute und andere öffentliche Gebäude konnte die Stadt die geeigneten 
Bauplätze zu Bedingungen abgeben, die deren Errichtung mindestens gefördert haben 

dürften.
Die Stadt nahm also grundsätzlich keinen Anstand, den von ihr erworbenen Grund 

und Boden auch wieder zu verkaufen, jedoch nur unter Garantien, die ihr gewähr­
leisteten, daß er zu einem seinem Werte ensprechenden Fwecke verwendet würde und 
daß ein Nücksall in die Hände der Grundstücksspekulation nach menschlichem Ermessen 
ausgeschlossen ist. Die Bemessung der Preise richtete sich wesentlich nach dem Fweck. 
Im übrigen war die Preispolitik der Stadt darauf gerichtet, ihr die nötigen Einnahmen 
für den Erwerb neuen Geländes und wenn möglich auch für den Bau neuer Straßen 
zu Serfchassen und doch den Ankauf einer städtischen Parzelle trotz der Belastungen 

noch anziehend, zu machen.



/





Als eine der besten seelischen Nachwirkungen ke§ KriegeS entwickelte sich in kev 
großstaktischen Bevölkerung kieKleingavtenbewegung. Balk mischten sich in kie bloße 
Freuke an Besitz unk Pslege keS Gartens sehr berechtigte Ernährungsinteressen unk 
unter ken verankerten Versorgungsbekingungen kev Großstäkte in kev Nachkriegszeit 
wuvke kie Beschaffung Son Kleingartenlank weit über ihre Solkshtzgienische unk sozial­
politische Bekeutung hinaus zu einer bvennenken Angelegenheit kev Volks- 

ernähvung.
Vov kem Kriege gab eS in Königsberg nur eine Schrebergartenanlage, kie An­

lage am Oberteich, kie sich noch kazu in kev Folge als unzuveichenk in ihren Maß­
stäben erwies. Die Bewegung sank in Königsberg keinen rechten Boken. Heute sink 
nahe an 20000 Familien mit Pachtstellen versorgt unk weitere 20000 Bewerbungen 
liegen vor, ohne kaß sie zunächst besriekigt Werken können.

Die rasche Entwicklung kev Dinge nötigte, eine Antevscheikung zu machen. DaS 
diel war kevDauevgarten, k.h. kie Schaffung von Anlagen, welche füv immer kiesem 
Aecke gewikmet bleiben sollen unk keShalb im Bebauungsplan in kieser Eigenschaft 
auSgewiesen unk von kev Bebauung ausgeschlossen sink, kie zu kiesem Aeck auch mit 

ken notwenkigsten technischen Einrichtungen, Amzäunung unk Wasserversorgung ver­
sehen Werken. Da sich solche Anlagen aber mit Rücksicht aus Kosten unk Dankbekarf 
nur nach unk nach schaffen lassen, gab man, um kem krängenken BekürfniS so rasch 
als möglich zu genügen, nebenher, unk zwar in weit größerem Amsange, alles verfüg­
bare Äckerlank, unzubereitet unk unter Vorbehalt kev fekevzeitigen Rücksovkevung sür 
einen ankeren Bekarf, in kleinen Pachtstellen auS. Im Dause kev Jahre ^20^22 
wurke kemgemäß mit Konsequenz ker gesamte Dankbesitz kev Stakt, soweit er über­
haupt geeignet unk ankeren Zwecken entzogen Werken konnte, hierfür freigemacht, unk 
karüber hinaus noch weiteres Gelänke auf kev Grunklage ker Kleingarten- unk Klein- 
pachtlankorknung in unk außerhalb kes Staktgebiets füv kie Kleinackevwivtschaft ge­

wonnen. Abev waS aus privater Hank geworben wurke, blieb koch geringfügig im



Verhältnis zu dem Anteil deS stadteigenen Geländes. Auch das Kleingartenwesen 
beruht in Königsberg ganz vorwiegend aus dem städtischen Grundbesitz.

Von den kleingärtnevischen Dauevanlagen gilt das mit nur einer Ausnahme, 
der Schvebergartenanlage der Firma Steinfurt. Dieser privaten Anlage stehen 16 
städtische Dauevanlagen mit 2Z64 Gärten gegenüber, die nun schon in einem Kranz 
die Stadt in Anpassung an den Bebauungsplan ringS umgeben. Sie sind meist so 

angelegt, daß sie daS Mittelstück eines künftigen großen Baublocks bilden sollen, derart, 
daß die Randsteller: später der Bebaung anheimsallen, die daran grenzenden zu Haus­
gärten sür die Bewohner der Häuser werden und der Kern der Anlage auf diese 
Weise in Aukunst gleichzeitig als Dustraum für den Baublock und als Freifläche mittel­
bar der Allgemeinheit zugute kommt.

Auv planmäßigen Forderung der gesamten Bewegung wurde IP20 daS städtische 
Kleingartenamt errichtet, daS aufGrund seiner Erfahrungen sowohl im Interesse der 
AvbeitSerspavniS und Verbilligung als den Neigungen der Kleingärtner solgend und 

im Sinne ihrer Erziehung zur Selbstöerantwortung schrittweise dazu übergeht, die 
Verwaltung ausSelbstöerwaltung der Organisationen der Kleingärtner aufzubauen 
und sich selbst auf die Dandbeschaffung und die Aebevwachung der Organisationen, 

allerdings unter besonderer Betonung der gerechten Verteilung der Stellen, zu be­

schränken.
Wenn auch gewiß Schwankungen in dem Interesse der Bevölkerung am Klein­

gartenbesitz zu erwarten sind, so ist doch damit zu rechnen, das der Bedars noch keines­
wegs gedeckt ist. Immer mehr zeigt sich aber, daß die DebenSsähigkeit der Bewegung 
auf die Dauer Son devDösung der DüngungSfrage abhängig ist. Antev den bis­
herigen Wirtschaftsbedingungen ist es nicht möglich, die erforderlichen Düngerstofse in 
genügender Menge zu beschaffen. Das Interesse der städtischen Verwaltung ist des­
halb schon seit längerer Aeit auf eine Nutzbarmachung der städtischen Abwässer für diesen 
Aweck gerichtet. Es muß sich ermöglichen lassen, daß sich rings um die Stadt ein breiter



Gürtel Öon Kleingärten hinzieht, welcher alles Gelände in Anspruch nimmt, daS aus 
Soraussehbäre Heit sür andere Hwecke nicht benötigt wird. Hur Heit sind insgesamt etwa 
700 diesem Hweck gewidmet.

Verwandt nrit den Bestrebungen deS KleingavtenwesenS ist die Errichtung einer 
Gävtn ersied lung, d. h. die Ansiedlung Son berufsmäßigen Gärtnern, die unter den öer- 
änderten Verhältnissen ihrem früheren Erwerbe nicht mehr nachgehen können, auf Sand- 
stellen, die zu ihrem Anterhalt auSreichen, mit der Verpflichtung, ihre Erzeugnisse in 
der Stadt abzusetzen. Es verbindet sich hier also daS Problem dev Arbeitsbeschaffung 
mit dem der in Königsberg besonders darniederliegenden Gemüseöersorgung. Ein 
erster Versuch, der mit 14 meist verheirateten Gärtnern auf Stellen öon 5-6 Morgen 

Größe nördlich öon Klein-Amalienau gemacht worden ist, hat sich in zwei Aahren unter 
schwierigen Verhältnissen im großen und ganzen gut bewährt.

Im Interesse der Vermehrung der NahvungSmittelzusuhr ist die Stadtverwaltung 
kürzlich auch dazu übergegangen, ein Sandgut in günstiger VevkehvSlage zur Stadt zu 

pachten. Es wird durch einen Anterpächtev bewirtschaftet, welcher der Stadt füv die Er­
füllung der Verpflichtungen auS dem Pachtverträge einsteht, vor allem aber verpflichtet 
ist, die gesamte Produktion, für die ein Mindestmaß festgesetzt ist, nach dev Stadt zu 
liefern. Ähnliche Versuche wurden seit längerer Heit bei der Äusbietung staatlicher 
Domänen unternommen, scheiterten aber immer an der Schwerfälligkeit der staatlichen 
Behörden.

Neben den brennenden Wirtschaftslagen mußten die höheren, kulturellen Hwecken 
dienenden Ausgaben in diesen Aahren zurücktveten, wenigstens in ihrer Ausführung. 
WaS die Planung und sonstige Vorbereitung betrifft, so ist auch hier vieles geleistet, 
daS sich erst in künftigen Heiten praktisch auSwirken wird. Es ist dasüv Vorsorge getroffen, 
daß daS EntfestigungSgelände weit über den ursprünglichen Plan hinaus 
als Grünfläche erhalten bleibt, insbesondere soll dev nordöstliche Teil der Front, öom 

Obevteich bis zum Königstor, garnicht bebaut werden. Ein Gesamtbebauungsplan,



welcher den neuen Errungenschaften der Verfügung über daS frühere FcstungSgelände, 
der Beseitigung der RaHonbestimmungen, dem ausgedehnten Tandbesitz der Stadt, der 

Neugestaltung der Eisenbahnanlagen und dem neuen Hasen Rechnung tragt, steht wenig­
stens in seinen Grundzügen sest. In ihm sind vor allem weite Gebiete als künftige 
Grünanlagen vorgesehen, so daß ein reicher Ausgleich für die Enge der Innenstadt 

geschaffen wird, durchgehende Promenadenwege führen auS dem Stadtkern zu ihnen 
hinaus. Für rechtlichen Sicherung der späteren Ausführung dieser Anlagen sind die 

notwendigen Schritte großenteils schon getan.
So sehr indes gerade die Erweiterung der öffentlichen Anlagen durch die städtische 

ParkSerwaltung, derSov demKriege durch dieStadtentsestigung und dieStadterweite- 
rung reizvolle und bedeutende Ausgaben erwachsen waren, infolge der wirtschaftlichen 
Verhältnisse nach dem Kriege gehemmt wurde, einzelne Neuschöpfungen waren doch 
auch ihr vergönnt, so die Ausgestaltung dev Husensreigrabenschlucht in den Vorderhusen 
und die Herstellung einer parkartigen Verbindung zwischen den alten Baumbeständen 

deS RatShöfer Parkes und dem Tandgraben, und die Arbeiten zur Anlegung eines 

durchgehenden Promenadenzuges Som Schloßteich über die Oberteichusev zum Asch- 

mannpark unter Benutzung deS Befjdritter FließeS stehen unmittelbar bevor.
In der Hauptsache jedoch war die Tätigkeit dieser Verwaltung daraus gerichtet, sich in 

ihrem Betriebe aus die gegebenen Verhältnisse durch Vereinfachung und Am- 

stellung auf größtmögliche Wirtschaftlichkeit einzurichten. Die öffentlichen 
Schmuckanlagen hatten während des Krieges unter der mangelnden Pflege gelitten 
und litten nach dem Kriege nicht weniger unter der rücksichtslosen Behandlung deS 
Publikums. Es wurden nun kleinere Schmuckanlagen Son geringerer Bedeutung in 
Kinderspielplätze mit Bäumen, Bänken und Sandhausen umgewandelt, deren Fahl 
auf diese Weise, aber auch durch Neuanlage beträchtlich Sermehrt worden ist, wahrend 
die erhaltungswürdigen Schmuckanlagen so hergerichtet wurden, daß sie auch mit billigeren 

Mitteln unterhalten werden können. Die Nutzbarmachung der öffentlichen Anlagen für



ken GrholungSzweck wurke in ken Vordergrund gestellt. Wo irgend angängig unk 

zweckmäßig, wurken kie Rasenflächen zum Betreten unk Sägern freigegeben. Neue 

Spiel- unk Sportplätze wurken, meist mit Hilfe ker prokuktiSen Grwerbslosenfürsorge, 
geschaffen, weitere Plätze sink in ker Ausführung begriffen.

Die Staktgärtnevei wurke bis an kie Grenze ihrer allgemeinen Aufgaben auf 
GvtvagSwirtschaft umgestellt, unter VerSollstänkigung ihres WirtschaftSbetriebeS, 

um eS ihr zu ermöglichen, kie Anzucht nutzbarer Gewächse zu steigern, ken Gemüse­
bau, garten- unk felkmäßig, inr großen Stile zu betreiben unk Pviüataufträge sowohl 

zur Sieferung Son Gartenerzeugnisfen als zur Ausführung Son Gartenarbeiten zu 
übernehmen. Ackerwirtschaft in größerem Stile zur Deckung ker Bekürfniffe nament­
lich ker stäktifchen Anstalten in Gemüse unk Kartoffeln soll kieseS neue Betriebs­

system Serdollstänkigen.

Durch kaS Kleingartenwesen unk kaS zunehmenke Interesse ker Bevölkerung für 

Garten- unk Obstbau entstank ker Park- unk GartenSerwaltung ein neues Betäti- 

gungSfelk, auf welchem sie kurch Belehrung, Ginrichtung Son Mustergävten unk 

Versuchskulturen einen AuSgleich für kie erlittene Ginbuße an kulturellen Auf­

gaben sinken konnte.

Muß inkeS in ker Schaffung unk Pflege öffentlicher Grün- unk Freiflächen KaS 
Beste noch ker Aukunst überlassen bleiben, so gilt kieS in noch ausschließlicherem Maße 
Son ker so notwenkigen Amgestaltung ker Innenstakt.

Die Sähmung ker Bautätigkeit wirkte hier zusammen mit ken Schwierigkeiten, 
kie sich ker Beseitigung bestehenkev Gebäuke unk Anlagen entgegenstellten. So ist 
an ker Innenstakt kaum etwas Seränkert. 9m großen wie im kleinen. Die stäktische 
WohnungSsürsorge scheiterte in ihren Bemühungen um eine Besserung ker 

VohnungSverhältnisse an ken wirtschaftlichen Anmöglichkeiten nahezu voll- 

>tänkig. Die TiefbauSerwaltung Sermochte in zäher Arbeit hier unk ka eine Verbefferung



kev Straßenführung wenigstens füv kie Ankunft Sorzukereiten. Größere Erfolge klühten 
nuv kev Baupolizei. Die neuaufkommenken Sparßauweisen mußten auf ihre Eignung 
für kie ostpreußischen WitterungSSerhältniffe geprüft Werken. Wertvolle Erfahrungen 
wurken gesammelt. Gegen kie im Kriege eingeriffene Nachlässigkeit unk Ankotmäßigkeit 

im Bauwesen wurke mit Erfolg aufgetreten. Vor allem akev setzte sich kie Baukeratung, 
kie technische sowohl als kie künstlerische, allen wirtschaftlichen Schwierigkeiten zum Trotz 

erfreulich kurch. Es gelang, gestützt auch auf kie Einwirkung, welche kev Magistrat sich 
kei kem Abschluß Son GrunkstücksSerkäufen sicherte, stänkigen Einfluß auf kie ästhetische 
Ausgestaltung ker Neukauten zu gewinnen. Schließlich wav kev stäktischen Verwaltung 
hier sogar ein Erfolg keschert, um ken keveitS Sov kem Kriege unter weit günstigeren 
Bekingungen gerungen worken wav: ein GvtSstatut gegen Verunstaltung wurke 
zur Einführung gekracht unk eS wurke ergänzt kurch eine PolizeiSerovknung, welche 
kie Baupolizei in kie Sage setzt, auch auf kie farkige Ausgestaltung kev HauSfronten 

einen Einfluß zu gewinnen, nachkem im Dause kev letzten keiken Aahre kiese Schmuck­
form sehr zur Bereicherung keS StaktkilkeS auch in Königskerg ihren Eingang gesunken 
hat. Als Auswirkung ker Seränkerten Bestrekungen unk Erfahrungen wurke eine 
neue Bauorknung auSgearkeitet unk als keren GrUnklage unk zugleich Vcllenkung 
ein neuerBauzonenplangeschaffen. InVevkinkungmitkemneuenGesamtkekauungS- 
plan gewährleistet er füv kie Ankunft eine Entwicklung kev Stakt nach ken Grunksätzen 
kev Aweckmäßigkeit, Gesunkheit unk Schönheit.

Strenge Einstellung auf kie Seränkerten WirtschaftSkekingungen, kie es ermöglicht, 
kie Kräfte auf kaS Erreichkare zu sammeln, großzügige unk ken neuen Anschauungen 
entsprechend Vorbereitung alles kesfen, was füv eine künftige, mit reicheren Mitteln 
arkeitenke Entwicklung evforkerlich ist, kaS sink kie Merkmale kev stäktischen Verwal­
tung in kev Aeit nach kem Kriege auch auf kiesen Gerieten. Aßev karüßev hinaus 
wav eS ihv koch auch hiev vergönnt, manchen Ersolg zu erzielen, kesfen Besitz eine 
wertvolle Bereicherung keS stäktischen Gemeinwesens kavstellt.



Die Äev^LS'jZoÜtÄ.
Vtabtbaurat Kutschke.

cOie SevkehrSgeographische Tage an der Südostecke der Ostsee, zwischen zwei 

Hassen, an einem schiffbaren Fluß, im Schutze deS TandeS etwa 40 I<m von der 
offenen See entfernt, aber trotzdem für Seeschiffe erreichbar, hat Königsberg schon seit 
Jahrhunderten eine hervorragende Stellung im Handel mit Osteuropa Zugewiesen. Ist 
doch hier die Entfernung zwischen der Ostsee und dem Schwarzen Meer am kürzesten, 
da die Tuftlinie Königsberg-Odessa nur rd. N70 Icm beträgt. Diese Tatsache ist für 
die Verkehrsbeziehungen Königsbergs mit der an landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
reichen Akraine von größter Bedeutung. Auch der kürzeste Tandweg von Petersburg 
und Moskau, den Wirtschaftszentven deS großen russischen Reichs, nach Berlin und 

dem Westen Europas führt über Königsberg. Bedeutungsvoll ist sevnev die Tage 
Königsbergs auch auS klimatischen Gründen, weil östlich von Pillau die Ostseeküste 

steil nach Norden abbiegt und damit die weiter nordöstlich gelegenen Ostseehäsen in­
folge deS immer kälter werdenden KlimaS hinsichtlich der Schiffahrtsdauer ungünstiger 
daran sind. Falls nicht ganz ungewöhnlich kalte Winter eintveten und sehr ungünstige 
Wind- und EiSSerhältnisse Sovliegen, kann der Schiffsverkehr nach Königsberg mit 
Hilfe von Eisbrechern den ganzen Winter hindurch aufrecht erhalten werden, eine 
Möglichkeit, die weiter nach Norden zu immer geringer wird. Endlich besitzt Königs­
berg den großen Vorteil, durch den Pregel und die sich daran anschließenden Binnen­
wasserstraßen auf dein Wasserweg in Verbindung zu stehen nicht allein mit der Provinz, 
sondern auch über Deime, Friedrichsgraben und Gilge mit dem MemelsMem, daS 
weit in daS russische Reich hineinreicht und über daS Frische Haff mit der Weichsel und 
ihren Nebenflüssen. So ist es der gegebene AmschlagSplatz zwischen Seeschiffahrt 
und Binnenschiffahrt. Trotzdem Rußland im Frieden seine eigenen Häfen Riga, 
Reöal und Tibau durch Tarife und entsprechenden Ausbau seiner Bahnlinien



zu bevorzugen suchte, hatte Königsberg infolge seiner günstigen geographischen 
-Vage einen erheblichen Teil des russischen Ein- und Ausfuhrhandels an sich gezogen. 
Für russische Hülsenfvüchte war eS sogar der bevorzugteste Markt, zumal in Königs­
berg besondere Einrichtungen sür die Einlagerung und Sortierung in ausgedehntem 
Maße zur Verfügung standen. Auch russisches Getreide kam in großen Mengen 
hierher und wurde, vielfach mit ostpreußischen Getreide gemischt und vermahlen, über 
See nach dem westdeutschen Industriegebiet und nach außerdeutschen Dändern gebracht. 
RussischesHolz,Hanf, FllachSundHede gingen in beträchtlichenMengen über denKönigS- 
berger Hafen. In umgekehrter Richtung wurden besonders Heringe und Industviewaren 
umgeschlagen und auSgeführt. In den letzten beiden Jahren Sor dem Kriege betrug der 
gesamte Waveneingang in Königsberg über z oooooo t, woSon allein rd. 100000 t 
auS Rußland stammten, und die Ausfuhr bewegte sich zwischen 1,7 und Millionen t.

Der Krieg griff mit rauher Hand in die Handelsbeziehungen nach dem Osten ein. 
Awav gelang eS unserer Marine, eine fühlbare Blockade der Ostsee zu verhindern, 
so daß der Handelsverkehr mit den neutralen nordischen Staaten aufrechterhalten werden 

konnte, aber eS fehlte doch der Güteraustausch mit den westeuropäischen Staaten und 
mit Rußland, daS bisher für den Handelsplatz Königsberg daS Hauptein- und -aus- 
fuhrland gewesen war. Dementsprechend sanken auch die Mengen der ein- und aus­
geführten Waren ganz beträchtlich, betrug doch im Hahre IP17 die Menge der von 
See eingegangenen Güter nur noch 127 pzo t gegen 960IPZ t im Hahre ipiz und die 
Menge der ausgeführten Waren ging im gleichen Hahre auf 41 iSi t zurück gegenüber 
popSpp t im letzten Friedensjahre. Wenn die Aiffevn des Eisenbahngüterverkehrs 
und des Binnenschiffahrtsöerkehrs nicht im gleichen Verhältnis gesunken sind, so liegt 
das daran, daß die Versorgung unserer Truppen auf dem Dand- und Wasserwege 
erfolgte und daß die dafür in Betracht kommenden Güter mitgezählt worden sind, 
so daß diese Aahlen für die Beurteilung der schweren Störung des Handels nicht maß­
gebend sein können. Deutlicher kommt diese zum Ausdruck, wenn man die entsprechenden



Ahlen Kes Ähres 1919 mit kenen keS Jahres 191z vergleicht. Im Ähre 1919 betrug 
kev Wareneingang zur See szeSze t, also noch nicht ein Viertel kes Eingangs Son 
191z, unk kev Äusgang 79679 t, k.i. etwa ein Aölstel ker Friekenseinsuhr. Beim 
Binnenwasseröerkehv ist gleichfalls ein starker Rückgang festzustellen. Gegenüber 
978000 t gingen im §iahre 1919 nur vk. 780000 t ein, währenk einem AuSgang Son 
152000 t im Jahre 1919 nur Z2L90 t gegenüberstehen. Am wenigsten gesunken sink 
kie Ahlen keS Eisenbahngüterverkehrs. Im Ähre 191z gingen ein 1525000 t, im 
Jahre 1919 908000 t unk es gingen aus 677000 t unk 476000 t. Eine genaue 

Abevsicht gibt kie nachstehenke Tabelle:

Ein- unk aus- 
gegangene Waren- 1912 1914 1915

mengen im Eingang AuSgang Eingang AuSgang Eingang AuSgang Eingang AuSgang

BinnenschiffahrtS- 
Serkehr .......... 1122075 133019 27831o 152092 657627 loöo36 364576 63274

Seewärt. Schiffs­
verkehr .......... 857167 1077949 960123 909899 610346 47o763 279349 72129

Cisenb.-Güter- 
Serkehr .......... 1483181 621299 1324752 677 00S 957575 5c>2667 917385 47oo83

3 46L4LZ 1902267 3263262 1738999 2225 548 1081466 1561310 6o5 486

Ein- uni> auS- 
gcgangene Waren-

1916 1917 1918 1919

mengen im Eingang AuSgang Eingang AuSgang Eingang AuSgang Eingang AuSgang

BinnenschiffahrtS- 
Serkchr .......... 36411- 108112 31o858 87341 371L38 50141 179376 32289

Seewart. Schiffs­
verkehr .......... LS6S4S 55 375 127930 41181 218298 30547 232832 79679

Eiscnb.-Güter- 
verkehr .......... 1179666 716259 1o44o92 639355 295164 556320 907794 476484

18oo 326 879746 1482880 767877 158470S 637O08 1320002 588 452



Ein- un!> auS- 
gegangene Waren­

mengen Im

15)20 1P21 15)22 ^2Z

Eingang AuSgang Eingang AuSgang Eingang AuSgang Eingang AuSgang

BinnenschiffahrtS- 
Serkchr .......... 173663 4o179 2252a3 49768 272729 76o15 281503 47439

Seewärt. Schiffs- 
Lerkehr .......... 652157 219c>47 67c>114. 233305 1048482 405268 862 590 426264

Eisenb.-Eüter- 
Serkehr ......... 952 332 553ZSS 1055 316 7c» 879 1201638 737277 1143 374 546692

1778152 812581 1950633 983 952 2 522849 1218 56a 2287467 1020 395

Durch den KviegSauSgang wurde Ostpreußen und damit auch Königsberg durch 
den polnischen Korridor Som Reich abgeschnürt und gleichzeitig auch durch die Errichtung 
der selbständigen Staaten Polen und Titauen von dem russischen Hinterland getrennt. 
Selbst wenn auch der Güterverkehr sich seit 15)15» wieder wesentlich gehoben und teilweise 
sogar die Friedensmengen schon überholt hat, so muß doch alles daran gesetzt werden, 
die alten Handelsbeziehungen wieder neu zu knüpfen und zu beleben. Der eisfreie 
Seehafen Königsberg ist sür den russischen Außenhandel Son besonderer Bedeutung 
geworden, seitdem er über Tibau und Riga nicht mehr Sersügt. Da indessen die russische 
Wirtschaft nur allmählich in Gang kommt, besteht zunächst die Hauptaufgabe der Stadt- 
öerwaltung darin, ihrerseits möglichst günstige Bedingungen sür den russischen Handel 

zu schassen. Einmal mußten die gesamten Verkehrsanlagen Königsbergs zu Wasser, 
zu Tande und in der Tust so leistungsfähig auSgestaltet werden, daß sie imstande sind, 

allen zu erwartenden Anforderungen gerecht ZU werden und durch ihre Einrichtungen, 
insbesondere waS auch die TagevungS- und VerseinerungSmöglichkeiten der durch- 

gesührten Rohstoffe anbelangt, einen Anreiz bieten, diesen Platz für den Güter­
umschlag trotz gewisser Transitschwierigkeiten gegenüber anderen Häsen zu bevorzugen. 
Selbstverständlich müssen daneben auch die Bedingungen für den Güterverkehr fo zu- 
gefchnitten sein, daß der Exporteur Interesse daran hat, den Versand über Königsberg



zu leiten. Außerdem ergab sich die Notwendigkeit zur Schaffung Son Einrichtungen, 
mit deren Hilfe die interessierten Handelskreise durch persönliche Fühlungnahme die durch 
den Weltkrieg zerrissenen Beziehungen wieder neu anknüpfen können. Auch mußte 
die Möglichkeit geschaffen werden, sich über die Sollkommen veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu unterrichten, da ja durch die politischen Amwälzungen in Osteuropa 
und die darüber vorliegenden widersprechenden Nachrichten große Ansicherheit in die 
beteiligten Handelskreise gebracht worden ist.

Die Verbesserung der VevkehrSanlagen des HasenS, welche ihn im Wettbewerb 
mit den Auslandshäsen unterstützen sollen, erstrecken sich in dev Hauptsache auf die 
Ausgestaltung der Eisenbahnanlagen, den Hafenbau einschl. Schaffung eines Freihafens, 
der für den deutschen Osthandel unter den veränderten Verhältnissen öon lebens­
wichtiger Bedeutung ist, ferner auf die Verbreiterung, Vertiefung und Befeuerung 
des KönigSberger Seekanals, auf den Ausbau dev Pregel-Memel-Wasserstraße und 
schließlich auf den Bau deS Masuvifchen Kanals und die Verbesserung der SchissahrtS- 
öerhältnisse deS oberen Pregels. Daneben ist bei der abgetvennten Sage Ostpreußens 
sowohl dem Seeverkehr Swinemünde — Danzig—Pillau, wie auch dem neuesten 
Verkehrsmittel, dem Flugzeug, andauernd Solle Aufmerksamkeit gewidmet und durch 
die Errichtung eines Flughafens jede mögliche Antevstützung gewährt worden.

Voraussetzung sür die Ausgestaltung der EisenbahnSerhältnisse und den Ausbau 
des Hasens war der Erwerb deS FestungSgeländes durch die Stadt, dev bereits im 
Aahve ipio zustande kam. Damit fielen die Nagonbeschränkungen, welche bisher jede 
durchgreifende VevkehvsSevbessevung verhindert hatten, fort. Die Amgestaltung der ge­
samten Bahnanlagen wurde schon vor Kriegsausbruch betrieben. Aedoch mußte dev 
Bau wegen dev Schwievigkeiten aus dem AvbeitSmarkt nach Kriegsausbruch teilweise 
ruhen und ist auch heute noch nicht zu Ende geführt. Die Verzögerung hat neben er­
heblichen Nachteilen allerdings den Vorteil mit sich gebracht, daß wichtige Erfahrungen der 

Neuzeit noch Berücksichtigung finden können. Natürlich zwingt die schwierige Finanzlage



der Reichsbahn dazu, in der baulichen Ausgestaltung desHauptbahnhofS Beschränkungen 
Vovzunehmen. Die Stadt hat aber bei den hiesigen und den zentralen Eifenbahnbe- 
börden volles Verständnis gefunden dafür, daß wenigstens daS Erreichbare in bezug 
aus die äußere Gestaltung deS Hauptempfangsgebäudes durchgeführt wird. Weiter ist 
eine Tinienverlegung der Tabiauev Bahn innerhalb deS StadtweichbildeS beabsichtigt. 
Die neue Tinie führt die Tabiauev Bahnstrecke unmittelbar an dem Samland-und 

Eranzev Bahnhof vorüber, wodurch die Möglichkeit geschaffen ist, süv diese drei Bahn­
linien eine gemeinschaftliche Betriebsführung durchzufühven. Außerdem kann auf diese 
Weise ein gemeinsamer zweiter Güterbahnhof im Norden der Stadt errichtet werden. 
Dies ist wirtschaftlich von größter Tragweite, weil die Entwicklung Königsbergs nach 
'"Korden geht und der Hauptgüterbahnhof im Süden der Stadt gelegen ist. Es müssen 
jetzt große Gütermengen durch die Straßen Som Süden nach dem nördlichen Stadt­
teil gefahren werden, wobei erhebliche Steigungen zu überwinden sind.

Der Ausbau des neuen Hafens ist schon lange vor dem Kriege beabsichtigt gewesen. 
Als tpso daS FestungSgelände in daS Eigentum der Stadt überging, wurde der Ent­
wurf für den Ausbau eines neuen Handels- und Industriehafens am Anterlauf des 
Pregels tatkräftig gefördert. Kurz vor Kriegsausbruch unternahm die Hafendeputation 
Reisen nach allen wichtigen deutschenHafenplätzen und besuchte auch verschiedene AuSlands- 
häfen, wieTibau, Riga, Petersburg, Rotterdam, Amsterdam und Antwerpen. AufGrund 
der bei dieser Besichtigung gesammelten Erfahrungen wurde ein Entwurf für den 
Ausbau deS KönigSbergev Handels- und Industriehafens aufgestellt und von den 

städtischen Körperschaften im Auni zur Ausführung bestimmt. Die Kosten für 
die Ausführung des ersten teilweisen Ausbaues dieses Hasens waren damals mit 
2s Millionen Mark veranschlagt. Im Dezember desselben AahreS wurde dann noch 

die Beseitigung der starken Pregelkvümmung bei Gosse beschlossen (Peegeldurchstich).
Der zur Ausführung bestimmte allgemeine Entwurf sah den Ausbau von 5 Hasen­

becken südlich deS Pvegels vor. Das Hafenbecken I sollte dem Stadthandel, der auf



kie große Seeschiffahrt angewiesen ist, kienstbav gemacht Werken, Hafenbecken II war als 
Freibezirk in ÄuSsicht genommen unk KaS Hafenbecken III zur Vergrößerung keSselben. 
DaS Norkufer keS BeckenS IV sollte zur Erbauung Son Getreikespeichern, im übrigen 
zu Pachtplätzen verwertet Werken. DaS Sükufer KeS Beckens IV sowie KaS Becken V 
mit ken zugehörigen Aferplätzen war zur Änsieklung inkustriellev Anternehmungen 
bestimmt. 8m Rahmen KeS ersten ÄuSbauprogrammS lag s. hiervon kie Herstellung 
KeS Aferstreifens oberhalb ker neuen Pregelbrücke, ker Ausbau KeS Hafenbeckens I 
unk KeS Freibezirkes (Hafenbecken II) sowie KeS Hafenbeckens IV mit ken zugehörigen 
Aferflächen unk kie Errichtung von zwei großen Getveikespeichevn, für keren Bau unk 
Betrieb Son ker Stakt unk ker Kaufmannschaft kie .KönigSbergev Speicher A.-G." 

gegrünket wurke. Mit kem ersten Spatenstich wurke am -so. August begonnen. 
Wegen ker Arbeitevknappheit währenk kcs KriegeS wurken für kie Erkarbeiten Kriegs­
gefangene unk auch Frauen herangezogen. Trotz ker außerorkentlichen Perfonal- 
schwierigkeiten schritten kie Arbeiten währenk KeS KriegeS vorwärts, bis eine Änorknung 
ker Militärverwaltung (Kommankantuv Königsberg) kie Sollstänkige Einstellung ker 

Arbeiten erzwäng.
Es bekurfte größten Wagemuts, um nach kem Kriege unter gänzlich öeränkerten 

Verhältnissen kie Arbeit wiekev aufzunehmen. Nicht zu umgehen war, KaS Bau­
programm wesentlich einzuschränken, kazuzwangen schon kiegroßenfinanziellenSchwierig- 
keiten. Es sollte nur ker Ausbau KeS Hafenbeckens IV mit ken Speichern unk ken 
unentbehrlichen Nebenanlagen zur Ausführung kommen. Die Bekürfnifse kes hiesigen 
Hankels verlangten kie schleunige Herstellung einer Aufschlagstelle, unk es wurke kes- 
wegen eine im ersten Bauprogvamm vorgesehene hölzerne Sakebrücke zunächst aus­
gebaut. Durch kie oben geschilkerten staatspolitischen Amwälzungen im Hinterlanke 
Königsbergs hatten sich kie ganzen Verhältnisse unseres HankelsverkehrS so Seränkert, 
kaß sich ker Hafenneubau auch in Kiefer Hinsicht auf kie neue Sage umstellen mußte. 
Königsberg brauchtfetzt unbekingt einen Freihafen, um ken Wettbewerb mit ken Nach-



Karhäfen wirksam ausnehmen zu können. So wurke kann kas Hafenbecken III als Frei­
hafen in Aussicht genommen unk trotz aller Schwierigkeiten mit seinem Ausbau be­
gonnen. Der lebhafte Verkehr mit Holz unk kie Auschüttung ker alten FestungSgräben, 
welche früher für Holzlagerung benutzt Lücken, nötigte ferner kazu, ein besonkeves 
Becken für ken Holzumschlag unk füv kie Dagerung Son Flößen hevzurichten. Als 
Holzhafen ist kaS Hafenbecken V in Aussicht genommen. Hafenbecken IV mit ken Ge° 

treikespeichern ist 1?2Z, Becken III unk V Werken im Aahre <924 in Betrieb genommen. 
Damit ist kann ker neue Hafen in seinen Hauptbestankteilen fertiggestellt.

Es soll hier kankbar erwähnt Werken, kaß kie Stakt Königsberg kurch Reich, 

Staat unk ProSinz bei kev Finanzierung kes Bauunternehmens tatkräftig unterstützt 
wurke. Nuv kuvch kiese Hilfe war eS möglich, kie Arbeiten erfolgreich fortzusetzen unk 

im Hauptrahmen kes Entwurfes zu Sollenken.
Wenn kie neuen Hafenanlagen in Königsberg zur Sollen DeistungSfähigkeit ge­

langen sollen, so ist eS notwenkig, kaß kie seewärtige Verbinkung verbessert wirk. Der 
Ausbau keS Königsberger Seekanals ist schon seit langem beschlossen. Die schwierige 
Finanzlage kes Reiches hat ken Beginn ker Bauarbeiter! bisher aber immer wiekev 

hinausgezögevt. Jetzt enklich ist eS gelungen, mit ken beteiligten Kreisen ein Abkommen 
zu treffen, so kaß kie Durchführung keS Antevnehmens gesichert ist. Es soll bei kieser 

Gelegenheit gleichzeitig kie Ausführung keS Pvegelkuvchstichs erfolgen unk kie Ver­
tiefung kev seewärtigen Verbinkung auf minkestens ö Meter Fahrwasfertiefe bis zur 
neuen Eisenbahnbrücke in Königsberg kurchgefühvt Werken. Mit ken Vorarbeiten für 
kiese Verkehrsöerbesfevung ist bereits begonnen. Selbstöerstänklich Werken im Anschluß 
karan auch kie Becken keS neuen HafenS entspvechenk vertieft, so kaß nach Durch­
führung Kiefer Arbeiten auch kie größten Dampfer, kie in kev Ostsee Verkehren, nach 
Königsberg gelangen können.

Am kie Verbesserung kev Pvegel-Memel-Wassevstraße bemüht sich kie Stakt- 
Serwaltung fest geraumer Feit. Nachkem ker Seehafen Son Memel AuSlankshafen



geworden ist, hat der deutsche Handel starkes Interesse daran, die Verbindung zwischen 
Pvegel und Memel leistungsfähig zu verbessern. Durch diese Verbesserung wird die 
Mündung der Memel nach Königsberg verlegt und Königsberg bildet dann den End­
punkt der fast sooo Kilometer langen BinnenschissahrtSstraße zwischen dem Schwarzen 
Meere und der Ostsee. Daß dieser BinnenschissahrtSstraße eine außerordentliche Be­
deutung für die Aukunft beizumessen ist, bedars keiner näheren Erläuterung. Diese 
Wasserstraße ist besonders wichtig für die Holzzusuhr nach Königsberg und hat schon 
früher dazu gedient, große Mengen Son Holz tief auS Rußland auf dem Wasserwege 
nach Königsberg hinzuleiten. Voraussetzung für eine größere Deistungsfähigkeit dieses 
Wasserweges ist natürlich seine Verbesserung innerhalb deS polnischen und russischen 
Gebietes und die Intevnationalisievung deS MemelstromeS, um dadurch alle VevkehrS- 
schwierigkeiten auS dem Wege zu räumen.

DiePläne für den Ausbau deS Masuvischen Kanals waren Sor dem Kriege so weit ge­
diehen, daß mit den Bauarbeiter: schon Sor Hahren begonnen worden ist. Deider hat sich daS 
Reich infolge der wirtschaftlichen Schwierigkeiten veranlaßt gesehen, den Ausbau vorläufig 
hinauSzuschieben, um zunächst daS ebenso wichtige Projekt für die Versorgung Ostpreußens 
mit elektrischer Krast zur Ausführung zu bringen. Hetzt besteht jedoch die Hoffnung, daß 
der Kanal, wenigstens vorläufig als Floßkanal, in nächster Aeit hergestellt wird.

Als weitere Verbesserung der BinnenschissahrtSSevhältnisse innerhalb Ostpreußens 
soll der Ausbau des oberen Pregels dienen. Der Pregel war svüher bis Insterburg 
schiffbar, in den letzten Hahrzehnten ist er leider als Wasserstraße so vernachlässigt, daß 
diese Verbindung nur für ganz flach gehende Kähne bei hohem Wasserstande benutzt 
werden konnte. Die Stadt Insterburg ist rührig am Werk, sich einen Hafen zu 
schassen, um Vorteile auS der Verbindung mit dem Königsbergev Seehafen zu 
ziehen. DeistungSfähig wird er jedoch erst sein, wenn der Wasserlaus deS oberen Pregels 
für größere Fahrzeuge schiffbar gemacht ist. Auch diese Arbeiten sind im Gange. 
Infolge der Abtrennung Deutschlands von Rußland, dem großen Hinterlands



keS Königsbergev Hafens, unk infolge kev kerzcitigen Scheikung Ostpreußens Som 
Mutterlanke kurch ken sogenannten Polnischen Korvikor gewinnen selbstSerstänklich 
alle kie Verkehrswege eine erhöhte Bekeutung, kie kie Aufrechterhaltung kev unmittel­
baren Verbinkung Ostpreußens unk feiner Hauptstakt nach beiken Seiten hin auch 
unter Verhältnissen gewährleisten, kie erfahrungsgemäß unk unabhängig Lom Willen 
keutscher Stellen jekevzeit hinkernk eintreten können. Neben kem Seeverkehr, kev 
auS kiesem Gvunke verstärkt nach beiken Richtungen hin aufgebaut ist, hat kaher kaS 
jüngste Verkehrsmittel, kaS Flugzeug, eine hevöorragenke Bekeutung sür ken Verkehr 
unk kamit auch für kie wirtschaftlichen Belange ker Stakt Königsberg. Dieser Tat­
sache ist kurch kie Errichtung eines hochmokernen Flugplatzes Rechnung getragen. Seine 
gegenwärtige Gestalt unk kie Absichten über seine weitere Entwickelung sink in einer 
ankeren Äbhanklung kieser Schrift erläutert. Hier sei nur auf kie besonkere Bekeutung 
hingewiesen, kie eine regelmäßige DuftSerbinkung füv ken Verkehr unk für ken Hankel 
ker Stakt Königsberg hat. Die Verbinkung nach Berlin unk kie Verbinkung nach 
Moskau sowie ken baltischen unk norkischen Staaten war bisher in erster Dtnie ein­
gestellt auf Perfonenbeförkerung. Sie ermöglichte es, kie Strecke Berlin-KönigSberg 
über Danzig in runk 5 Stunken statt in n ständiger Eifenbahnfahrt zuvückzulegen 
unk verkürzte ken Weg nach Moskau füv ken mit kem D-Ag von Berlin um 9 Ahr 
hier Eintressenken um Solle krei Tage. Der Reisenke, kev Berlin um 10 Ahr abenks 
verläßt, ist am nächsten Nachmittag um 6 Ahr bereits in kev russischen Hauptstakt. 

DaS ist z. A. kie schnellste Verbinkung, kie füv irgenk einen europäischen Staat mit 
Moskau überhaupt besteht, so kaß naturgemäß kiese Dinie ken Personenverkehr nach 
Moskau stark auf sich zieht unk meist gut besetzt ist. Sie würke Vollkommeneres 
leisten, wenn nicht Paß- unk Allschwierigkeiten ^u überwinken wären. HelsingsorS 
unk Petersburg sink Son Königsberg ebensalls in 6 Stunken zu erreichen. Aber 
Moskau ist weiter FlugSerbinkung nach kem Schwarzen Meer unk nach Persien. 
Bei kerAnsichevheit unk kerzeitigenAnSollkommenheitkerDankbesörkerungsmittel bietet







daher der Flugverkehr eine geradezu ideale Sicherheit für den Geschäftsmann, daSRciseziel 

auch in diesen entfernten Tändern schleunigst planmäßig zu erreichen. In diesem Aahve ist 
ganz besondere Sorgfalt auf dieAuSgestaltung deS Flugverkehrs für die Frachtbeförderung 
gelegt. Die Flugzeuge sind in der Tage, erhebliche Mengen Frachtgut aufzunehmen. Da 
gerade für den Handel nach Rußland auch hochwertige Waren mit geringem Raumbe- 
düvfniS inFrage kommen, so ist eS auf diesem Wege dem Handel möglich, gute günstige Ge­

legenheiten auSzunutzen und seine ausländischen Abnehmer prompt zu bedienen.
Gin Blick auf die von den AunkerSwerken herausgegebene Tuftverkehrskarte genügt, 

um zu zeigen, daß Königsberg neben Rotterdam zum Hauptknotenpunkt für den 
europäischen Flugverkehr auSgebaut ist. So ist auch daS modernste Verkehrsmittel 

planmäßig eingesetzt und ausgenutzt, um die besonderen Aufgaben, vor die Königsberg 
in den letzten Jahren gestellt ist, erfolgreich lösen Zu helfen.

Der Befestigung der Handelsbeziehungen zum Reich auf der einen Seite, der 
Neubelebung derselben nach Titanen, Tettland, Polen und Rußland auf der anderen 
Seite soll die von der Handelskammer und dem Magistrat im Acihre ^20 inS Teben 
gerufene Deutsche Ostmesse dienen. Sie ist geschaffen auS der harten Notwendigkeit 
heraus, der durch daS Diktat von Versailles heröorgerusenen Veränderung der Karte 
von Osteuropa wirtschaftlich zu begegnen. Der Erfolg, der seit dem Herbst 1^20 im 
Frühjahr und Spätsommer abgehaltenen Messen übertras alle Erwartungen, so daß die 
Ausstellungshallen, die einen Platz von rund 60000 qm einschließen, kaum noch den 

Bedürfnissen entsprechen. Für die besonderen Fwe^ke der Tandwirtschaft nicht nur Ost­
preußens, sondern auch der Randstaaten, ist die alljährlich sich wiederholende landwirt­
schaftliche Ausstellung, die gleichfalls auf dem Messegelände stattfindet, zu dienen be­
stimmt. Für die Firmen, welche den Schwerpunkt ihrer geschäftlichen Bedeutung nach 

Königsberg verlegen wollen, wurde in dem dem Messegelände gegenüber errichteten 
„Handelshof" ein Büro geschaffen, daS den modernsten Anforderungen entspricht. Für 
AuökunftSerteilung und Beratung in allen Handels- und VerkehrSfragen deS oft-



europäischen Marktes wurke im Aahre t?22 Som Meßamt im Einvernehmen mit kem 
Oberpräsikium, kem Magistrat, ker Handelskammer unk ker Aniversität KaS Wirt- 
schastsinstitut für Rußlank unk kie Rankstaaten inS Beben gerufen. Es kient vor 

allem ker Erforschung ker WirtschaftSSerhältnifse Rußlanks, PolenS, SitauenS, Bett- 
lanks, Estlanks unk Finnlanks unk verfügt über einen wissenschaftlichen Beirat auS 

ersten Fachmännern auf allen Wirtschaftsgebieten. Hur Ant beschäftigt eS 20 Arbeits­
kräfte, kie fast sämtliche Sprachen beherrschen. Die fachliche Einteilung kient vor 
allem einem vertraulichen Nachrichtendienst über kie WirtschaftSSerhältnifse ker einzelnen 
Sänkev unk wirk kurch eine lankwirtschaftliche, Holz- unk forstwirtschaftliche Sektion 
ergänzt. Eine Bibliothek unk eine Akresscnkartothek mit runk 42000 Akressen Ser- 
Sollkommnen ken Apparat. Dazu kommen Serschiekene Zeitschriften, wie ker »Ost­
europa-Markt" unk ker »Osteuropäische Holzmarkt", ker ein internationales Blatt 
ker Holze^epovteure karstellt, unk kie in Vorbereitung befinkliche »Osteuropäische Bank- 
wirtschaftS-Aeitung". So ist KaS Institut ein wichtiger Faktor zur wirtschaftlichen 
Annäherung Deutfchlanks an kie östlichen Rankstaaten. Gleichfalls ker Fovkerung 

ker wechselseitigen Hankelsbeziehungen zwischen Ostpreußen unk ken fremden Staaten, 
nämlich Rußlank unk ken Rankstaaten, zu Kienen, ist kie E^eportöereinigung Ost­
preußen G. m. b. H. bestimmt, kie gleichfalls ker Initiative keS Magistrats unk keS 
Meßamts seine Entstehung öerkankt. Mitglieker können Werken Hankels- unk In- 
kustriefirmen, kie in Ostpreußen eine Niekerlassung haben unk Import- oker Export­

geschäfte betreiben oker betreiben wollen.
So bemüht sich kie Staktverwaltung,kie neuenVerhältnisse, kie kurch kaSDiktatSonVer- 

sailleSentstanken sink,kemHankehunseremHauptgewevbe,unk kerInkustriezumeistern unk 
kie karauS für Königsberg entspringenken schäklichen Folgen zu bannen. Die fevtiggestellten 
AmschlagSanlagen keSneuenHafenSwevken auch kevBankwivtschaft Son hohem Nutzen sein 
unk neben ker Tatkraft ker KönigSberger Kaufmannschaft kazu beitragen, kaß sich Königs­
berg feinest alten Platz als erste Hankelsstakt keS Ostens wiekev erringt unk sichert.



Die Wirtschaftspolitik.

Aentralbehörken geben kev Wirtschaftspolitik ihre grunklegenke Richtung. Die 
Vielgestaltigkeit kev wirtschaftlichen Verhältnisse läßt sekoch eine zentrale Regelung 

nuv bis zu einem gewissen Grake zu. Eine tatkräftige Wirtschaftspolitik mit kem Aiele, 
kie einzelnen Wirtschaftsbetviebe in ihrem Streben nach Entwickelung unk Ausbau 
zu unterstützen, wirk kaher Zweckmäßig auf kie Gemeinken zu funkieren sein. Bereits 
währenk keS Krieges waren kie Gemeinken mit staatlichen Obliegenheiten auch auf 
kem Gebiete keS Wirtschaftslebens betraut. Ihre Aufgabe war im wesentlichen kie 

Durchführung Son AwangSmaßnahmen auf kem Gebiete kev BekarfSöersorgung. 
Nach kem Kriege sink sie Son auSsührenken Organen kev staatlichen Wirtschaftspolitik 
Zu selbstänkigen Führern unk Fovkevevn ker heimischen Wirtschaft im größten Maß­
stabe geworben. Da sie sich Son allen Behörken kie beste Kenntnis kes gesamten Am- 
kreises kev heimischen Entwickelungsbekingungen verschaffen können, sink sie in kev Sage, 
kie Funktion, kie kas Son ihnen umschlossene Wirtschaftsgebiet innerhalb ker gesamten 
Volkswirtschaft erfüllen kann, zu erkennen unk füv kie Erweiterung unk Verbesserung 
kev wirtschaftlichen Tätigkeit kie geeigneten Maßnahmen kurchzuführen. Erfahrungs­
gemäß wenket sich Kie Beöölkevung bei wirtschaftlichen Nöten zunächst an kie kommu­
nalen Behörken mit kev Fovkevung um Abhilfe unk erwartet Son ihnen Dinkerung. 
DaS BekürfniS kev BeSölkevung, wirtschaftSpolitische Eingriffe soweit irgenk möglich 

kurch kie selbstgewählten stäktischen Behörken Sornehmen ZU lassen, ist währenk unk 
nach kem Kriege besonkerS stark gewachsen.

Die Notwenkigkeit einer aktiven Wirtschaftspolitik ker Staktöerwaltung ergibt 
sich aber auch aus ankeren Gvünken. Die Bürger einer Stakt bilken gleichsam eine 

Genossenschaft, kie gewisse gemeinsame Interessen hat gegenüber ken Interessen bei­
spielsweise keS platten Dankes oker ken Interessen ankerer Stäkte mit ankeren Ent-



wickelungSbedingungen. Die Stadt ist in diesem Sinne ein WirtschastSgebilde mit 

spezifischen Eigentümlichkeiten und Interessen. Ihre wichtigste Gemeinsamkeit ist ins­
besondere die, daß die Städte gegenüber der Tandwirtschaft Träger Son Handel und 
Gewerbe sind, und daß sie die HauptbedarsSzentren der Volkswirtschaft darstellen. 
Eine Wirtschaftspolitik, die diesen gemeinsamen jnteressen der ganzen Stadt gerecht 
wird, kann nur Son der StadtSerwaltung geführt werden. Sie ist unter den erschwerten 
Verhältnissen der Gegenwart, in denen unSorhevsehbare Störungen immer wieder den 

normalen Ablauf deS Wirtschaftslebens stören, sür absehbare Feit unentbehrlich.
Die StadtSerwaltung ist weiterhin Serantwortlich sür die Versorgung und daS 

Wohlergehen der notleidenden Beöölkerung. Wie eS seit einiger Feit auch aus wirt­
schaftlichem Gebiet Grundsatz geworden ist, Adelstände am besten dadurch zu bekämpfen, 
daß man ihr Entstehen verhütet, so muß die Stadtverwaltung gerade in den fetzigen 
schweren Feiten durch wohlüberlegte Wirtschaftspolitik dem Herabsinken der minder­
bemittelten BeöölkerungSkreise, denen eine ausreichende Interessenvertretung oft fehlt, 
entgegenzutreten suchen. So ist es Ausgabe der Stadtverwaltung, aus die Stärkung 
der Wirtschaftskraft ihrer Bürger dadurch einzuwirken, daß sie Wünsche und Be­
schwerden ihrer Bürger entgegennimmt und, soweit sie berechtigt sind, abstellt, daß sie 
gegensätzliche jnteressen gegeneinander abwägt und auSzugleichen sucht und gemein­
same Interessen an der richtigen Stelle kraftvoll zur Geltung bringt.

Soll sich eine Stadt entwickeln, muß ihre Wirtschaftspolitik zielklar und weitsichtig 
sein. Die Stadtverwaltung wird daher unbeeinflußt von der oft vorhandenen Kirch­
turmpolitik einzelner Erwerbsstände den Blick aus die EntwickelungSmöglichkeiten der 

ganzen Stadt richten müssen. Die Notwendigkeit, daS, waS aus wirtschaftlichem Gebiet 
beschlossen wird, unter eigener Verantwortung auch selbst durchzusühren, muß die po­
litischen Parteien in der Stadtverordnetenversammlung zwingen, die zu treffenden 
Maßnahmen den tatsächlichen Verhältnissen anzupassen und die gebührende Rücksicht 
auf daS Gesamtwohl zu nehmen. Der Magistrat andererseits ist durch fahrzehntelange



Erziehung gleichsam Son amtSwegen daran gewöhnt, den Blick auf daS Gemeinwohl 

zu richten.
Für Königsberg ist aus den Sevschiedensten Gründen eine einheitliche kommunale 

Wirtschaftspolitik von ganz besonderer Bedeutung. Königsberg bildet mit der gesamten 
Provinz Ostpreußen eine weit nach Osten vorgeschobene Kolonie deS Deutschen Reiches, 
ist aber andererseits mit der Wirtschaft deS gemeinsamen Vaterlandes durch eine ein­

heitliche WivtschastSgesetzgebung und Aollpolitik verbunden. Amso notwendiger ist eS, 
aus Berücksichtigung der besonderen Dage Königsbergs in allen wirtschaftSpolitischcn 
Fragen zu dringen und die Anterstützung der Aentvalbehörden bei allen Maßnahmen 
zu erreichen, die der wirtschaftlichen Stärkung Königsbergs als dem wichtigsten deutschen 
Bollwerk im Osten dienen können. Die wirtschaftliche Struktur der Provinz Ost­
preußen ist von der deS übrigen Reiches grundverschieden. Ostpreußen ist eine Agvar- 
provinz in einem sich ständig entwickelnden Industriestaat. Königsberg ist seine einzige 
Haupt- und Hasenstadt. Daraus ergeben sich wirtschaftliche Probleme, die nur durch 
die zahlreichen Mittel unmittelbar lokaler Forderung der Wirtschaft lösbar sind. 
Schließlich bedarf die Wiederanknüpfung der durch den Krieg zerstörten alten Handels­
beziehungen Königsbergs nach dem östlichen und südöstlichen Europa der besonderen 

Pflege auch durch die Stadtverwaltung.
Die VerkehrSlage Königsbergs wie von ganz Ostpreußen ist durch die einschnei­

denden SevkehvSpolitischen Bestimmungen des Versaillev Vertrages aufs schwerste 
getroffen worden. Durch ihn sind die mannigfachen Ausnahme- und AmschlagStarife, 
die zu den wichtigsten EntwickelungSbedingungen der ostpreußischen VorkriegSwirtschast 
gehörten, im wesentlichen beseitigt. Da aber Ostpreußen ohne die Sonderstellung in 
der Eisenbahntarispolitik, insbesondere nach Ausrichtung deS polnischen Korridors, 
nicht lebensfähig ist, mußte sofort nach Wegfall der Erleichterungen die Rückgewinnung 
der alten berechtigten Ausnahmestellung angestrebt werden. Einiges ist in den ver­
gangenen Hahren erreicht. Insbesondere haben die Staffeltarife gewisse Verbesserungen



erhalten. Trotzdem bleibt baS meiste noch zu tun übrig. Als Richtlinie füv bie weitere 
Entwickelung hat Königsberg im Anschluß an baS Ostpreußenprogvamm ein Gisenbahn- 
SerkehrSprogramm ausgestellt unb ben zuständigen Stellen Zugeleitet, baS Sor allem 
bie Wiebereinfühvung Son AuSnahmetavifen unb Seehafentarifen fovbert, bie bev 
ostpreußifchen VerkehrSlage angepaßt sink. Die Reichsbahnbirektion Königsberg unter­
zieht zur Heit jnr Benehmen mit ben an ber Regelung bev VerkehrSfragen interessier­
ten Kreisen bie gesamten Taviffvagen Ostpreußens einer nochmaligen Prüfung. Damit 
ist bie Dösung bev Ostpreußen interessierenden Eisenbahntarisfvagen in F"luß gekommen. 

Auch in bie Fragen bev Weiterentwickelung bev wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Königsberg unb Rußland sowie bev Ranbstaaten spielen wichtige GisenbahnSerkehrS- 

pvobleme hinein.
Königsberg war Sor bem Kriege ein wichtiger WelthanbelsöevkehrSplatz. Wie bie 

StabtSerwaltung biefen burch ben Krieg Serursachten Verlust wieder einzubringen 
suchte, inbem sie ben Ausbau beS HafenS, ber W^else, beS Flughafens bev Wasser­
straßen unb bev Handelsbeziehungen nach bem Osten in bie Hanb nahm unb trotz ber 
Angunst bev Heit erfolgreich buvchfühvte, ist an anberer Stelle auSgeführt.

Königsberg steht unter bev scharfen Konkurrenz DanzigS unb Memels. DanzigS 
StabtSerwaltung hat kürzlich einen großzügigen WirtschaftSplan veröffentlicht, in bem 
eS eine weitgehenbe Inbustriealisierung ankünbigt. Seiner hochentwickelten Schiffbau- 
inbustrie will eS ben Bau Son Dampfmaschinen, Dokomotiöen, Kompressoren, Ma­
schinen für Brennereien, Brauereien unb Huckerfabriken,Holzbearbeitung, insbesonbere 
aber ben Bau lanbwirtschaftlicher Maschinen angliebern. Ebenso soll baS Gebiet ber 
Elektroinbustrie unb bev Webwaren planmäßig gefövbevt werben. Königsberg barf 
bemgegenüber nicht im Hintertreffen bleiben, unb so ist Son bev StabtSerwaltung seit 
KriegSenbe eine umfangreiche Propaganba in bie Wege geleitet, in bev bie Inbustvie- 
kreise beS Reiches auf bie teilweise noch recht unbekannten inbustriellen EntwickelungSmög- 
lichkeiten unserer Stabt hingewiesen würben. Bebeutenbe WirtschaftSgruppen haben ihr



Interesse an kev Stakt Königsberg Kurch Svünkung größerer industrieller Anterneh- 
mungen bewiesen. Von besonderer Bedeutung füv kie Ankunft wirk kie Fövkerung 
ker aufstrebenken Königsbergev Werften sein, ka kev Seehankel sich mit Vorliebe 
solcher Plätze bekient, kie sür kie Schiffe kie Möglichkeit geben, Reparaturen am Ort 
billig unk bequem auSzusühren. Für kie inkustvielle Entwickelung unserer Stakt ist 
öon größter Bekeutung naturgemäß kie Dösung kev Rohstoffsvagen- unter kiesen ist 
kie wichtigste kie Beschaffung Son Kohlen. Seitkem mit Kriegsausbruch kie englischen 
Aufuhren auSblieben, hat Ostpreußen jahrelang unter Kohlennot leiken müssen. Die 
StaktSevwaltung hat kaher kie großen Kohlenkonzevne sür den Absatz in Ostpreußen 
zu interessieren gesucht und ihnen bei der Einrichtung öon Filialen kas größtmöglichste 

Entgegenkommen bewiesen. Die Bvennstoff-Vertriebs-Gesellschast, eine stäktische 
Grünkung, hat gleichfalls sehr erhebliche Mengen nach Königsberg heranschaffen können. 
Seit Stabilisierung kev Selköerhältnifse ist kie Einsuhv auSlänkischev Kohle in aus- 
reichenkev Menge gesichert. Au hoffen bleibt, kaß es mit Eintritt normaler Preis- 

unk Fvachtgestaltung Kohlen wiekev wie Sor kem Kriege zu besonkers günstigen Be- 

kingungen erhält.
Ausbaufähig sink in Königsberg sevnev gewisse DebenSmittelinkustvien, kie kev 

Dankwivtschaft Absatz ihrer Prokukte zur gewerblichen Verabeitung in kev Stakt geben 
können. Die Höhe kev Frachten reizt hierzu inSbesonkere bei ken Erzeugnissen kev 
Viehhaltung an. Die StaktSevwaltung sövkert kiese Bestrebungen, wie sie überhaupt 
aus die enge Verbindung mit der Dankwirtschaft stets großen Wert legt. Denn so 
wichtig auch alle Maßnahmen sind, kie Königsbergev Stellung als WeltSerkehrSplatz 
unk als Sliek kev gesamten keutschen Volkswirtschaft betreffen, so muß koch immer 
wiekev betont Werken, kaß zunächst Königsberg kie Hauptstakt ker Ärgrarproöinz 
Ostpreußen ist,- in kiesem Sinne ist eS ein in sich geschlossenes Wirtschaftsgebiet, wie eS 
in Deutschlank in kiesev Prägnanz kaum wieker zu sinken ist. Daraus ergibt sich eine 
möglichst weitgehenke Arbeitsgemeinschaft zwischen Stakt unk Dank als Aiel ker



KönigSbergev Wirtschaftspolitik. Es kann der ostpreußischen Tandwirtschaft nicht 
schwer fallen, die Bevölkerung der Hauptstadt zu angemessenem Preise mit Natur­
produkten zu versehen, andererseits muß die Stadt bestrebt sein, in der Tandwirtschaft 
daS Interesse an der Stadt Königsberg als dem HaupterzeugungSgebiet für die von 
ihr benötigten gewerblichen Produkte wach zu halten und zu starken. Die agrarische 
Bevölkerung hat von einer industriell entwickelten Hauptstadt selbst die größten Vor­
teile, umgekehrt ist die Stadt Königsberg an einem Gedeihen der ostpveußischen Tand- 
wirtschaft auf daS stärkste interessiert. Die KönigSbergev Gewerbetreibenden und In­
dustrien haben ihr Hauptabsatzgebiet unter den ostpreußischen Tandwirten. Ae kauf­
kräftiger diese sind, um so mehr Arbeit und um so mehr Verdienst hat auch der Gewerbe­
treibende in der Stadt. AuS diesen Gesichtspunkten heraus hat sich die Stadtver­
waltung daher von je die Forderung der Zusammenarbeit Zwischen Stadt und Tand 
angelegen sein lassen. Durch aufklävende Artikel und durch Besprechungen ist schon 
mancherlei erreicht. Die Weitevavbeit an dieser ÄufklärungStätigkeit bleibt eine be­
sondere Notwendigkeit. Als eines der besten Mittel ZUv Stärkung der wirtschaftlichen 

Solidarität zwischen Stadt und Tand wurde von der Stadtverwaltung die unmittel­
bare Verbindung der Konsumenten und Produzenten in die Wege geleitet. Als daS 

große Mittel hierzu erschien der Abschluß von TieferungSSerträgen zwischen den Or­
ganisationen der T andwirtschaft und den Organisationen städtischer Verbraucher. Anter 
der Initiative der Stadtverwaltung ist daher in den letzten fahren die Gründung der 
Ginkaufö-G. m. b. H. erfolgt, die die namhaftesten Konsumentenorganisationen zu- 
sammenfaßt, und die durch KartoffellieferungSverträge in den vergangenen Aahren die 
Kartoffelversorgung der Stadt wesentlich erleichterte, dann aber daS gegenseitige Sich- 
kennen-lernen zwischen Stadt und Tand förderte. Es braucht nicht besonders betont 
zu werden, daß die Verhandlungsbereitschaft mit der Tandwirtschaft ihre Grenze findet 
in der Bereitwilligkeit der Tandwirte, auch tatsächlich der Stadt Königsberg in der 
Belieferung mit landwirtschaftlichen Artikeln entgegenzukommen. Wo daS Ver-



stänkniS hierfür bei kev Dankwivtschaft fehlt, hat kie StaktSerwaltung selbstöerstänklich 
zunächst kie Interessen ihrer Bürger nachkrücklichst wahrgenommen.

Damit ist bereits kaSsenige Kapitel stäktischer Wirtschaftspolitik erreicht, in kem 
kie StaktSerwaltung nach außen hin in kev Nachkriegszeit am meisten herSorgetreten 
ist, kaS Gebiet ker BekarfSSersovgung. Die Frage kev Versorgung kev stäktischen 
Bevölkerung ist kev StaktSerwaltung auS ken Feiten kev FwangSwirtschaft her am 

wenigsten fremk unk koch hat sich kie Wirtschaftspolitik gevake in kiesen Punkten grunk- 
legenk umgestellt. Währenk kev FwangSwirtschaft stank ken Kommunen kaS Mittel 

keS FwangS zuv Verfügung, mit kem sie planmäßig kie Versorgung regeln konnten. 
AllerkingS wav andrerseits ihre Marschroute kurch kie gesetzlichen Bestimmungen sehr 
stark gebunken. Mit kem Abbau kev FwangSwirtschast traten keineswegs normale 
Verhältnisse ein. Die Knappheit an Waren, kie scharfe Organisierung kes Hankels 
krängten ken Verbraucher in eine höchst ungünstige Stellung. Hinzu kam, kaß ker 
Hankel zum Teil mit Elementen kurchsetzt war, kie nicht immer kaS genügenke volks­
wirtschaftliche VerstänkniS füv ihre Aufgaben zeigten. Da bei Aufhebung kev FwangS- 
wivtschaft kuvch kie Neichsgesetzgebung keine auSveichenke Vorsorge getroffen wav, kie 
ken Kommunen kie Möglichkeit gegeben hätte, mit kuvchgveifenken VerwaltungSmaß- 
nahmen bei Mißstänken einzugreifen, waren kie Machtmittel kev Staktverwaltung 
bei solchen Schwierigkeiten nuv gering. So mußte vielfach versucht Werken, kurch Der- 
Hanklungen unk moralische Einwirkungen eine Besserung Zu erreichen. DaS ist in 

Sielen Fällen auch gelungen.
Anmittelbare Verhanklungen mit kev Dankwirtschaft führten in kev Kavtofsel- 

Sersorgung Erfolge herbei. Nach Aufhebung Ker Kartosselwirtschaft hatten sich in ker 
KartosselSersorgung, insbesondre im Jahre außerovkentliche Mißstänke gezeigt. 
Trotz günstiger Kartosfclernte wav im Jahre 7^>2s, kuvch ein wilkeS Aufkäufevwesen in 
kev Provinz unk kurch Versagen keS Königsbergev Großhankels eine Kartoffelnot 

entstanken, so kaß einmal kie bereits oben genannte Einkaufs-G. m. b. H. sich ker



KartosselSevsovgung widmete, andererseits aber die Stadt durch eine ihrer Gesellschaften 
größere Mengen einlagerte und im Dause des WinterS allmählich an die Bevölkerung 
abgab. Anzweifelhaft gelang eS durch beide Maßnahmen, die Preisgestaltung wie 

auch die Mengenöersovgung der Bevölkerung günstig zu beeinflussen.
AweitenS haben sich auch die Verhandlungen in der Milchwirtschaft günstig aus­

gewirkt. Königsberg leidet schon seit Vorkriegszeiten unter einer Aevsplitterung in der 
Milchwirtschaft, die bei der Verschiedenartigkeit der einzelnen Interessen und der großen 
Fahl der sür die Belieferung der Stadt in Frage kommenden Dandwirte gegenwärtig 
nicht zu beheben ist. Hinzu kommt, daß die Milch nach ihrem ganzen Charakter und 
bei der Möglichkeit, sie ohne Schwierigkeit zu hochwertigen Dauerpvodukten zu ver­

arbeiten, einer einheitlichen Bewirtschaftung überhaupt schwer zugänglich ist. Insbe­
sondere störten die in der Amgebung der Stadt entstandenen zahlreichen Dandmeieveien 

immer wieder eine gesunde Entwickelung der Milchöersorgung. Antev Mitwirkung 
deS Magistrats war in den letzten Jahren längere Feit eine Kommission tätig, die 
paritätisch aus Vertretern der Dandwivtschast, der Milchhändlev und der Verbraucher 
zusammengesetzt war und die den jeweiligen MilchpreiS freiwillig vereinbarte. Es war 
nicht immer leicht, die Ansichten dieser verschiedenen Wirtschaftskrise einander näher 
zu bringen, um so anerkennenswerter ist daS Ergebnis, daß jahrelang Königsberg 

einen günstigen MilchpreiS hatte. Auch der Menge nach waren die Milchzufuhren 
derart, daß sie dem Bedarf der städtischen Bevölkerung in der Regel genügten. Eine 
Freilassung der Milchpreisbildung ist erst erfolgt, nachdem durch eine anerkennenswerte 

Hilfe der ostpreußischen Dandwirte der Milchbedarf für die ärmste Bevölkerung zu 
erträglichen Preisen gesichert wurde.

Wo bei Mißständen in der DebenSmittelöersorgung Verhandlungen nicht zum Fiele 
führten und ein unmittelbares Eingreifen in die Versorgung nicht möglich war, wurde 
der moralische Druck, sosern eS sich um Überspannungen Son Preisforderungen ein­
zelner Gewerbe handelte, durch daS Eingreifen der PveiSpvüfungSstelle Serstärkt. Sie



mußte insbesondere mehrfach bei den Pveisforderungen der Fleischer eingreifen. In 
einigen Fweigen deS Handwerks hat sich eine Überspannung der Forderungen insbe­
sondere nach Beendigung der InflationSpeviode bemerkbar gemacht. Hiev wurde zu­

nächst und in der Mehrzahl der Falle mit Erfolg versucht, durch Verhandlungen mit 
den berufenen Vertretern deS Handwerks eine Ermäßigung der Forderungen zu er­
reichen. Nur wo dies nicht möglich war, ging die Angelegenheit an die Wucherbehörden, 
wo auch insbesondere die Staatsanwaltschaft auS eigener Initiative die Wucherbekämp- 

sung ausnahm. Doch sei bemerkt, daß die Eingriffsmöglichkeiten der PreiSprüfungs- 
stelle nicht überschätzt werden dürfen. Eine grundlegende Behebung Son ErnähvungS- 
mißständen ist ihr kaum möglich. Die Notwendigkeit Zu einer solchen lag sür Königsberg 
beispielsweise in der Fuckerversorgung Sov. Im Herbst 15)21 wurde bekanntlich die 
FuckerzwangSwirtschast ausgehoben und der Fuckev der damaligen Ernte gemäß einem 
Abereinkommen der in der FuckerwirtschastSstelle zusammengeschlofsenen Auckerindustrie 
an die Großhändler derart Sevteilt, daß als Schlüssel sür die Verteilung die Handels­
beziehungen deS jahveS 15,14 ZUgvundegelegt wurden, so daß die Tieserung durch die 
Fuckevvaffinevien im wesentlichen an die alten Abnehmer deS jahreS 15,14 geschah. Da­

bei wurde Ostpreußen vergessen. Ostpreußens Handelsbeziehungen in der Fuckevbranche 
gingen vor dem Kriege im wesentlichen nach den setzt nicht mehr zu Deutschland gehö­
rigen westpreußischen, insbesondere Danzigev Fabriken. Die ostpreußischen Fucker- 
rasfinerien waren nicht in der Tage, den Bedarf Ostpreußens zu decken. Sobald 
Fuckerknappheit im Reich begann, wurden die AuSsälle sür Ostpreußen immer stärker, 
da begreiflicherweise die Raffinerien im Reich zunächst ihre Abnehmer auS den Vor­
kriegszeiten befriedigen wollten, so daß Ostpreußen in der Feit Som November 15)21 
bis Oktober 15)22 unter einer äußerst drückenden Fuckerknappheit zu leiden hatte. Die 
Regelung der Fuckerwirtschast 15,22/25 brächte wieder geordnete Fustände sür die ost- 
preußische Fuckeröersorgung. Wenn durch außenpolitische Momente, wie in diesem 

Falle die Abtrennung WestpreußenS und DanzigS von Deutschland, und weiterhin



burch bie Vertrustung einer ganzen Vnbustrie außergewöhnliche Verhältnisse entstehen, 

bann müssen naturgemäß auch bei grunbsätzlich freiem Hanbel gewisse Sicherungen Son 
VerwaltungS wegen geschaffen werben. Ob bie inzwischen erfolgte erneute Dockerung 
bev Huckerwirtfchaft ben Vevbraucherinteresfen unb insbesonbere ostpreußifchen Ver- 
hältnisten gerecht wirb, bleibt abzuwarten.

Auf bem Gebiete bev Bvotwivtschaft hat sich bev Abbau bev HwangSwirtschaft 

nuv allmählich vollzogen. DaS Amlageöerfahren, baS Son tpLl bis tpsz in An- 
wenbung war, hat eine erfreuliche Stetigkeit in biesem wichtigen Hweck bev Bcbavfs- 
Sevsorgung gebracht, wie überhaupt kein Hweig bev BebarfSSersorgung feit KviegS- 
anfang so reibungslos burchgeführt werben konnte wie bie Brotöersorgung. Erst mit 
bev zum ungünstigsten Heitpunkt evsolgten Aufhebung bev öffentlichen Bewirtschaftung 
am 15. Oktober 1?2Z haben auch auf biefem Gebiet sich Schwierigkeiten gezeigt. Da 
baS tägliche Brot baS wichtigste aller DebenSmittel ist, wirb bie StabtSerwaltung bev 
Bvotwivtschaft bauevnbe Aufmerksamkeit schenken unb sich seben notwenbigen unb 

möglichen Einfluß sichern.
Von Teilen bev Bevölkerung wirb barüber hinaus immer wiebev verlangt, baß 

bei Schwierigkeiten in bev BebarfSSersorgung bie StabtSerwaltung unmittelbar in 
bie Versorgung eingreife unb zur Einlagerung ober zum unmittelbaren Absatz Waren 
aufkaufe. Die Erfahrungen ber Sergangenen Jahre haben bewiesen, baß ein solches 
Vorgehen tatsächlich in Sielen Fallen eine wesentliche Erleichterung unb eine gewisse 
Regulierung beS Marktes in unserer Stabt gebracht hat. Aber zweierlei muß hierbei 
beachtet werben. Nicht eine febe Ware ist hierfür geeignet. Es kann sich zunächst 
immer nur um bie notwenbigsten Segenstänbe beS täglichen Bebarfs hanbeln unb eS 
muß weiterhin bebacht werben, baß zur Einlagerung Son Waren geeignete Lager­
räume notwenbig, baß biese aber zuv Heit sehr knapp sinb. Vor allem aber müssen 
bie notwenbigen Beziehungen zu ben Probuzenten gesichert sein. Man muß, wenn Son 
ber StabtSerwaltung in bieser Beziehung bessernbe Eingriffe Serlangt werben, bebenken,



kaß bei kem Fehlen Verwaltungsmäßiger Eingriffsmöglichkeiten kie StaktSevwaltung 
nuv unter ken gleichen Bekingungen wie jekev Privatmann auf kem Markt, also auch 
nur unter Übernahme keS oft sehr beträchtlichen Risikos austveten kann. Da selbstöer- 
stänklich mit kev Abwickelung solcher rein priöatwirtschastlich anzulegenkev VersorgungS- 
geschäste kie StaktSevwaltung felbst nicht belastet Werken kann, hat kie Ostkeutsche Wirt- 
schasts-G. m. b. H., keren Anteile sich sämtlich in Hänken ker Staktgemeinke besinken, 
als Rachsolgcrin ker Stäktischen DebenSmittel-G. m. b. H., kie ihrerseits kaS stäktische 
DebenSniittelanit bei ker geschäftsmäßigen Durchführung ker AwangSwivtschaft abgelöst 
hatte, neben ker Durchsührung ker BrotSersorgung kie Ausgabe übernommen, füv ken 
Fall, kaß ker reguläre Hankel bei kev Versorgung kev Bevölkerung mit Gegcnstänkcn 

keS täglichen BekavsS zu versagen kroht, zugunsten ker minkerbemittelten Bevölkerung 
einzugreifen unk solche Waren, insbesondre Kartofteln sür ken Winter einzulagern. 
Aus kem Gebiete kev BvennstoffSevsorgung hat in ähnlicher Weise kie Brennstosf-Ver- 
tviebs-Gesellschast m. b. H. mitgewivkt, kie Versorgung ker Stakt mit Kohlen günstig 
zu gestalten unk kie Preise zu regulieren. Es sei bemerkt, kaß beike Gesellschaften neben 
ihrem volkswirtschaftlich günstigen Einfluß auch priöatwivtschastlich fo arbeiten, kaß sie 
sich selbst unterhalten unk auSbauen. Die Ausgabe ker beiken genannten Gesellschaften 
geht aber weiter. Die Staktverwaltung umfaßt selbst kevartig Siel Betriebe, kie mit ken 
verschiekensten Gcgenstänken keS täglichen Bekarss zu Sersovgen sink (Krankenanstalten, 
Pslegcheime, Armenhäuser, Schulen usw.), kaß eS sich als günstig erwiesen hat, ken ge­
samten Einkauf Kiefer Gegenstänke zu zentralisieren unk möglichst kurch kiese Firmen 

bewirken zu lassen.
An wirtschaftlichen unk kaufmännischen Sonkevbetrieben kommen weiter in Frage 

kevStäktischeSchlacht- unkViehhof, kieStäktische ReinigungS- unkFuhr-S. m. b.H. 
unk schließlich als wichtigster kie Königsbergev Werke unk Straßenbahn G. m. b. H.

Der Betrieb keS Schlacht- unk ViehhoseS hatte bereits im Kriege unter ker starken 
Einschränkung keS Fleischverbrauches zu leiken. Er konnte auch in ken Nachkriegs-



jähren nicht Soll auSgenuht Werken, Zumal ker freie ViehSerkehv auf kem Viehhof kurch 
einschneikenke Seterinärpolizeiliche Bestimmungen ker Regierung schwer behindert ist. 
Diese Maßnahmen haben Sor allem auch kie Fleischöevsovgung ker Stakt erschwert 
unk kie Bilkung eines ordnungsmäßigen Marktes für Vieh mit allen seinen volks­
wirtschaftlichen Schädigungen gehindert. In den letzten beiden Jahren ist es lediglich 
gelungen, Pferdemärkte und Wochenschweinemärkte wieder einzuführen. Trotz dieser 
Erschwernisse hat der Schlachthof stets mit gewissen Überschüssen arbeiten können, obwohl 
die Schlachtgebühren den FviedenSstand nicht wesentlich überschritten haben und unter 
dem Durchschnitt der übrigen großen Schlachthöfe stehen. Im Gegensatz dazu wurde 
die Rentabilität deS ViehhofeS durch die genannten Seterinärpolizeilichen Bestimmungen 
derart herabgedrückt. Verbunden mit dem Schlachthof ist daS Kühlhaus mit einer Eis- 
fabrikationsanlage, die im Jahre tpsz in daS Kühlhaus eingebaut und fevtiggestellt 
wurde. Mit Beginn deS Frühjahrs sx>s4 ist sie erstmalig in Betrieb genommen.

Die städtische Reinigungs- und Fuhrgesellschaft m. b.H. ist die Nachfolgerin des 
städtischen Fuhvamts und Reinigungsamts. Der Fährbetrieb der Gesellschaft steht nicht 

nur den städtischen Verwaltungen, sondern in immer größer werdendem Maße auch 
der KönigSbergev Privatwirtschaft zur Verfügung. Bei der Wichtigkeit der Waren- 
beförderungSpreise für die Wirtschaft hat sich deren Regulierung durch eine städtische 
Antevnehmung als günstig erwiesen. AuS der Erwägung heraus, daß formell und 

rechtlich eine genaue Trennung der Wirtschaft in den Betriebszweigen Müllabfuhr und 

Straßenveinigung Son dem Geschäftsbetrieb des Fuhrparks erforderlich ist, wurde im 
Oktober S. eine besondere Gesellschaft, die KönigSberger Transportgesellschaft m.b.H. 
begründet, deren Stammeinlagen sämtlich im Besitz der Stadt sind. Die Gefchäfts- 
leitung der städtischen Reinigungs- und Fuhrgesellschaft m. b.H. leitet gleichzeitig auch 
die Geschäfte der Königsberger Transportgesellschaft, die mit dem t. Aanuar ^04 ihr 

erstes Geschäftsjahr begonnen hat. Hum Aufgabenkveise der städtischen Reinigungs­
und Fuhrgesellschaft gehören seitdem nur die öffentliche Straßenveinigung und Müll- 



absuhr, während alle übrigen Geschäftszweige den AufgabenkveiS der Königsberger 
Transportgesellschaft bilden. Die städtische NeimgungS- und Fuhrgesellschaft ebenso 
wie die Königsberger Transportgesellschaft sind in der Tage gewesen, ihren Betrieb 
durch Anschaffung moderner Fahrzeuge in größerem Amfange Soll leistungsfähig zu 

erhalten.
An Bedeutung treten die bisher erwähnten Betriebe Zurück hinter den in der 

Königsberger Werke und Straßenbahn G. m. b.H. zusammengeschloffenen Betrieben. 
In dieser Gesellschaft find zufammengefchloffen die Abteilungen: ElektrizitätSwerk, 
Straßenbahn, Gaswerk, KanalisationSwerk mit dem Mafchinenamt, Wafferwerk nebst 
Badeanstalten, Volksbrausebädern, Bedürfnisanstalten und öffentlichen Brunnen. Der 
Fusammenschluß dieser verschiedenen Betriebe zu einer einheitlichen städtischen Gesell­
schaft - über den Gang der Entwicklung und die Organisation wolle man daS Nähere 
in dem Artikel deS Herrn Oberbürgermeisters Dr. Tohmesjer über die städtischen Be­
triebe Nachlesen - ist durch die tatsächliche Entwicklung der Betriebe gerechtfertigt. Sie 
hat die Erwartungen, die bei der Amwandlung gehegt wurden, voll erfüllt. Trotz der 
schwierigen Verhältnisse hat die Betviebsintensität in allen Abteilungen zugenommen.

DaS Bedürfnis nach Kraft- und Tichtstrom ist gerade in den letzten fahren ganz 
besonders gestiegen, zumal sich die Verwendung elektrischer Kraft auch im Kleingewerbe 
und in der Kleinindusteie immer rentabler gestaltet. Fum Vergleich über die Abgabe 

an Strom seien die Fahlen der Aahre ^sz, 1^22 und ipsz nebeneinandergestellt. 
Es waren angeschlossen im

Jahr Glühlampen Motoren
Sroß- 

konfumenten
Strom- 
abgabe

davon Sroß- 
konsumenten

1-13 180000 18L5 mit 5cxx> I<w 6 mit 65o Icvv 11 Mill. 65OO00

3L7oc>o 2646 , 6547 ,, ---------  1276 , 13,2 » 22oo cxx)

1-22 4o5ooo 2-35 » -364 » 27 » 5750 » 1-,3 6cxx?cx?o

1-23 417-00 3148 » 10150 » 34 » 6570 , 1-,36 » 8loocx>o



Fast sämtliche großen Industriewerke unserer Stadt werden Som ElektrizitätSwerk 

auS nunmehr mit Krast und Dicht beliesert. Diese Entwicklung läßt auch weiterhin 

eine gute Rentabilität deS Werkes erwarten. Die genügende Anzahl Son Großab­

nehmern ist geradezu eine Bedingung sür die Rentabilität, da erst sie die sür einen 

wirtschaftlichen Betrieb unbedingt notwendige Tag- und Nacht- oder Dauerbelastung 

bringen. Die Verbraucher Son Dichtstrom nutzen daS Werk nur wenige Stunden auS 

und decken für sich allein betrachtet nicht einmal die Gestehungskosten. Erst durch die 

Ausammenfassung mit dem KvaftSerbrauch wird auch ihre Belieserung zu erträglichen 

Preisen ermöglicht. Die wechselnde Belastung deS ElektrizitätSwerkeS macht weiterhin 

wünschenswert, daß eS mit anderen Kraftwerken zum gelegentlichen Austausch Son 

Strom verkuppelt wird. Das ist sür daS Elektrizitätswerk durch die im Hahre 1^21 mit 

dem Ostpreußenwerk A.-G. und der Walzmühle A.-G. geschlossenen Austauschverträge 

geschehen. In dem StromauStauschöevtrage mit dem Ostpreußenwerk ist vereinbart, 

daß die zur Elektrisierung der Provinz gebauten Wasserkraftwerke Friedland und Gvoß- 

Wohnsdorf mit dem KönigSbergev Kraftwerk Gosse verbunden werden, um die beider­

seitige Elektvizitätserzeugung auf eine möglichst hohe Stufe der Wirtschaftlichkeit zu 

stellen. Beide Teile sind verpflichtet, im Rahmen der zulässigen DeistungSfähigkeit 

und soweit die Belieserung deS eigenen Bedarss eS zuläßt, sich gegenseitig elektrische 

Arbeit in den Mengen zu liefern, die von der Gegenseite angesordert werden. Sobald 

daS Gstpreußenwerk so leistungsfähig ist, daß eS über seinen eigenen Bedars hinaus 

Kraft abgeben kann, soll derKönigSberger Krastwerkbetrieb so weit eingeschränkt werden, 

daß die Som Ostpreußenwerk zur Verfügung gestellte Arbeit Son der Stadt über­

nommen werden kann. Die VersorgungSgebiete der beiden Werke wurden gleichzeitig 

bis in alle Einzelheiten abgegrenzt. Durch den Vertrag ist erreicht, daß daS Elektri- 

zitätswerk für alle Falle stets die Anterderteilung deS Stromes innerhalb des Stadt­

gebiets in der Hand behält.







Der ganzen wirtschaftlichen Tage nach mußten bie Straßenbahnen sich seit KriegS- 
enbe in stänbig steigenber Notlage bcfinben. Die Arsachen hierfür waren bie Steigerung 
ber Ausgaben bei ber Anmöglichkeit, bis Einnahmen entsprechenb zu erhöhen. DaS 
MißberhältniS mußte mit bem Grabe ber Hunahme ber Gelbentwertung steigen. 
Die große Menge bev Arbeiter unb beS MittelstanbeS, auf bie bie Straßenbahnwirt- 

fchaft mit angewiesen ist, war in biesen Heiten nicht mehr in ber Sage, trotz Sevhält-- 
niSmäßig billiger Tarife bie Straßenbahn in annähevnb bemselben Amsang zu benutzen, 

wie zu Vorkriegszeiten. Daraus ergab sich eine Einschränkung im Amfang bes 
Straßenbahnbetriebs, WaS folgenbe Abersicht zeigt:

Die Straßenbahn leistete im Aahre:

1?13 insgesamt 8 Millionen Wagen-!<m unb verbrauchte 4,L Millionen

5,3 n ') 3,1 7»
1?LL 5,7 v 3,4 7> 7>
1?L3 3,5 7> n 1, 7) L,36 ,» 7,

Damit biese Einschränkung bem Wirtschaftsleben möglichst wenig fühlbar werbe, 
würbe sie burch Aufgabe ertragSgevingev Nebenlinien auf Gvunb sorgfältiger statistischer 
Beobachtungen beS Verkehrs Sorgenommen. Auch würbe bev VerkehrSplan ben Ver- 

kehvsbebürfnisfen soweit irgenb möglich angepaßt. Inzwischen konnte buvch wesentliche 
Belebung bev Straßenbahnbenutzung ber Verkehr wiebev auf ben Sollen FriebenS- 
stanb Zurückgeführt werben. Gleichzeitig bamit ist bie Erneuerung bev Verkehrsmittel 
in Angriff genommen, bie immer bvingenbev geworben war. War boch bie Erneuerung 
ber völlig abgewirtschafteten Betriebsmittel, bie zunächst bereits füv bie Aahre ipiz 
unb folgenbe in ÄuSsicht genommen wav, nachbem sie kaum begonnen hatte, burch ben 
Krieg fäh unterbrochen, so baß zeitweise bie Hahl bev SevkehrSfähigen Wagen bis auf 
ein Fünftel bev VorkviegSzeit gesunken war. Die Straßenbahn stanb beim Erwerb 
ber Aktien ber Elektrizitätswerk unb Straßenbahn Königsberg A.-G. burch bie Stabt



buchstäblich vor Kem Fusammenbruch. Durch geschickteste wirtschaftliche unk SerkehvS- 
technische Maßnahmen ist eS gelungen, bereits im Aahre 102z kurch kie Einstellung 

Son so neuen Motorwagen mokevnster Konstruktion ken -Wagenpark zu Serjüngen. 
Auch konnte an kie Erneuerung kev SevkehvStechnisch beinahe noch wichtigeren Strecken 
gekacht Werken. Es sink kahev insgesamt Kilometer Gleis zum Teil neu verlegt, teil­

weise kurch Amlegung unk Verbesserung ker Stoßverbinkungen zu einem vollwertigen 

Oberbau hergerichtet worken. Hiermit steht kie Straßenbahn aber erst am Ansang 
ihres ErneuerungSprogrammS, kaS als Enbziel ken Ersatz kes gesamten überalterten 
Wagenparks, sowie keS größten Teiles ker Strecke unk kev Oberleitung sich gesteckt 
hat. Es ist in Aussicht genommen, Kieses Bauprogramm in etwa fünf fahren burch- 
zuführen,- kas Aahv 1^24 wirk hieran mit 20 weiteren Motorwagen, sowie mit ker 

Erneuerung Son ca. fünf Kilometer Gleis unk fünf Kilometer Oberleitung beteiligt sein.
Die Entwickelung keS GaSSerbrauchs zeigt solgenke Tabelle:

1AZ 
cbm

1O1? 
cbm

1P22 
cbm

1PLZ 
cbm

AahreSabgabe ..................... L4L000S0 18 Loo ooo LO 500000 L1 300000
GaSmesfevflammenzahl . . . L4OOOO L98000 3o3ooo 31LLY7
GaSmesfevstückzahl............. 4o7oo 47700 473oo 47455

In ken letzten fahren hat sich kev GaSSerbvauch für gewerbliche Feuer- unk 
Raumheizung sehr entwickelt. Dagegen ging kie Abgabe für Beleuchtungszwecke zu­

gunsten kev steigenken elektrischen Beleuchtung zurück. Der GaSöerbrauch konzen­
trierte sich immer mehr auf KochgaSabgabe. Die Fusammenarbeit mit kein Elektri­
zitätswerk erweist sich gerake kakuvch als günstig, kaß auf kiese Weise ein lästiger unk 

gefährlicher Konkurrenzkampf zwischen Gas unk Elektrizität Sermieken wirk zugunsten 

einer reinlichen Arbeitsteilung. Die Ausnutzung ker Sevgasten Kohlen ist in zwei 
Richtungen wesentlich besser geworben als zu KriegSzeiten. Einmal gelang eS, bie



Kohlen für kie GaSbeveitung wesentlich starker auszunutzen. Währenk im Jahre 191z 
zur Bereitung öon rk. 24,2 Millionen clrm insgesamt 87000 t Kohlen notwenkig 
waren, sink im Jahre 1922 kie hergcstellten 20,7 Millionen cb>m kurch 68000 t er- 
Zeugt. Weiterhin gestattet ker vermehrte Verbrauch öon englischer Kohle eine kerav- 
tige Vermehrung ker Nebenprokuktenerzeugung, kaß zuletzt aus 1000 cb>m nahezu 
kie koppelte Menge Nebenpvokukte erzeugt Werken. Damit ist kie wirtschaftliche Ver­
wertung ker Nebenpvokukte ebenso wichtig geworben, wie kie Abgabe öon Gas. In 
ker wirtschaftlichen Verwertung kieser Nebenerzeugnisse hat sich in ken letzten Jahren 
insosern ein grunklegenker Waukcl öollzogen, als sich säst sämtliche Gaswerke Deutsch- 
lanks zu ker „Wirtschaftlichen Vereinigung Deutscher Gaswerke A.-G." Zusammen­
geschlossen haben, kie kie Ausbereitung keS Teers unk kev sonstigen Nebenpvokukte, 
sowie ken Absatz kev Nebenerzeugnisse, inSbesonkere keS KokseS einheitlich kurchsührt. 

Die Gaswerke sink kamit zu einer kev bekeutenksten Inkustrien keS Reiches gcworken. 
Acan ist auch kazu übevgegangen, kie schwierigen Fragen ker Kapitalbeschaffung unk 
Kohlenöersorgung kurch Verbinkung mit großen Finanzinstituten (Girozentrale) unk 
Inkustriekonzernen kurch Gvünkung kev „Inkustrie- unk Hankelsvereinigung Deutscher 
Gaswerke A.-G." zu lösen.

In ken letzten Jahren war eS auch möglich, wiekev in steigenkem Maße Neuan­
schaffungen unk Erweiterungsbauten öovzunehmen. Dasselbe gilt für kaS KanalisationS- 
unk füv kaS Wasfevwevk. Nachkem im Iahve 1922 kie Wiekauev Anlagen kuvch Aus- 

höhung kev Dämme wesentlich verbessert wovken sink, ist zu erwarten, kaß kie bereits 
seit Vorkriegszeit stammenken gelegentlichen Schwierigkeiten in ker Wasserversorgung 

aushören Werken.
Ausammensassenk läßt sich über kie Königsbergev Werke seststellen, kaß ein kaus- 

männischer Geist in kem Antevnehmen herrscht, kev eS ermöglichte, kurch kie Ausammen- 
legung kev Betriebe zu einer sehr erheblichen Ersparnis an Beamten, Angestellten 
unk Arbeitern zu kommen unk kie Betriebskosten überhaupt wefentlich zu verringern.



Weiterhin brachten das gemeinsame Ablösen der Mähler und die Vereinheitlichung des 
Rechnungs- und EinziehungSSerfahrenS erhebliche Ersparnisse. Dazukommendev einheit­
liche Einkauf der erforderlichen BetriebSmaterialien, die gegenseitige Anterstützung der 

Betriebe und nicht zuletzt die Tatsache, daß die kaufmännische Buchführung stets eine 

klare Abersicht über die finanzielle Bage ermöglicht. Dem sozialen Geist ist insofern 
Rechnung getragen, als Ruhegehälter und Ruhelöhne im wesentlichen wie bei einem 
öffentlichen Betriebe auch weiterhin gezahlt werden. Dem berechtigten Organisationsbe­
streben unserer Feit folgend, haben sich unter Führung Königsbergs die etwa 50 ost- 
preußischen Elektricitätswerke zur Wahrung der gemeinsamen Interessen als OvtSgvuppe 
der Vereinigung der ElektvizitätSwerke zusammengefchlossen.

Der beiliegende Aberblick über die wirtschaftliche Verflechtung unserer Stadtver­
waltung zeigt, wie stark ihr unmittelbares Interesse am Sang der wirtschaftlichen Ent­
wickelung und an möglichst großem Einfluß auf diese ist. BeideS ist nur zu erreichen, 
wenn die Stadtverwaltung Soll mit der stets wechselnden wirtschaftlichen Bage vertraut 
bleibt und zu den Problemen der Wirtschaftspolitik die für die Stadt günstigste Stellung 
finden kann. Ferner muß bei aller Vevfchiedenartigkeit der einzelnen Dezernate und 

Betriebe nach außen wie auch nach innen hin die Wirtschaftspolitik sich als einheitlich 
darstellen. Dieses Fiel zu erreichen, wird nicht immer leicht sein. Hat man die büvo- 
mäßige Verbindung der städtischen Anternehmungen mit der Stadtverwaltung gelöst, 
dann mußte andererseits die Gefahr, daß auch die wirtschaftliche Verbundenheit mit 
den Interessen der Gemeinde sich lockere, vermieden werden. Es müssen trotz der 
privatwirtschaftlichen Stellung der Betriebe die Gemeindeuntevnehmungen sich der 
allgemeinen städtischen Wirtschaftspolitik einordnen und die Verbindung mit den 
großen Wirtschaftslagen gewahrt bleiben. Die Beitungen der einzelnen Anter­
nehmungen sind nicht immer in der Bage, in den großen grundsätzlichen Fragen den 

Aberblick in dem Maße zu behalten, wie eS eine einheitliche Führung der gesamten Wirt­
schaftspolitik kann. Insbesondere wird die Initiative zu solchen Maßnahmen, die geeignet



sind im Interesse der Gesamtheit die Bedeutung einer einzelnen Antevnehmung ZN ver­
ringern, immer nur vonderTeitung der gesamten Wirtschaftspolitik auSgehen können. An­
dererseits aber muß dieNeugründung wirtfchaftlicherAntevnehmungen abhängig von einer 
klaren Erkenntnis der gesamten Wirtschaftslage >ein. Ist die Scheu der Kommunen, 
aktiv in das Wirtschaftsleben einzugreisen, überwunden, dann ergibt sich auch die Not­

wendigkeit, die wirtschaftlichen Bedingungen sür ein solches aktives Eingreifen sorgfältig 

zu prüfen, um finanziellen Schaden für die Stadtverwaltung zu verhüten. In der 

Erkenntnis dieser Notwendigkeiten ist im Jahre als Hauptwirtschaftsdezernat daS 

Amt für Wirtschaft und Statistik gebildet. Dieses Amt hat zunächst die wissenschaft­

liche Behandlung der Wirtschaftsfragen durchzusühren. Es handelt sich dabei darum, 

Material zu sammeln, daS Material wissenschaftlich zu verarbeiten und darzustellen 

und e§ für praktische Fwecke der Stadtverwaltung bereitzuhalten. Hierzu gehört zu­

nächst die oft als Schatten der Verwaltung bezeichnete Statistik. Allerdings kann eS 

sich bei der notwendigen Sparsamkeit nicht mehr darum handeln, Auszählungen, wie 

eS früher oft der Fall war, um ihrer selbst willen öovzunehmen, vielmehr mußte stets 
zunächst der praktische Wert der einzelnen statistischen Arbeiten geprüft werden. Von 

diesem Gesichtspunkt auS ließ sich bei Weglassung bisher ausgestellter und für überflüssig 
erkannter Statistiken sogar eine Erweiterung insbesondere auf dem Gebiet der Ver­

brauchs- und Produktionsstatistik verantworten. Besonderer Wert wird auf die Ver­

kehrsstatistik gelegt, die den Gradmesser für das Wiederhineinwachsen unserer Stadt 
in die Weltwirtschaft davftellt. Die Tätigkeit des Amtes geht jedoch über die Arbeit 

des früheren Statistischen Amtes wesentlich hinaus. Bei der Fülle der laufenden 

Geschäfte, die den einzelnen Dezernaten zustehen, bei der Sparsamkeit, die auS finan­
ziellen Gründen geboten ist, und dem Fehlen volkswirtschaftlich in zureichendem Maße 

Sovgebildetev Kräfte in den einzelnen Dezernaten hat sich eine zentrale Behandlung 

der Wirtschaftsfragen durchaus bewährt. Daneben hat daS Amt für Wirtschaft und



Statistik in den setzten Hahren die Ausstellung der TeuerungSstatistik übernommen, die 

als Grundlage sür die DohnSerhandlungen angesichts der ständigen Schwankungen der 

Wirtschaftslage grundlegende Bedeutung für daS gesamte Wirtschaftsleben ge­

wonnen hat.
Dem Amt obliegt ferner die Durchführung der dem Magistrat als AussichtS- 

behörde übertragenen Fürsorge sür das Handwerk. Den ihm dadurch gewährten Ein­

fluß in die Handwerkspolitik hat der Magistrat nicht nur zur formellen Abevwachung 

der Innungen und gewerblichen Vereine, sondern Sor allem zur positiSen Forderung 

durch Rat und Tat benutzt. Königsberg hat zur Feit S FwangS- und 21 freie Innungen 

mit etwa 2500 Königsbevgev Bürgern. Daraus erhellt die Bedeutung, die auch heute 

in unSermindertem Maße daS Handwerk für die Wirtschaft und soziale Struktur der 

Stadt besitzt. Es war daher eine besonders wichtige Aufgabe, dem Handwerk, soweit 

eS in den Kräften deS Magistrats und seiner Serschiedenen der Wirtschaftsförderung 

dienenden Anstalten lag, über die schweren Feiten der Nachkriegszeit und InflationS- 

peviode hinwegzuhelsen.
Die Stadtgemeinde ist infolge ihrer starken Verflechtung in da§ wirtschaftliche 

Deben auch einer der bedeutendsten Auftraggeber für alle Fweige Son Handel 

und Gewerbe. Es sei nur erinnert an die umfangreiche Bautätigkeit, den 

Hafenbau, Aufträge der städtischen Werke u. a. Bei Vergebung dieser Auf­

träge ist es Grundsatz geworden, Königsberger Anternehmungen, soweit eS mit 

der Rentabilität irgend Sereinbav war, zu beSorzugen. Dabei wird regelmäßig von 

den Anternehmern, die für die Stadt arbeiten, Serlangt, daß sie bei Einstellung 

Son Arbeitern sich des öffentlichen Arbeitsnachweises zu bedienen haben, um 

bei der ArbeitsSerteilung den sozialen Grundsätzen, nach denen der öffentliche 

Arbeitsnachweis die Vermittlung Sorzunehmen hat, Zur Geltung zu Serhelfen - 

Auf dem Gebiet deS ebenfalls Som Amt für Wirtschaft und Statistik zu bear-



bettenden SchankkonzessionSwesenS nimmt der Magistrat nach wie Sov den Standpunkt 
ein, daß, da die ^ahl der vorhandenen Gaststätten im Verhältnis zur Einwohnerzahl 
ausreichend ist, die Gewährung Son neuen Konzessionen grundsätzlich zu Ser- 

neinen ist.

Schließlich liegt dem Amt für Wirtschaft und Statistik die unparteiliche und sach­
gemäße Aufklärung der Beöölkerung über wirtschaftliche Fragen ob,- die Stadtbevölke- 
vung hat ein Recht darauf, zu erfahren, wa§ die Son ihr Gestellte Verwaltung für sie 
tut. Es ist nicht zu verkennen, daß gerade in wirtschaftlichen Dingen die Interessenten- 
verbände oft in der Vage sind, durch Beeinflussung der Presse die Bevölkerung über 
die tatsächlichen Verhältnisse im Anklaven zu lassen. Hiev ist eS Aufgabe gerade der 
Gemeinde, in den seden einzelnen Büvgev interessierenden wirtschaftlichen Angelegen­
heiten eine unvoreingenommene Prüfung der Verhältnisse öorzunehmen und die Be­
völkerung über Mißstände im wirtschaftlichen Beben aufzukläven. Eine besonders 
dankenswerte Aufgabe ist eS hierbei, eine auf wissenschaftlichen Grundlagen basierende 
Kenntnis der inneren Aufammhänge Wirtschaft auch den breiten BevölkerungS- 
schichten zugänglich zu machen, um den einzelnen Gewerbetreibenden auS seiner durch 
die berufliche Tätigkeit oft geschobenen Isolierung zum Verständnis gegenüber den 
Interessen der Allgemeinheit herauSzufühven. Die neuerdings geschaffene Beilage 
„Wirtschaft und Statistik" deS Königsbergev Stadtanzeigers bildet ein Glied dieser 
Tätigkeit.

Anseve Stadt ist durch den Krieg in ihvev wirtschaftlichen Entwickelung unzweifelhaft 
stark gehemmt worden. Allen Widerständen zum Trotz aber ist die StadtSerwaltung 
mit allen Methoden einer neuzeitlichen positiven kommunalen Wirtschaftspolitik daran 
gegangen, diese Schäden zu heilen und in einmütiger Zusammenarbeit mit allen Kreisen 
und Richtungen der werktätigen Bevölkerung weiterzubauen an der wirtschaftlichen 
Entwickelung unserer alten Stadt, nicht nur zum Nutzen der Bürger, sondern auch deS 

gesamten StaateS und der deutschen Volkswirtschaft.



Die Deutle Ojtme^e.
Stabtrat Schäfer.

er Grunbgebanke beS Messewesens, baS größte Geschäft mit ben geringsten Mitteln 
in ber kürzesten Heit auf bem engsten Raum buvchzuführen, stammt auS bem Mittelalter.

Im 12. unb iz. Aahvhunbert Loaren bie Messen ber Ghampagne bie bebeutenbsten, 
seit bem 14. Aahrhunbert treten im Norben Mitteleuropas Brügge unb Antwerpen, 
im Süben Bsjon unb Genf in ben Vorbergrunb. Infolge bev Seränberten Hüge 
bev Orientware wächst Frankfurt a. M.,- bev Verkehr nach ben östlichen Staaten 
brächte Frankfurt a. O. unb vor allem Deipzig in bie Höhe.

Die Erschütterungen beS Weltkrieges, bie Erschwerung bev unmittelbaren Reise- 
öerbinbungen gaben bem Messegebanken nach FriebenSschluß in allen Dänbern neue 
Impulse. Nach bem Vorbilbe DeipzigS würbe 1^16 bie BreSlauev Messe geschaffen, 

Frankfurt a. M. folgte spip.
Für Ostpreußen hatte ber Vertrag Son Versailles bie einschneibenbsten Verärge­

rungen ber wirtschaftlichen unb politischen Verhältnisse gebracht. Vor bem Kriege 
grenzte Deutschlanb mit bev Provinz Ostpreußen unmittelbar an bas russische Reich. 
Durch bie Grünbung bes Polenstaates, bie Abtrennung bes Freistaates Danzig würbe 

Ostpreußen öom Mutterlanbe abgeschnürt,- an seiner Ostgrenze schoben sich Polen unb 
Ditauen zwischen Rußlanb unb Deutschlanb, auch Dettlanb unb Estlanb lagerten sich 

gegen Rußlanb vor.
Am Ostpreußen als beutscheS Wirtschaftsgebiet lebensfähig zu erhalten, mußten 

seiner Wirtschaft neue Wege gewiesen werben. Als eines biesev Mittel würbe bie 

Grünbung ber Deutschen Gstmesse angevegt.
Die Vorarbeiten begannen im Herbst bie Durchführung im Mai 1^20, 

nachbem im Februar 1^20 bie private Veranstaltung einer kleinen Textilmeffe Sovan- 

gegangen war.







Die zur Verfügung gestellten Mittel waren außerordentlich bescheiden. Ein Büro 
von z Aimmevn, einen Schreibtisch, eine Schreibmaschine und einen Anschuß von 
100000 Mark stellte die Stadt, ein Sparkassenbuch mit einer Einlage von 160000 
Mark hatte die Handelskammer durch Sammlungen aufgebracht. Als AnterbringungS- 
räume der ersten Ostmesse dienten die gesamten Baulichkeiten deS Tiergartens. Ein 
großer Streik erzwäng eine Verschiebung von August auf September. Die Ver­
anstaltung selbst, feierlich eröffnet durch den Reichspräsidenten und den Reichswirt- 
schaftSminister, bedeutete einen Sollen Erfolg. Magistrat und Handelskammer grün­
deten am 28. Januar 1^21 die Meßamt G. m. b. H., und eS wurde beschlossen, zwei­
mal jährlich Mustermessen zu Seranstalten.

Au diesem Aweck war eS notwendig, geeignete heizbare Räume zu schaffen. Durch 
ein glückliches Ausammenarbeiten der städtischen Dienststellen mit dem Oberpräsidium, 
durch rasche Entschlußkraft deS Reiches, durch SerständniSSolle Anterstützung der Aus­
steller war eS möglich, einheitliche, den Anforderungen deS MesseSerkehrS entsprechende 
Räume zu bauen. DaS Reich gab einen Bauzuschuß Son 8 Millionen, der preußische 
Staat übernahm eine Baugarantie Son 2*/r Millionen, die Aussteller gaben rund 
7 Millionen Mark als Baudarlehn. Die Stadt Königsberg stellte das in bester 
Vevkehrslage der Stadt am Ausgangs des SteindammS gelegene Gelände Son 
60000 qm zu günstigsten Bedingungen Zur Verfügung. Mit diesen Mitteln wurden 
erbaut: Während des WinterS 1^20/21 die Hallen I-III mit rund 12000 <gm be­
bauter Fläche und im Frühjahr und Sommer die Hallen IV-VII mit rund 11000 
<gm bebauter Fläche, sowie das Messehauptvestaurant mit dem 670 qm großen Fest­
saal. 1P22 vergrößerte sich die der Messe zur Verfügung stehende bebaute Fläche 
durch Anbauten an Hallen IV, VI und VII und die Hinzunahme eines in unmittel­
barer Nachbarschaft gelegenen früher militärischen WagenhauseS für die Möbelmesse 
um mehr als z^oo qm.

Die Aahl der Aussteller stieg Son rund 1700 auf der Herbstmesse 1^20 auf rund 
2500 zur Herbstmesse 1P2Z, wobei zu berücksichtigen ist, daß Son dieser 7. Deutschen 
Ostmesse die -Landmaschinenausstellung, auf der mehr als 400 Firmen ausstellten,



abgetrennt war. Die erste Deutsche Ostmesse hatte etwa 50000 Besucher, aber darunter 
war soviel PriSatpublikum, daß fortan nur legitimierte Kaufleute Karten zu den Muster­
messen erhielten. Die Fahl dieser Interessenten, die zur 2. Ostmesse 15000 betrug, 
ist auf durchschnittlich 50-40000 angewachsen. In den fahren 1P21 und 1^22 fanden 
regelmäßig je 2 Mustermessen - die Frühjahrsmesse Mitte Februar, die Herbstmesse 
verbunden mit der Ausstellung landwirtschaftlicher Maschinen und Geräte Mitte 
August - statt.

DaS Acrhr s<>2Z brächte eine wesentliche Erweiterung der Aufgaben: Im März 
fand die erste osteuropäische Holzmesse statt (verbunden mit Holzkonferenz und Holz­
börse), die den Versuch darstellte, auf diesem so wichtigen Wirtschaftsgebiet die Inter­
essenten zueinander zu bringen. Die deutsche WährungS- und Wirtschaftskatastrophe 
des Herbstes i?2Z hat eS notwendig gemacht, die zweite für November in Aussicht 
genommene Holzmesse zu verschieben.

Am der überaus bedeutsamen Ausstellung landwirtschaftlicher Maschinen einen 
größeren Rahmen zu geben, wurde dieselbe Son der Mustermesse abgetrennt und als 
große Bandwirtschaftsausstellung im Juni durchgeführt.

Diese Gliederung (2 Mustermessen, eine BandwirtschaftS-AuSstellung, 1-2 Roh- 
stoss-Sondermessen) dürfte auch für die Fukunft die richtige fein, und Königsberg als 
»die Stadt der Ostmessen" kennzeichnen.

Die erste Ostmesse war trotz intensiöev Propaganda eine rein proSinzielle Ver­
anstaltung insofern, als die Einkäufer sich ausschließlich aus den Kreisen der PvoSinz 
Ostpreußen zusammensetzten. Sollte die Messe zu einer dauernden Einrichtung werden, 
mußte Sersucht werden, die Oststaaten und Rußland für sie zu interessieren, die Propa­
ganda dorthin zu bringen.

Fu diesem Fweck wurde im Herbst ipeo eine Messe-WirtschaftsZeitung »Der 
Ost-Euvopa-Maekt" hevausgegeben. Fweimal monatlich erscheinend - seit 1^21 
Zweisprachig (deutsch und russisch) - geht die Feitschrift in Tausenden Son Werbe-E-eem- 
plaren nach dem Osten. Während »Der Ost-Europa-Markt" sich allmählich zu einer 
allgemeinen Wivtschaftszeitung für Osteuropa und das russische Asien entwickelte, er-



wies eS sich als notwenkig, für ka§ besonkeve Gebiet ke§ Holzhandels unk kev Holz- 
inkustrie ein eigenes Organ zu schaffen.

Antev Hevanziehung unk Deitung bewahrter Fachleute wurke kie Holz-Fachzeit­
schrift „Der osteuropäische HolZmavkt'gegrünket, kie Son vornherein keutsch-rufsisch 
erschien, später auch mit englischer Beilage. Die beiken Acitschristen Werken öon ker Vev- 
lagSabteilung kev Deutschen Ostmeffe herausgegeben. Gin etwa 240 Seiten starker 
„GeschästSkalenker sür Osteuropa" erschien im Dezember 192z in erster, im Fe­
bruar 1924 in zweiter Auslage,- kaS „Europäische Holzakreßbuch" wirk im Dause 
keS Sommers 1924 erscheinen.

Als nächste Ausgabe keS Meßamts entwickelt sich auS kem reichen Acatevial übe« 
Rußlank kie Notwenkigkeit, kasür eine VerwertungSstelle praktisch wiffenschastlicher 
Art Zu schaffen. Im Frühfahr 1922 wurke kaS WirtschastSinstitut füv Rußlank 
unk kie Oststaaten gegvünket, kaS in noch nicht Zwei Jahren seines Bestehens 
einen Kreis öon runk 700 Mitgliekern gewonnen hat. Ein ausgekehnteS Netz öon 
Vertrauensleuten im Auslanke, seine umfangreiche Ostbücherei, kie Durcharbeitung 
aller russischen unk oststaatlichen Achtungen unk Aeitschristen sowie ein fast lückenloses 
Avchiö ermöglichen eS, kev Wirtschaft in regem Briefwechsel unk kurch ken „Vertrau­
lichen kaufmännischen Nachrichtenkienst" kauernk außerorkentlich wertvolle Auskünfte 
unk praktische Ratschläge zu geben. Der Arbeitskreis kes Wirtschaftsinstituts ist 
kauernk im Wachsen begriffen, u. a. hat es eine besonkere AuSkunftSstelle in Mos­
kau errichtet.

Am ken Evfovkernifsen kes Verkehrs unk ken Wirtschaftsbeziehungen mit kem 
Osten EntwicklungSmöglichkeiten zu bieten, sowie kie ungünstigen Wirkungen keS „pol­
nischen KorvikovS" zu öerminkevn, errichtete kie Stakt Königsberg, 1922 beginnenk, einen 
Flughasen. Reich unk Preußen gewährten ca. ein Drittel ker Baukosten. Die Bau­
leitung wurke kev Bauabteilung keS MeßamtS übertragen. Von Frühfahr bis Som­
mer 1922 wurke öon ihr auf heröorragenk günstigem Selänke in Deöau ein EmpsangS-, 
AbfertigungS- unk Bürogebäuke sowie eine große Flughalle gebaut, währenk kie Zweite 
54X22 große Halle, kie in Anbauten noch 556 <gm Werkstätten- unk Dagerväume



enthält, Enbe fertiggestellt würbe. Die Verwaltung liegt in ben Hänben bes 
Meßamts, Abteilung Flughafen.

Am ben Mangel an geeigneten Räumen für bie Stabt als OsthanbelSplatz zu 
beseitigen, regte baS Meßamt ben Bau eines großen BürohauseS an. Eine gemein­
nützige Gesellschaft unter bev Bezeichnung „Hanbelshof G. m. b. H? würbe gegrünbet 
unb unter bev Deitung bes Architekten bes Meßamts „Der Hanbelshos" am 2. Mai 
1PL2 begonnen, Anfang RoSembev 1^>2Z bem Verkehr übergeben. Auf einem Grunb- 
stück Son runb z6oo qm erhebt sich bev fünfgeschossige Bau mit 2600 qm bebauter 
Fläche unb 66800 cb>m ummauertem Raum. Das Kellergeschoß enthält außer ben 
Heizväumen unb Vovratskellern, sowie ben Tresoranlagen ber Stabtbank ein Restau­
rant, bas Erbgeschoß in bev Front vier geräumige Bäben, einen großen Oberlichtsaal, 
bev zusammen mit anberen Räumen im Erbgeschoß unb ersten Stockwerk (runb 
2500 qm) bis auf weiteres Son bev Messe benutzt wirb, wähvenb in ben anberen 
Geschaffen 88 Firmen untevgebracht sinb.

Die Organisation ber Deutschen Ostmesse ist fetzt folgenbe:
Meßamt G. m. b. H. (Veranstaltung Son zwei Mustermessen, BanbwivtschaftS-Aus- 

stellung unb Spezialmessen)
Verlag Deutsche Ostmesse (Der Ost-Europa-Markt, Dev osteuropäische Holzmarkt, 

Spezialbroschüren unb Feitschriften füv Osteuropa)
Wirtschaftsinstitut füv Rußlanb unb bie Oststaaten e. V.
Meßamt Abteilung Flughafen
Hanbelshof G. m. b. H.

Fassen wiv ben AufgabenkveiS zusammen, bev bem Meßamt wähvenb seinev bis­
herigen Arbeit erwachsen ist, so bebeutet er: Pionierarbeit zu leisten füv bie wirtschaft- 
liche Erstarkung Königsbergs unb bev PvoSinz Ostpreußen unb babuvch eine sichere 
Gvunblage für bie Erhaltung beutschev Wirtschaft in biesem gefähvbeten DanbeSteile 
sowie füv lebenbige, gesunbe Wirtschaftsbeziehungen mit ben Völkern bes nahen unb 
ferneren Ostens zu gewinnen.



Das Vchuktvesen.
Stadtschulrat Prof. Dr. Stettin er.

!-Vönigsbevg hat im Aahve s8n Son allen preußischen Städten die erste Stadtschule 

deputation aus Grund der neuen Städteordnung gehabt. Erst seit jener Feit ^^k 
der Selbstverwaltung das Verantwortungsbewußtsein der städtischen Körperschaften 
die Triebkraft für die Entwicklung deS Schulwesens gewesen, in dem sie mehr und 
mehr die BeSovmundung seitens der kirchlichen Behörden abstveiste, wenn auch erst 
im Aahre die geistliche Srtsschulinspektion beseitigt wurde. Im §iahre tSöL wurde 
ein schultechnisches Mitglied deS Magistrats mit der besonderen Fürsorge sür daS 

städtische Schulwesen betraut. Der Stadtschulvat ist im Nebenamt auch staatlicher 
Aussichtsbeamtev. Nach einer nur kurzen Amtsdauer des ersten Stadtschulrats 
Dr. Psundtnev trat dann lööcZStadtschulrat Dr.Tribukait seinAmtan. Während 

seiner 24jährigen Tätigkeit stieg die Fahl der Volksschüler Son toooo auf daS Doppelte, 
die Fahl der Klaffen Son <45 auf das Dreifache, während die durchschnittliche Besuchs- 
zahl Son 70 auf 50 Schüler sank.

Bei dieser Steigerung der städtischen Erziehungs- und BildungSausgaben mußte 
eine Entlastung des Stadtschulrats erfolgen. Es wurde daher im Aahre ein 
Stadtfchulinspektov seitens der Stadt ernannt, dem im Nebenamts die staatliche KreiS- 
schulaufsicht oblag. Königsberg war eine der ersten Städte, die einem auS dem 
Volksschullehvevstande herSorgegangenen Manne, Friedrich Tromnau, die Stelle 
eines Stadtschulinspektovs anSevtraute. Im Aahre wurde die Schaffung einer 
zweiten Stadtschulinspektorstelle notwendig. Auch der zweite Stadtschulinspektor übt im 
Nebenamte staatliche Ausfichtsvechte. Trotz der Eigenart der Ausgabe, zugleich staatliche 

und städtische Besugniffe zu vertreten, kann doch im Rückblick gesagt werden, daß 
diese Doppelstellung der Schulräte sich durchaus im Sinne der Selbstverwaltung 

bewährt hat.



Die Schülevzahl bev Volksschulen betrüg im Nähre 1^>10 24100, bie Klassenzahl war 
öon 472 im Jahre ix>iO auf 526 im Nähre 1^>1Z gestiegen. Die BesuchSziffer ber Klaffen 
konnte auf burchschnittlich 48 herabgesetzt werben. Währenb beS KriegeS trat eher eine 
Steigerung als eine Herabsetzung bev BesuchSziffer ein. Nachdem schon in ben Jahren 1P10 
bis IP14 in Rathshof, Ponarth unb innerhalb ber Stabt neue Schulgebaube, bie inS- 
besonbere ben Bebürfniffen bev Vororte Rechnung trugen, errichtet waren, stauben bei 
Beginn beS KriegeS zwei große Volksschulgebäube in Amalienau, zwei in Ponarth, zwei 
aus bem Haberbevg unb eins auf bem Roßgarten im Bau. Es gelang, biese sieben Volks- 
schulgebäube bis zum Enbe beS Krieges zugleich mit ben notwenbigen Turnhallen fertig- 
zustellen. Sie würben nach ben ursprünglichen Entwürfen bis inS Einzelne burch- 

geführt, wenn auch bie innere Ausstattung bereits zum Teil unter Verwenbuug öon 
KriegSersatzstoffen litt. Feichen- unb Singsale, Werkstätten füv Hanbarbeit, Klaffen 
mit Nähmaschinen, Schulküchen unb Erholungsstätten füv bie schulpflichtige Augenb, 
Kinbergärten, Heime für bie schulentlassene Iugenb unb größere Spielplätze, als sie bisher 
ben Schulen Angewiesen waren, entstauben noch als ehrwürbige Wahrzeichen eines 
glücklicheren HeitalterS. DaS war um so notwenbiger, als währenb beS Weltkrieges 
Königsberg, sieben Monate lang im Operationsgebiete liegenb, öon 5z Schulgebäuben 
27 bev neuesten, sowie fast alle Turnhallen zu Dazaretten, zur Aufnahme öon Flücht­
lingen sowie zur Bespeisung Notleibenber hevgeben mußte. Wie überall, so zogen auch 
Son hiev alle kviegSfähigen Dehrev in ben Kampf unb konnten nuv zum Teil burch anbeve 
Kräfte, burch freiwillig unb ehrenamtlich unterrichtenbe AniöersitätSpvofessoven, Vev- 
waltungSbeamte unb burch weibliche Kräfte ersetzt werben. Dev Anterricht würbe, wenn 
auch oft in beschränktem Maße, selbst in ben Feiten, als Kanonenbonner russischer Streit­
kräfte hörbar war, aufrecht erhalten. Die Schulen würben Sor- unb nachmittags belegt 
unb bev Autevricht oft Zur Winterszeit bei fast Sersagenbev Gasbeleuchtung ober ohne 
Dicht bis 7 Ahr abenbs erteilt. Heitweise mußten im Jahre 1^17 wochenlang, bann 
wieber im Nähre 1^18 bei ber Rückkehr ber Truppen unb im Nähre 1?1^> bie Schulen



mit Sammelheizung wegen mangelnder Brennstoffe geschlossen werden. Seit jenen 
Tagen ist dank der ausgezeichneten Brennstossöersorgung durch die Beschaffungsabteilung 
(Verwaltungsdirektor) entgegen anderen Städten keine Störung des UnterrichtSbetviebeS 
im Winter eingetveten. Die Schulen und Turnhallen wurden im wesentlichen in dem 
ersten Hahre nach dem Kriege sür den Unterricht wieder geräumt, wenn auch trotz der 
Wiederherstellung in einem ost sehr verschlechterten Austande, unter Verlust von Sehr- 
und Devnmitteln. Trotzdem gelang eS allmählich, den Unterricht besser zu gestalten, und 
namentlich durch die Aunahme der neuen Schulgebäude konnte trotz der noch immer 
gesteigerten Schülevzahl im Hahre ixup die Klassenzahl auf 600, die Durchschnittszahl 
der Schüler in den Klassen der Volksschule aus 42 herabgesetzt werden, nachdem bei 

Beginn deS KriegeS infolge der Ausammenlegung bisweilen die ehrwürdige Besuchs- 
ziffev aus alter Aeit Son 70-80 Schülern in den Klassen wieder auftauchte. Dabei 
wurde noch nichtschulpflichtigen Kindern der Aufenthalt in der Schule zur Unterrichtszeit 
gestattet, um sie während der Arbeitszeit der Mütter in der Obhut der Geschwister 
zu lassen. Auch Räume, in denen nicht Unterricht erteilt wurde, konnten in großer 
Aahl der Hugend zur Verfügung gestellt werden.

Schon während deS KriegeS war der Dehrplan für Schulen mit acht Stufen 
statt der bisher bestehenden sieben Stufen Sorbereitet. Mit dem 1. April ipi? wurde, 
wie im Hahre 1^14 bereits»vorgesehen war, die Umwandlung der Volksschulen in 

achtstusige vollzogen. DaS ergab eine weitere Steigerung der Klassen aus 624. 
Alle Anterrichtszweige konnten während deS KriegeS aufrecht erhalten bleiben, Hand­
fertigkeit, Gartenbau und Schulküchenunterricht sogar gesteigert werden. Als eine der 
ersten Städte hat Königsberg während deS KriegeS wahlfreie Kuvfe in Kurzschrift in 
den Volksschulen eingesührt. Für besonders begabte Volksschüler war bereits im Hahre 
1017 an einer Volksschule eine UbergangSklasse eingerichtet, die den Schülern und 
Schülerinnen nach fünfjährigem Besuche der Volksschule den Eintritt in die dritte 
Klasse der Mittelschule durch einjährigen Besuch ermöglichte, indem ein zweijähriger



Lehrgang der Mittelschule innerhalb eines IahreS Sollender wurde. 8m Jahre 1P21 
wurde eine zweite MergangSklasse eingerichtet. Durchschnittlich besuchten jährlich 25 
Kinder diese Klassen. Einige Son ihnen haben den Ausstieg bis zum Abiturienten­

examen ohne FeitSerlust erreicht.
Auch die Ausbildung der Lehrkräfte wurde durch besondere Lehrgänge, wie in der 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, im Werkunterricht, in Turnen und Spiel, in 
Verfassung und Staatsbürgerkunde usw., gefördert. So konnten in der Gesamtheit die 
Jahre 1^14-1^24 bei aller Schädigung deS AnterrichtS und bei großem Verlust Son 
ausgezeichneten Lehrkräften, die für daS Vaterland Gesundheit und Leben geopfert 
hatten, trotz der Schwächung der Aufnahmefähigkeit und Widerstandskraft der Schüler 
bei oft ungenügender Ernährung dank der gemeinnützigen Hingabe Son Schule und 
HauS, Son Verwaltung und Bürgerschaft doch noch mit achtbaren Ergebnissen ab­
schließen. Infolge der Funahme der neuen Schulgebäude konnten drei ältere Schul- 
gebäude schon unmittelbar nach dem Kriege geräumt werden. Im Jahre 1^24 bestehen 
fünfunddreißig Volksschulen und fünf Hilfsschulen gegen achtundzwanzig Volksschulen 
und drei Hilfsschulen im Jahre 1^14. Am 1. Mai 1P2Z wurden 572 Klassen gegen 
711 Klassen im Jahre 1?1Z gezählt. Die Fahl der Schüler ist Son 24000 im Jahre 1?1Z 
auf 21000 im Jahre 1^>2Z Zurückgegangen. Es dürfte in den nächsten Jahren noch 
eine weitere Verminderung eintreten. Hatten die städtischen Volksschulen im Jahre 1?1Z 
noch 182 Klassen mit über 50 Kindern aufzuweisen, so war deren Fahl im Jahre 1^24 

bis auf z8 Sevmindert. Die Schülerzahl in den Klassen ist Son 48,35 auf 42,4z 
herabgesunken.

Die Fahl der Hilfsschulen ist von drei im Jahre 1^10 mit Z18 Kindern in neun­
zehn Klassen und einer DurchschnittSfrequenz Son 16,74 auf den gegenwärtigen Stand 
Son fünf Schulen mit 724 Kindern in Z7 Klassen bei einer Durchschnittsfvequenz Son 
1^,57 gestiegen. Im Jahre 1^17 wurde sür Rathshof ein neues Gebäude käuflich er­

worben und sofort für den Antevricht umgebaut, mit Werkstätte und einem für Schüler-







gärten geeigneten Gelänbe Sersehen. Im Jahre 7PL7 würbe bie nicht zureichenbe Hilfs­
schule auf bem Alten Garten in ein größeres Gebäube verlegt unb für 72 Klaffen mit 
allen Einrichtungen moberner Anforbevungen auSgestattet.

Die kritischen Tage ber StaatSumwälzung mit ihren Nachwehen brachten eine 
gewisse Anruhe auch in bie Schulen, unb eS brohte bie Gefahr, baß bei ber starken Er­
örterung bev persönlichen unb sachlichen MeinungSöevschiebenheiten bie Schule selbst in 
ben Streit gezogen würbe. Dev gute Geist bev Behrevschaft hat gemeinsam mit bev 
festen Stellung ber SelbstverwaltungSkörperschaften biese Gefahr gebannt. Ein Ver­

such beS ÄrbeitervatS, einen Bohrer zur Kontrolle bes Stabtschulvats einzusetzen, würbe 
erfolgreich abgewehrt. Der Behver selbst, ber vom Arbeiteveat zu biesev Kontrolle 
ausersehen wav, ist neuerbings auf bisziplinavischem Wege in ben Ruhestanb versetzt 
worben, weil er sittlich nicht gefestigt war. Mit ben Elternbeiräten haben bie Schulen 
im freunblichen Einvernehmen zum Besten ber Schulen gewirkt unb oft bei bev Be­

schaffung öon Behr- unb Bernmitteln füv bie Schulen tatkräftige Anterstützung ge- 
funben. Stabtschulbeputation unb Stabtschulöevwaltung haben fast ohne Reibung, 
auch in bev Feit ber stärksten Gegensätze, mit Kveislehrevrat unb ben Vertretungen 
ber Behrerschaft gearbeitet. Auch bie Rektoren sinb trotz ber kollegialen Schulleitung 
öon ben Behrern in ihrem Streben füv bas Wohl bev Schule bereitwilligst unterstützt 
worben, wie sich überhaupt nuv in Sereinzelten Fallen Gegensätze zwischen Rektoren 
unb Behvkörpern unliebsam bemerkbar gemacht haben.

Eine Vereinfachung ber Schulorganisation bebeutet bev Abbau ber bisher üblichen 
Schülevaufnahme zu Michaelis seit bem 7. Oktober 7^LL. Es wirb am 7. April 7x>L§ 
nur noch Osterklasfen geben. Daburch tritt eine wesentliche Arbeitsersparnis unb öer- 
mutlich eine Verringerung bev Klaffen ein. Außerbem mußte in ben letzten Jahren 
eine Reihe öon Klaffen zusammengelegt werben, so baß zur Feit neue Behrkväfte über­
haupt nicht mehr angestellt werben können. Am 7. April 7^24 würben etwa ältere 
Behrkväfte öor Ablauf bes BebenSjahres auf Grunb ber preußischen Personal-



abbauverordnung in den Ruhestand versetzt. Seit sind 707 Klassen eingezogen. 
Für Feit (t. 5. tp24) bestehen 52z Klassen. Für die Grundschule wurde nach den 
ministeriellen Richtlinien ein besonderer Behrplan Zusammengestellt. Am 1. April ^24 
ist ein von allen Teilen der Volksschullehrerschast in Gemeinschaft mit den Schulräten 
und der Deputation ausgearbeitetev Behrplan für die vier oberen Klassen der Volks­
schulen in Kraft getreten. Sowohl in der Grundschule als in der Volksschule sind da­
bei etwas geringere Stundenzahlen eingesührt. Die Stundenzahl der Behrkräste 
wurde nicht unwesentlich erhöht, so daß die Durchschnittszahlen gegenwärtig rund 27 sür 

Behrerinnen und rund 2p sür Behrev wöchentlich betragen.
In der SchulgesundheitSpslege wurde eine Reihe Son wesentlichen Verbesserungen 

eingesührt. An Stelle der nebenamtlichen Schulärzte traten im Aahre tptS hauptamtliche. 
Auch während des Krieges wurde die ErholungSsürsorge Son der Schultzerwaltung 
gemeinsam mit den Vereinen gepslegt, und noch beöov der Verein „Bandausenthalt sür 
Stadtkinder" Erholungsaufenthalt auf dem Bande vermittelte, gab eS Kreise, wie 
He^dekrug und Pr.-Holland, die nach Vereinbarungen mit der Stadt Tausenden von 
Knaben und Mädchen aus je einen Monat Obhut und Pslege gewährten. Schul- 

pslegerinnen wurden noch während deS KviegeS seit fpr8 angenommen. Seit tp2s ist 
die Gesundheitspflege der Schuljugend zum wesentlichen Teil in die Hand deS Wohl­

fahrtsamtes übergegangen, daS jedoch des Einvernehmens der Schulverwaltung bedarf 
und auf diesem Wege eine Reihe Son Verbesserungen und weitere Fortschritte aus 
diesem Gebiete erreicht hat.

Bei Beginn des KriegeS war die Amwandlung der Bürgerschulen in Mittel­
schulen noch nicht vollendet. Die neunklassigen Mittelschulen begannen aus der 5. Klasse 
den Sprachunterricht mit Englisch, aus der z. Klasse mit Französisch. Seit dem Aahre 

7P24 beginnt der englische Anterricht zwar wie bisher nach dem vierten Schuljahr, 
aber bereits aus der 6. Klasse. Die jetzt bestehenden p Mittelschulen nahmen den Ab­
bau der untersten Klaffe der Vorschule bereits im Aahre <piö aus und vollendeten ihn



im Aahre ix>2l. Die Fahl der Klassen wurde dadurch nicht eingeschränkt, da die Fahl 
der mittleren Klassen entsprechend dem Abbau Sermehrt wurde. Während in den 
Volksschulen ein Abbau eingetreten ist, hat sich die Fahl der Mittelschüler trotz der 
Beseitigung der Vorschulen uni poo Schüler gesteigert. Die Fahl der eigentlichen 
Mittelschulklassen war im Jahre iptz 67 und ist auf 106 im Aahve 172z gestiegen. 
Eingeführt wurden Antevvicht in Gartenbau, Schulküche und Handfertigkeit. Außer­
dem ist seit einer Reihe Son fahren in 2 Schulen wahlweise statt des französischen der 
russische Sprachunterricht eingeführt. Besondere Fordevlehrgänge für die 1. Klasse, in 
denen in Mathematik und Französisch unterrichtet wird, bereiten seit zum Aber- 

gang in die 1. Klasse eines B^zeumS oder in die Obersekunda einer Oberrealschule ohne 
FeitSerlust Sor. Tüchtige Schüler haben in regelmäßigem Durchgang Son 12 fahren 
durch die Volks- und Mittelschule, sowie durch die Oberstufe der Oberrealschule daS 
Abiturientene^amen bestanden und die AniöersitätSveife erlangt. Die an die Kneip- 

höfische Mädchenmittelschule angegliedevte höhere Handelshochschule erfreut sich eines 
guten Besuches und kann durch die einheitliche Vorbildung der ausgenommenen Schüler 
eine abschließende Bildung bieten.

In Königsberg haben ein Jahrhundert lang die humanistischen Lehranstalten die 
Oberherrschaft behauptet. Die beiden großen Pfarrschulen der Altstadt und des Kneip- 
hofs - letztere mit Anterbrechung Son etwa 20 fahren - haben die Ablieferungen 
deS klassischen Gymnasiums bis zum heutigen Tage gepflegt. DaS staatliche Friedrichs- 
Kollegium, daS mit wechselnden Öfter- und MichaeliS-Klasscn einen ungewöhnlich 
starken Fulauf hatte, besonders da eS nach Meinung der Eltern die Möglichkeit bot, 
fortschreitenden Schülern bereits nach einem halben Aahr den Weg Zur höheren Klasse 
freizumachen, wie das im Jahre 1874 begründete staatliche WilhelmS-Ggmnasium, 

sind ebenfalls humanistische Lehranstalten. Nachdem das Königliche Waisenhaus als 
humanistisches ProgMnasium eingegangen war, wurde erst im Aahre 1007 Som Staat 
auf den Hufen eine weitere humanistische Anstalt nach den Plänen des Reform-



Gymnasiums eingerichtet. Diesem HufengMnasium würbe bann im Nähre 1^17 einRe- 
form-RealgMnasium angegliebert. Erst in ben letzten Nähren hat sich burch bie größere 
Raumentwicklung ber Stabt mit ber bie Verteilung ber humanistischen Anstalten nicht 
Schritt hielt, ein aussallenber Abgang öon humanistischen Schulen gezeigt. Die hu­
manistischen Gymnasien bev Stabtz Kneiphof unb Altstabt, haben seit Nähren geringere 
Schülerzahlen in ben Seiten als bie Realanstalten. DaS gleiche tritt bei ben 
staatlichen Schulen, WilhelmSMmnasium unb Friebrichs-Kollegium, hervor. Beim 
Friebrichs-Kollegium konnte in biesem Jahre nur eine Sexta mit einer verhältnis­
mäßig kleinen Hiffev eingerichtet werben. Im Husenggmnasium ist bei bev beabsichtigten 
Teilung ber Höten aus Antertevtia in einen realgMnasialen unb gymnasialen Sehr- 
gang eine überwiegenbe Fahl bev Schüler geneigt gewesen, süv ben realgMnasialen 
Dehrgang sich zu entscheiben. Voraussichtlich wirb bahev bas Friebrichs-Kollegium 
schon im nächsten Nähre ben einen Hweig bev Klassen zu einer realggmnasialen Ab­
teilung umwanbeln. Die britte Psarrschule bev Stabt konnte sich nach Amwanblung 
in eine höhere Bürgerschule im Nähre 1811 nur langsam entwickeln, bis sie 187^ als 
Realschule erster Orbnung unb seit 1882 als DöbenichtscheS Realgymnasium neue 
Möglichkeiten bot. Dieser Fortschritt sanb auch in bev notwenbigen Erweiterung bes 
DehrgebäubeS seinen Ausbruck. Ein umsassenbev Ambau, bev wie ein Neubau wirkt, 

konnte kurz vor Anfang beS Krieges im Juni 1^14 bev Öffentlichkeit übergeben werben. 
Für Heichenuntevricht, Natuvwissenschaft, Hanbfertigkeit, Biologie, für Schülerlabora­
torien in Phgsik unb Chemie würbe Son 1^11-14 ein prächtiger Neubau geschaffen, 
ber als große Tat bev Ära Körte auf bem Gebiete bes Schulwesens alle Heit an­
erkannt werben wirb. Neben biesen höheren Dehranstalten bestanb noch eine sich 
langsam aus bev Mittelschule in eine stäbtische Realschule umwanbelnbe Anstalt. Sie 

würbe neben bev ebenfalls aus einer Real- in eine Oberrealschule umgewanbelten 
staatlichen Oberrealschule auf ber Burg, im Nähre 1^07 Obevvealschule unb führte seit ip2i 
ben Namen Befsel-Oberrealschule. Hwei weitere Realschulen würben erst mit Beginn



des so. Hahvhunderts auS Mittelschulen entwickelt. Von den beiden Realschulen hatte 
die Steindammer Realschule ungünstige Raume. Im Hahre 1P12 wurde daher ein 
Neubau beschlossen und im Hahve ipnz begonnen. Unter Sielen Schwierigkeiten wurde 
die bei Beginn des Krieges noch nicht einmal im Rohbau fertig stehende Schule 
während deSKriegeS Sollständig ausgebaut und imHahrei^i/alsHindenburg-Realschule 
festlich geweiht. Auch sie ist ein leuchtendes Beispiel der Tatkraft, die selbst während 
des KriegeS die Bürgerschaft zum Gedeihen ihrer Hugend entwickelte. wurde sie 
in eine Gbeerealschule umgewandelt. Der Auzug ist so groß, daß im öergangenen 
Hahre drei Sexten eingerichtet wurden, während in diesem Hahre neben einer Sollen 
Doppelanstalt für alle Klassen noch eine z. Obersekunda sich als notwendig erwies. 
Auch daS Döbenichtsche Realgymnasium wurde zu einer Sollen Doppelanstalt während des 
Krieges auSgebaut, und dadurch eine erhebliche Vermehrung der Dehrkräfte notwendig. 
Die Vorschulen wurden seit ip>l8 abgebaut, früher als in den meisten Städten, vielleicht 
auch früher, als eS Zweckmäßig war, da erst einige Hahve später der neue Grundschul- 
lehvplan in Wirkung trat. Vorvübergehend wurde der Versuch gemacht, nach 2 Hahven 
der Volksschule je eine Begabtenklafse für Schüler auS den Volksschulen neben der z.Dor- 
schulklafse im Altstädtischen Gymnasium und Realgymnasium einzurichten. Es wurden 

zwar eine ganze Reihe von Schülern sür die Sexta reis, aber im Grunde erwies 
sich doch, daß die Auslese der Schüler nicht scharf genug Sorgenommen war. DaS 
Problem dieser BegabtenauSlcse suchte man auch in einer Ausbauschule, die im Hahre 
1^21 an die Vorstädtische Realschule ungegliedert wurde, zu losen. Der interessante 
Versuch, bei dem Knaben und Mädchen nach siebenjährigem Besuch der Volksschule nach 
dem Dehrplan der Deutschen Aufbauschule unterrichtet werden sollten, wurde Zwar 
zunächst von den beteiligten Dehrkrästen freundlich ausgenommen und Son der 
Stadt durch reichliche Mittel unterstützt, auch Som ProSinzialschulkollegium und Mini­
sterium, wenn auch widerstrebend, gefordert, litt aber doch an Hemmungen, die einerseits 
in der wirtschaftlichen Entwicklung in den Hahnen 1^22 und 2Z, sodann in der Errichtung



Zahlreicher Aufbauschulen in der Provinz und nicht Zuletzt auch in den Bedenken des 
Lehrkörpers selbst ihren Arspvung hatten. Indessen muß festgestellt werden, daß etwa 
zehn Schülern und Schülerinnen der Königsberger Volksschulen in drei Jahren die 
Reife für die Obersekunda einer Oberrealschule, allerdings unter starker Rü^sichtnahme 
auf dieSchwierigkeit deSLehrgangs, Zugefpvochen werden konnte. Am allenAusgaben des 
Schulwesens gerecht zu werden, mußte dieStadtöerwaltungauchandenAmbaudesSchul- 
wesens denken. Am ein Gebäude für die geplante Amwandlung Son Privatleben in öffent­

liche Anstalten zu erreichen, wurde daher die Fusammenlegung der beiden ehrwürdigen 
Gymnasien Altstadt und Kneiphof in eine Doppelanstalt Zum StadtgMnasium 
Altstadt-Kneiphof geplant. Besondere Aufgaben der Stadtverwaltung nötigten, 

noch bevor diese Pläne reif Vovgelegt werden konnten, die Stadtverwaltung, im 
Jahre 1^22 daS Altstädtische Gymnasium in den Kneiphof zu verlegen. Nachdem sich die 
erklärliche Entrüstung über den »Staatsstreich" gelegt hatte, ist durch Ambauten und 
völlige Berücksichtigung der Interessen beider Anstalten eine Beruhigung eingetreten. 
Die beiden Schulen, unter dem gemeinsamen Namen StadtMnnasium Altstadt- 

Kneiphof vereinigt, werden weiter die wertvollen Ablieferungen alter Feiten mit den 
pädagogischen Forderungen unserer Tage auszugleichen versuchen. Vielleicht wird da­
bei eine Amwandlung deS einen FweigeS in eine Deutsche Oberschule einen weiteren 

Ambau unserer höheren Schulen erreichen lassen.
Im Jahre iSll wurde die erste weibliche höhere Lehranstalt und Wohl eine der 

ersten in Preußen überhaupt in die Hand der Stadt übernommen, die jetzige Königin- 
Luise-Schule. Damals sagte der Oberbürgermeister Heidemann: „Wir müssen die 
edlen Töchter unserer Stadt nicht zu galanten Damen, sondern zu tüchtigen Haus­

frauen ausbilden." Bis Zum Jahre ip2l blieb sie im wesentlichen die einzige öffentliche 
Lehranstalt für die weibliche Jugend in Königsberg. Im Jahre 1^07 wurde eine 

Studienanstalt mit realggmnasialem Aufstieg, zunächst vierjährig, später sechsjährig, 
der Schule ungegliedert und wiederum vier Jahre später auch ein Lehrerinnenseminar



bev Schule zugefügt. Wähvenb beS Krieges ün Jahre 7P77 würbe bev realg^mnasialen 
Abteilung noch eine humanistische hinzugefügt. Im Iahve würbe baS Obevl^zeum 
(Behrevinnenseminav) nach einem neuen Gebäube übevführt unb ihm eine Fvauenschule 
unb Mittelschule als Abungsschule angegliebevt. Noch im Jahre 7^76, also noch Sov Enbe 
beS KriegeS, würbe ein Kinbergävtnevinnenseminav mit Kinbevgarten bem Oberltzzeum 
zugesügt. Bei ber beSorstehenben neuen Orbnung bev ÄuSbilbung bev Behrerinnen unb 
bei bev Abersüllung beS Behvevinnenberufes trat im Obevl^zeum eine ausfallenbe Ab­
nahme bev Schülerinnen ein. Bereits imIahretpez würbe baher eine berKlajfenabgebaut, 
um allmählich baS Behrevinnenseminar unb bie ihm angegliebevte Mittelschule (Abungs- 
schule) aufzulösen. Dafür würbe trotz aller Bebenken, bie in ber wirtschaftlichen Krise 
lagen, bie unterste Klaffe einer Deutschen Oberschule, bev ersten am Orte, eingerichtet. 

Es bestehen bereits zwei Klaffen biesev Oberschule. Am aber auch ben Schülerinnen 
ber BMen einen Aufstieg zu ermöglichen, würbe im Jahre 7^24 eine Obevsekunba 

beS Oberl^zeumS nach bem neuen Behvplan eröffnet. Wie sehr sie BebürfniS wav, 
beweist bie Aufnahme Son Z7 Schülerinnen. Der größte Teil bev höheren Schulen 
füv bie weibliche Jugenb wav nicht in bev öffentlichen Hanb. Am so ersveulicher wav 
eS, baß sich Stabt unb Staat wähvenb beS KriegeS unb nach bem Kviege auf eine 
gemeinsame Anterstützung bev PviSatlgzeen einigten. Ostern 7^27 übernahm ber Staat 
nach langen Vevhanblungen ein Pviöatl^zeum unb hat eS entsprechenb ben Abmachungen 
zu einer Doppelanstalt unb einer Obevrealschule füv bie weibliche Jugenb burch Erweite­
rungsbauten umgewanbelt. Es bestanben noch sieben PviSatl^geen. Es bavfals eine weitere 
kulturelle Beistung bev Stabt gerühmt werben, baß sie inmitten ber ernsten Krisen, am 
7. Mai 7^24, fünf B^zeen auf bie Stabt übernahm. Fwei baSon sollen in baS Gebäube 
beS alten Altstäbtischen Gymnasiums bemnächst überfühvt werben, Zwei sinb bereits in 
ein öon bev Stabt gekauftes Gebäube im Güben Zusammengelegt, unb ein weiteres wirb 

noch zunächst in Mietsräumen untevgebracht bleiben. Fum erstenmal hatte bie Stabt 
auch baburch Gelegenheit gehabt, Zwei ihrer Schulen weiblicher Beitung anZuöertvauen.



Auch der Ausbau der Berufsschulen-Fortbildungsschulen-ist trotz Krieg und Not 
ein durchaus erfreulicher. Anmittelbar Sov Kriegsausbruch im jähre wurde daS 
große FortbildungSschulgebäude öollendet, ebenfalls eine Ruhmestat des sich des Fort- 
bildungsschulwesens mit besonderer Biebe annehmenden Oberbürgermeisters Dv. Körte. 
In dem Augenblick aber, in dem Direktor Trinte, der hochSerdiente Organisator und 
Beitev der Fortbildungsschule seit dem jähre spo7, seine Hoffnung erfüllt sah, im 
eigenen Gebäude die Berufsschule zu entwickeln, brach der Krieg auS, und gleich beim 
Beginn wurde daS Gebäude für Bazarettzwecke beschlagnahmt, um erst im jähre tpip 
wieder sreigegeben zu werden. Direktor Trinte hatte die Widerstände der Arbeitgeber 
durch überzeugende Verträge im engsten EinSevnehmen mit den Innungen, der Hand­
werks-- und Handelskammer immer mehr geschwächt. Erstarb noch SovEnde desKviegeS 
im jähre IP17. Nach seinem Tode wurden drei Direktoren sür die kausmännische 
Berufsschule, sür die gewerbliche Berufsschule sür männliche Personen und für die gewerb­
liche FovtbildungS- und Berufsschule für die weibliche Jugend eingesührt, nachdem auch daS 
Kuratorium, in paritätischer Fusammensetzung Son Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
sowie durch Ausnahme Son VertvauenSpevsonen der Behvkörpev neu gebildet war. 
Durch Ortsstatut wurde die Bevussschulpslicht, die bereits seit mehr denn einem Jahrzehnt 
für alle jugendlichen gewerblicher Beruse, seit ipf4 auch sür die weibliche jugend, soweit 

sie im gewerblichen Beruse stand, eingesührt war, aus alle jugendlichen Sor Vollendung 
deS tö. BebenSjahveS, die im Beruse standen und aus der Volksschule herSorgegangen 
waren, ausgedehnt, auch wenn sie nicht sofort in einen Beruf eintraten. Nur mit ganz 
wenigen Ausnahmen dürfte daher die gesamte jugend, sosern sie nicht eine andere 
Schul- oder Fachausbildung hat, im BebenSaltev Son 74 bis 17 jähren eine weitere 
Fortbildung durch die Berufsschule erhalten. Schon im jähre iptp wurde der ganze 
Antevricht in die Arbeitszeit gelegt, während abends lediglich Kurse sür Stenographie, 
Englisch, sür Maschinenschreiben und Russisch zur Fortbildung der über die Schule hinaus 
arbeitenden, im gewerblichen Beben stehenden jungen Beute besucht werden. Besondere



Fachvovsteher sind für eine Reihe Son Klaffen gewählt worden. Im Aahre ipso 
wurde die Arbeiterschule Son den gewerblichen Klaffen völlig getrennt und einem 

besonderen Direktor unterstellt. Im Aahre ix>Li wurde der bis dahin wahlfreie Anterricht 

im Turnen verbindlich für die Schüler der Arbeiterklassen, während er für die übrigen 

Schulen noch wahlfrei blieb. Im Anfang wurden von der Äugend und einzelnen 
Parteien dem verbindlichen Turnunterricht Schwierigkeiten bereitet, zumal da der Anter- 

richt nur in den Abendstunden erteilt werden konnte. Er ist fetzt in die Arbeitszeit 

der Augendlichen gelegt und wird Son ihnen besonders dankbar entgegengenommen. 

Auch gewisse Störungen während der ersten Aahre nach dem Amsturz, die Son außen 

in die Schule hineingetragen wurden, ließen sich durch die Besonnenheit der Lehrkräfte 

und Schulleiter im ganzen leicht übevwinden. Ein gewaltiger Fortschritt ist unmittelbar 

nach dem Kriege in der Organisation der Berufsschulen gemacht. Die Lehre für das 

Metallgewerbe wird in sieben Verschiedenen Gruppen, die für da§ Baugewerbe in drei 

Gruppen, für daS NahrungsbekleidungSgewevbe in acht Gruppen, der schmückenden 

Berufe in neun Gruppen erteilt. Auch bei der kaufmännischen Berufsschule sind besondere 

Fachklassen für Drogisten und andere Gruppen eingeführt. Bei der weiblichen Äugend 

werden Sie« verschiedene Gruppen unterschieden. Handelsschule und höhere Handels­

schule haben erst nach dem Kriege ihre Solle Ausgestaltung gefunden. Auch die gewerbliche 

Berufsschule für Mädchen konnte, nachdem sie kurz Sov dem Kriege durch Ortssatzung 

verbindlich gemacht war, erst nach dem Kriege ihre Entwickelung finden. Daneben wurden 

vier Stufen einer HauShaltungSschule neu eingerichtet, die mit vollem Lehrgang 

Schülerinnen in erster Linie, die die Volksschule besucht und noch keinen Beruf ergriffen 

haben, eine gründliche Vorbildung für die Hauswirtschaft gewähren. Aber die Fahl 
der Klaffen und die Verteilung gibt Anlage z Aufschluß. Ein weiterer Fortschritt war 

die Verlegung der theoretischen Prüfung für die Lehrlinge in die Fortbildungsschule. 

Diese theoretische Prüfung wird für die Gesellenprüfung anerkannt.



Im Fachschulwesen ist bie staatliche Baugewerkschule für Hoch- unb Tiefbau, zu 
bereu Kosten bie Stabt beitvägt, mit angegliebertev Schule füv Wiesenbau stark besucht, 
nachbem sie währenb bes Krieges auch auS ihrem Heim vertrieben werben war. Sie 
hat inr letzten Nähr fn enger Verbinbung auch mit bev Kunstakabemie weitere Möglich­
keiten zuv Ausbildung deS Baugewerbes geboten, die besonders füv daS Baugewerbe 

und die innere und äußere Ausstattung dev Häuser sehr günstige Wirkungen versprechen.

Die Ostpveußische Mädchen-Gewerbeschule, die seit dem Jahre 100p besteht, hat 
sich bis Zum Kriege, getragen öon Stadt und Proöinz und Som Staat unterstützt, 
außerordentlich günstig entwickelt. Während deS Krieges traten bann größere Hemmungen 
ein. Die Dehrkräfte stellten sich in Sovbilblichev Hingabe füv bie in bev Kriegs- unb 
Heimarbeit notwenbige Vovbilbung zur Verfügung. Der eigentliche Hweck bev Anstalt, 
Mäbchen unb Frauen füv ben Haushalt, füv ben gewerblichen Beruf ober Zu technischen 
ober Gewerbelehrerinnen auszubilben, konnte erst Soll wiebev einige Nähre nach bem Kriege 
ausgenommen werben. Wiebevholt stanb bie Schließung bev Schule wegen unzuveichenber 
Mittel bvingenb beöor. Die Proöinz wünschte wegen bev außerovbentlich starken Aber- 
lastung aus bem Vertrage auSZuscheiben. Ein Plan, bie Anstalt ganz auf bie Stabt 
Zu übernehmen, ist öorbeveitet, scheitert aber Zur Heit noch an bem Einvernehmen öon 
Stabt unb Proöinz bei bev Dösung bes Vertrages. Inbeffen bürste füv bie Sicherung 
ber Mäbchen-Gewevbeschule ein Erfolg ber schwebenben Verhanblungen öon Bebeutung 
sein. In 54 Klaffen würben im letzten Nähre 68/ Schülerinnen in gewerblichen, hauS- 
wirtschaftlichen Abteilungen unb in Seminaren zum Dehrerinnenberuf unterrichtet- 
Bahnbvechenb wirkt bie Schule füv bas ganze Reich buvch Einrichtung öon Sehr- 
gängen füv hauswirtfchaftliche Dehrlinge. Nach Abschluß bev theoretischen unb praktischen 

Vorbilbung werben nach Prüfungen Befähigungszeugniffe erteilt.
Im Nähre würbe bie Volkshochschule gegvünbet, bie öom 1. Oktober bis 

zi. März Dehrgängo in allen Hweigen ber Wissenschaft erteilt. Sie entwickelte sich 
zunächst, unbeeinflußt öon jeder politischen Tendenz, in ber Richtung, Vertiefung bev



Hörer in wissenschaftlichen Fragen durch hervorragende Dehrkräfte der Universität, der 
Kunstakademie und der Schulen zu erlangen. Der Elementarunterricht und die Dehr- 
gänge in Sprachen wurden bald ausgegeben, weil sie außerhalb deS Gebietes der Ver­
anstaltung lagen. In Vortragsreihen und Arbeitsgemeinschaften wurden Fragen auS 
den Gebieten der Naturwissenschaften und der Mathematik, auS Geschichte, Philosophie 
und Religionswissenschaft, auS Kunst, Ditevatur und Musik und auS der Rechtslehre 
behandelt. Im Sommer wurden AuSslüge in die Umgebung Königsbergs verunstaltet, 
die Anleitung zur Beobachtung von Erscheinungen aus dem Tier- und Pflanzenleben 

und der Geologie geben sollten. Durchschnittlich beteiligten sich etwa Soo Hörer an 
diesen Dehrgängen, zu denen die Stadt Räume zur Verfügung stellte.

Im Jahre 1886 stand der Stadt kaum mehr als eine Turnhalle zur Verfügung. 

Gegenwärtig zählt die Stadt im ganzen 28 Turnhallen, zu denen noch etwa 4 staat­
liche und einige kleinere, den PviöatlMeen gehörende, hinzukommen. Außerdem besteht 
noch für die Studentenschaft die Turnhalle der Palästva Albertina. Nur mit Aus­
nutzung jeder Stunde kann den Schulen und den Hugendlichen in den Vereinen, in 
denen Frauen und Männer Turnen und Sport pflegen, mit dieser verhältnismäßig 
geringen Aahl genügt werden. Vom Hehre 1^10 bis Ende deS KriegeS wurden 14 neue 
Turnhallen geschaffen, die zum großen Teil erst während des Krieges vollendet werden 
konnten. Von der Erteilung des Turnunterrichts im Nebenamt durch besonders 
interessierte Dehrer mußte im Hahre ix>LL Abstand genommen werden, da eine neben­
amtliche Tätigkeit durch staatliche Anordnung verboten wurde und zugleich eine Ver­
minderung der Klassen die Uebernahme der Dehrstunden in hauptamtliche Tätigkeit 
ermöglichte. Seit ipso ist daS orthopädische Schulturnen eingerichtet. Vom Hahre 
ipio ab werden regelmäßig Turnfeste auf den Spielplätzen der Stadt mit Wett­
bewerb für Volks- und Mittelschulen gefeiert und seit sind außerdem noch Hugend- 
wettkämpfe aller Schulen regelmäßig jährlich auSgctragen worden. Die Schwimm- 
kunst ist durch eine besondere in dem Besitz der Stadt stehende Schülerbadeanstalt ge-



pflegt worden. In diesem Jahre wird auch verbindlicher Schwimmunterricht in einer 
Reihe von Volksschulen bereits erteilt.

Während deS KriegeS wurden zwei große Spielplätze und ein kleiner geschaffen, die 
den Vororten zu gute kommen. Eine Reihe von Exerzierplätzen innerhalb der Stadt 
wurde der Jugend zugänglich gemacht. Aue Feit wird ein neuer Spielplatz zwischen 
Königs-- und Sackheim er Tor Son etwa 18500 qm geschaffen und der Spielplatz in 
Ponavth um P545 qm Sevgvößevt. Schülerwanderungen sind ebenfalls im Jahre 1P10 
eingeführt, während des KriegeS fortgesetzt und Son der Stadt unterstützt worden. So 
konnten im letzten Jahre 1^> Volks- und Mittelschulen s-6tägige Wanderungen in der 

Heimat machen. Die höheren Schulen haben sich seit zwei Jahren im stärksten Wett­
bewerb beim Schlagballspiel in Berlin ehvenSoll behauptet. Die Schüler haben sich im 
Jahre ipsz ein eigenes Ruderboothaus mit neuen Booten fast ohne öffentliche Anter- 
stützung geschaffen, nachdem ihr altes im Jahre ixnp durch Feuer vernichtet war.

Die Erfassung der Jugendlichen in den Vereinen ist noch durchaus der Verbesserung 
bedürftig. Erst während des Krieges wurde ein größeres Jugendheim im Kaiser- 

Wilhelm-WohlfahrtShauS von der Stadt auf Grund einer Stiftung eingeweiht und 
hat sich trotz aller Schwierigkeiten erhalten, zuerst noch von Lehrkräften besonders betreut, 
in den letzten Jahren auS den Kreisen der Jugendbewegung selbst verwaltet. Auch hat 
die Stadt trotz der Raumnot in den Schulen einer Reihe Son Vereinen Nester und 
Heime gewährt, während zahllose Vereine kirchlichen und weltlichen SharakterS eigene 
Räume zur Versügung stellten. Die Turnhallen werden seit dem Jahre 1^)22 sämt­

lichen Vereinen, die Sport und Turnen treiben, unentgeltlich zur Benutzung gegeben, 
ohne daß die Kosten für Licht oder Heizung berechnet werden. Die Stadt ist Mitglied 
deS Verbandes für Deutsche Jugendherbergen und hat auch eine eigene Jugendherberge 
eingerichtet, die sie ebenfalls unentgeltlich zur Verfügung stellt. Der KreiSSorstand für 
Jugendpflege versucht nach allen Seiten geistige und sittliche Förderung bei größter 
Bewegungsfreiheit für die Jugend in den Vereinen anzuregen und durch Verträge, ,



Konzerte und Theateraussühvungen zu steigern. Ein Erholungsheim sür die schul­

entlassene jugend wird hoffentlich im Bause dieses jahreS aus dem Bande eingerichtet 
werden. Die Statistik am s. Dezember tpLZ ergibt, daß nur immer noch ein Bruchteil 
der schulentlassenen jugend Lom 14. bis 21. Bebenssahve durch die Vereine und die 

Berufsschulen erfaßt wird.
Die Turn- und Sportöeveine sind in zwei großen Verbänden Zusammengeschlossen, 

und zwar in dem Königsbergev StadtSerband sür Beibesübungen, gegründet tptp, und 
in dem Kartell sür Arbeiter-Bildung, Körper- und Gesundheitspflege feit dem 
jähre tp22, die selbständig sind, aber Son der Stadt regelmäßig unterstützt werden. 

Es sei bei dem Rückblick aus das Erreichte und aus das Viele, was noch zur Forderung 

der jugend zu tun übrig bleibt, Kellers Mahnung den Bürgern eingeprägt:
WaS unerreichbar ist, daS rührt unS nicht, 
Doch waS erreichbar, sei unS goldene Pslicht.



Anlage i.

i) Am i. 4. 19:9 wurke KaS bis dahin siebenklassige Sgstem Ker Volksschulen in ein achtklassigcS 
umgewankelt. Auch in ken folgenden Jahren ist kakurch noch eine Vermehrung ker Klassen 
eingetreten.

e) Am 1. so. ^922 wurken 467 Wochenstunken bisher besonders bezahlter Turnunterricht in 
den Pflichtunterricht übernommen.

Volksschulen Hilfsschulen

Schüler Klassen
Klassen- 

frequenz

Lehr­
kräfte

Schüler Klassen
Klassen- 
frequcnz

Lehr­
kräfte

1. 5. L3 693 490 48,35 540 429 25 17,16 29

1913: 1. 11. L3 561 498 47,31 540 481 28 17,18 29

1. 5. L5 089 530 47,33 6o3 611 32 19,09 34

1916: 1. 11. 24 511 532 46,07 6o3 630 33 19-09 34

Siehe Note 7) 1. 5. 24 588 561 43,83 617 7o8 39 18,12 39

I9I9: 1. 11. 24 081 568 42,39 617 711 41 17,34 39

1. 5. 24 387 589 41,4o 648 751 41 18,31 43

I9L0: 1. 11. 23 898 582 41,06 648 756 43 17,58 43

1. 5. 24 576 557 44,12 6o7 763 43 17,74 42

1921: 1. 11. 23 916 556 43,01 604 755 43 17,75 42

Siehe Note 2) 1. 5. 23 414 553 42,33 6o3 758 43 17,62 42

1YLL: 1. 11. 21 945 524 41,87 602 742 44 16,86 42

1. 5. 22 402 531 42,19 577 761 41 18,56 41

1923: 1. 11. 20 960 494 42,43 568 734 39 18,82 39



Anlage 1.

Volks- u. Hilfsschu en Zusammen Mittelschulen Höhere Schulen

Schüler Massen
Klassen- 
freguenz

Lehr­
kräfte

Schüler Klassen
Klassen- 

fre- 
quenz

Sehr- 
kräftc

OilnUce Klassen
Klassen- 

fee» 
quenz

Dchr- 
kräfte

24122

L4 042

515

526

46,83

45,7o

569

569

2678 

Siehe

67

Außnot

3?/?7
° 3)

128 2953 87 33,94 144

L5 7OO

L5 141

562

565

45,72

44,49

637

637

4655 1O4 44,76 131 3858 96 40,79 154

25 296

L4 792

6oo

609

42,16

4o,7o

656

656

4297 1o6 40,54 132 4037 1o8 37,38 167

L5 138

L4 654

63o

625

39,90

39,44

69I

691

3893 1o8 36,05 134 4013 12o 33,44 167

L5 339

24 671

600

599

42,23

41,18

649

646

41oo I09 37/1 134 3913 118 3 3,16 167

24172

22 687

596

568

4o,55

39,94

645

644

3961 109 36,34 134 3735 I09 34,27 168

23 163

21 694

572

533

40,49

4o,7o

618

6o7

3919 1o6 36,97 141 3477 1OO 34,77 158

z) Die Fahlen bev Jahre 191Z unb 7922, 792z enthalten keine Vorschulen.
Bei ben Mittelschulen ist ferner zu berücksichtigen, baß 791z bie Nasfcngärter Mittelschule 
noch nicht hestanb unb ber Ambau ber Bürger- unb Mittelschulen Lom 7 Zum 9 klassigen 
System noch nicht ganz burchgeführt war.



Anlage s.

Schulen

1y13 1Y17

Klas­
sen

Schü­
lerzahl

Lehrkräfte
Klas- 

sen
Schü- 
lcrzahl

Lehrkräfte
haupt­
amt­
lich

neben­
amt­
lich

haupt­
amt­
lich

neben­
amt­

lich

Kaufmännische Berufs-Schule 

für männliche Fugend 26 7L5 5 9 24 611 6 9

Kaufmännische Berufs-Schule 

für weibliche Fugend 27 85c, 5 10 35 11o8 7 1o

Gewerbliche Berufs--Schule 

für männliche Fugend 130 3 6o7 6 1O2

Gewerbliche Berufs-Schule

für weibliche Fugend

^125

z6oo 4 127
6o 1L2O 5 3o

Arbeitsschule.......................................................

Städtische Handelsschule...................................

HaushaltungSschule............................................

Höhere Handelsschule........................................



Anlage L.

1919 1922 1923 1924

Klas­
sen

Schül- 
lcrzahl

Lehrkräfte
Klas- 

scn
Schü- 
lcrzahl

Lehrkräfte
Klas­

sen
Schü- 
lcrzahl

2-ehrkräfte
Klas­

sen
Schü- 
lcrzahl

Lehrkräfte
haupt­
amt­

lich

ncbcn- 
amt- 

llch

haupt­
amt­

lich

neben­
amt­
lich

haupt­
amt­

lich

neben­
amt­

lich

baupt- 
amt- 

lich

neben­
amt­
lich

19 5o8 6 6 566 6 L 35 686

G

7 2 35 758 7 2

3L 1031 7 7 35 976 8 3 44 1o78 8 3 44 1162 8 1

120 3 4o8 6 93 120 2390 L1 27 1LO L4OL 19 27 10O 24cx> 19 16

56 1o45 10 LL 125 1747 1? 27 125
*
2356 21 27 115 2249 21 13

66 1535 9 17 7o 1659 1o 30 72 23oo 1o 7

I 36 — 2 3 1c>8 3 2 3 110 3 2 4 110 3 3

L 43 1 — 3 50 2 — 4 1c>8 2 —

L 75 1 5 2 7o 1 5 3 82 1 5



Anlage Z.

Die gewerbliche Berufsschule für männliche Personen Zählte im Oktober 7P2Z folgenbe 
Abteilungen, bie von 7? hauptamtlichen unb 27 nebenamtlichen Lehrkräften unterrichtet würben:

7 . Metallgewerbe: 7 Elektrikerklassen
2 Klempnerklassen 
Z Mechanikerklassen

76 

L

2 . Baugewerbe: 4
s

70

Maschinenschlofferkl. 
Schmiedeklassen 
Bauschlosserklassen 
Bauhanbwerkerklajs. 
Stellmacherklassen 
Tischlerklasscn

z. Nahrungs- unb BekleibungSgewerbe:
6 Bäckerklassen 2 Sattlerklassen
z Fseischcrklassen 2 Tapeziererklassen
L Kellnerklassen 4 Schneiderklassen
7 Konditorklasse 7 Schuhmacherklasse

4. Schmückende Berufe
2 Buchgewevbeklajsen 2 Malerklajsen
2 Friseurklassen 7 Hahntechnikerklasse
2 Goldschmiedeklassen

Die kaufmännische Berufsschule zählte folgenbe Abteilungen, bie von 7? hauptamtlichen 
unb ö nebenamtlichen -Lehrern Änterricht erhalten - für männliche Personen - 2z Klassen 

z Fachklassen für Drogisten 
z Fachklassen für Versicherungsangestellte

- für weibliche Personen —
75 Klassen für Kontoristinnen
27 Klassen für Verkäuferinnen
z Klassen für Drogisten i mit männlichen Angestellten
z Klassen für Versicherungsangestellte 1 kombiniert

wahlfreie Abenbkurse:
Z Kurse für Stenographie
4 Kurse für Maschinenschreiben
7 Kursus für Englisch
7 KursuS für Russisch

Außerdem sinb bev Schule angegliebert: Handelsschule — z Klassen, Höhere Handels­
schule — 2 Klassen.

Die Arbeiterschule betrug 68 Klassen niit 70 hauptamtlichen und zo nebenamtlichen Lehrstellen.
Die gewerbliche Berufsschule für Mädchen teilt sich in Z Abteilungen mit 2z haupt­

amtlichen und 8 nebenamtlichen -Lehrerstellen.
7. Std. HauShaltungSschule — 4 Klassen

2. Abteilung für Handwerkerinnen — 78 Klassen 
z. Abteilung für ungelernte Arbeiterinnen — 74 Klassen.



Volkshochschule. Anlage 4.

Abevsicht über die Beruse der Hörer.
Gktober/Dezember 7P2Z:

männliche Teilnehmer: 
Arbeiter und Handwerker............................................................................... tez : 28,7 "/g f

Kaufmännische Angestellte, Bürobeamte.........................................................164 : 51/6°/» k Zt8
Freie Berufe, Behrer, Studenten, Schüler, Künstler............................ 27 : 8,5°/, l
ohne Berufsangabe........................................................................................... 4 : 7,2 "/g /

d>. weibliche Teilnehmer: 
Arbeiterinnen, Näherinnen, Hausangestellte....................................... 58 : 8,3"^
Kaufmännische Angestellte, Telephonistinnen............................................... Z20 : 45,5 70z
Freie Berufe, Behrerinnen, Erzieherinnen, Pflegerinnen, Schülerinnen izo : i8,^"/g 
ohne Berufsangabe und Hausfrauen ............................................................775 : 27,7°/»

Gesamtzahl der Teilnehmer 7021.

Anlage 5.
Spiel- und Sportplätze.

Im Jahre IP22 ergibt sich folgendes Bild:

Größe her 
Plätze in 

qm

Ein Hektar 
Spielfläche auf 

i>ie Fahl her 
Einwohner

Spielfläche 
auf hen Kopf 

her
Bebölkcrung

1. Std. Spiel- und Sportplätze................................. dZö t82OZ 0,55 qm
2. Spiel- und Sportplätze im Besitze bon Vereinen 

innerhalb der Stadt.............................................707002 26887 o,Z7
z. Spiel- und Sportplätze im Besitze Lon Vereinen 

außerhalb der Stadt..............................................4Z540 62ZPO o,^6 „
4. Sämtl. std. und Vereins-Spiel- und Sportplätze 2^3678 P244 7,08 „

Die Gesamtfläche der Stadt beträgt........................................................................................4428

dabon bebaut.....................................................................................................................................1060 „
demnach unbebaut...........................................................................................................................ZZä8 „



Kunst un^> Wissenschaft.
Stabtschulrat Pros. Dr. Stettin er.

>->Wie Stadt Immanuel Kants hat sich nicht eines besonderen Rufes in der Pflege 

der bildenden Künste erfreut. Die Biographen KantS heben wiederholt hervor, daß 
KantS ästhetische Auffassung kaum aus der Anschauung Son Kunstwerken geschöpft 
wurde, da nur aus PriSatfammlungen Seveinzelte Vorbilder ihm bekannt sein 
konnten. In den letzten Jahrzehnten ist wenigstens auf dem Gebiet der Malerei durch 
die Tätigkeit des KunstSereins sowie durch Stiftungen, die der Stadt zu Gebote 
standen und durch Schenkungen Son Mitbürgern in der Gemäldegalerie eine wertSolle 

Abersicht über die Kunst deS ix>. Jahrhunderts bis zur Gegenwart geschassen, die 
durch einzelne Meisterwerke niederländischer, italienischer und deutscher Aceister älterer 
Feit auch Ausblicke in fernere Vergangenheit gewährt. Die Räume für die Aus­
stellung der Gemälde waren schon seit Jahrzehnten nicht mehr zureichend. Aber auch 

diese mußten der Gemäldegalerie im Jahre ipi6 entzogen werden, da sie für 
die Staatliche Kunst- und Gewevkschule in Anspruch genommen wurden. Die Stadt 
sorgte zwar für Anterkunft in einem alten Bürgerhause, aber der größte Teil der 
Sammlung mußte entweder magaziniert oder an Behörden und Schulen Verliehen 

werden. Schon seit drei Jahrzehnten hatte die Stadt für die hiesigen Sammlungen 
den Bau eines Museums Sorbeveitet. Die AltevtumsgesellschaftPrussiamit ihren 
reichhaltigen historischen und prähistorischen Schätzen, die Gemäldegalerie, die in Ver­
waltung desKunstSeveins stand, aber Eigentum derStadtist, sowie die kunstgewerblichen 
Sammlungen des gewerblichen Fentvalöereins im Kunstgewevbe sollten dort Seveinigt 
werden. Auch die Verwirklichung diesesPlanes scheiterte, als der Krieg ausbvach. And doch 
drängte gerade der unglückliche Äusgang des Krieges zu neuer Energie. Schuf doch 
die Abtrennung Ostpreußens öom Mutterlande die bald klar erkannte Gefahr, daß 
unsere ProSinz noch weniger als früher die Möglichkeit haben würde, künstlerische



Eindrücke Son ben Kulturzentren bes beutschen Westens unb SübenS zu empfangen. 
AuS bieser Erkenntnis allein ist unsere NachkriegSarbeit auf ben im folgenben geschil- 
berten Gebieten zu verstehen. AuS ihr erhält sie stets neue Kraft. Als erste Not- 
wenbigkeit würbe bie Vereinigung ber Museen erneut erkannt unb in Angriffgenommen. 
Gelegenheit bazu bot sich, als baS Schicksal beS Schlosses in Frage gestellt würbe. Sofort 
würbe Son öerschicbenen Seiten, in erster Binie Som KunstSerein burch seinen Geschäfts­
führer Maler Anbevson angeregt, bie sämtlichen Sammlungen in bas Schloß zu 
öevlegen, auch bei bev Stabt auf günstigen Boben. Dev bamalige Schloßbaumeistev 

Binbemann arbeitete Pläne aus, Stabt, Staat unb Provinz vereinigten sich zu 
einem Verbanbe. In bieser gemeinschaftlichen Arbeit rückte man bem Fiele, ein Banbcs- 

museum zu schaffen, näher. Stabt unb Provinz stellten Mittel zur Verfügung, währenb 

Som Ministerium für Wissenschaft, Kunst unb Volksbilbung ebensalls barübev hinaus 
Fuschüsfe zum Amzug bev Sammlungen unb zum Ausbau beS SchloßmuseumS frei 
gemacht würben. Bangsam unb bei ben stets burch bie Inflation überholten Voran­

schlägen unter unsäglichen Schwierigkeiten schritten bie Arbeiten SorwärtS. Funächst 

würbe nach bem Ambau beS KvönungSgangeS im Schloß im Jahre bie ber Stabt 
gehörige Som KunstSerein betreute Gemälbegalerie ber Oeffentlichkeit übergeben. Es 
folgte bev Amzug beS Kunstgewerbemuseums unb bie Aufstellung bev Samm­
lungen in ben bafüv besonberS geeigneten Räumen bes Schlosses. Im Jahre 
ging auch baS Eigentum ber Sammlungen Som gewerblichen FentralSerein auf bie 
Stabt über. Es bebeutete bieser mit großen Basten öevbunbene Schritt zugleich bie 
Sicherung ber wertöollen Schätze, beren Bestanb gesährbet war, ba ber Verein selbst 
bie Kosten ber Anterhaltung unb Aussicht nicht mehr tragen konnte. Die Sammlungen 
bev ÄltevtumSgesellschaft Pvussia sinb ebenfalls inS Schloß übevgeführt. Dev Ausbau 
bev hierzu erforberlichen Räume hat eS ermöglicht, baß bie ethnographischen, bie Waffen- 
sammlungen unb bie lanbeSkunblichen Sammlungen bev Pvussia setzt ebensalls georbnet 
im Schloß aufgestellt sinb. Ihre historische Abteilung hatte bie Prussia bereits bem



kunstgewerblichen Teile deS Museums übergeben. Der wertvollste Bestandteil/ die 
prähistorische Abteilung/ ist in das Schloß übevgesührt und wird im Laufe de§ FahreS 
1^24 zum Teil als Schaufammlung/ zum Teil für Studienzwecke ausgestellt werden. 

So erhält unsere durch den Krieg besonders hart betroffene Stadt dank der kühnen 
Tatkraft und der Einsicht aller beteiligten Stellen ein Mufeuni/ daS bisher allen 

Wünschen der Provinz unerreichbar schien. Die Stadt hat sich verpflichtet/ die beiden 
großen Sammlungen/ Kunstgewevbe und Gemäldegalerie/ in eigener Verwaltung zu 
führen. Es bleibt ihr Fleh im Einvernehmen mit Provinz und Staat eine einheitliche 
Verwaltung für das ganze Provinzialmuseum im Schloß zu schaffen und dadurch neue 
größere Aufgaben der musealen Entwicklung in der Hauptstadt Ostpreußens erfüllen 

zu können.
Eine wertvolle Errungenschaft bildet im Anschluß an den trotz Krieg und Notstand 

hiev im Gegensatz zu manchen anderen Orten erhaltenen Tiergarten daS Ost- 
preußische Heimatmuseum, daS erste deutsche Freiluftmuseum, daS in den fahren 
spti-ipiz auf Anregung deS VevkehvSöereinS von der Stadt und der AltertumS- 
gesellschaft Prussia/ in erster Linie Son Professor Bezzenbergev und Dethlefsen 

geschaffen/ eine Abersicht über den Besitz an alter/ bodenständiger Volkskunst/ die sich 

in unserm abgeschlossenen Ostpreußen besonders entwickelt und erhalten hat/ bietet.
Im Fahre 191z wurde/ um dem empfindlichen Mangel an Ausstellungsräumen 

abzuhelfen, öom KunstSerein die Kunsthalle nach dem Entwurf Son Professor LahrS 
geschaffen. Eine kunstgewerbliche Ausstellung/ die kurz Sor Ausbruch deS KriegeS 
Sovbeveitet war, mußte unterbleiben. Die Stadt hat dann Zum Teil auS den Mitteln/ 
die für jene Ausstellung bestimmt waren, unmittelbar nach dem Kriege die Kulturarbeit 
frisch ausgenommen und eine Reihe kunstgewerblicher Ausstellungen unterstützt, die in 
der Kunsthalle oder an anderer Stelle Son dem KunstgewerbeSerein oder Son dem 
Werkbund unternommen wurden. Sie hatte dabei daS Fiel im Auge, die Bestrebungen 
deS modernen Kunstgewerbes auch hiev weiteren Kreisen zugänglich, zu machen und



damit daS Gefühl für Eigenart und Wert deutscher Kunst neu zu beleben und Zu 
starken. Dem Gedanken der Heimatkultuv diente ganz ausgesprochen eine Ausstellung, 
die im Fahre 1^22 öon der Stadt nicht nur durch Geldmittel, sondern auch durch wirk­

same andere §)ilse und Mitarbeit sowie öon den Städtischen Werken unterstützt, ein 
Bild der wirtschaftlichen und Kulturarbeit auch Königsbergs im Rahmen einer Gst- 
pveußenauSstellung gehen sollte. Die Verwaltung devKunsthallesowie derenAnterhaltung 
konnte nur dadurch gesichert werden, daß die Stadt sie öom t. März 1^24 übernahm. 
Mitteshar und unmittelbar haben die Städtischen Werke, die Stadthank und die Messe 

dazu heigetragen, daS Stadthild reicher zu gestalten. Besonders sei aus die Werke 
öon Professor Bvachert, einem Dehvev der Kunst- und Gewerkschule, am Handelshof, 
an der Stadthank und an anderen Gehäuden hingewiesen, die in ihrer Beweglichkeit 
und ihrer Symbolik neue Anschauungen und Anregungen dem Beschauer hieten. Don 

BvachevtS Kunstwird auch eine Gedenkmünze, zum Stadtfuhiläum öon ihm geschahen, 
HeugniS ahlegen. Bei den gelegentlichen Ausstellungen in der Kunsthalle sind für die 
Sammlungen deS KunstöereinS und Zum Schmus städtischer Räume eine Reihe öon 

Kunstwerken erwovhen worden.
Die Stadt hat dabei Beziehungen zur Kunstakademie gepflegt. Für deren 

Entwicklung wurden ausgezeichnete Grundlagen geschaffen, als sie noch während des 

Krieges einen neuen großen Bau in Amalienau heziehen konnte. Stadt, Universität und 
Kunstakademie haben in den Tagen des Kantsubiläums die Werke Son ToviS Sorinth 

soweit sie auS Sammlungen und privatem Besitz zugänglich waren, ausgestellt und 
größeren Kreisen näher zu bringen versucht. Auch die sreie Künstlerschast KönigSbergS 
hat eine Reihe öon Ausstellungen nach dem Kriege zum Teil mit Unterstützung der 
Stadt öeranstaltet. Die kulturelle Rot war so stark, daß die Stadt trotz der schwierigen 
Fmanzkrise Mittel zum Erwerb öon Kunstwerken ausbrachte. Die kleinen Brunnen 
öon Sauer, die während deS KviegeS infolge öon Veränderungen im Stadtbilde ent­
fernt waren, wurden wieder an geeigneten Plätzen aufgestellt.



Während den bildenden Künsten hier nennenswerte Geldunterstützungen sür die 
Erhaltung und Mehrung der Kunstsammlungen zuteil wurden, ist seit dem Hahre 1755 

für die Theater Som Staate keine wirksame Vergünstigung gespendet worden. Auch 
die Stadt konnte sich dank der eigenartigen Entwicklungsgeschichte unseres Theater- 
wesenS auf vorübergehende Hilfen und Anregungen beschränken. Verdankt daS KönigS- 
bcrger Theaterlebcn doch im wesentlichen der Initiative begeisterter und opferwilliger 
Privatleute seit langem feine Förderung. Im iö. Hahrhundevt fchenkte der Königliche 
FiskuS dein Schauspieler Ackermann einen Platz, auf dem er auf eigene Kosten den 
ersten festen Theatcrbau errichten durfte. Er erhielt dafür auch noch Haus- und Servis- 
freiheit zugesichert. Im Hahre 100? stand daS neue, von einer Aktiengesellschaft be­
gründete Stadttheatev, das an Stelle jenes Musentempels getreten war, hundert 
Hahre und hatte neben einigen Sommevbühnen ein Monopol nicht nur in der Stadt, 
sondern mit geringen Ausnahmen auch in der Provinz. Der glänzende Ausschwung 
deS wirtschaftlichen DebenS Königsbergs erleichterte die Gründung eines „Neuen 
Schauspielhauses", daS von einer Gesellschaft finanziert, am 16. September ipio eröffnet 
und in den ersten vier Hahren unter Teilung von Geißel bis zum Beginn deS KriegeS 
als Pflegestätte deS modernen Kammerspiels geführt wurde. Es war die einzige künst­
lerische Bühne, die im Kriege fortbestand. Sie hat unter Teopold Heßner, dem 

jetzigen Intendanten deS Berliner „Staatlichen Schauspielhauses", nicht nur regsten 
Besuch und dadurch guten Gewinn, sondern auch weithin hörbar künstlerischen Nus er­
worben. Sein Nachfolger, Richard Rosenheim, erlangte Son Hermann Sudev- 
mann den verdienten Tobspeuch, daß es kaum ein besser geleitetes Theater als das 
Königsberger Neue Schauspielhaus gäbe. Einheimische und auswärtige Kritiker 
rühmen, daß in unserem entlegenen Osten in den letzten Hahren Uraufführungen, wie 
„Christofer" von Dietzenschmidt, „Fälscher" Son Max Brod, „KlavijfaS halbes Herz" 
Son Max Brod, „Der Tiebhaber Son Saturn" Son Robert Walter, „Mächtiger als 
der Tod" Son Herbert Eulenberg, „THrannenmörder" Son Dülbevg, „DaS indische



Spiel" und „Öftrem Son Alfred Brust, „Prozeß Buntevbart" von -Ma^e Brod neben 
Werken der Klassiker, von Shaw, Stvindberg, Grabbe, Kleist, Ibsen, Anruh, johst, 
um nur einige zu nennen, geboten wurden. Schon zwei jähre nach der Schöpfung 
deS Neuen Schauspielhauses, daS in erster Binie dem künstlerischen Sinn eines ArzteS, 
Dr. Berdrow, seine Entstehung verdankte, erstand auS Privatmitteln der architektonisch 
schöne, wie durch AladinS Wunderlampe auS dem Nichts in kurzer Feit aus den Husen 

emporgewachsene Bau deS BuisentheaterS, der in erster Binie der Operette gewidmet, 
auch wahrend deS KriegeS feine Pforten öffnen konnte. Als feine Auflösung in ein 
gewerbliches Anternehmen im jähre 7P2Z drohte, erwarb eS ein Mann von großem 
Antevnehmungsgeist, Dumont du Voitel, der schon im Stadttheater als Mäzen 

seine Befähigung zur Überwindung von Hindernissen in der Entwicklung bewiesen 
hatte. Er hat ein jähr hindurch in Ehren das unter neuem Namen „Komische Oper" 

erstandene Theater durch allerlei Fährnisse hindurchgesühvt. Inmitten dieses starken 
Wettbewerbs um die Gunst deS kritischen Publikums Königsbergs hatte daS Stadt­

theater, einer Aktiengesellschaft gehörig, seit ipso einen schweren Stand. Im jähre 
iplL wurde daS Bühnenhaus modernen Anforderungen entsprechend unter Beitung 
deS Stadtbaurats Glage neu eingerichtet und dabei sollte zugleich daS Äußere/ 
daS nach dem humorvollen Wort eines älteren KönigSbergerS halb Mennonitenkirche, 

halb Neiserbahn, halb KorrektionShauS zu sein schien, würdiger und ästhetisch befrie­
digender gestaltet werden. Beider wurde der weitere Ausbau der Fassade nicht vollendet. 
Für Antevhaltung deS BauS hat aber die Stadt ständig beigetragen und auch fönst 
der Aktiengesellschaft Fufchüsfe gewährt. DaS Theater wurde bei Beginn deS KriegeS 
geschloffen, feine Räume für Bazarettzwecke in Besitz genommen, dilent musae inter 
ai-mÄ. Im jähre tpsö wurde daS Theater wieder eröffnet. Fwei jähre hindurch 
wirkten Oper und Schauspiel unter der Direktion Hertz er. Im ersten jähre war 
ihm künstlerisch und sinanziell ein Ersolg befchieden, aber im zweiten jähre wirkten die 
immer steigenden Forderungen von Orchester, technischem Personal und Künstlern



sowie die durch die Inflation erhöhten Kosten so ungünstig, daß trotz eines AuschuffeS 
durch die Stadt daS Anternehmen Hertzevs zusammenbrach. Es folgte ein opern- 
loser Winter ix>20, in dem die Königsberger Volksbühne unter der Direktion Geißel 

mit einem in größter Eile zusammengewürfelten KünstlevkreiS nur daS Schauspiel pflegte. 

So konnte sie trotz einzelner herSovragendev Leistungen Son Gästen und in einigen 
Aufführungen moderner Stücke doch über kaum einen mittleren Durchschnitt hinaus- 
wachsen. Episoden bildeten dabei gelegentliche Opevnaufführungen, die ein Königsberger 

Kaufmann, Mesjerowitz, mit Wagemut und Kunstsinn durchsetzte. In zwei weiteren 
Jahren wurde dann durch den kühnen AnternehmungSgeist Son Metzerowitz, dem 
sich Dumont du Voitel zugesellte, ohne nennenswerten Anschuß Son Stadt und 
Staat die Oper wieder in ihr Recht eingesetzt, während die Volksbühne auf zwei Tage 
der Woche sich beschränken mußte. Dieses wechselsolle Spiel zu enden und einige 
Festigkeit in das Theaterleben hineinzubringen, war die Stadt öergeblich bemüht. Sie 
erstrebte als ideales Fiel eine einheitliche Leitung sämtlicher Theater Königsbergs, 
ohne dabei die berechtigte Eigenart jedes einzelnen Theaters zerstören zu wollen. 

Dieses Streben hat bisher nicht Erfüllung gefunden, aber es muß anerkannt werden, daß 
Sielleicht in keiner Stadt Deutschlands eine so große Bühne ohne öffentliche Anter- 

stützung so ruhig und sicher durch alle Klippen der sinanziellen Krisen und wirtschaft­
lichen Anruhen geführt worden ist, wie die Königsberger Theater in diesen Jahren. 
Es dars dabei nicht unerwähnt bleiben, daß dieser Erfolg der besonnenen und wirk­
samen Kritik der großen Königsberger Aeitungen zum großen Teil Serdankt wurde. 
Aeber Kotzebue, Gottschall, Sierke, Ernst Wichert, Stobbe, Emil Krause, Deibel, Louis 
Köhler, Dömpke führt ein Pfad deS Ruhmes unbestechlicher und daS Publikum 
führender und leitender Kritik bis zu unseren Tagen. Es gibt wenige Städte, in 
denen die Aeitungen dem Theater durch herSorragende Kritiken so Siel Raum und 
Aeit widmen wie in Königsberg. BedeutungSSoll ist, daß dank der festen und durch­
aus künstlerischen Leitung auch das Stadttheaterorchester mit seinen fünfundsierzig



Mitgliedern eine sichere Stellung erhielt. Dies Orchester bildet süv Königsberg die 
Grundlage deS Musiklebens. Auch hiev schufen die Hahne So« dem Kviege bisher 
ungeahnte Möglichkeiten deS Aufstiegs. Im Hahre 1^07 traten mit Geheimrat Krohne 

und Oberbürgermeister Dr. Körte Männer zusammen, um für den Bau eines Konzert- 
hauses alle Kräfte einzusetzen. Im Hahre 1^>12 wurde dev Bau dieser Stadthalle 
vollendet und durch Oberbürgermeister Dr. Körte eingeweiht. Erst dadurch wurden 

für die großen Konzerte geeignete Räume geschaffen. Auch die Stadthalle ist im letzten 
Hahre Son der Stadt übernommen und wird Son ihr Serwaltet. Dev Plan eines hoch­

stehenden und in dev Komponistenwelt angesehenen Künstlers, Otto Ernst Mebach, 
in dev Stadthalle auch ein bodenständiges Ovchestev für daS Musikleben KönigöbergS 
zu schaffen, scheiterte beim Versuche. Am so rühmlicher müssen die Seistungen des 
Stadttheaterorchesters heröovgehoben werden. Besonders anerkennenswert ist, daS der 

KönigSbergev Tiergarten, devVerein der Sinfoniekonzevte und einzelne 
GhorSereinigungen ohne Huschuß aus öffentlicher Hand zur Erhaltung de§ 
Orchesters beitrugen. Auch hiev setzten sich künstlerischer Sinn und kunstbegeisterte Opfer­
willigkeit PriSatev allen Schwierigkeiten zum Trotz, den Stadtsäckel entlastend, durch. 
Seit 1886 ist neben dev Opev dev Verein dev Sinsoniekonzevte Königsberg e. V. Wohl 
der bedeutendste Träger der künstlerisch hochstehenden Musik. Am zo. Dezember 1^17 starb 
Max Brode, dev seit Beginn dev Sinsoniekonzerte im Hahre 1886 ihr Dirigent 
war. Im besonderen war er dev klassischen Musik und für BrahmS ein trefflicher und 
begeisterter Mittler und Künder. Auch während deS KriegeS hat Brode, dev zugleich 
Dirigent dev Singakademie war, in der Börse durch Aufführung Son Orchesterwerken 
mit dem zurückgebliebenen Stamm dem Publikum Erhebung gespendet. Sein bedeutender 
Nachfolger, Professor Wilhelm Sieben, blieb hier nicht lange. Mit dev Berufung 
Son Dr. Ernst Kunwald begann für Königsberg eine Ära höchster Wirkung im 
Reiche der Töne. Auch die Stadt erkannte die Notwendigkeit, Kunwald besonders 
auszuzeichnen und sicherte sich durch seine Bestallung zum Generalmusikdirektor sach-



verständigen Rat für alle musikalischen Fragen. Die sähe Anterbvechung, die der Krieg 
der Musik brächte, ist längst eingeholt. Die Künstlevkonzevte bringen, auch ohne daß 
der Anschluß an Rußland die Kosten der Reisen erleichtert, alle großen, werdenden und 

gewordenen Meister der Tonkunst hierher. Die großen Oratorienöereine, in erster 
Linie die Musikalische Akademie und die Singakademie, die beide auf mehr als ein 
halbes Fahvhundert zurücksehen, pflegen die großen Werke alter Meister, ohne die Werke 

der modernen Tonkunst zu vernachlässigen. Engere Beziehungen unterhält die Stadt 
mit den Sängervereinen, die oft bei festlichen Gelegenheiten während deS KriegeS und 
später mit ihrer Kunst die Hörer begeisterten und begeistern. Kirchenchöre sind neu 
erstanden, Schulen pflegen schon seit Fahren neben dem Gesang auch Orchestermusik. 

Fu dem Philharmonischen- und Musikberein sind neue Gemeinschaften im Bund der 

neuen Tonkunst und im Kollegium Musicum der AniSersität zur Pflege älterer 

Musik getreten. EinePrüfungSkommission füvGesanglehrer ist inKönigsberg Som Staate 

errichtet. Seit 7^22 ist die Musikwissenschaft an der AniSevsität vertreten und eS wird neben 

dem musikwissenschaftlichen Seminar demnächst daS Institut für Kirchenmusik und 

Kirchengesang neu organisiert werden. Wie in der Feit de§ Rokoko, wie in den Tagen 

Mozarts und Hastdns, öffnen bürgerliche und amtliche Kreise ihre Räume und pflegen 

in ihnen Kammermusik zur Freude der Liebhaber und zur Ehre der Künstler. 

Ouartette für Kammermusik und Gesang finden so empfängliche und dankbare Auf­

nahme. Reben Dr. Müller-Blattau sind in Dr. Rattatz, in Georg Küfel, 

Historiker der Musikgeschichte der Stadt Königsberg erstanden. Ein KönigSbergev 

Stadtöerband für Pflege der Musik wurde im Fuli 1922 unter Leitung deS Ober­

bürgermeisters Dr. Lohme^er inS Leben gerufen. Er hat zum Fiele, den Mittel­

punkt zur Forderung aller Bestrebungen auf dem Gebiete der Musik zu bilden. 

Ihm ist eS gelungen, nach dem Kriege die Grundlagen deS ersten Ostpreußischen 

Musikfestes in würdiger Weise durch die Mitarbeit sämtlicher größerer Männer- und



gemischten Gesangvereine in ken Tagen kes StaktsubiläumS Zu schassen unk damit ken 
guten Klang kev älteren früheren Musikfeste wiekev aufzunehmen unk weiterzutragen.

Das Kleinok ker Stakt wurke Son unseren Vorfahren kie AlbertuSuniöersität 
genannt. Die Forschungsarbeit unk wissenschaftliche Tätigkeit entzieht sich Ker breiteren 

Öffentlichkeit. Gegenüber ken großen hiev seßhaft geworkenen Gelehrten wie Bessel 
unk Bobeck, BehvS unk Richelot, Rosenkranz unk ankern ist schon öor kem 
Kriege ein stärkerer Wechsel ker Gelehrten bei ker AniSersität für kie stetige Entwicklung 
kes wissenschaftlichen Bebens Königsbergs nicht Sorteilhaft gewesen. Karl Ernst 
Son Baer meinte, kaß kie Verbinkung Königsbergs kuvch Eisenbahnen kie Neigung 

ker Gelehrten, ken Behrstuhl kev AlbevtusuniSersität schnell mit solchen an ken 
Aniöersitäten im Westen zu Sevtauschen, minkern würke. Nannte koch Feli^-Dahn 
in glücklicheren Tagen seinen Bebensabschnitt in Königsberg seine Festungszeit. Durch 
kie Abtrennung Ostpreußens, kuvch kie Teuerung ker Reisen, kurch kie Erschwerung 

ker Benutzung fvemker Bibliotheken füv Stukienzwecke ist kie Sehnsucht kev Pro­

fessoren, ihren Kollegen in, Westen nahe zu kommen, gewachsen. Der Staat hat 
auch auf kiesem Kulturgebiet kem Drängen kev Stakt sich nicht verschlossen, kie 
Gefahr ker kulturellen Bekeutung gewüvkigt unk steigenkeS VevstänkniS für kie Not- 
wenkigkeit, Königsberg als Stützpunkt geistiger Arbeit zu erhalten unk zu festigen, 
bewiesen. Es sei nur an kie Eröffnung ker zahnärztlichen Klinik, kev Poliklinik für 
Haut- unk Geschlechtskrankheiten, an ken Ausbau kes Pflanzenph^siologischen Insti­
tuts gekacht. Seitens ker stäktischen Körperschaften wurke ken Bedürfnissen kev Ani- 
versität kurch Hergabe Son Gelänke Rechnung getragen. So schenkte kie Stakt Königs­
berg anläßlich kev Kantfeiev kev AlbevtuSuniSevsität ein isooo qm gvoßeS Gelänke 
zum weiteren Ausbau öon Kliniken.

DaS auch währenk keS KviegeS errichtete Institut für Ostdeutsche Wirtschaft wirk 
öon ker Stakt unterstützt, unk ist eS seit kurzem an kie Rechts- unk StaatSwissenschast- 
liche Fakultät angegliekert unk stellt unter ker wissenschaftlichen Beitung Son Professor



Dr.Mann Forschungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse und daS Kulturleben 
der Randstaaten an. Nachbarlich mit ihm verbunden ist daS Institut füv Rußland- 
kunde, für daS die neugeschaffenen Sehrstühle für slawische Sprache und Sandeskunde sowie 
für russische Volkskunde Son Bedeutung sind. Mit Recht sagt unser Sandsmann Erich 

Son Dr^galski, der berühmte Geograph an der Münchener Universität, eine groß­
zügige Ausgestaltung der UniversitätSinstitute und Seminare Königsbergs, wie sie 
heute so viele im Hochschulleben wünschen, würde die Besucherzahl heben und die 
Dozenten sefseln. Sie würde den Anzug vieler Studierenden, wie ihn die Hochschulen 
deS Reiches öon sich auS zu fördern bestrebt sind, nachhaltig beeinflussen. Im engsten Zu­

sammenhänge mit der Universität waren im Fahre Son der Stadt Handelshoch- 
schulkurse begründet, so daß eine gewisse Hoffnung bestand, sie ganz, wie in Frankfurt a.M. 
und Köln, in die AniSevsität aufgehen zu lassen. Sie wurden während deS KviegeS 
im Sommer in eine Handelshochschule umgewandelt. Die Aahl der Studierenden 

und Hörer betrug bei der Begründung 180, im Sommersemestev i?2Z hatte sie 242 
Studierende, izt Gasthörer und ZO2 Hörer. Trotz dieser günstigen Fahl der Be­
sucher war bereits wiederholt die Weiterfühvung der Handelshochschule infolge der 

finanziellen Krise in Frage gestellt. Auch hiev hat die Stadt die hohe Bedeutung der 
Hochschule für die Pslege der Kultur nach dem KviegSSerlust allen Schwierigkeiten 
Sovangestellt und ohne Hilfe deS Staates, nur mit bescheidener Unterstützung der Kauf­
mannschaft, aus eigener Kraft eS durchgesetzt, die füv den Handel und die Volkswirtschaft 
des Ostens bedeutungSSolle Hochschule zu erhalten und zu sichern.

Die Stadt hat nicht Sersäumt, durch Erleichterungen und gelegentliche Unter­
stützungen die großen, auf historischen Ueberlieferungen ruhenden Gesellschaften: die 
Physikalisch-Ökonomische Gesellschaft, die Königlich Deutsche Gesellschaft, den Verein 
für die Geschichte Son Ost- und Westpreußen, die Altertumsgesellschaft Prussia, die 
OrtSgruppe der Kantgesellschaft, die pädagogische Interessengemeinschaft Königsbergev 
Sehrer, den Goethebund, sowie eine Reihe anderer vornehmer fachwiffenschaftlichev



Bereinigungen, zu erhalten. Sie haben ihr Arbeitsfeld zum Teil den neuen Ver­
hältnissen angepaßt und sich sogar erweitert. Für die Geschichtsforschung erstand im 

Mai 1PLZ in Königsberg die Historische Kommission für ost- und westpreußische 
TandeSfovschung. Ihr erstes Son der Stadt durch Auschuß gefördertes Heft „Alt­
preußische Forschungen" bewies bereits die Fruchtbarkeit der Gründung.

Auch die wissenschaftlichen Sammlungen litten unter der Not der Aeit. Die Stadt­
bibliothek und die Volksbibliotheken haben die Krise nicht leicht überwunden. Es wurden 
erst später und lange, nachdem der Staat bereits zu diesem Mittel gegriffen hatte, Son 
den Benutzern Gebühren erhoben, waS keine hemmende Wirkung auSübte. Die Be­
nutzung der Bibliotheken erfreute sich steigender Aunahme, sie sind Sor der oft drohenden 
Schließung und Sor dem Abbau bewahrt geblieben.

Eine weitere Verheißung für die wissenschaftliche Forschung bedeutet die im Hanuav 
gegründete „KönigSberger Gelehrte Gesellschaft". Sie soll eine freie Vereinigung Son 

Gelehrten bilden, die ohne einen bestimmten Tehrzweig von dem Wunsche und dem 
Bestreben erfüllt ist, in gemeinsamer Arbeit und dauerndem Gedankenaustausch zur 
Förderung und Erweiterung der allgemeinen Wissenschaft und der Forschung beitragen. 
Sie soll eine Akademie deS Ostens werden und sich ihren älteren Vorbildern würdig 

an die Seite stellen. Einen verheißungsvollen Ausblick in die Vergangenheit und Aukunft 
deutscher Geistesarbeit im Osten bot die Gedächtnisfeier für Immanuel Kant. Schon 
im Hahre hatte auf Anregung deS Oberbürgermeisters Dr. Tohmper die Stadt 
alle erreichbaren Gegenstände auS KantS Besitz und WaS sonst an wertvollen Bildern 
und Andenken an Kant zerstreut in Sammlungen der Stadt war, für die Ausstellung 
in einem Kantzimmer Zusammengestellt. Im April 1PL2 wurde daS Kantzimmer in der 
alten AlbertuS-Aniöersität der Öffentlichkeit übergeben. Auch die Frage über die 
Herstellung eines würdigen Grabmals für Kant wurde nach langem mit deutscher 
Gründlichkeit geführten Streite durch den preisgekrönten Entwurf deS KönigSberger 
Professors der Kunstakademie Friedrich Tahrs gelöst, nachdem auf Anregung der



Stadträte Bökenkamp und Raabe die hiesigen dem StinneSkonzern ungehörigen 
Frmen den größten Teil der Kosten gesichert hatten. So gestaltete sich in ernster 
Arbeit und in treuer Gemeinschaft, durch Stadt und Aniöevsität Sorbeveitet, die Er- 
innerungSseier sür Immanuel Kant als eine stolze, erhebende Tat des deutschen Ostens 

würdig und weihevoll. Sie ersüllte die Ausgabe, innerhalb und außerhalb deS Deutschen 
Reiches zu beweisen, daß in den 200 jähren, die seit der Geburt deS großen Welt- 
weisen verflossen sind, die geistigen Kreife der Stadt daS Erbe ihres HevoS zu erwerben 
rastlos bestrebt sind. In diesem Streben durch die unglücklichen nationalen Ereignisse 
der letzten jähre nur bestärkt, ist die Stadt willens, die deutsche Kultur als Grundlage 
der Erneuerung unserer sittlichen Kräfte, der festen Verbindung mit dem Mutterlande 

lebensvoll zu erhalten.







Ärbeitsfüusorge.
Stadtrat Sr. Raabc.

-A^ie Arbeitsfürsorge, deren Durchführung seit Kriegsende im wesentlichen in der 

Hand der Gemeinden liegt, besaßt sich mit der Anterbringung von Arbeitskräften in 
der Wirtschaft und mit der Anterstützung Son arbeitswilligen und arbeitsfähigen Kräften, 
die unöerfchuldet Arbeit zeitweise nicht erhalten können. Ihr dienen die Berufs­
beratung und DehrstellenSermittlung für die neu in das Erwerbsleben eintretenden 
Arbeitskräfte, der Arbeitsnachweis für solche Arbeitnehmer, die ihre bisherigen Arbeits­
stellen Serlafsen und neuen Erwerb suchen, ferner die Evwerbslofenfürsorge, die für die 
Feit der Erwerbslosigkeit Barunterstützung gewährt oder aus deren Mitteln Wert- 
schaffende Arbeit gefördert wird.

Die Arbeitsfürsorge ist nach dem Kriege für die Wirtschaft Son besonderer Wich­
tigkeit geworden, weil die Kontinuität der Wirtschaftsführung unter den ständigen 
Schwankungen der Wirtschaftslage leidet und infolgedessen immer wieder größere Mengen 
Son Arbeitslosen auf den: Markt erscheinen, und weil die sozialen und wirtschaftlichen 
Aufschichtungen Aenderungen in der Warennachfrage und damit auch in der Art des 
ArbeitSbedarfS mit sich gebracht haben. Vor allem Sevlangt aber die Herabminderung 
des Kapitals auch eine größere Sparsamkeit bei der Verwendung Son Arbeitskräften 
in jedem Betriebe. Die dadurch freiwerdenden Arbeitskräfte einer neuen, möglichst 
dauernden und produktiven Beschäftigung zuzuführen, ist die wichtigste positive Auf­
gabe der ArbeitSfüvsorge. Bei der grundlegenden Bedeutung einer geregelten ArbeitS- 
fürsorge für die wirtschaftliche aber auch für die politische Entwickelung ist ihre Durch­
führung nach der Revolution in die Hand Son Behörden gelegt, während fie Sorhev 
im wesentlichen durch einzelne wirtschaftliche Vereinigungen oder durch gewerbsmäßige 

StellenSermittlung erfolgte. Erwerbslosenfürsorge und Berufsberatung fehlten bis 
zum Kriege fast ganz. Eine abschließende Regelung hat daS Arbeitsnachweiswesen



durch daS Gesetz öom ss. 7. tpso erfahren, daS die Errichtung öffentlicher Arbeits­
nachweise versieht. Eine endgültige Regelung der Evwerbslofensürforge, die in der

Form der Versicherung beabsichtigt ist, steht dagegen noch au§.
Für Königsberg ist die Bösung der auS der Arbeitssürsorge sich ergebenden Aus­

gaben nach dem Kriege ganz besonders schwierig geworden. Königsberg ist die Haupt­
stadt einer Agrarprovinz. Bekanntlich vermag die -Landwirtschaft zwar einen Be- 
völkerungSüberschuß hervorzubringen, sie kann ihn aber krast der EntwickelungS- 
bedingungen, die ihr gegeben sind, nicht erhalten. Bei der im ganzen Reich herrschen­
den ständigen Gesahr der Arbeitslosigkeit ist die Wirtschaft des Reiches aber auch 
nicht mehr wie vor dem Kriege in der Tage, den Geburtenüberschuß Ostpreußens, der 

in den jähren fS7o-spto annähernd 7 Million Menschen betrug, im gleichen Maße 
wie vor dem Kriege auszunehmen. Andererseits haben sich die Entwicklungsbedingungen 
der ostpreußischen Industrie durch die verschiedensten Momente gegenüber Vor­
kriegszeiten erheblich verschlechtert. Insbesondere spielen hier die Schwierigkeiten der 
Rohstoffversorgung und die Schlechterstellung in der EisenbahnverkehrSpolitik eine 
nicht zu überschätzende Rolle. Die isolierte Vage Königsbergs erschwert einen Aus­
gleich, wie er zwischen den im Reiche nahe beieinander gelegenen größeren Städten 
möglich ist. Innerhalb der Provinz gibt eS, abgesehen von Elbing, keine Stadt mit 
nennenswerter Industrie, die in der Tage Ware, einen Teil der Königsbergev In­
dustriearbeiter aufzusaugen, und auch der Aebergang von einem Berus in den anderen 
ist durch die Beschränkung aus die eine Stadt wesentlich erschwert. So ist eS erklärlich, 

daß der ArbeitSmarkt in Königsberg seit dem Kriege säst ständig recht schlecht war.
Da die Stadtgemeinde diese Schwierigkeiten SovauSsah, ging sie bereits in den 

letzten KriegSfahren an den Ausbau ihres im jähre ipoo errichteten städtischen Ar­
beitsamtes, das bis zum jähre tp<4 als eine kleine öffentliche Vermittlungsstelle neben 
einer großen Anzahl'sachlicher Arbeitsnachweise der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 

verbände nur in einem sehr beschränkten Amsang tätig war. Die überstürzte Demobil- 



machung stellte ungeheure Anforderungen an daS Arbeitsamt. Am diesen gerecht 
werden zu können, wurde im Jahre ein FentralarbeitSnachweis errichtet, dessen 
Träger der ostpreußische ÄrbeitSnachweisöerband wurde und der die vorhandenen Ar­
beitsnachweise einschließlich deS städtischen in sich aufnahm. Da durch die Einführung 
der Arbeitslosenunterstützung und die Abernahme der Arbeitslosenkontrolle die Stadt 
als Trägerin der Erwerbslosenfürsorge in erster Linie ein Interesse an einer geregelten 
und ersolgreichen VermittlungStätigkeit hatte, um die Fahl der Arbeitslosen auf daS 
denkbar geringste Maß herabzudrüken, übernahm am 1. April die Stadt den 
FentralarbeitSnachweis und vereinigte sämtliche Abteilungen in einem Gebäude.

Im Laufe der folgenden Jahre ist der städtische Arbeitsnachweis durch weitere 
Gliederung in Fachabteilungen sowie durch Schaffung Son Abteilungen für Erwerbs- 
beschränkte und Einrichtung einer Abteilung für Berufsberatung und Lehrstellen- 
Sermittlung mehr und mehr auSgebaut worden. Seit dem Inkrafttreten deS ÄrbeitS- 

nachweiSgesetzcS Som 22. 7. 1^22 führt er den Namen „Öffentlicher Arbeitsnachweis". 
Er umfaßt den Stadtkreis Königsberg. Die Bildung eines gemeinsamen Arbeits­
nachweises mit den Landkreisen Königsberg und Fischhausen ist im Gange. Die Auf­
stellung der Grundsätze süv die Geschäftsführung sowie die Genehmigung deS Haus­
halts und die Durchführung der durch Gesetz und Verordnung dem öffentlichen Ar­

beitsnachweis übertragenen Ausgaben bilden die Aufgabe deS VerwaltungSauSschusseS, 
der auS dem Vorsitzenden und je 6 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeisitzern besteht. 
Als Vorsitzender wirkt ein Mitglied deS Magistrats. Neben dem VerwaltungS- 
auSschuß bestehen iz Fachausschüsse und zwar: Die Fachausschüsse für daS Baugewerbe, 
für daS Holzgewerbe, für daS NahrungS- und Genußmittelgewerbe, für daS Neini- 
gungS- und Bekleidungsgewerbe, für daS Papier- und VervielfältigungSgewerbe, für 
daS Metallgcwerbe, für daS Sattler- und Tapeziergewerbe, für daS Gastwirtsgewerbe, 
für daS Musikergewerbe, für Hausangestellte, sür die Landwirtschaft, für Angelernte, 
Transport- und Fabrikarbeiter und für kaufmännische, technische und Büroangestelltc.



Die Fachausschüsse bestehen ebensalls aus ker gleichen Anzahl öon Arbeitgeber-- unk 

Arbeitnehmerbeifitzevn. Den Vorsitz führt kev Vorsitzenke kes öffentlichen Arbeits­

nachweises. In ken Fachausschüssen Werken Angelegenheiten erlekigt, kie ausschließlich 

kaS jeweilige Fach betreffen. Für kie Geschäftsführung keS öffentlichen Arbeitsnach­

weises ist ein Geschäftsführer bestellt.

Entsprechend) kem engen Fusammenhang ker einzelnen Fweige kev Arbeitssüvsorge, 

nämlich kes Arbeitsnachweises, kev Erwerbslosenfürsorge, kev Berufsberatung unk ker 

Behrstellenöermittlung sink kiese Dienststellen einheitlich zusammengesaßt zu kem 
stäktischen Arbeitsamt. DaS Bestreben geht kahin, kie organisatorische Verschmelzung 

im Hinblick auf einheitliche Abwicklung kev Geschäfte unk größte Sparsamkeit auch 

räumlich möglichst eng zu gestalten. Bereits seit längerer Feit besteht für kie einzelnen 

Dienststellen eine gemeinsame Verwaltungsabteilung unk eine Abteilung für Statistik 

unk Sozialpolitik. Diese Abteilung hat nicht nur kie statistischen Antevlagen über kie 

ArbeitSmarktlage zu beschaffen unk auSzuwerten, sonkern Sov allem im Fusammen- 

Hang mit ker allgemeinen stäktischen Wirtschaftspolitik kas Augenmerk auf Schaffung 

neuer Beschäftigungsmöglichkeiten zu richten. Ihr obliegt kie Pflege ker Fusammen- 

arbeit mit ken Berufsöevbänken, ker Arbeitgeberschaft unk ken staatlichen sozial­

politischen Behörken. Durch Veröffentlichungen in ker Presse regt sie kas Interesse 
kev Bevölkerung füv ken Arbeitsnachweis an unk gibt Aufschluß über sozialpolitische 

Fragen. Sie führt kie Aufsicht über kie gewerbsmäßige Stellenvermittlung unk be­

arbeitet kie Genehmigungen zur Beschäftigung Son Auslänkern. Durch kas mit kev 

Neuregelung kev Arbeitszeitbestimmungen unk kes Schlichtungswesens Serbunkene 

Anwachsen kev Arbeitsstreitigkeiten ist in ken letzten Monaten kie Ausgabe, kiese 

AvbeitSstreitigkeiten statistisch zu erfassen, erheblich angewachsen, zumal kie praktische 

Durchführung Kiefer gesetzlichen Bestimmungen erfahrungsgemäß mit ken größten 

Schwierigkeiten verknüpft ist.



Der Arbeitsnachweis selbst ist in verschiedene Unterabteilungen gegliedert und 

zwar:

1. Abteilungen sür männliche Personen:

a) Abteilung für daS Bau- und Holzgewerbe und die Industrie der Steine und 
d>) „ „ Erden, daS Metallgewerbe sür Maschinisten und Heizer, Sattler

und Tapezierer,

c) „ „ daS Nahrungsmittel- und Genußmittel-, BekleidungS- und Nei-

nigungSgewerbe und das Vervielfältigungsgewerbe,
<P „ „ die Tandwirtschaft, Gärtner und Gavtenarbeitev und für Hugend-

liche,
e) „ „ das Gastwirts- und Musikergewerbe,

l) „ „ Kriegsbeschädigte und Evwevbsbeschränkte,
P „ „ Angelernte, Transportarbeiter und Fabrikarbeiter.

2. Abteilungen für weibliche Personen:

P Abteilung sür HauS- und Küchenpersonal,

d>) „ „ TageShauSpersonal,
c) „ „ Tandwirtfchaft und Gartenarbeiterinnen, sowie Blumenbinde­

rinnen,
ci) „ „ daS Gastwirtsgewerbe,

e) „ „ gewerbliche gelernte und ungelernte Arbeiterinnen,
s) „ „ Erwevbsbeschränkte,

g) „ „ HauSnähterinnen und Heimarbeiterinnen in Verbindung mit

einer Nähstube und einer NähvcrteilungSstelle.

z. He eine Abteilung für männliches und weibliches kaufmännisches, tech­

nisches und Büropersonal.



Aber die 
Auskunft:

VevmittlungStätigkeit

Arbeitsuchende

deS Arbeitsnachweises gibt folgende Statistik

offene Stellen bejetzte Stellen

12 800 1O 600 9100
58 500 49 000 40 400

1920 57 6Z9 29 985 24191
1921 53^99 Z2LZ4 25069

1P22 47597 Z7 298 27 420

57747 28344 21762

Die AuShilsSstellen sind bei diesen Fahlen nicht berücksichtigt. Welche Bedeutung 

die Aushilfsarbeit für die Wirtschaft Königsbergs hat, erhellt daraus, daß ün Fahre 
5923 nicht weniger als 17388 Aushilfen vermittelt sind. Sie fallen in der Hauptsache 
in die Abteilungen Musikgewerbe, Gastwirtschaft, TageShauSpersonal und ungelernte 
Arbeiter.

Die Arbeitsvermittlung erfolgt füv Arbeitnehmer wie füv Arbeitgeber unentgelt­
lich und zwar unparteiisch und ohne Rücksicht auf die Augehövigkeit zu einer politischen 
oder wirtschaftlichen Vereinigung. Selbstverständlich sind die AvbeitSöermittlev, die in 
der Regel in den einzelnen Fachabteilungen aus dem entsprechenden Fach stammen, 
bestrebt, dahin zu wirken, daß freie Stellen durch möglichst geeignete Arbeitskräfte be­
setzt werden, wobei einerseits die besonderen Verhältnisse der freien Arbeitsplätze, an­

dererseits die berufliche und körperliche Eignung, sowie die persönlichen und Familien- 
Serhältnifse und die Dauer der Arbeitslosigkeit deS BewevbevS berücksichtigt werden. 
Die VevmittlungStätigkeit wird in folgender Weise auSgeführt: Füv jeden Arbeit­
geber, der einen Auftrag wegen Auweifung Son Arbeitskräften erteilt, sowie füv jeden 
Arbeitsuchenden wird eine besondere Karte angelegt. Diese Arbeitgeber- und Avbeit- 
nehmerkarten werden solange in der sogenannten „laufenden" Kartei geführt, bis sie



eine entsprechende Erledigung gefunden haben, d. h. also, bis der Arbeitgeber Arbeits­
kräfte und der Arbeitnehmer Arbeit zugewiesen erhalten haben. Nach Erledigung 
kommen die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerkarten in die sogenannte „ruhende" Kartei. 
Der Arbeitsnachweis vermittelt Arbeitnehmer, soweit ein Tarifvertrag besteht, Zu den 
tariflichen Bedingungen. Bei AvbeitSkämpfen verhält er sich neutral. Die Arbeit­
geber sind verpflichtet, bei Ausbruch und Beendigung eines AuSstandes oder einer 
Aussperrung dem Arbeitsnachweis schriftlich Anzeige zu machen. Eine Arbeits­
vermittlung erfolgt in diesen Fallen nur, wenn dev Arbeitsuchende öom AuSstand oder 
Aussperrung Kenntnis erhalten hat und die Vermittlung trotzdem verlangt.

Besondere Bedeutung hat die Zwischenörtliche Arbeitsvermittlung unter Mit­
wirkung dev Zuständigen Sandesarbeitsämter. In der Provinz gab vor allen: der 
Ausbau deS Gstpveußenwerks und Deicharbeit im Memeldelta einer großen Anzahl 
Erwerbsloser länger dauernde Beschäftigung. In den Erntemonaten ist die Ver­
mittlung städtischer Erwerbsloser zu Erntearbeitern Son recht erheblicher Bedeutung, 
zumal die Regierung gegen die Verwendung ausländischer Saisonarbeiter recht strenge 
Maßnahmen getroffen hat. Im Herbst gibt die Tätigkeit bei dev Kartoffelernte einer 
größeren Anzahl Son Erwerbslosen, aber auch sonst nicht erwerbstätigen Frauen er­
wünschte Gelegenheit, sich mit Kartoffeln zu Sevsorgen. Im laufenden Jahre ist mit 
gutem Erfolg eine recht erhebliche Fahl schulentlassener Hugendlicher in sogenannte 
Hütestellen zu Bauern auf daS Sand öermittelt.

Eng an die Aufgabe, neue Arbeitsgelegenheiten zu schassen, schließt sich die pvo- 
duktiSe Erwerbslosensürsovge. Bereits im September ipso wurde zu ihrer Durch­
führung eine Fentvalstelle beim öffentlichen Arbeitsnachweis geschaffen, deren wesent­
lichste Aufgabe die Fuweisung und Kontrolle der bei den Notstandsarbeiten zu be­
schäftigenden Arbeitnehmer war, und die weiterhin die große Fahl Son Pviöatunter- 
nehmungen, SiedlungSgesellschaften und Behörden, die Notstandsarbeiten mit Fu° 
schüffen auS Mitteln dev produktiSen Evwevbslosenfüvsorge ausführten, über die ständig



wechselnden Bestimmungen zu unterrichten hatten. Seit Beendigung deS KriegeS 
sind bisher etwa soo Maßnahmen sür Rotstandsarbeiten ausgesühvt worden. Sie 
bestehen im wesentlichen auS EntfestigungSavbeiten, Straßenbau, KanalisationSavbeiten, 
Gebäudevepavaturen, Hafenarbeiten, Anlage Son Schrebergärten usw.

Die produktiöe Evwerbslosenfürsovge hat neuerdings durch Bestimmungen der 
Ermächtigungsgesetze tiefgreifende Amgestaltung erfahren. Abgesehen Son der Pflicht- 
arbeit, die durch die Verhinderung des völligen Brachliegens wertvoller Arbeitskräfte 
der unterstützenden Erwevbslosenfürsorge grundsätzlich produktiven Eharakter gegeben 
hat, kann die Erwerbslosigkeit mit den Mitteln der produktiven Erwerbslosenfüvsorge 
mittelbar auf zweifache Weife bekämpft werden. Funächst besteht die Möglichkeit, an 
Erwevbsuntevnehmungen, die stilliegen, Darlehen und an gemeinnützige der Waren­
erzeugung dienende Anternehmungen zwecks Aufnahme des BetriebeS Fuschüsse zu 
gewähren. Die Bewilligung, die durch die Gemeinde erfolgt, ist an recht scharfe Be­
dingungen geknüpft. Wichtiger ist daher die zweite Möglichkeit, die Inangriffnahme 
öffentlicher Rotstandsarbeiten, die sich in große und kleine Rotstandsarbeiten gliedern. 
Sie müssen volkswirtschaftlich wertvoll sein. Die kleinen Rotstandsarbeiten, deren 
Forderung Son der Gemeinde mit Fustimmung deS Verwaltungsausschusses Zuerkannt 
wird, und deren Träger in der Regel Körperschaften deS öffentlichen Rechts find, 
werden ausschließlich in Höhe der Anterstützungsbeträge zuzüglich gewisser Fuschläge 
und Prämien, die die RotstandSavbeitev erhalten, gefördert. Die großen Rotstands­
arbeiten erhalten weitergehende Forderung, die auch der Beschämung deS Materials 
dient,- sie kommen aber nur für die ganz besonders schweren Krisen deS AvbeitsmavktcS 

in Betracht. In Königsberg sind einige kleine Rotstandsarbeiten mit gewissem Erfolg 
durchgefühvt worden.

AuS Mitteln der produktiven Erwerbslosenfüvforge konnten mit gutem Erfolg 
auch Amschulungskuvse eingerichtet werden, insbesondere Amschulung Son Bauhilfs­
arbeitern zu Bauhandwerkern, Son kaufmännischen männlichen und weiblichen Ange-



stellten in Handels- und Buchführungsfächern, Maschinenschreiben, Stenographie. 
Sehr gut bewährt haben sich Sor allem die Ausbildungslehrgänge sür HauSnähterinnen, 
Ausbesserungen, Wäschenähterinnen und Plätterinnen, die durch Umschulung oder 
Vervollkommnung der ost mangelhaften Ausbildung der erwerbslosen weiblichen Per­
sonen neue Erwerbsmöglichkeiten schufen. Mit diesen Kursen steht in Verbindung 
eine im Hahre eingerichtete Nähstube mit NähSerteilungsstelle, in der behördliche 
und private Aufträge und Reparaturen, entweder durch die Nähstube oder durch ar­
beitsuchende Heimarbeiterinnen erledigt werden. Feitweise sind bis zu So Heimarbeite­
rinnen auf diese Weise laufend mit Arbeit versorgt worden.

Fiel deS Arbeitsnachweises ist eS demnach, wenn irgend möglich, jedem Arbeit­
suchenden eine geeignete Arbeitsstelle nachzuweisen und bei Uberfüllung deS eigenen 
BevuseS ihn: durch Umschulung eine neue dauernde Arbeitsstelle zu verschaffen. Erst 
wenn diese Bemühungen ohne Erfolg bleiben, tritt die Erwerbslosenfürsorge in ihr 
Recht. Ihr Fiel ist, den unverschuldet durch die Folgen deS Krieges erwerbslos ge­

wordenen arbeitSsähigen und arbeitswilligen Personen im Falle ihrer Bedürftigkeit 
zur Abwendung der Notlage eine angemessene Unterstützung zu gewähren. Aus­
geschlossen Son der Erwerbslosenfürsorge sind neuerdings grundsätzlich die freien Berufe 

und Personen unter 18 Hahren. Hedev, der die Erwevbslosensürsorge in Anspruch 
nehmen will, muß sich zunächst aus dem städtischen Arbeitsnachweis melden und als 
Arbeitsuchender eintragen lassen. Kann ihm eine geeignete Arbeit nicht nachgewiesen 
werden so stellt er bei der Geschäftsstelle für Erwevbslosensürsorge unter Vorlegung 
der ihm Som Arbeitsnachweis auSgesertigten Kontrollkarte einen UnterstützungSantrag, 
über den der Vorsitzende des Verwaltungsausschufses entscheidet. Gegen dessen Be­
scheid steht dem Erwerbslosen die Beschwerde an den VerwaltungSausschuß des öffent­
lichen Arbeitsnachweises zu, der endgültig entscheidet.

Die Unterstützung wird erst nach Ablauf einer Wartezeit gewährt und nachträglich 
wöchentlich ausgezahlt. Bedingung hierfür ist, daß der Unterstützungsempfänger in



ker abgelaufenen Wartezeit regelmäßig ken Arbeitsnachweis aufgesucht unk seine Kon­
trollkarte persönlich zur Abstempelung Sorgelegt hat, ferner kie Ableistung kev Pflicht- 
arbeit. Der unterstützte Erwerbslose ist verpflichtet, seke ihm angeborene Arbeit, kie 
ihm nach seinem körperlichen Austank zugemutet Werken kann, anzunehmen, ankeren- 
falls ihm kie Antevstützung entzogen wirk. Bei Aweifelsfällen entscheiket kev kem 
Arbeitsnachweis zur Verfügung stehenke Vertrauensarzt.

Die AnterstützungSsätze bestehen auS Beiträgen füv ken Erwerbslosen selbst, kie 
nach Älter unk Geschlecht gestaffelt sink unk auS Ken Familienzuschlägen füv Ehefrau, 
Kinkev unk sonstige untevstützungsberechtigte Angehörige. Grundsätzlich Kars kie Antev- 
stützung nicht über 26 Wochen gezahlt Werken.

Neben ken gänzlich erwerbslosen Personen konnten bisher auch solche Arbeit­
nehmer Anterstützung erhalten, kie wegen Einschränkung keS Betriebes verkürzte 
Arbeit unk kakurch Bohnausfälle hatten. Sie erhielten fe nach kev Dauer ker Ar­
beitszeit ken teilweisen oker ganzen BohnauSfall Son kev Fürsorge füv „Kurzarbeiter- 
Unterstützung". Diese Form kev Antevstützung wuvke hauptsächlich im Sommev 192z 
sehv stavk in Anspruch genommen, als kie Mehrzahl kev Betriebe infolge kev Ent- 
wevtung kev Mark nicht mehr in Sollen: Amfange zu arbeiten in ker Tage wav, ist 
abev füv Preußen seit kem 1. April IP24 außer Wirksamkeit getreten.

Nach ker Verovknung über kie Erwerbslosenfürsorge in ker Neufassung Som 
16. Februar 1^24 ist kie Aahlung ker Anterstützung Son einer Arbeitsleistung ab­
hängig zu machen. Die Erwerbslosen Werken kahev auf Beschluß keS VerwaltungS- 
ausschusfeS auch in Königsberg mit gemeinnützigen Arbeiten beschäftigt. Die Arbeits­
zeit betrug zwischen 2 unk z Stunken täglich. Aue Aeit Werken kie unterstützten Er­
werbslosen kerart beschäftigt, kaß sie einen über ken ankeren Tag 5 Stunken gemein­
nützige Arbeit zu leisten haben. Als gemeinnützige Arbeiten Werken alle kiefenigen 
Arbeiten angesehen, füv kie wegen kev schlechten finanziellen Tage Etatsmittel nicht 
bereitstehen unk kie kem allgemeinen Nutzen Kienen. Hierzu gehören insbesonkere



Erdarbeiten für die Park- und Gartcnverwaltung, Anlage Son Sportplätzen, Straßen- 
säuberungSarbeiten, Schneeschippen, PlanierungSarbeiten, Fiegelsteinputzen, Straßen- 
steinklopsen. Bis zum Oktober 7P2Z crsolgte die Ausbringung der Mittel der Er- 
werbslosenfüvforge durch Fuschüffe Son Reich, Staat und Gemeinden anteilmäßig. 
Seit der Neuregelung sind die Mittel der Erwerbslosensüvforge durch Beiträge von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, sowie durch Fuschüffe der Gemeinden auszubringen. 
Die Beiträge betragen in Königsberg z S. H. deS GrundlohneS der versicherungS- 
pslichtigen Arbeitnehmer. Ein Neuntel von dem Auskommen dieser Beiträge hat die 
Gemeinde als Fuschuß zu leisten. Sofern die hiernach aufgebrachten Mittel die An­
sprüche nicht ganz besviedigen, werden Beihilsen von Reich und Band je zur Hälfte 
geleistet. In Königsberg sind im Monat November */z der gesamten Ankosten durch 
den Gemeindezuschuß und die Krankenkaffenbeiträge gedeckt, */z durch Fuschüffe von 
Reich und Band. In der Folgezeit ist daS Verhältnis günstiger geworden, so daß sür den 
Monat März Fuschüffe Som Reich und Band nicht mehr in Anspruch genommen wurden. 
Aber die Fahl der jeweilig unterstützten Erwerbslosen gibt folgende Tabelle Auskunft:

HauptunterstützungSempfänger
FuschlagS- 

EmpfängerMonatsende LolicrwerbsloS 
männlich f weiblich

Kürzn 
männlich

rbeiter 
weiblich

Januar 7p2o 2753 75S — — 276z
Juli „ 2bZZ Sz6 - — 2Z95
Januar 7p27 47S9 2067 299 14z 5493
Juli „ LZZZ 125z B9 339 Z070
Januar 7P22 3555 636 756 90 535-
Juli „ 51 42 — - 72)
Januar 792z 2275 764 - - Z277
juli „ 666 ZS 22O 668
Januar 7P24 4265 lpi Sz 6490



Regelmäßig bringt der Winter in Königsberg eine sehr starke Steigerung in der 
Fahl der Anterstützungsbedürstigen und zwar auch im Verhältnis zu anderen Orten deS 
Reiches. Dies liegt zum wesentlichen Teil daran, daß der Anteil derjenigen Beruft, 
die im Winter regelmäßig eine größere Arbeitslosigkeit aufzuweisen haben, also der 
Bau-, Erd-, Hasen- und Transportarbeiter, an der Gesamtzahl der arbeitenden Be- 
Sölkerung in Königsberg ein wesentlich größerer ist, als in anderen Städten deS Reiches. 
Verschärft wird die Arbeitslosigkeit dieser Beruft noch durch den harten ostpreußischen 
Winter.

Künftige Arbeitslosigkeit läßt sich im weiten Amsange Serhindern, wenn die in daS 
Erwerbsleben eintretenden Schüler Son vornherein Berufen zugeführt werden, die 
ihnen einen dauernden Erwerb sichern. Mit der Lösung dieser präventiven Arbeit 
hat eS die Berussberaturg und Lehrstellenvermittlung zu tun. Ihre Aufgaben gehen 
nach drei Richtungen. Die Berufsberatung soll den in das Erwerbsleben eintretenden 

Schülern einen ihrer Individualität entsprechenden Beruf zuweisen, wobei die Erfor­
schung der Individualität einmal Ausgabe der Schule ist, sodann im Wege der Eignungs­
prüfung die der Psychologen. Die Berufsberatung soll ferner den einzelnen Gewerben 
den von diesen gewünschten Nachwuchs zuweisen. Ihre wichtigste Aufgabe ist schließlich, 
die in daS Erwerbsleben eintretenden Schüler in die Volkswirtschaft derart einzuordnen 
wie eS deren jeweiligem Stand am besten entspricht. Der einzelne muß sich mit seinen 
besonderen Wünschen und Eignungen dem großen Ganzen unterordnen. Erfahrungs­

gemäß ist diese Anterordnung des Einzelnen unter volkswirtschaftliche Gesichtspunkte 
garnicht so schwierig. Abgesehen von einer SevschwindendenAnzahlgeistigbesonderSbegabter 
Menschen, die sich zu einem ganz bestimmten Berufe berufen fühlen, und auch nur 
in diesem Nennenswertes leisten, ist die Mehrzahl der Menschen durchaus zur Aus­
füllung der verschiedensten Berufe geeignet. Es kommt hinzu, daß in der Gegenwart 
der Einzelne, durch die Angunst der wirtschaftlichen Lage gezwungen, nicht fo sehr da­
nach strebt, gerade die ihm am besten passenden Berufe zu ergreifen, sondern daß ihm viel-



mehr daran liegen muß, in einen Beruf zu treten, der ihm einen auskömmlichen Erwerb 
sichert. Hier kommt dem Einzelnen, dem bei der ungeheuren Kompliziertheit des Wirt­
schaftslebens die Kenntnis über die Sage der einzelnen ErwerbSzweige fehlt, die 
Berufsberatung zugute. Sie gibt den in daS Erwerbsleben Eintretenden diejenige 
Kenntnis deS Wirtschaftslebens, die ihm eine nicht auf Anfälligkeiten beruhende Ent­
scheidung ermöglicht.

Auch die Sehrstellenöevmittlung ist in den Kreis der ArbeitSsüvsorge einzubeziehen 
und unbeeinflußt Son einseitiger BerufSpolitik durch eine unparteiische, gemeinnützige 
Einrichtung durchzusühren. Da nur die Arbeitsämter in der Sage sind, den Überblick 
über daS ganze Gebiet deSWirtschaftslebens und durch dauernde Beobachtung die Kennt­
nisse der Veränderung der Wirtschaftslage zu gewährleisten, war die Berufsberatung 
gleichfalls dem össentlichen Arbeitsnachweis anzugliedern, wobei allerdings auf engste Au- 
sammenarbeit mit den einzelnen Berufsständen, denen naturgemäß eine wesentlich 
bessere Kenntnis ihres eigenen BevufeS zur Verfügung steht, nicht verzichtet wird. 
Als Grundlage für die Feststellung der Berufseignung wurden Formulare eingefühvt, 
die füv jeden zur Entlassung kommenden Schülev der Volks- und Mittelschulen öon 
der Schule bei der Berufsberatung abzugeben sind. Sie enthalten neben den Personalien 
und Bevufswünschen der Schülev einen Auszug aus dem letzten Schulzeugnis, Be­
obachtungen des Sehvers, die für die Berufswahl öon Wichtigkeit sein können und daS 
Ergebnis der schulärztlichen Untersuchung. Für die praktische Beratung werden diese 
Angaben durch psychologische Eignungsprüfungen ergänzt. Oefsentliche Verträge für 
die Schüler der verschiedenen Schulgattungen, z. T. öon erfahrenen Berufsöevtretern 
gehalten, orientieren die Jugend allgemein über daS Berufsleben. Ein berufskundlicheS 
Archiö ermöglicht es, insbesondere den Schülern höherer Sehranstalten zuverlässige 
Auskunft über den jeweiligen Stand der Berufslaufbahn zu geben. Neben der 
Beratung wurde auf die Unterbringung der jungen Seute in geeignete Sehr- und 
Anfangsstellen daS Hauptgewicht gelegt. In der Aeit öon 1920 bis Ende 192z haben



140OO Rat erhalten. Von den gemeldeten 4600 Sehrstcllen wurden 60^/0 als besetzt 
gebricht.

Die ArbeitSfürsorge ist ein Teil der Sozialpolitik. Man spricht heute Sielfach 
Son der Notwendigkeit eines Abbaues der Sielfachen sozialen Einrichtungen, die die 
letzten Hahre unS gebracht haben. And Wohl auch mit Recht. Großzügige Sozial­
politik erfordert ungeheure Mittel, die dem Serarmten deutschen Volke nicht zur Ver­
fügung stehen, und doch soll man an der ArbeitSfürsorge durch die Arbeitsämter nicht 
rütteln,- denn hier wird Arbeit geleistet, die die andere Sozialpolitik zum wesentlichen 
Teil unnötig macht. Gelingt eS, die planmäßige Bewirtschaftung dev Arbeitskräfte 
soweit durchzuführen, daß die überwiegende Mehrzahl dev BeSölkerung ihren festen 
Arbeitsplatz hat, dann baut sich schließlich die ArbeitSfürsorge im Maße der Erfüllung 
ihrer Aufgaben selbst ab. Solange aber die Anruhe auf dem ArbeitSmarkt noch in 
dem derzeitigen Amfange hervfcht, können die Kommunen auS wirtschaftlichen und 
politischen Gründen auf diesen Regulator und sein möglichst reibungsloses Arbeiten 
nicht Sevzichten.



V Staktrat Or. Hofsmann unk Staktmekizinalrat Or. FankoÄSki.

öffentliche Wohlfahrtspflege war in Königsberg seit den achtziger Fahren deS 
Vorigen FahrhundertS nach dem Elberfeldev System organisiert, daS unter der Leitung 
der Avmendirektion eine umfassende Verwendung ehrenamtlicher Kräfte gestattete und 
erforderte. Durch dieses System war die Möglichkeit gegeben, die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse der Bedürftigen genauer festzustellen und damit auch die tieferen Avsachen deS 
Notstandes zu erforschen. Eine große Anzahl Von Bürgern, die die nötige Feit und 

die ersordevliche soziale Einsicht mitbrachten, war zur Übernahme dieser Ehrenämter 

geöü und sreudig bereit. Auch die Arbeitskraft eines erheblichen Teils der unbesoldeten 

Stadträte wurde für die Fwecke deSWohlfahrtSamtS Verwertet, indem unter derLeitung 

deS hauptamtlichen Dezernenten mehrere Teildezernate gebildet wurden. Die Verhältnis­

mäßig geringe Fahl Von laufend unterstützten Personen Von Z-400O zusammen mit 

den dauernd stabilen Verhältnissen erlaubte eS den Dezernenten, sich mit jedem Einzelfalle 

persönlich zu beschäftigen. Diesem Vorteil stand andererseits der Nachteil gegenüber, 

daß durch daS Nebeneinander mehrerer Dezernenten sowohl in der offenen Fürsorge 

als auch bei der Verwaltung der einzelnen WohlfahvtSanstalten Viel unnützige Doppel­

arbeit geleistet wurde und starke Angleichmäßigkeiten in der Ausübung der Fürsorge 

zutage traten. Da die Arbeit der Bürobeamtenschast gegenüber derjenigen der Dezer­

nenten stark in den Hintergrund trat, so war die Anschauung aufgekommen, daß für daS 

Wohlfahrtsamt alle diejenigen Beamten noch gut genug seien, welche Von anderen 

städtischen Dienststellen wegen geringer Leistungen abgestoßen wurden. Äußer einer 

beschränkten Fahl Son tüchtigen Arbeitskräften, die unter dieser Entwicklung schwer 

litten, sammelten sich bei der Armendirektion die unzulänglichsten Teile der städtischen 

Beamtenschaft.



Die Erfahrungen bei der auf dem Elbevfelder System aufgebauten individuellen Für­

sorge führten schon Zu Anfang des Jahrhunderts zu der weiteren Erkenntnis, daß die 
wirtschaftlichen Notstände in Sielen Fällen auf allgemeine Volkskrankheiten als Ursache zu- 
rückzuführen sind. Dementsprechend wurde in derzeit bis zum Kriegsbeginn die Gesund­
heitspflege immer stärker mit in den Vordergrund der öffentlichen Fürforgebestrebungen 
gestellt. Man ging Son der richtigen Erkenntnis auS, daß eine planmäßige, die Gesundheit 
fördernde Wohlfahrtspflege nicht nur dem allgemeinen Volksganzen durch Entwicklung 
eines gefunden Geschlechtes zugute kam, sondern auch mit der Feit eine wesentliche Ent­
lastung der städtischen Ausgaben für öffentliche Unterstützungen bringen müsse, weil sie 
die Sielfachen Ursachen späterer Notlage Son Grund auS beseitige. Äls Förderer dieser 
Bestrebungen in Königsberg ist neben dem damaligen Dezernenten der Ärmendirektion, 
Stadtrat Nosenstock, in erster Tinie der Kreisassistenzarzt Dr. Äscher zu nennen. 
Den Änvegungen dieser beiden INännev ist eS zu danken, daß die armenärztliche Ver­
sorgung der Kranken entsprechend der Entwicklung der sozialpolitischen Änschauung und 
der medizinischen Wissenschaft ausgebaut wurde. Die städtische Krankenanstalt wurde 
in einem erheblich höheren Umfange in den Dienst der bedürftigen Kranken gestellt, 
während sie früher mehr den Ghavakter eines SiechenhauseS gehabt hatte. Es folgte 
eine durchgreifende Umgestaltung in der Wasserversorgung und Äbwäsferbeseitigung, 
welche ebenso wie der Erlaß sozial-hygienisch beeinflußter Bauordnungen daS ToS breiter 
notleidender Bevölkerungsdichten erleichterte. Äuch bei dem Bau von Schulgebäuden 
traten ähnliche Gesichtspunkte immer stärker in Erscheinung. Fum Fwccke der Bekämpfung 
der Tuberkulose errichtete ein hierfür geschaffener Verein im Hahre 1PO5 die Fürsorge- 
stelle sür Tungenkranke und Tuberkulose und förderte im Einvernehmen mit der 
TandeSSerficherungSanstalt die Schaffung von Tungenhcilstätten in der Provinz. Dem 
Älkoholelend suchte die 1^07 von ÄniöersitätSprofefsor Dr.Puppe insTeben gerufene 
ÄlkoholwohlfahrtSstelle zu steuern. Eine planmäßige SäuglingSfürforgestelle wurde inS 
Teben gerufen, indem Kinderärzte in städtischen Schulräumen die Haltekinder mit ihren



Fiehmüttern zu sogenannten Wiegestunden heranzogen und ihnen hierbei zweck­
entsprechende Belehrungen erteilten.

Mevhaupt trat die Fürsorge sür die jüngste und Heranwachsende jugend immer 
stärker in den Vordergrund. Die BevufSöormundschast wurde trotz deS anfäng­
lichen starren Widerspruchs deS SevichtS eingesührt, der Fürsorgeerziehung besondere 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt zugewendet. Auch die Frau wurde zur Mitwirkung bei 
der öffentlichen Wohlfahrtspflege gewonnen und trug wesentlich zu deren Belebung und 

Bereicherung bei.
Für die Bedürfnisse der AnstaltSpflege standen vor dem Kriege daS SiechenhauS, 

daS in der Hauptsache auS Stiftungen Königsbergev Bürge« errichtet ist, und daS alte 
Armenhaus zur Versügung. Da dieses mit seiner primitiven Einrichtung und seinem 

geringen Fassungsvermögen bei weitem nicht mehr den Ansprüchen gewachsen war, hatte 
die Stadt daS neue Alters- und Pflegeheim in Nothenstein errichtet, daS gerade bei 
Kriegsausbruch feiner Bestimmung übevgcben werden sollte.

Für die Fwecke eines Genesungsheimes hatte hochherziger Bürgersinn in der 
Kaiser-Wilhelm-Heimstätte in juditten eine vorbildliche Stätte geschaffen. Die 
Krönung dieser AnstaltSsürsorge stellte daS Kaiser-Wilhelm-WohlsahrtShauS dar, in 
welchem eine Krippe, ein jugendheim, ein alkoholfreies SpeisehauS und ähnliche Wohl- 
fahvtSeinrichtungen nebeneinander ein zweckentsprechendes Anterkommen fanden.

DaS war der Stand der öffentlichen WohlfahvSpflege in Königsberg, als der Krieg 
auSbvauch. Er machte durch hoffnungsvolle Entwicklungen einen jähen Strich. DaS 
neu errichtete Alters- und Pflegeheim und die Kaisev-Wilhelm-Heimstätte wurden 
für militärische Fwecke beschlagnahmt und ihrer eigentlichen Bestimmung entzogen. Die 
Tätigkeit der öffentlichen Fürsorge mußte aus die Weitersührung ihre« vorbeugen­
den Einzelmaßnahmen, die den allgemeinen Notständen immer wirkungsvoller zu 
Beibe gingen, verzichten und sich in der Hauptsache den durch den Krieg heröor- 
gevusenen neuen Bedürfnissen zuwenden. Die KriegSsamilien-Anterstützung, die



Kriegsbeschädigten-- und Hinterbliebenenfürsorge traten mit ihren Massenevscheinungen in 
denVordergvund. Die immer ausgedehnteren Ernährungsschwierigkeiten der Bevölkerung 
forderten besondere Einrichtungen der Wohlfahrtspflege. Neben den bestehenden Volks­
küchen mußten in den verschiedensten Stadtteilen große KviegSküchen betrieben werden. 

Diese durch den Krieg hervorgerufene Notlage wurde im ersten KviegSsahre in Königs­
berg noch verschärft durch seine Lage im Operationsgebiet und daS Schicksal der Provinz 
in den ersten KriegSmonaten. Die Fürsorge sür die massenhaft in die Stadt strömenden 
Flüchtlinge und die später zurükssutenden Rückwanderer nahmen einen ungewöhnlichen 
Amsang an. Die Durchführung dieser städtischen Fürsorgemaßnahmen wurde dadurch 
besonders erschwert, daß die hierzu erforderlichen ehrenamtlichen Kräfte durch die Ver­
pflegung der durchmaschievenden Truppen und die Pflege der in so Lazaretten unter- 
gebrachten Verwundeten stark in Anspruch genommen und dadurch dem Wohlfahrtsamt 

entzogen waren.
Au diesen Aufgaben gesellten sich nach dem Kriege alle diejenigen Maßnahmen, 

die Son Reich und Staat den Gemeinden übertragen wurden, um die unglücklichen 

Opser der NachkriegSentwicklung, Klein- und Sozialrentner, Sor dem Äußersten zu 
bewahren. Die ungeheure Verelendung unserer Königsberger Bevölkerung durch den 

Krieg und seine Folgen wird klar, wenn man berücksichtigt, daß vor dem Kriege, wie 
oben bereits erwähnt, nur etwa z—4000 Personen laufende öffentliche Antevstützungen 
erhielten, während nach dem Kriege aus öffentlichen Mitteln etwa so—25000 Per­
sonen unterstützt und etwa die gleiche Anzahl durch einmalige Antevftützungen in irgend 
einer Form durch daS städtische Wohlfahrtsamt bedacht wurden.

Au diesem Personenkreis, der sich nach Beendigung des KriegeS als laufend unter­
stützungsbedürftig ergab, gehörten ca. pooo Kriegsbeschädigte, KriegSwitwen und -Waisen, 
7500 Sozial-, über 4000 Kleinrentner und 2000 ArmenunterstüßungSempfängev.

Die im Verhältnis zu anderen Städten außergewöhnlich große Aahl von Klein­
rentnern ist auf den Amstand zurückzuführen, daß Königsberg von jeher in besonders



starkem Amfange als Rentnevstadt gedient hatte, in dev ehemalige Gewerbetreibende, 

Sandwirte, Beamte und deren weibliche Angehörige auS der ganzen Proöinz sich einen 
behaglichen SebenSabend versprochen hatten.

E§ ist klar, daß der Versuch, diesen Maffenevscheinungen deSElends entgegenzutveten, 
zu einer Schematisievung und Bürokvatisievung dev Arbeit deS Wohlfahrtsamts führen 
mußte. Die bis dahin bei dev städtischen Avmenöerwaltung ehrenamtlich tätigen Kräfte 

reichten bei weitem nicht auS, um die wirtschaftlichen Verhältnisse sedeS einzelnen An­
tragstellers festzustellen, zumal da die große Mehrzahl dieser Ehrenbeamten zu der 

Gruppe der Kleinrentner gehörte, die, ihres sicheren EinkommenS beraubt, nunmehr 
selbst unterstützt werden oder ihre ganze Feit und Kraft der Erhaltung ihrer 

eigenen WirtschaftSexistenz widmen mußten. Die Haupt- und ehrenamtlichen Dezer­
nenten mußten gleichfalls daöon Abstand nehmen, sich wie früher sedeS einzelnen Falles 
anzunehmen, und das Schwergewicht lag nun beim Büro, dessen Beamtenzahl sich öon 

Monat zu Monat vermehrte. Damit wuchs die selbständige Verantwortung der Be­
amtenschaft des Wohlfahrtsamts in einem früher nie gekannten Maße, fo daß eS er­

forderlich war, wesentliche organisatorische und personelle Änderungen Sorzunehmen. 
Funächst mußten die zahlreichen unzulänglichen Kräste der früheren Feit verschwinden 
und durch die besten Kräfte ersetzt werden, die die städtische Verwaltung überhaupt 

stellen konnte. Sodann galt eS, die bisherige Fentralisierung dahin zu ändern, daß eine 
Reihe öon gehobenen Beamten mit dev selbständigen Seitung dev einzelnen Abteilungen 
betraut wurde. Fu diesem Fwecke wurden für die Ärmen-Fürforge zwei selbständige 
Abteilungen geschaffen, denen je eine weitere Abteilung für die Klein- und Sozial­
rentner zur Seite traten.

Die Gefahr, daß durch solche Dezentralisierung der Fusammenhang zwischen den 
einzelnen selbständig arbeitenden Abteilungen verloren ging, wurde dadurch vermieden, 
daß die große Menge der Teildezernate beseitigt und die gesamte wirtschaftliche Fürsorge 
grundsätzlich einem Dezernenten unterstellt wurde. Regelmäßige Besprechungen dieses



Dezernenten mit den leitenden Beamten der einzelnen Abteilungen und darüber 
hinaus mit den sämtlichen in Frage kommenden Expedienten über alle wichtigeren Fragen 

der Fursovgetätigkeit steigerten den Arbeitseifer und daS VerantwortlichkeitSgefühl deS 
einzelnen Beamten und brachten die allgemeinen Grundsätze der Verwaltung ohne 
große Reibung zur gleichmäßigen Durchführung.

Nachdem die Erfahrung ergeben hatte, daß die gleich nach dem Kriege geschaffene 
selbständige Füvsorgestelle für Kriegsbeschädigte und Kriegshintevbliebene ein organi­
satorischer Fehlschlag war, wurde Son vornherein öon der Schaffung weiterer derartiger 

selbständiger Dienststellen abgesehen und die Arbeitsgebiete der Sozial- und Kleinrentner- 
fürsorge dem Wohlfahrtsamt einöerleibt. Auch die Kriegsbeschädigten- und Kviegs- 
hinterbliebenenfüvsorgestelle wurde schließlich zu einem Bestandteil deS Wohlfahrtsamtes 
mit dem Ergebnis, daß zahlreiche ähnliche Arbeitsgebiete der Sevschiedenen Fürsorge­
zweige verschmolzen und dadurch wesentlich an Arbeit und Personal gespart werden konnte.

-Mit diesem arbeitsfreudigen und elastischen Beamtenkörpev wurde es möglich, die 
durch die wirtschaftliche Katastrophe der letzten Fahre immer zahlreicher und schwieriger 
werdenden Notstandsprobleme soweit zu lösen, als dieses bei der Beschränktheit der zur 

Verfügung stehenden Mittel überhaupt möglich war.
Als neues bisher noch nicht in Erscheinung getretenes Arbeitsgebiet des Wohlfahrts­

amtes ergab sich alsbald nach dem Kriege die Arbeitsfürsovge, insbesondere füv evwerbs- 
beschränkte Personen. Die gesetzliche Einführung der Evwerbslosenfürforge hatte sehr 
bald die breiten Massen daran gewöhnt, im Falle öon Erwerbslosigkeit die Hilfe der 
Behörde in Anspruch zu nehmen. Die in den gesetzlichen Bestimmungen vorgesehene 
Karenzzeit sowie die Beschränkung dieser Unterstützungen auf eine bestimmte Feit 
brachten eS mit sich, daß Zahlreiche Erwerbslose mit ihren Forderungen öon der Er- 
werbslosensürsorge abgewiesen wurden und sich deshalb hilfesuchend an das Wohlfahrts­
amt wandten. Besonders waren es die evwerbsbeschvänkten Personen, die zunächst in 
weitherziger Auslegung der Bestimmungen als Vollerwerbsfähige Unterstützung ge-



nofsen, aber mit Rücksicht aus ihre Erwerbsbeschränktheit auch nach Ablaus dev Anter- 
stützungSzeit keine Arbeit finden konnten. Es lag nahe, entsprechend früherer Abung^ 
in diesen Fallen Hilfe in Form öon Barunterstützungen zu gewähren. Dieses hätte 
zweifellos auch dem Wunsch einer großen Menge dev Beteiligten entsprochen. DaS 
Wohlfahrtsamt erkannte jedoch die Gefahr solcher bequemen Fürsorge und entschloß sich/ 
Hilfe nuv in der Form öon gemeinnütziger Arbeit zu gewähren. Au diesem Fweck trat 
das Amt als selbständiger Anternehmev aus und ließ sich in großem Amsange geeignete 
Arbeiten Son anderen städtischen Dienststellen zuweisen. So wurden umfangreiche 

Erdarbeiter! zur Einebnung alter städtischer Müllabladestellen durchgeführt, Boden­
flächen im Interesse des KleingavtenbauS urbar gemacht und bei verschiedenartigen 
Arbeiten im Hafenbau, bei Abbrüchen und ähnlichem mitgewivkt. Die Weidennußungen 
mehrerer Forts und Festungen Königsbergs wurden Son dev Fovtifikation gepachtet 
und die Weiden öon evwerbsbeschränkten Personen geschnitten. Mit dem dadurch ge­
wonnenen Material wurden im Innenbetriebe zahlreiche Erwerbsbeschränkte mit Korb­
flechtarbeiten beschäftigt. Auch sonstige Innenavbeit wurde nach Möglichkeit, Sor 
allen Dingen in den Wintermonatcn, zur Verfügung gehalten. Auf solche Weise 
wurde die Verabfolgung ungerechtfertigter Anterstützungen an arbeitsscheue Elemente 
mit Erfolg öermieden und dev Trieb zur Arbeit bei zahlreichen Personen, denen er 
im Taufe des KviegeS und dev Nachkriegszeit abhanden gekommen wav, neu gestärkt.

Die immer stärker einsetzenden InflationSevschcinungen öerlangten ebenfalls alsbald 
die Abkehr von den bisherigen VerwaltungSgvundsätzen und eine elastische Anpassung 
an die immer katastrophaler austretenden jeweiligen Aenderungen unserer Wirtschafts­
formen. Die bisher in Geld gezahlten Anterstützungen wurden durch die Inflation 
bis zu dem Feitpunkt, wo sie in die Hand des Empfängers gelangten, wertloS. Alle 
Versuche zur Beschleunigung dev Auszahlung hatten keinen nennenswerten Erfolg, 
sodaß sich daS Wohlfahrtsamt genötigt sah, die ihm zur Verfügung stehenden Gelder 
erst teilweise und schließlich in immer größerem Amfange zum beschleunigten Ankaus



von Lebensrnitteln, Bekleidungsstücken und Brennstoffen ZU Verwenden und die Anter- 
stützungen nur in solchen Naturalien auSzuzahlen. Diese Maßnahme führte dazu, daß 
die größten Harten der Inflation beseitigt und den Bedürftigen wirkliche Werte Zu­

geführt werden konnten.
Trotz der ungeheueren Anforderungen, die die Bewältigung aller dieser Maffen- 

not an daS Wohlfahrtsamt stellte, kann die Stadt Königsberg für sich in Anspruch 

nehmen, daneben die Fortentwickelung der Sov dem Kriege, in Angriff genommenen 
indiSiduellen Fürsorge, Sov allem auf gesundheitlichem Gebiet, nicht aus den Augen 
Lerloven, sondern sogleich nach dem Kriege wieder kräftig aufgenommen zu haben. Die 
Armendirektion wurde 7?7p zum Wohlfahrtsamt umgewandelt und damit der Gedanke 
in den Vordergrund gestellt, daß die Sorbeugende Tätigkeit gegenüber erst drohenden 

Notständen die wichtigste Aufgabe des Amtes sein müsse. Im gleichen Fahre 7979 
wurde die Stellung eines Stadtmedizinalrates mit den Befugnissen eines ordentlicher: 
MagistvatSmitgliedeS geschaffen, Zwei hauptamtliche Schulärzte eingestellt und ein zunächst 
selbständiges Gesundheitsamt mit folgenden Aufgaben errichtet: 7. Seuchenbekämpfung, 
L. Die Sorge für Mutter und Kind, z. Die Krüppelfüvsovge, 4. Die städtische 
Krankenanstalt, 5. Badeanstalten und Volksbvausebädev, 6. Hygienische Anregungen 
und Begutachtungen, 7. Die Son der städtischen Krankenanstalt getrennte Abteilung 
für weibliche Geschlechtskranke. Außerdem sollte eS die einzelnen Spezialgebiete, 
welche bisher hauptsächlich durch priSate VeveinStätigkeit gefördert waren, zu einer zweck­
mäßigen Fusammenarbeit vereinigen. In Verfolg dieser Fiele wurde noch im Fahre 
79>so die Fursovgestelle für Lungenkranke und Tuberkulose, die Beratungsstelle für 
Alkoholkranke und die Dienststelle für SchulgefundheitSpflege mit ihren drei Schul­
ärzten, die bislang der Schulverwaltung unterstellt waren, dem Gesundheitsamt ange- 
gliedevt und mit ihm räumlich vereinigt. Auch auf den verschiedensten anderen Gebieten 
trat die segensreiche Tätigkeit der neuen Einrichtung deutlich und kräftig in Erscheinung. 
Allerdings erwies sich mit der Feit immer stärker als ein grundsätzlicher Mangel der



Organisation, daß Gesundheitsamt und Wohlfahrtsamt, dem die wirtschaftliche Fürsorge 
der Bedürftigen oblag, räumlich und organisatorisch Son einander getrennt waren und 
daher Sielfach neben und auch ungewollt gegeneinander arbeiteten. Diesem Mangel 
wurde dadurch abgeholfen, daß im Hahre 19>21 beide Amt er zu einer organischen 
Einheit mit zwei gleichgeordneten Dezernenten für Verwaltung und Gesundheitspflege 
Verschmolzen und mit Beginn deS HaheeS ip2Z auch räumlich mit einander vereinigt 
wurden. Die dadurch ermöglichte intensive Fusammenarbeit hat trotz der kurzen Feit 
ihvesBestehenS das gesamte Gebiet der öffentlichenWohlsahrtspflege weitgehend gefördert.

Die SäuglingSfürsorge litt bisher darunter, daß an ihr sowohl Gesundheitsamt als 
auch daS Wohlfahrtsamt nebeneinander beteiligt waren. Tetzteres stellte unter Mitarbeit 
deS BerufSöormundeS die armenvechtliche Hilfsbedürftigkeit fest, während ersterem die 
gesundheitlichen Aufgaben oblagen: Beratung in fünf Mutterberatungs- und Säug- 
lingSfürsovgestellen, regelmäßige fürsorgerische und ärztliche Aufsicht über alle Pflege­
stellen und Haltekinder, Verabfolgung Son Säuglingswäsche, BekleidungSgegenständen 

und Nahrungsmitteln, schließlich Betrieb einer unter ärztlicher Aussicht stehenden, im 
Gebäude deS Gesundheitsamtes befindlichen Milchküche. Die Kleinkindersürsorge wies 
bei unregelmäßiger Tätigkeit rein ehrenamtlicher Helferinnen erhebliche Tücken und 

kaum bemerkbare Erfolge auf. Durch ein SevständniSSolleS Fufammenarbeiten der 
beteiligten Stellen wurde die Tätigkeit in der SäuglingSfürsovge erheblich erweitert 
und vertieft.

Eine der wichtigsten Maßnahmen der Nachkriegszeit bleibt die Ausgestaltung und 
Vereinheitlichung der Fürsorgcarbeit durch hauptamtlich angestellte Fürsorgerinnen. 
Auf den verschiedensten Einzelgebieten waren bisher solche Fürsorgerinnen für die 
Säuglings-, Schul-, Tuberkulose-, WohnungS- und Kriegshinterbliebenenfürsorge 
tätig. Diese Organisation hatte den großen Mangel, daß in derselben Familie bis­
weilen zu gleicher Feit verschiedene Personen mit den gleichen Feststellungen und sich 
häufig überschneidenden Maßnahmen beschäftigt wurden. Diese Fersplitterung brächte



ein fruchtloses Neben- und Gegeneinanderarbeiten mit sich, war sehr kostspielig und 
beeinträchtigte daS Ansehen der Fürsorgerin bei den Pfleglingen. Sie wurde allmählich 
und planmäßig dadurch beseitigt, daß die Einzelsürsorge in eine allgemeine Familien- 
fürsorge umgeschassen wurde. Die geeignetsten Persönlichkeiten unter dem bisherigen 
Personal erhielten Ausbildung aus sämtlichen Gebieten der gesundheitlichen und wirt­

schaftlichen Fürsorge und wurden alsdann am 7. januar 7PL4 als Bezirkssürsorgevinnen 
in den Dienst gestellt, wobei ihnen auch noch die lausende Desinfektion am Kranken­

bette bei ansteckenden Krankheiten übertragen wurde.
Trotz der verhältnismäßig kurzen Feit ihrer Tätigkeit kann schon setzt gesagt werden, 

daß sich diese Neueinrichtung bewährt und gegenüber den mit immer größeren Schwie­
rigkeiten heranzuziehenden ehrenamtlichen Hilfskräften als nicht mehr entbehrlich erwiesen 
hat. Die 24 Bezivkssürsorgerinnen sind aus zo städtische Bezirke verteilt und sür 

die gesamte wirtschaftliche und gesundheitliche Fürsorgetätigkeit in ihrem 
Bezirk verantwortlich. Engste Fusammenarbeit mit den ehrenamtlichen Organen der 
städtischen Armenpflege ist gewährleistet. Mit dem 7. April d. j. sind die bisher sür 

die Bezirkssürsorgevinnen und Armenkommissionen verschiedenen Bezirke einheitlich 

Zusammengelegt.
Von der Bezirksfürsorge auSgeschaltet ist die RettungSarbeit an notorischen Trinkern, 

die der Wirksamkeit abstinenter Vereinigungen überlassen ist.
Eine vollkommene Neuregelung hat auch der von der GcsundheitSabteilung 

deS Wohlfahrtsamtes durchgeführte Schularztdienst, verbunden mit Schulkinderfüvsovge 
erfahren. In den einzelnen Schulen finden sogenannte Reihenuntersuchungen und 
Massenbesuche statt, verbunden mit gelegentlichen ärztlichen Belehrungen und mit ärzt­
licher Bevussberatung sür die von den Schulen abgehenden Schüler. Anterstützt 
werden diese Antevsuchungen in den Schulen durch schulärztliche BeratungSsprechstunden 
in den einzelnen Schulqrztbezirken, in denen die Eltern Belehrungen über Pslege der 
Kinder erhalten und die ersten Fürsorgemaßnahmen eingeleitet werden. Für die Schul-



kindevfürsovge stehen 2 Kinderheime zur Verfügung, die meist im Sommer und Winter 
für rund 1OO Kinder aufnahmefähig sind.

Ein besonderes Augenmerk wird auch dev örtlichen. Evholungsfürsorge gewidmet, 
die Sor allem in den Ferien stattfindet. Auf den großen Spielplätzen und Schulhöfen 
dev Stadt sind während der Sommerferien Ferienspiele, verbunden mit Speisung, 
eingerichtet.

Am die Hugend vor Verwahrlosung zu schützen, hat sich seit jahrzehnten die Hort- 

fürsorge besonders bewährt. 7 Kinderhorte nehmen die Kinder bedürftiger Eltern auf,- 
hier können sie ihre Schularbeiten verrichten und werden außerdem mit Spiel und 
kleinen Handarbeiten beschäftigt.

Es wird betont, daß die individuelle Fürsorge füv das einzelne Schulkind, aus­
gehend von dem ärztlichen Berater, die Hauptaufgabe der Schulkinderfürsorge ist. Die 
Mrsorge für die Schuljugend erstreckt sich sinngemäß auch auf die Fortbildungsschüler und 
die Schüler der höheren Knaben- und Mädchenschulen. Kurzum, die gesamte Schul­

jugend wird Som Füvsorgedienst erfaßt. Der Schulkinderfürforge angegliedert ist auch 
die Schulspeisung. Diese Einrichtung, deren Durchführung erhebliche Ansprüche so­

wohl bezgl. der Organisation als auch dev zu leistenden vielseitigen Kleinarbeit stellte, 

hat in 7 SpeifungSabfchnitten vorn Hanuav ip2l bis zum zi. Dezember ix>2Z ca. Z7000 
Schulkinder, 1200 Kleinkinder, 1200 jugendliche und Soo hoffende und stillende 
Frauen gespeist. In dem achten SpeisungSabschnitt, der am 5. Mai 1^24 begonnen 
hat und auf 20 Wochen fich erstrecken soll, werden in dev ersten Hälfte 6000, in der 
zweiten zooo Portionen täglich verausgabt.

Gleichlaufend mit der Fufammenfaffung dev gesundheitlichen und wirtschaftlichen 
öffentlichen Fürsorge ging auch diejenige dev öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege. 
Die bereits vor dem Kriege einfetzenden Bestrebungen, alle Nachrichten über öffentliche 
und private Fürsorgetätigkeit im Einzelnen an einer Fentralstelle zu sammeln und 
dadurch ein Nebeneinander dieser Bestrebungen und eine Verabfolgung Son Antev-



stützungen an Anwürdigc zu verhindern, führten zur Schaffung einer Auskunftsstelle 
beim städtischen Wohlfahrtsamt, die durch Vereinbarungen mit sämtlichen privaten 
WohlfahrtSorganisationen dieses Material sammelte und in einer Kartotheck verarbeitete. 
Der Amstand, daß eS gelang, eine in den Kreisen der privaten Wohlfahrtspflege 
allgemein bekannte und geschätzte Persönlichkeit an die Spitze der AuSkunftsstelle zu 
setzen, führte dazu, daß diese städtische Dienststelle mit der Feit der Mittelpunkt für 
eine immer engere Fusammenarbeit zwischen öffentlicher und privater Wohlfahrtspflege 
wurde. Diese guten Beziehungen trugen Siel dazu bei, daß, als infolge der allgemeinen 

wirtschaftlichen Verhältnisse die Not weiter städtischer BeSölkerungSkveise im Jahre i?2Z 
durch öffentliche Mittel nicht mehr ausreichend gelindert werden konnte, sich die besitzenden 
Kreise in Stadt und Land in außerordentlichem Amfange der Notleidenden durch 

Vermittelung deS städtischen Wohlfahrtsamtes annahmen.
Angefähv 10000 Fentner Getreide, außer großen Mengen anderer Lebens­

rnittel, wurden Son dem ostpreußischen LandwirtschaftSSerband in Sorbildlichev 
SevtraucnSöoller Fusammenarbeit mit dem Wohlfahrtsamt durch die Sammlung 
„Heimatopfev" aufgebracht. Viele Hunderte Fentner Son Kolonialwaren und Käse 
wurden Son der Kaufmannschaft und den Molkereibesitzevn gespendet. Die Königs- 
bevger Kohlenhändler stifteten größere Mengen Brennstoffe, Son anderen Wohltätern 

wurden Bekleidungsstücke Zur Versügung gestellt.
Als die beiden städtischen Volksküchen, welche täglich rund 1000 Personen speisten, 

die immer wachsende Not nicht bewältigen konnten, fanden sich andere Kreise der Stadt 
bereit, helfend einzuspringen. DaS Meßamt übernahm die Speisung Son täglich rund 
1200 Personen in den Räumen seines HauptvestaurantS. Der Vaterländische Fvauen- 
Sevein und die Steinfurt'sche Fabrik gewährten se 200 Bedürftigen täglich warmeS 
Mittagessen. Mit besonderer Anerkennung zu nennen ist auch daS Verhalten unserer 
gesamten Königsberger Reichswehr, deren Mitglieder sich sämtlich freiwillig einen 
bestimmten GehaltSteil laufend abziehen ließen und mit Hilfe dieser Mittel Sielen tausend



Kindern laufend warmes Essen auS Feldküchen gewahrten, welche zu diesem Aweä! an 
den Serschiedensten Stellen der Stadt aufgestellt wurden. Endlich fanden sich zahlreiche 

Königsbergev Büvgev bereit, Bedürftige aller Art an ihrem eigenen MittagStisch 
teilnehmen zu lassen, wodurch ungefähr 12000 Menschen in der Woche mindestens ein­

mal eine warme Mittagsmahlzeit gewährt wurde.
Durch die Notwendigkeit, die äußerste Sparsamkeit nach jeder Richtung hin zu 

üben, sieht sich die öffentliche Wohlfahrtspflege augenblicklich gezwungen, manchen groß­
zügigen und hoffnungsvollen Plan der Vorkriegszeit und vieler Einrichtungen, die zu 
unS auS jener glücklicheren Periode herübevgekommen sind, aufzugeben. So konnte die 
im Fahre 1922 nach Ausgabe der militärischen Beschlagnahme der Stadt wieder über­

lassene Kaiser-Wilhelm-Heimstätte in Fuditten nicht ihrer früheren Bestimmung als 
Heimstätte füv Genesende Zurückgegeben werden, da die Mittel zur Betriebsfühvung 
fehlten, und wurde der städtischen Grundstücksverwaltung zur Einrichtung öon Wohnungen 
zur Verfügung gestellt. Auch der Plan, in der zu diesem Awecke nach dem Kriege 
angekauften früheren Nervenheilanstalt Speichersdorf ein TuberkulosckrankenhauS ein- 
zurichten, scheiterte an dem Fehlen der nötigen Betriebsmittel. Endlich konnten auch 
daS städtische Waisenhaus und SiechenhauS als städtische Anstalten nicht mehr aufrecht 
erhalten werden. Aber der Appell, den die städtische Verwaltung in diesen Augenblicken 
schwersten Niederganges an die in unserer privaten und kirchlichen Wohlfahrtspflege 
vorhandenen lebendigen Kräfte richtete, brächte keine Enttäuschung, sondern einen Sollen 
Erfolg. DaS städtische SiechenhauS übernahm ein zu diesem Awecke auS Königsbergev 
Bürgern gebildeter Verein „KönigSbcrger SiechenhauS" und erreichte durch seine gesunde 
wirtschaftliche Verwaltung, daß diese Anstalt sich auS eigener Kraft weiter erhalten 
konnte und gegenwärtig wirtschaftlich völlig gesichert vertrauensvoll in die Aukunft blicken 
kann. In ähnlicher Weise errichtete der vaterländische Frauenverein in einem Gebäude 
der Speichevsdorfer Anstalt ein Altersheim, während in den übrigen Baulichkeiten der 
katholische Orden der Katharinerinnen ein Genesungsheim und eine HaushaltungSschule



für Mädchen eröffnete. In den Räumen des Waisenhauses hat in diesem Frühjahr 
der Frauenöerein zur Errichtung alkoholfreier Speisehäuser ein Tedigenheim eingerichtet, 
daS ungefähr 60-80 unverheirateten Personen männlichen Geschlechts ein dauerndes 
gemütliches Heim schastt und damit einem dringenden, in unserer Stadt bestehenden 
Bedürfnisse abhilft.

Die Gegenwart stellt die öffentliche Wohlfahrtspflege vor teilweise unüberwindlich 
erscheinende Schwierigkeiten, so daß vielfach die Meinung vertreten wird, daß eine 
starke Einschränkung, wenn nicht völliger Abbau, weitester Fweige dev Fürsorge er­
folgen muß..

Ein solcher Abbau darf jedoch nicht in Betracht kommen, will man nicht der Volks- 
gesundheit, der Arbeitskraft und damit dev ganzen Volkswirtschaft einen unwieder­
bringlichen Schaden zufügen. Wohl aber muß wegen dev gegenwärtig und wahrscheinlich 

auch künftig traurigen Wirtschaftslage eine Amgestaltung, ein Ambau der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege mit dem Fiele durchgeführt werden, mit sachlich geschulten, öon warm­

herziger Hingabe an ihre Arbeit erfüllten Kräften unter Beseitigung jeder unfruchtbaren 
Nebeneinanderarbeit bei verhältnismäßig geringem Aufwande höchste Wirkungen zu 

erzielen. Wir hoffen, in unserm Wohlfahrtsamt in seinen Einrichtungen eine sparsame 
und leistungsfähige, dev Avmut dev Feit gerecht werdende Organisation geschaffen zu 
haben. Daß diese Organisation die genügende Elastizität besitzt, um allen neu an sie heran- 
tretenden Problemen und Aufgaben gerecht zu werden, und mit den geeigneten Kräften 
besetzt ist, beweist die Tatsache, daß die Durchführung deS ReichsjugendwohlfahrtS- 
gesetzeS ohne wesentliche OrganisationSänderung und ohne Beamtenvermehrung 

möglich wav.

Deshalb ist die Fuöersicht berechtigt, daß auch künftig alle Notstände, die die Fukunft 
dev Königsbevgev Bevölkerung bringen sollte, daS Wohlfahrtsamt auf seinem Posten 

finden werden.
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